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Das Urteil des Limburger Landge-
richtes gegen zwei Justizvollzugs-
vollzugsbeamte aus Rheinland-

Pfalz löst bei vielen Bediensteten Zorn, 
Verbitterung und Unsicherheit aus und 
wird nicht nur vom BSBD kritisch gese-
hen. Gegen zwei Beamte und eine Be-
amtin wurde Anklage wegen Beihilfe zum 
Mord erhoben, da nach Meinung der 
Staatsanwaltschaft die Bediensteten ihre 
Sorgfaltspflicht im Prüfungsverfahren von 
vollzugsöffnenden Maßnahmen verletzt 
hatten und so einem wegen Fahren ohne 
Fahrerlaubnis verurteilten Straftäter die 
weitere Strafverbüßung in einer offenen 
Vollzugsanstalt ermöglichten. Der Strafge-
fangene nutzte seine Chance der Resozi-
alisierung nicht, fuhr erneut ein Fahrzeug 
ohne Fahrerlaubnis und verschuldete 
dadurch einen Verkehrsunfall – nachdem 
ihn die Polizei stellen wollte – in deren Folge eine junge Frau 
zu Tode kam. Ein tragisches Geschehnis. Der verantwortliche 
Straftäter wurde dafür verurteilt. Dies kann das Leid der Fa-
milie jedoch nicht lindern. Wir bedauern den Tod der jungen 
Frau zutiefst und unser Mitgefühl gilt der Familie. 
Dennoch ist aus Sicht des BSBD die Annahme eines kau-
salen Zusammenhangs der Entscheidung zur Verlegung des 
Gefangenen in den offenen Vollzug und dem Tod der jungen 
Frau zweifelhaft. Prozessbeobachter der Gewerkschaft hin-
terfragen das vom Gericht erlassene Urteil, da es aus ihrer 
Sicht nicht alle Umstände ausreichend berücksichtigt und 
entlastende Faktoren unzureichend würdigt.
Das vorläufige Urteil wirft zahlreiche Fragen auf ! Wie sieht 
die gesellschaftliche Aufgabe des Strafvollzuges zukünftig 
in Deutschland aus ? Soll der Strafvollzug nur noch für die 
sichere Unterbringung des Straftäters sorgen und nicht mehr 
auf seine Wiedereingliederung in die Gesellschaft nach der 
Haftentlassung hinwirken ? 
Werden vollzugsöffnende Maßnahmen ad acta gelegt und 
der offene Vollzug geschlossen ? Welche Risiken tragen Be-
dienstete, wenn sie in Ausübung des Ermessensspielraumes 
vollzugsöffnende Maßnahmen dem Strafgefangenen gewäh-
ren und sich mit den Folgen dieser Entscheidung möglicher-

weise auf der Anklagebank wiederfinden ? 
Welche Bediensteten sind zukünftig noch 
bereit die letzte Entscheidung zur Locke-
rung zu treffen, wenn sie damit ggf. die ei-
gene finanzielle Zukunft und die Zukunft 
der Familie aufs Spiel setzen ? Brauchen 
wir zukünftig einen „harten Zustimmungs-
katalog“ für die Genehmigung von Voll-
zugslockerungen und Verlegungen in den 
offenen Vollzug ? Haben die Bediensteten 
überhaupt die Unterstützung der eige-
nen Dienstherren ? Wer zahlt die Rechts-
anwalts- und Gerichtskosten, wenn Be-
dienstete für die Dienstverrichtung nach 
gutem Wissen und Gewissen für die Be-
hörde aktiv sind ? Endet hier die Fürsorge-
pflicht der Dienstherren ?
In einigen Bundesländern hat man sich 
in den Ministerien bereits zu den mög-
lichen Auswirkungen des Urteils Gedan-

ken gemacht, sofern es Rechtskraft erlangen sollte. Wir 
haben nach wie vor die Hoffnung, dass das Urteil des LG 
aufgehoben wird, ein Revisionsgericht die Erkenntnisse all-
umfassend würdigt und  letztendlich  die Bediensteten  einen 
Freispruch erhalten.
Wir – der BSBD – erwarten seitens der Justizministerien der 
Länder als Dienstherren angesichts der Umstände Unter-
stützung für alle Justizvollzugsbediensteten, eine klare und 
unmissverständliche Aussage zur Zukunft des offenen Voll-
zuges und klare nachvollziehbare und eindeutig zu beant-
wortende Kriterien zur Gewährung von Vollzugslockerungen 
und Verlegungen in den offenen Vollzug. Es kann nicht sein, 
dass seitens der Behörde den Mitarbeitern Ermessensspiel-
raum zugestanden wird, für deren Auslegung eine strafrecht-
liche Konsequenz entsteht.
Kollegin Kannegießer – Landesvorsitzende des BSBD Hes-
sen – hat den Prozessverlauf regelmäßig beobachtet und 
bereits in vorangegangenen Ausgaben des Vollzugsdienstes 
ausführlich berichtet. Nunmehr hat sie sich mit der Urteilsbe-
gründung auseinandergesetzt und im nachstehenden Artikel 
ihre Einschätzung zusammengefasst.

Danke dafür !
Die Bundesleitung

„Dass nicht zu befürchten ist ….“

Vorhersehbar – kausal – objektiv zuzurechnen … ? ? ?
Rheinland-Pfälzer Kollegen zu 9-monatigen Haftstrafen verurteilt

Zwischenruf 2 aus Hessen  
von Birgit Kannegießer

Limburger Urteil gegen  
Vollzugsbedienstete  

schockiert

Da saß ich nun am 7. Juni 2018 gemein­
sam mit meinem Kollegen dem Landes­
vorsitzenden des BSBD Rheinland-Pfalz, 
Winfried Conrad, im Gerichtssaal 129 
des Limburger Landgerichts. Um uns 
herum saßen etliche Vollzugskollegen/
innen sowie Kolleginnen und Kollegen 
der Bewährungshilfe aus Rheinland-
Pfalz. Beide Anstaltsleiter der betrof­
fenen Anstalten waren da: der Leiter 
der JVA Wittlich, dessen Stellvertrete­
rin auf der Anklagebank zu sitzen hatte, 

sowie der Leiter der JVA Diez, dessen 
Vollzugsabteilungsleiter angeklagt war.

Das Urteil im Namen des Volkes: je­
weils neun Monate auf Bewährung für 
die stellvertretende Anstaltsleiterin der 
JVA Wittlich und für den damaligen 
Vollzugsabteilungsleiter des offenen 
Vollzugs bei der JVA Diez. Neun Monate 
für beide – damit wurde die Forderung 
der Staatsanwaltschaft überschritten; 
dazu Geldstrafen: 10.000 € für die stell­
vertretende Anstaltsleiterin, 8.000 € 
für den damaligen Vollzugsabteilungs­
leiter; zu zahlen an die Landesverkehrs­
wacht Hessen e. V. und den Bund gegen 

Alkohol und Drogen e. V.. Dazu natür­
lich die Gerichts- und Anwaltskosten 
sowie die Kosten der Nebenklage…. 
Wem jetzt noch nicht existenziell die 
Luft weg bleibt ?? Mir schon.

Der damalige Inspektoranwärter wur­
de freigesprochen.

Und dann die mündliche Urteilsbe­
gründung des vorsitzenden Richters. 
Ja, auch ich konnte mir wiederholtes 
Raunen nicht verkneifen; möge man 
mir nicht gar die Missachtung des Ge­
richts vorwerfen.

In der ersten Septemberwoche wur­
de das insgesamt 272 ( ! ) Seiten um­

Quo vadis,  
Strafvollzug ?

René Müller
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insgesamt 14 Jahre in Haft – in 4 oder 
5 Vollstreckungen mit (ich wage es zu 
sagen) insgesamt recht einschlägigen 
Verurteilungen; der Mann hatte keinen 
Führerschein, fuhr aber Auto. Daraus 
resultierten Bewährungs- und Haftstra­
fen. In den beiden durch die Limburger 
Strafkammer besonders hervorgeho­
benen Urteilen aus den Jahren 1993 
und 1999 sind Verfolgungsfahrten, 
Sachbeschädigung, Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte etc. notiert.

Ansonsten FoF, Bewährungsstrafen, 
Haftstrafen, Widerrufe – und immer 
Führerscheinverbote. In der letzten Ver­
urteilung 2013 wurde K. erneut wg. Wi­
derstand gegen Vollstreckungsbeamte 
verurteilt, d.h. K. war in eine Verkehrs­
kontrolle geraten, entzog sich dieser, 
indem er das Auto zurücksetzte, dann 
nach vorne auf eine Polizeibeamtin zu­
fuhr, die zur Seite sprang.
Bei der Auffahrt auf eine 
Autobahn schnitt er zu­
dem ein Fahrzeug, der 
Fahrer musste zur Un­
fallvermeidung massiv 
bremsen. Es folgte eine 
weitere Verurteilung, es 
folgte die Ladung zum 
Strafantritt, die noch­
mals um 6 Wochen ver­
schoben wurde, durch 
die Staatsanwaltschaft 
wurde ein ca. 6-wö­
chiger Haftaufschub 
gewährt. Und dann war 
er wieder da, der VU 
K. Er stellte sich selbst 
Ende August 2013 in 
der JVA Koblenz, wurde 
von dort Tage später 
nach Wittlich verlegt. 
Zugangsuntersuchung, 
Vollzugsplanung, Lo­
ckerungseignung, Ver­
legung in den offenen 
Vollzug, Gewährung von 
ersten Lockerungen.

Diese Entscheidungen wurden im We­
sentlichen – folgt man dem jetzt vorlie­
genden Urteil – vorbereitet durch einen 
neu eingestellten Sozialarbeiter und ei­
nen Inspektoranwärter mit Dienstleis­
tungsauftrag, der nach Ablegen seiner 
schriftlichen Laufbahnprüfung un­
mittelbar als Vollzugsabteilungsleiter 
eingesetzt worden war. Abschließend 
zeichnen durfte er nicht. In Hessen ist 
diese Kombination tatsächlich undenk­
bar. In Rheinland-Pfalz wurde dahinge­
hend die stellvertretende Anstaltsleite­
rin als zuständige Dezernentin in die 
Pflicht der Verbindlichkeit stiftenden 
Unterschrift gerufen, in der Vollzugs­
planungskonferenz war sie allerdings 

nicht dabei. Aber offensichtlich waren 
die (maßgeblichen?) Konferenzteilneh­
mer unterschiedlicher Meinung. Hät­
te die stellvertretende Anstaltsleiterin 
tatsächlich den gesamten Vorgang, die 
ihr vorgelegten Gefangenen-PA durch­
arbeiten können, um die vom Gericht 
nun dargelegten, wahrgenommenen 
und beschriebenen Widersprüchlich­
keiten festzustellen? Die schriftlichen 
Dokumentationen der Zugangsunter­
suchung und der Vollzugsplanung wer­
den jedenfalls durch das Gericht im 
Jahr 2018 – zurückschauend – auf vie­
len des insgesamt 272-seitigen Urteils 
zerpflückt. Beim Lesen entdecke ich al­
lerdings von uns häufig eingesetzte For­
mulierweisen, Entscheidungschemata, 
Begründungen und, und, und. Fremd 
waren mir die Textpassagen nicht. 
Hätte Frau D. nun tatsächlich die in 

den Vollzugsplan nicht übernommenen 
Textpassagen aus der Zugangsunter­
suchung identifizieren und ergänzen 
lassen müssen? Wurden Sie vorsätzlich 
ausgelassen, um die Entscheidungsfin­
dung zu schönen? Wären wir ( ! ) tat­
sächlich jemals auf die Idee gekommen, 
für die in Rede stehende Deliktgruppe 
die Vorakten seit 1993 beizuziehen? 
Was hätte die zuständige StVK gesagt, 
wenn wir mit den 3 – 4 auffälligen Er­
eignissen argumentativ die Ungeeignet­
heit bescheinigt hätten?

Der Kernvorwurf in der mündlichen 
Urteilsbegründung war die Verletzung 
der Sorgfaltspflicht bei der Vollzugs­
planung, wobei der Richter – hier ein 

fassende Urteil anonymisiert (jegliche 
Namen wurden geschwärzt) verschickt 
– durch die ganze Republik und per E-
Mail. Ich vermute, dass es zwischen­
zeitlich in allen JVAen angekommen 
ist. Ich jedenfalls habe es mindestens 
dreimal erhalten, einmal davon offiziell 
dienstlich als Vollzugsabteilungsleite­
rin. Aber in dieser Funktion nehme ich 
hier nicht Stellung. Ich spreche als Ge­
werkschaftsvorsitzende des hessischen 
Landesverbandes. Und ich habe es ge­
lesen, habe alle 272 Seiten nachzuspü­
ren, zu verstehen versucht. Und habe 
versucht, diese Urteilsbegründung mit 
meinen Vollzugserfahrungen und -ent­
scheidungen abzugleichen (im großen 
Ganzen: Glück gehabt – bisher). 

Ausdrücklich stelle ich voran, dass 
ich mich nicht vertiefend dazu äußern 
werde, wie durch das Gericht das Ver­
halten der Polizeibediensteten während 
der Geisterfahrt am 28.01.2015 bewer­
tet wird. Es bleibt am Ende der Tod der 
jungen Rebecka R.. Bringt es uns weiter, 
wenn wir die eine gegen die andere Kol­
legengruppe aufrechnen, Bewertung 
vergleichen und schließlich eventuell 
Ungleichbehandlung feststellen wür­
den? Ich meine: nein. Hinzu kommt, 
dass die Passagen, die interne Polizei­
dienstvorschriften betreffen, ebenfalls 
geschwärzt sind und die Angeklagten in 
zwei Schreiben des Gerichts ausdrück­
lich auf die Geheimhaltungspflicht 
hingewiesen wurden, so wie alle an­
deren auch, die das Urteil per E-Mail 
aus dienstlichen Gründen übersandt 
bekommen haben. Aber: es gibt be­
reits ein Urteil, nämlich das gegen den 
VU K., in dem die Rechtswidrigkeit be­
stimmt wurde. Auch der Staatsanwalt 
im hier besprochenen Verfahren ging in 
seinem Plädoyer von Rechtswidrigkeit 
aus. Hiervon weicht das 272-seitige Ur­
teil markant ab….

Ich will mich in diesem „Zwischen-
ruf 2“ auf die Bewertungen vollzug­
licher Handlungs-, Bearbeitungs- und 
Bewertungsweisen beschränken und 
eine Prognose wagen für zukünftige 
Vollzugsentscheidungen, sollte dieses 
Urteil tatsächlich Rechtskraft erlan­
gen. Die Verurteilten haben Revision 
eingelegt. Die Strafkammer erklärte 
wiederholt, dass dieser Sachverhalt 
nicht abschließend durch sie selbst ent­
schieden werde.

Sowohl in der mündlichen Verhand­
lung wie auch im schriftlichen Urteil 
wurden alle 26 BZR-Einträge durch die 
Strafkammer vorangestellt, allen 26 
Einträgen seit 1985 (der VU ist Jahr­
gang 1970) wurde in der vorliegenden 
Entscheidung nachgespürt. Vor der In­
haftierung 2013 – 2015 war K. wohl 
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kleines Detail – selbst interessanterwei­
se ständig vom „Vollstreckungsplan“ 
sprach, – er meinte den „Vollzugsplan“ 
– und damit die fachlich versierte Zu­
hörerschaft fortlaufend „irritierte“. Er 
sprach von Einweisungsverurteilung, 
was meinte er? Der VU sei – so der Rich­
ter in seiner Urteilsbegründung – einge­
liefert worden, tatsächlich war er aber 
Selbststeller. Warum er Selbststeller 
war? Weil der letzte den VU K. verur­
teilende Strafrichter ihn hierzu machte. 
Er ließ ihn – wie oben bereits angeführt 
– nach seiner Urteilungsverkündung im 
Sommer 2013 tatsächlich nach Hause 
gehen. Er war aber auch vorher nicht in 
Untersuchungshaft. 

Auch hierzu nimmt die Limburger 
Kammer Stellung: U-Haft sei nicht 
möglich gewesen, da Widerholungsge­
fahr nur für bestimmte Deliktgruppen 

möglich sei. FoF gehört nicht dazu. In 
der mündlichen Urteilungsbegründung 
ging er auf alle BZR-Notierungen ein, 
las aus Urteilen vor, geschrieben in den 
80er und 90er Jahren. Die hatten nun 
die Kolleginnen und Kollegen der Voll­
zugsplanungskonferenz in der JVA Diez 
nicht „sorgfältig arbeitend“ nicht beige­
zogen. Zitiert wurde aus dem Vordruck 
des sozialarbeiterischen Aufnahmege­
sprächs. Es wurde zerpflückt. Der VU 
hatte wohl falsche Angaben zu seinen 
Vorstrafen gemacht. Und der Kollege 
Sozialarbeiter protokollierte das un­
kommentiert. Unreflektierte Übernah­
me wird geurteilt. Allerdings saß hier 
nun nicht der Sozialarbeiter auf der An­

klagebank. Die Dezernentin hätte es, so 
das Urteil, beanstanden müssen.

Das bewegte Leben des VU K. hätte – 
so die Kammer – bei Heranziehung aller 
Strafakten seit den frühen 80er Jahren 
samt gründlichen Aktenstudiums als 
außergewöhnlicher Fall erkannt wer­
den können/müssen; acht Vollverbü­
ßungen, nur eine erfolgreiche Bewäh­
rung, sechs Bewährungswiderrufe. Und 
stets wurden Führerscheinverbote aus­
gesprochen. Ach ja, und es stimmt nicht 
– so das Gericht –, dass K. die letzte Un­
terbringung im offenen Vollzug (also 
bis 2011 in der JVA Diez) straffrei absol­
viert habe, tatsächlich, so die Kammer, 
sei der VU K. wegen einer Sachbeschä­
digung verurteilt worden! „Es handele 
sich bei dem Zeugen (K.) – wie sowohl 
der Angeklagten und dem Angeklagten 
bewusst sein musste – um einen noto-

rischen und unbelehr­
baren Straftäter und 

Bewährungsversager.“ 
Er könne auch nicht 

mit einem KFZ umge­
hen, das zeige die Viel­

zahl der aufgeführten 
Verkehrsdelikte und 

das fortdauernde 
billigen all der gefähr­
lichen Situationen, in 
der der VU andere ge­
bracht habe. 26 BZR-

Eintragungen in 28 
Jahren. Vielleicht gibt 
es bei der Aufzählung 
nun Kolleginnen und 
Kollegen, die feststel­

len: ich hätte mich nun 
anders entschieden 
bei der Vollzugspla­

nung, hätte ihn nicht 
gleich zu offenem 

Vollzug und Freigang 
zugelassen, wie es die 
Kolleginnen und Kol­

legen der JVA Wittlich 
entschieden haben. 

Es lässt sich zu diesem Ergebnis durch­
aus kommen – auch dieses ließe sich 
begründen. Allerdings: ließ sich – unter 
Berücksichtigung des Rheinland-Pfälzi­
schen Vollzugsgesetzes auch entschei­
den, den VU erneut im offenen Vollzug 
unterzubringen? Immerhin: dieses Mal 
hatte K. zum ersten Mal kein Führer­
scheinverbot, das in allen Vorverur­
teilungen stets fortgeschrieben wor­
den war. Beim Lesen des schriftlichen 
Urteils vermute ich, dass dieses Detail 
schließlich wohl das entscheidende war 
für die Vollzugsplanung und die bal­
dige Unterbringung im offenen Vollzug. 
Vielleicht war es aber auch die Tatsa­
che, dass FoF samt aller Begleitdelikte 

für Vollzugsbedienstete tatsächlich nur 
untere Reizschwelle ist im Angesicht 
der ansonsten präsenten und abgeur­
teilten Strafdelikte.

Das Gericht wirft den Vollzugsverant­
wortlichen im Übrigen vor, dass keine 
psychologische Aufarbeitung geplant 
war, um die Gefährlichkeit des K. zu re­
duzieren – Stichwort: fehlende Behand­
lung. Zu Lasten des / der Angeklagten 
wird die nicht erfolgte Kontrolle durch 
die Bediensteten des offenen Vollzuges 
(Autofahrten, Wohnort, Arbeitsplatz) 
bewertet. Beispielhaft sei die erst spät 
erfolgte Auseinandersetzung ( als im 
Sept. / Okt. 2014 die Stellungnahme 
nach § 57 StGB anstand ) mit der Fra­
ge der Anmeldung bei einer Fahrschule 
genannt. Der Einlassung des VU K., die 
MPU sei für ihn kein Problem, weil er 
wahrheitsgemäß antworte, hätte wi­
dersprochen werden sollen. In der Re­
gel fallen die Kandidaten beim ersten 
Mal sowieso durch, dann folgen Trai­
ningsangebote sowie weitere Anläufe. 
Da kommen sehr schnell ein paar tau­
send Euro zusammen. Und ja, auch der 
Führerscheinerwerb in der Fahrschule 
kostet dann Geld, denn K. hatte ja nie 
einen Führerschein besessen. Und ich 
vermute beim Lesen des schriftlichen 
Urteils, dass eine frühere Anmeldung 
bei der Fahrschule schlicht aus finan­
ziellen Gründen nicht möglich war. 
Immerhin, der VU bediente laut Urteil 
seine Gläubiger freiwillig.

Das rheinland-pfälzische Strafvoll­
zugsgesetz sagt in § 45 Abs. 2: „Die 
Lockerungen dürfen gewährt werden, 
wenn verantwortet werden kann zu er­
proben, dass die Strafgefangenen und 
die Jugendstrafgefangenen sich dem 
Vollzug der Freiheitsstrafe oder der 
Jugendstrafe nicht entziehen und die 
Lockerungen nicht zu Straftaten miss­
braucht werden.“ Im Urteil selbst wird 
festgestellt, dass nur ein Lockerungs­
missbrauch, die bereits erwähnte Sach­
beschädigung, während der 14 Jahre 
tatsächlich während vollzugsöffnender 
Maßnahmen belegt ist. Jegliche straf­
rechtlich zu würdigende Rückfälligkeit 
K.´s passierte jedoch in und außerhalb 
von Bewährungszeiten, während er auf 
freiem Fuß war. Fuhr der VU K. tatsäch­
lich während der in Rede stehenden 
Strafvollvollstreckung, wie das Gericht 
„unterstellt“? Fuhr er weiter ohne Füh­
rerschein ein Auto während der ge­
währten Lockerungen, wie es ihm die 
Kammer zuschreibt? Das Gericht stellt 
im schriftlichen Urteil fest, dass der VU 
das am 24.10.2014 als vermisst gemel­
dete Kennzeichen offensichtlich auf 
zwei unterschiedlichen Autos genutzt 
hat, dies ergebe sich aus den Bildern 

   Limburg Gerichtssaal.                                                Fotos (2): BSBD
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Schlüssel mit in seinen Haftraum oder 
er hat in Diez die Möglichkeit, seinen 
Schlüssel eigenhändig in den sog. „Han­
dy-Schließfächern“ zu deponieren. Und 
da die Beweisführung hinsichtlich einer 
dauernden missbräuchlichen Nutzung 
eines KFZ trotz nicht vorhandener Fahr­
erlaubnis ganz wesentlich auf dieses 
Detail abstellt, wäre es da nicht sinn­
stiftend gewesen, dieses Detail tatsäch­
lich durch Zeugenbefragung nochmals 
zu überprüfen? Die Kammer hätte es 
tun können an einem der 19 Verhand­
lungstage. Immerhin, die gesamte Geis­
terfahrt des verurteilten K. wurde in 
dem jetzigen Prozess nochmals klein­
teiligst aufgeklärt. Um die Polizisten 
dann in jeder Weise und umfassend 
zu entlasten, die hierzu wesentlichen 
Passagen gehören aber wohl zu den 
geschwärzten. Und noch eins: würden 
die Schlüssel entgegen der Praxis doch 

überprüft werden, wäre dann der Voll­
zugsabteilungsleiter der richtige Ange­
klagte? Kann man einem Vollzugsab­
teilungsleiter im Rang eines Amtmanns 
tatsächlich vorwerfen, der habe seinen 
offenen Vollzug nicht richtig organi­
siert und ihn deshalb für die Nichtkon­
trolle oder Nichtbeachtung eines Au­
toschlüssels an einem Schlüsselbund, 
der in der Realität jedoch in der Hand 
eines Mitarbeiters zu liegen käme, ver­
antwortlich machen? Oder müsste man 
gar den Sicherheitsdienstleiter in die 
Verantwortung rufen, der diese Kon­
trolle nicht angeordnet hat. Oder nicht 
gleich den Anstaltsleiter samt derer, die 
diesem das Personal zuweisen, Perso­
nal nicht zur Verfügung stellen für alle 
Kontrollen, die andere für notwendig 
erachten könnten? Hm! Sind die dann 
auch Mittäter? In der Garantenstellung 
zum Schutz der Allgemeinheit? Das 

der Autokennzeichenüberprüfung am 
21., 25. und 26. Januar 2015. Zu er­
kennen sei dieses an der unterschied­
lichen KFZ-Schilder-Beleuchtung, die 
am 21.01.2015 anders als am 25. und 
26.01.2015 gewesen sei. Sie erklärt im 
Urteil aber auch, dass die Zeit vor dem 
21.01.2015 samt des Verschwindens 
des als vermisst gemeldeten Kennzei­
chens nicht abschließend aufgeklärt 
habe werden können. Zur Beweisfüh­
rung, der VU sei während des Freigangs 
tatsächlich gefahren, erklärt das Ge­
richt an unterschiedlichen Stellen, der 
VU habe sogar seinen Schlüssel samt 
KFZ-Schlüssel jeweils bei Rückkehr in 
den offenen Vollzug abgegeben, die Be­
diensteten hätten den Schlüssel entge­
gengenommen, den KFZ-Schlüssel aber 
nie registriert. Über Passagen sinniert 
dann das Gericht darüber, ob die Plas­
tikhülle des Schlüssels jeweils abge­

nommen wurde, um die Anwesenheit 
eines KFZ-Schlüssels am Schlüsselbund 
zu verschleiern. Die Strafkammer stellt 
sogar fest, K. habe das Plastikteil gar 
nicht abgenommen. Als Beweis für die­
se „Schlüsselgeschichte“ benennt das 
Gericht eine Zeugenaussage des VU K. 
Da diese durch die Verteidigeranwälte 
jedoch nicht aufgegriffen und folglich 
nicht widerlegt wurde – sie gingen gar 
nicht darauf ein –, wurde auf diese 
Weise aus der Antwort des VU K. für das 
Gericht Wahrheit und Tatsache. 

Hatte die Verteidigung das übersehen 
oder dem Detail einfach keine Bedeu­
tung beigemessen?

Tatsächlich sind die Gefangenen des 
offenen Vollzugs in der JVA Diez (und 
nicht nur dort) gar nicht verpflichtet, 
ihre persönlichen Schlüssel bei Rück­
kehr in den offenen Vollzuges abzu­
geben. Entweder der VU nimmt den 

Gericht warf den Rheinland-Pfälzer 
Kolleginnen und Kollegen vor (hier 
beziehe ich jetzt mal die Teilnehmer/
innen beider Vollzugsplankonferenzen 
in Wittlich und Diez ein), sie hätten 
sich nicht mit dem Vollzugsziel und den 
hierzu notwendigen und zielführenden 
Behandlungsmaßnahmen befasst, die 
Diezer Kolleginnen und Kollegen hät­
ten wiederum die Umsetzung der im 
Vollzugsplan festgelegten Maßnahmen 
nicht überprüft. Hätten Maßnahmen 
bewilligt, ohne Willens und in der Lage 
zu sein, diese zu überprüfen. Wie aber 
überprüfe ich, ob ein F.o.F.-ler in Locke­
rungen kein Auto fährt, ohne ihn stän­
dig zu beschatten? Wie überprüfe ich, 
dass ein verurteilter Dieb nicht wieder 
klaut und gar ein verurteilter Mörder 
aus dem offenen Vollzug nicht wieder 
einen Mord begeht? Überhaupt hätten, 
so das Gericht, die Diezer die Vollzugs­
planung ihrer Wittlicher Kolleginnen 
und Kollegen kritisch zu hinterfragen 
gehabt durch vollständige Überprüfung 
des Inhalts, sie hätten ihn sodann zu­
rückzuverlegen gehabt in den geschlos­
senen Vollzugs. Hätten sie also sorgfäl­
tig gearbeitet, würde die 21-jährige zu 
Tode gekommene Frau noch leben. War 
das fahrlässig oder gar fahrlässige Tö­
tung!? Für den VU K. wird festgestellt, 
er habe die Geisterfahrt vorsätzlich in­
itiiert und es erklärt sich erst am Ende 
der 272 Seiten, warum die Zuschrei­
bung des Vorsatzes erforderlich war.

Der Sprecher der Limburger Staats­
anwaltschaft erklärte am 07. 06. 2018 
(nach der mündlichen Urteilsverkün­
dung) gegenüber den Medien: Hätten 
die Bediensteten sorgfältig gearbeitet, 
wäre ihn nichts vorzuwerfen. Auch 
Vollzugsbeamte müssten in die Verant­
wortung gerufen werden, Ärzte würden 
bei Behandlungsfehlern, Reifenhändler 
bei Reifenschäden etc. zur Verantwor­
tung gezogen werden. 

Ich konnte mir damals einen empör­
ten Zwischenruf nicht verkneifen: „wirk­
lich?“ Ärzte sichern sich nach meiner 
praktischen Erfahrung vor jeglichen 
Eingriffen durch umfassende Beleh­
rungen ab. Und wird ein Reifenhändler, 
der 14 Monate vorher einen Reifen ver­
kaufte, tatsächlich noch derart in die 
Verantwortung gerufen? Wirklich?

Ursächlich für Geisterfahrt und Tod 
der 21-jährigen Rebecka R. war also, so 
das Gericht, die Ermöglichung der An­
wesenheit des VU K. am Unglücksort zu 
dieser Zeit, dem Abend des 28.01.2015 
kurz nach 19 Uhr. Wäre K. im geschlos­
senen Vollzug gewesen, wäre es nicht 
geschehen. Die polizeiliche Verfol­
gung des Geisterfahrers K. wurde im 
Urteil nochmals ausführlich beschrie­

JVA Wittlich.                                                                                        Foto: © Lexikon 1987/wikipedia.de
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ben, Zeugenaussagen bewertet, jegli­
ches Verhalten, alle Entscheidungen 
der teilnehmenden Polizisten wurden 
durch die Strafkammer schließlich ge­
rechtfertigt, die dazugehörenden Po­
lizeivorschriften wurden allerdings 
geschwärzt. Und – so der vorsitzende 
Richter – die Polizisten mussten ad 
hoc entscheiden, die Bediensteten des 
Justizvollzugs dagegen hatten Monate 
für ihre Entscheidungsfindung. – Ähm, 
wenn K. der einzige Gefangene in der 
JVA Wittlich und in der JVA Diez ge­
wesen wäre, dann wäre diese Aussage 
tatsächlich richtig. Er war allerdings 
weder einziger Gefangener in Bezug 
auf das Führen von Zugangsgesprächen 
(samt Dokumentation) noch war er ein­
ziger Kandidat für die Vollzugsplanung. 
Er war auch nicht einziger Gefangener 
des offenen Vollzugs in der JVA Diez. 

Das Urteil missachtet faktisch eine 
Bezugsgröße zu der dort geforderten 
Sorgfalt: den Faktor Zeit. Und vom 
Faktor Zeit ist es nicht weit bis zu den 
Faktoren Personalstärke und Perso­
nalbemessung. Das Gericht nahm sich 
für den hier zu klärenden Vorwurf der 
fahrlässigen Tötung und Beihilfe zum 
Fahren ohne Führerschein jedenfalls 
Zeit: 19 Verhandlungstage und die Zeit 
für das Verfassen von 272 Seiten zur Be­
gründung ihres Urteils.

Wie „anders“ „sorgfältig“ dagegen 
das Landgericht Limburg zu arbeiten 
scheint, zeigt ein für mich erschüt­
ternder Fall: Ein Verfahren aus dem 
Jahr 2011 wegen sexuellen Missbrauchs 
eines Kindes ist immer noch nicht eröff­
net. 2014 soll es wohl ein weiteres miss­
brauchtes Kind gegeben haben. Keine 
U-Haftsache, deshalb keine Dringlich­
keit bei der Terminierung? 

Ich wurde bereits im vergangenen 
Jahr in einer Veranstaltung zum Op­
ferschutz auf diesen Fall aufmerksam 
gemacht, traf die Anwältin des Opfers 
Ende August bei einer ähnlichen Ver­
anstaltung wieder: immer noch keine 
Terminierung. 

(Anmerkung: ich kann mir diese Ein­
wendung einfach nicht weiter verknei­
fen; ich hoffe jedenfalls, er beschleu­
nigt dieses Verfahren irgendwie !).

Dem Vollzug wurde schließlich auch 
vorgeworfen, dass man bei der Voll­
zugsplanung vom 2/3-Termin als Ent­
lassungszeitpunkt ausgegangen war. 
Auch das fehlerhaft. Erwähnt wurde in 
der mündlichen Verhandlung allerdings 
nicht, dass zwei Staatsanwaltschaften 
einer vorzeitigen Entlassung zum Jah­
resanfang 2015 „nicht entgegen getre­
ten“ seien. Dies, so das Gericht, bedeu­
tet lediglich, dass die StA keinen Antrag 
gestellt hat, eine vorzeitige Entlassung 

im Rahmen des § 57 Abs. 1 StGB abzu­
lehnen, nicht jedoch, dass sie eine vor­
zeitige Entlassung befürwortet hat.

Vollzugsplanung und Sorgfalts­
pflicht. Wer sorgfältig arbeitet, hat 
nichts zu befürchten. Es sei nicht nach­
vollziehbar (d. h. nicht dargelegt im 
Plan), wie die Vollzugsplanenden die 
Missbrauchsgefahr ausschlossen, der 
persönliche Eindruck nicht ansatzweise 
erklärt wurde. 

Der stellvertretenden Anstaltsleiterin 
wurde bescheinigt, sie hätte den dama­
ligen Auszubildenden und den gerade 
neu beschäftigten Sozialarbeiter gründ­
licher in deren Arbeit überprüfen müs­
sen. Der Sozialarbeiter habe gewusst, 
wie er, um der Anstaltsleitung zu gefal­
len, zu formulieren habe.

Die Geschichte des VU K. sei – so das 
Gericht nach Studium aller Gerichtsak­
ten – ein „herausragender besonderer 

Fall“. Eine Behandlung (Behandlungs­
angebote) im offenen Vollzug sei mit­
hin nicht ansatzweise erkennbar, sie 
hätten aber in den Vorvollstreckungen 
auch nicht geklappt (waren nicht er­
folgreich).

Und schließlich dann am Ende der 
schriftlichen Urteilsbegründung die Be­
wertung der „Vorhersehbarkeit“ der Er­
eignisse am Abend des 28. Januar 2015. 
Das Gericht stellt fest, dieses Ereignis, 
dieses Fehlverhalten, diese vorsätzliche 
Geisterfahrt – abgeurteilt als Mord – sei 
für die Vollzugskollegen vorhersehbar 
gewesen insbesondere im Hinblick auf 
die Ausführungen in den bayerischen 
Urteilen von 1993 und 1999 sowie auf 
das Andernach-Urteil von 2013. Es sei 
K. um eine „Flucht um jeden Preis“ ge­
gangen, billigend die Gefährdung an­
derer in Kauf nehmend. Die Flucht am 
Abend des 28. 01. gegen den Verkehr 

sei die einzige Chance gewesen, der 
Verkehrskontrolle zu entgehen. Hätte 
diese Fahrt, diese Fluchtweise wirklich 
vorhergesehen werden können? Und in 
der Folge den Tod der 21-Jährigen Re­
becka R.?

„Vermeidbar“ wäre die Tat gewesen, 
so das Gericht, wenn der VU bis zum 
Ende der Haftzeit im geschlossenen Voll-
zug geblieben wäre. Türen zu und gut. 
Jegliche Statistiken belegen allerdings, 
dass lediglich 0,000 … % der Locke-
rungen tatsächlich mit ernsten (und me-
dialen) Folgen missbraucht werden. Hes­
sen hatte eine Untersuchung von 1987 
– 1991 durchgeführt. Von den 480.000 
Lockerungen damals (heute undenk­
bar in Hessen), gingen 26 Lockerungen 
richtig schief. Die damals eingesetzte 
vollzugliche Expertenkommission, der 
der heute Leitende Oberstaatsanwalt 
aus Limburg selbst angehörte, stellte 

bereits 1993 ausdrücklich fest, dass 
die Gesellschaft dieses Restrisiko von 
0,000 … % hinzunehmen habe und ein 
Vollzug ohne Vorbereitung auf die Frei­
heit die Öffentlichkeit deutlich mehr 
gefährde. Statistiken, die für die Ange­
klagten gesprochen hätten, wurden als 
Beweismittel nicht zugelassen. 

Dem stellt sich nun das Gericht ent­
gegen und formuliert für den Justizvoll­
zug eine Garantenstellung im Hinblick 
auf den Schutz der Allgemeinheit.

Aber war die Entscheidung vom Ok­
tober 2013, getroffen in der JVA Witt­
lich tatsächlich kausal für diesen tra­
gischen Unfall? War der VU da, wo er 
war, weil er 14 Monate zuvor, zum offe­
nen Vollzug zugelassen wurde? 

Zur objektiven Zurechnung führt das 
Gericht schließlich aus, dass der tatbe­
standliche Erfolg des Todes der 21-jäh­
rigen den Angeklagten über eine fahr­

JVA Diez.                                                                                                       Foto: © Renedlam/wikipedia.de
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tatsächliche Ausgestaltung trug, wirk­
lich die Ursache für den Tod der jungen 
Frau?

Wie fühlt es sich an, wenn ich für ein 
Unglück, dass 14 Monate nach einer 
Vollzugsentscheidung passiert, in die 
Verantwortung gerufen werde. Kann 
ich dann überhaupt jemals wieder et­
was entscheiden? Korrigieren könnte 
ich es auf keinen Fall mehr, Einfluss hät­
te ich auch keinen mehr – nicht auf die 
Entscheidung und nicht auf den Drit­
ten, über den entschieden wurde.

Wenn das Urteil so rechtskräftig wür­
de, dann würde der offene Vollzug ein 
Auslaufmodell. Adieu, Resozialisierung 
durch faktische Erprobung.

Wenn die Garantenpflicht für die 
Sicherheit der Allgemeinheit derart 
wirkt, dass Vollzugsbedienstete gar zu 
Hintermännern würden, dann werden 
Entscheidungen zur Gewährungen von 
Lockerungen zukünftig absolute Aus­
nahme werden.

Wer von uns will/kann verantwor­
ten und garantieren, dass ein Ver­
urteilter nicht doch rückfällig wird, 
auch bei positivster Prognose ?

Oder es müssten zukünftig jegliche 
vollzugsöffnenden Maßnahmen von 
Richterinnen und Richtern getroffen 
werden, die durch ihre richterliche 
Unabhängigkeit hinsichtlich ihrer Ent­
scheidungen geschützt sind. Ist das 
sinnstiftend?

Aber: auch Richter/innen sind nicht 
Gott, sie bleiben Mensch, und Men­
schen irren nun manchmal. Vor diesem 
Risiko bleibt niemand bewahrt.

Und: hindsight is an exact sience – 
hinterher Bescheid zu wissen, ist eine 
exakte Wissenschaft.

Birgit Kannegießer,  
Vorsitzende des BSBD Hessen

PS: Es ist schon ziemlich unfassbar, 
dass die Aussagen des VU K. als Zeu-
ge in diesem Prozess, soweit sie als 
Aussage „zugunsten“ der Angeklagten 
empfunden wurden, von der Kammer 
als Zweckbehauptung abgetan wur-
den, K. habe sich hierdurch Vergünsti-
gungen erhofft durch den rheinland-
pfälzischen Justizvollzug. Es mag dem 
Erfahrungshintergrund einer Kammer 
entsprechen, aus prozessökono-
mischen Gründen Absprachen zu tref-
fen und dann bei der Bemessung des 
Strafmaßes Abschläge vorzunehmen 
(solche Urteile quälen uns übrigens im 
Vollzug massiv, weil hieraus resultie-
rend eine Auseinandersetzung mit der 
Straftat kaum möglich ist), im Vollzug 
wird ein solches Verhalten – und schon 
gar nicht in einer anderen Anstalt – 
gar vorsätzlich goutiert.

lässige Täterschaft des Hintermannes 
bei mittelbar verursachter vollverant­
wortlich begangener fremder Vorsatz­
tat zugerechnet werden kann. Deshalb 
also die (befremdlich wirkende) Fest­
stellung des Vorsatzes für die Geister­
fahrt. 

Die „Hintermänner“, d. h. die verur­
teilten Bediensteten des rheinland-pfäl­
zischen Justizvollzugs hatten den „Er­
folg“ (der Geisterfahrt?) herbeigeführt, 
indem sie die Bedingung (K. wurde 
gelockert) setzten. Und wenige Zeilen 
später: „Fahrlässigkeitszurechnungen 
kann es dabei in Fällen der Garanten­
haftung und in besonderen Ausnah­
mesituationen geben. Denn insbeson­
dere die Garantenhaftung überlagert 
das Verantwortungsprinzip und führt 
zu einer Erfolgszurechnung, wenn der 
Hintermann – unabhängig von seinem 
kausalen Beitrag zu dem Handeln des 
Vordermanns – aufgrund von Sonder­
pflichten für die Unversehrtheit des 
Rechtsguts einzustehen hat.“ (aus Seite 
257 des Urteils). Und auf der nächsten 
Seite dann: „Wer infolge der Ausübung 
der Verfügungsgewalt über eine Gefah­
renquelle die Möglichkeit hat, durch 
Beachtung zumutbarer Sorgfalt Schä­
den zu verhindern, ist dazu verpflichtet 
und haftet für den eingetretenen Erfolg, 
wenn er seine Pflicht vorsätzlich oder 
fahrlässig nicht erfüllt.“

Ich widerspreche dem Gericht, dem 
vorsitzenden Richter ganz ausdrück­
lich, wenn er erklärt, es handele sich 
um das Versagen Einzelner, dieses 
Urteil habe keinerlei Auswirkungen 
auf den Justizvollzug in Deutschland. 

Doch, die wird es haben, ganz sicher 
sogar: Wenn Sorgfalt nur dann feststell­
bar ist, wenn für jegliche Tätergruppen 
alle Gerichtsakten beigezogen werden, 
dann arbeiten wir unsorgfältig im Jus­
tizvollzug. Ist das fahrlässige Täter­
schaft als Hintermann? Hintermann 
der vorsätzlichen Tat eines Dritten, 
eines bei uns einsitzenden Verurteilten?

Beim Lesen des Urteils und der Zer­
pflückung jeglicher Feststellungen und 
Entscheidungen aus Eingangsuntersu­
chung und Vollzugsplanung erkenne 
ich die in der Praxis greifenden Ent­
scheidungsmuster, die viele von uns 
verwenden, die solche Entscheidungen 
vorzubereiten haben. Das Rad wird 
nicht fortlaufend neu erfunden. Wie 
gruselig schnell werde ich Hintermann?

Es folgt die Frage der Bearbeitungs­
zeit, neben persönlicher Einstellung 
und Wille ein markanter Schlüssel für 
Sorgfalt. Wieviel Zeit wird mir ein­
geräumt, wird dem Sozialdienst ein­
geräumt zur Vorbereitung der Voll­
zugsplanung für einen faktisch und 

tatsächlich kurzstrafigen Gefangenen? 
Im Vergleich zu all denen, die wir sonst 
beherbergen. Grausam schnell kann ich 
jetzt Hintermann werden.

Und ich widerspreche nochmals und 
ausdrücklich, dass diese geschilder­
ten Straftaten in diesem Einzelfall K. 
tatsächlich therapeutisch aufgearbei­
tet werden können. Auch wenn wir es 
wollten, ginge es nicht. Auch dazu fehlt 
das hierfür notwendige Personal. 

Der Bewährungshelferin aus Koblenz 
tut es wohl heute noch leid ob Ihrer 
Feststellung, das Fahren ohne Führer­
schein des K. wirke wie süchtig. Ja, K. 
wollte sich fortbewegen mit einem Kfz. 
für ganz alltägliche Dinge wie Arbeit 
und Einkauf (mit dem Taxi, wie es das 
Gericht vorschlägt im schriftlichen Ur­
teil) wäre das wohl extra teuer gewor­
den. Und das erste Mal in Haft ohne 
Führerscheinverbot. Aber wahrschein­
lich auch ohne Geld. Und dann noch 
durch die Diezer Kollegen zu sechs wei­
teren Monaten der Erprobung verdon­
nert mit Bezügen aus einem internen 
Beschäftigungsverhältnis in der JVA. 
Tja. Da wird die Vorsicht, die in dieser 
Vollzugsentscheidung liegt, offensicht­
lich zum Bumerang für den Entschei­
der, den jetzt als Hintermann verurteil­
ten Vollzugsabteilungsleiter.

Wenn wir darüber hinaus die umge­
hende Umsetzung jeder empfohlenen 
Vollzugsmaßnahme zu verantworten 
haben, nehmen wir den Gefangenen 
jegliche Chance zum Trainieren der Ei­
genverantwortung.

Und überhaupt: es ist das Wesen des 
offenen Vollzugs, dass die Kontrolle 
zurücksteht hinter der Idee der Wie­
dereingliederung. Der Gefangene K. ar­
beitete und kam für sich auf; er pflegte 
seine sozialen Kontakte. 

Der offene Vollzug beschattet und 
überwacht (bisher) nicht. Deshalb gibt 
es hierfür auch nicht die personelle 
Ausstattung in den Einrichtungen. Al­
lein die Überprüfung der Arbeitsplätze 
läuft regelmäßig und standardisiert.

…. Bricht eine Zeitenwende an?
In einem irrt die Kammer: die Maß­

nahmen der Teilnahme an MPU und 
Fahrschule samt freiem Beschäfti­
gungsverhältnis zur Finanzierung der­
selbigen Maßnahmen wären aus dem 
geschlossenen Vollzug nicht möglich ge­
wesen. Diese wiederholte Feststellung 
ist schlicht – aber bestimmt – falsch.

Und, und, und, so viele Details stei­
gen mir hoch, die mir ins Auge stechen. 
Nochmals meine Frage an mich selbst, 
die ich mir immer wieder stelle: was 
hätte ich gemacht, wie hätte ich mich 
entschieden ??? Und war die Vollzugs­
entscheidung, die 14 Monate lang die 
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Der BSBD verweist auf unterschiedliche Handhabung der Bundesländer im Bereich des Justizvollzuges

Unwägbarkeiten der Föderalismusreform sind bekannt
AG Justiz trifft Bundesjustizministerin Dr. Katarina Barley in Berlin
Auf Initiative der vertretenen Bun­
desverbände in der AG Justiz und 
unter Leitung des dbb Vorsitzenden 
Silberbach fand am 03. Juli 2018 ein 
Treffen mit der Bundesjustizmini­
sterin in Berlin statt. Im Verlauf des 
Treffens wurden die wichtigsten The­
men und Probleme der Bundesjus­
tizgewerkschaften und das weitere 
Vorgehen zur Digitalisierung im öf­
fentlichen Dienst angesprochen. 

Seitens des BSBD wurde das beste­
hende quantitative Personaldefizit im 
deutschen Strafvollzug aufgeführt, mit 
dem Verweis auf die unklaren Formu­
lierungen im Koalitionsvertrag zur per­
sonellen Verstärkung – auch im Bereich 
der Justiz, die negativen Auswirkungen 
der Föderalismusreform sowie die un­
terschiedlichen Handhabungen in den 
Bundesländern zu Schwerpunkten wie 
Gewaltprävention, Erkennung und Be­
kämpfung von Radikalisierung in Haft 
und fehlende Anreize für potentielle Be­
werber im Bereich des Justizvollzuges. 
Der BSBD Bundesvorsitzende kritisier­
te die unterschiedlichen statistischen 
Erhebungen und die mangelnde Ver­
gleichbarkeit erhobener Daten in den 
Ländern, sowie die unterschiedlichen 
Methoden bei der Ermittlung des Per­
sonalbedarfes. Wenn im Koalitionsver­
trag im Bereich der inneren Sicherheit 
von der personellen Verstärkung der Si­
cherheitskräfte und/oder der Stärkung 
der Justiz mit 2.000 Richterstellen und 
„Folgepersonal“ geschrieben wird, ist 
die Frage erlaubt, wo der Justizvollzug 

eingeordnet ist. Bei der konkreten Fra­
ge nach der finanziellen Unterstützung 
des Bundes an die Länder zur perso­
nellen Verstärkung im Justizvollzug, 
sah die Ministerin jedoch momentan 
keine Möglichkeit, direkte finanzielle 
Hilfen zu leisten. 

Guter Standard im deutschen Straf-
vollzug im weltweiten Vergleich
Frau Dr. Barley lobte ausdrücklich die 
hervorragende Arbeit und den auf­
rechtgehaltenen guten Standard im 
deutschen Strafvollzug im weltweiten 
Vergleich und gegenüber anderen euro­
päischen Nachbarländern. Der Ministe­
rin sind die mit der Föderalismusreform 
einhergehenden Unwägbarkeiten be­

kannt. Sie sieht allerdings aufgrund der 
zahlreichen unterschiedlichen Landes­
gesetzgebungen kaum eine Möglichkeit, 
diesen Prozess umzukehren, sagte je­
doch zu, sich der Problematik der unein­
heitlichen statistischen Erhebungen, der 
uneinheitlichen Konzepte in vielen Be­
reichen sowie dem Thema unterschied­
licher Personalbedarfsberechnungen 
anzunehmen und hier auf eine Verein­
heitlichung hinzuwirken. Da auch an­
dere Bundesjustizgewerkschaften ihre 
Anliegen thematisierten, fehlte selbst­
verständlich die Zeit sich detailliert mit 
allen Problemen auseinanderzusetzen. 
Für den BSBD war es ein gelungener 
Auftakt für weitere Gespräche, die die 
Bundesleitung einwirbt.

Vertreter der Justizgewerkschaften trafen sich mit Bundesjustizministerin Dr. Barley. � Foto: © dbb

Unser Tarifvertreter berichtet:

Arbeitstreffen der Tarifkommission des BSBD
Vorbereitung für die Forderungsfindung zu den Tarifverhandlungen
Am 25. und 26. September 2018 trafen sich zwölf der 
sechzehn Tarifvertreter aus den Bundesländern, zur 
zweiten Tagung der Tarifkommission des BSBD.

Die bei der letzten Sitzung im April gebildeten Arbeitsgrup­
pen haben über die Themen der letzten Tagung berichtet:
• 1. § 47 nähere Erläuterung
• 2. Eingruppierung
• 3. Sachgrundlose Befristung
• 4. Altersvorsorge (VBL)
Diese werden dann mit in die Forderungsfindung für die 
Tarifverhandlungen einfließen. Wir wollen ein Optimum 
für unsere Beschäftigten Kolleginnen und Kollegen bewir­

ken und werden unsere Forderungen breit aufstellen. Es 
muss erkennbar sein, dass eine Wertschätzung der geleis­
teten Arbeit aller Kolleginnen und Kollegen zu erkennen 
ist.
Die tarifbeschäftigten Kolleginnen und Kollegen im Werk­
dienst oder Vollzugsdienst sind in den einzelnen Bundes­
ländern nicht mehr wegzudenken.
Aussagen wie „Ohne euch bricht hier alles zusammen“ sind 
von Überall zu hören. Es muss an den dafür verantwort­
lichen Stellen endlich die Leistung der Tarifbeschäftigten 
honoriert werden.

Sönke Patzer
Stellv. Bundesvorsitzender
Vors. Tarifkommission BSBD
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Vernetzung der Fachgewerkschaften im dbb

Streikleiterkonferenz tagte in Berlin
Beamte und Tarifbeschäftigte müssen zusammenstehen – Ganzheitlicher Ansatz für beide Statusgruppen
Am 03. September 2018 nahm der 
stellvertretende Bundesvorsitzende, 
Sönke Patzer, als Vorsitzender der AK 
Tarif im BSBD an der Streikleiterkon­
ferenz in Berlin teil.

Auf dieser Konferenz wurde den Streik­
leitern aller betroffenen dbb Fach­
gewerkschaften das handwerkliche 
Grundgerüst vor und während Streiks 
durch die Kolleginnen und Kollegen 
vom dbb Geschäftsbereich Tarif und 
vom dbb Geschäftsbereich Kommuni­
kation vermittelt. Es soll die vorhan­

dene Vernetzung der Streikleiterinnen 
und Streikleiter weiter ausgebaut wer­
den, um bei der anstehenden Einkom­
mensrunde noch effektiver zusammen­
arbeiten zu können. 

Die konkreten Forderungen zur Ein­
kommensrunde werden dann im De­
zember 2018 von den zuständigen dbb 
Gremien beraten und beschlossen.

Volker Geyer stellte zudem fest, dass 
durch den Abstand der Entgelttabellen 
des TV-L zu den Tabellen des TVöD be­
reits jetzt klar sei, dass ein ganz erheb­
licher Nachholbedarf bestehe. Dies sei 

insbesondere die Folge des sehr guten 
letzten Abschlusses mit Bund und Kom­
munen zum TVöD zu Beginn des Jahres 
2018. Der dbb Tarifchef betonte au­
ßerdem, dass bei Einkommensrunden 
nicht nur auf Großkundgebungen und 
große Demonstrationen gesetzt werden 
sollte, sondern auch viele kleinere Ak­
tionen entsprechende Wirkung erzielen 
könnten. „Wir müssen den Arbeitge­
bern klarmachen, dass wir – Beamte 
und Tarifbeschäftigte – als ein Block zu­
sammenstehen“, gab Friedhelm Schä­
fer, dbb Fachvorstand Beamtenpolitik, 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
mit auf den Weg. 

Wie in der Vergangenheit werde auch 
in Zukunft vom dbb ein ganzheitlicher 
Ansatz für beide Statusgruppen bei der 
Einkommensrunde verfolgt. 

Gerade weil die Übertragung des Ta­
rifergebnisses auf die Kommunal- und 
Landesbeamtinnen und -beamten in 
manchen Bundesländern nicht immer 
gelinge, sei es wichtig, dass auch die 
Beamtinnen und Beamten bei Demons­
trationen während der Tarifverhand­
lungen bereits Präsenz auf der Stra­
ße zeigen. Nur so könne ausreichend 
Druck aufgebaut werden.

Sönke Patzer, stv. Bundesvorsitzender
Vorsitzender AK Tarif

12. Deutscher Seniorentag:

Brücken bauen – Solidarität in der Gesellschaft
Abschlusserklärung des BSBD und der Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen 
Mit dem Motto „Brücken bauen“ er­
mutigen wir Menschen jeden Alters, 
auf andere zuzugehen und Teil einer 
solidarischen Gesellschaft zu sein. 
Gerade in Zeiten wachsender popu­
listischer Strömungen sehen wir im 
Zusammenhalt zwischen Menschen 
unterschiedlicher Generationen, Her­
kunft und Lebenssituationen eine un­
verzichtbare Voraussetzung für eine 
lebendige Demokratie.

Wir setzen uns dafür ein, dass alle Men­
schen selbstbestimmt und selbständig 
älter werden können. Ein gutes Leben 
im Alter braucht solide und verlässliche 
Sozialsysteme. Wir appellieren an die 
Politik, die Rechte und Lebensgrundla­
gen Älterer zu stärken.

Ein gesundes Älterwerden in einem 
altersgerechten Lebensumfeld erfordert 
gute Beratungsangebote. Die Menschen 
müssen ermutigt werden, durch gesun­

de Ernährung, mehr Bewegung und so­
ziale Kontakte Eigenverantwortung für 
ihre Gesundheit zu übernehmen. Eine 
Gesellschaft des langen Lebens braucht 
vielfältige Angebote des lebenslangen 
Lernens. Wir beteiligen uns daran, bar­

rierefreie Brücken in die digitale Welt 
zu bauen. Wir treten ein für eine gute 
gesundheitliche und pflegerische Ver­
sorgung in allen Teilen des Landes, die 
verbindlichen Standards genügt. Wir 
bauen Brücken für ein gutes Miteinan­
der der Generationen in einer leben­
digen Demokratie. Wir wünschen uns 
eine offene Diskussion über den Gene­
rationenvertrag, damit auch die jungen 
Menschen eine gerechte Alterssiche­
rung erwarten können. Unser Anliegen 
ist es, Menschen aller Generationen 
zu erreichen und vom Wert einer soli­
darischen Gesellschaft zu überzeugen. 
Unser Land braucht Menschen, die sich 
für das Gemeinwesen engagieren, da­
mit der soziale Frieden erhalten bleibt 
und Antisemitismus, Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit keinen Platz ha­
ben.

Klaus Neuenhüsges
Bundesseniorenvertreter 
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Bericht zur 14. Frauenpolitischen Fachtagung der dbb Bundesfrauenvertretung am 14. Juni 2018

Frauen 4.0: „Ab durch die gläserne Decke“
Neue Perspektiven für den öffentlichen Dienst
In der Begrüßungsrede von Helene 
Wildfeuer sprach sie von einer über-
wältigenden enormen Resonanz für 
das Thema der Fachtagung. Über 370 
Teilnehmerinnen haben an der Frau-
enpolitischen Fachtagung teilgenom-
men, so viele wie noch nie. 

Um alle zu erreichen, musste eine Live- 
Übertragung in einem zweiten Raum 
geschaltet werden. Ingrid Bernhard 
und Birgit Polnik repräsentierten die 
BSBD Frauenvertretung. Zwei zentrale 
Themen wurden erörtert:
1. �Frauenförderung: 
1. �Wie können Karrierechancen von 

Frauen im öffentlichen Dienst ver-
bessert werden?

2. �Digitalisierung: 
2. �Wie können wir den digitalen Wan-

del der Arbeitswelt und die Mög-
lichkeiten von Arbeiten 4.0 im Sinne 
einer gleichstellungsorientierten 
Verwaltungspraxis mitgestalten?

Um es vorweg zu nehmen: Es war eine 
sehr emotionale, interessante und mit 

Expertinnen besetzte Frauenpolitische 
Fachtagung. 

Mit der Digitalisierung stehen wir 
schon mitten in allen Lebens- und Be-
rufsbereichen. Und sie wird uns in Zu-
kunft das Gesicht der Gegenwart vor-
halten. Welche Rolle spielt der Mensch 
in der digitalen Welt? Globale Trends, 
wie zum Beispiel der digitale Wandel 
und die zunehmende Globalisierung, 
verändern unsere Umgebung radikal. 
Wir merken dies in unserem Privatle-

ben, aber auch in der Weltwirtschaft: 
Der Alltag wird schneller, die Umge-
bung instabiler und Zusammenhänge 
unübersichtlicher.

Wie sieht mein Arbeitsplatz in Zu-
kunft aus? Welche Kompetenzen wer-
den in Zukunft gebraucht? – Und habe 
ich die nötigen Fähigkeiten, um mitzu-
halten?

Veränderungen lösen in uns Men-
schen immer Stress und Unsicherheiten 
aus. Häufig wünschen sich Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen aber sogar, dass 
sich Dinge ändern. Problematisch wird 
es in der Regel dann, wenn es darum 
geht, bei sich selbst anzufangen. Neues 
auszuprobieren und Konkretes umzu-
setzen. Es geht darum, offen zu sein für 
Neues. Das heißt, die Digitalisierung 
und ihre Möglichkeiten so zu nutzen, 
dass sie uns hilft unsere Arbeitszufrie-
denheit zu verbessern, unseren Wohl-
stand zu steigern und damit unsere Le-
bensqualität zu erhöhen.

Bei der Digitalisierung ändert sich die 
Rolle der Führungskräfte grundlegend. 
Die neuen Aufgaben von Führungskräf-
ten werden um einiges größer: Sie müs-
sen Netzwerker sein, Menschen moti-
vieren und untereinander verknüpfen 
und das Finden von Lösungen organi-
sieren. 

Schließlich gehört es auch dazu, die 
eigenen Interessen hintenanzustellen. 
Durch den digitalen Wandel verändert 
sich die Art, wie wir arbeiten, kommu-
nizieren und interagieren rasant. Den 
klassischen Büroarbeitsplatz mit Fest-
netztelefon wird es in Zukunft so nicht 
mehr geben. Schon heute arbeiten viele 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
unterschiedlichen Projekten. Das bietet 
viele Freiheiten und Flexibilität bei der 
Gestaltung unserer Arbeitswelt. Der 
Mensch steht aber nach wie vor im 
Mittelpunkt.

Führungskräfte spielen bei der Rei-
se in die Digitalisierung eine entschei-
dende Rolle: Sie müssen die Menschen 
in ihrem Team begeistern und anleiten, 
ihnen Ängste nehmen und Mut machen 
„Neues“ auszuprobieren. Dazu gehört 
es, Freiräume zu geben, um den Wandel 
nicht zu blockieren. Die daraus schlie-
ßende Praxis verlangt von einer Füh-
rungskraft, dass sie einmal als Kollegin 
oder Kollege auftritt, einmal als Men-
torin oder Mentor, als Coach und als 
Mensch, dem etwas beigebracht wird. 
Diese Rollen müssen oft mehrmals am 
Tag gewechselt werden, je nach Situa
tion und Mitarbeiter. Das verlangt 
eine gute Portion Menschenkenntnis, 
Einfühlungsvermögen und Kreativität. 
Dinge, die ich in meiner langjährigen 
Tätigkeit bei Führungskräften mehr als 
vermisst habe. Und genau hier liegen 
die großen Vorteile von Menschen: Die 
sogenannten „Soft Skills“ werden im 
digitalen Zeitalter wichtiger denn je. 
Sozialkompetenz, Geschicklichkeit, 
Verhandlungsgeschick, Gewandtheit, 
Fachkompetenz, Überzeugungsgabe, 
Empathie – all das sind menschliche 
Fähigkeiten. Denn nur wir können si-
cherstellen, dass Dinge sich verbessern 
und nicht verschlechtern. Das kann 
kein Computer und kein Roboter.

BSBD Frauenvertretung
Ingrid Bernhard

Von links nach rechts: Ingrid Bernhard, BSBD; Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb Bundesfrauen-
vertretung und Birgit Polnik, BSBD. � Foto: © Businessfotografie Inga Haar
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Demokratie stand im Mittelpunkt des Seminars 
Auch aktuelle Themen aus dem bundesdeutschen Vollzug wurden erörtert

Mitten im Sommer – kurz vor Beginn 
der Sommerferien – trafen sich 13 
Kolleginnen und Kollegen in der dbb 
Akademie in Königswinter zu einem 
interessanten Seminar zu dem The­
ma „Wohin entwickelt sich die De­
mokratie“. Aktuell an der politischen 
Lage unseres Landes orientiert wur­
den die anstehenden Probleme un­
serer Demokratie erörtert. 

Der erste Seminarblock stand im 
Zeichen des Islam und seiner Auswir­
kungen auf unser tägliches Leben, auch 
im Vollzug. Referent Holger Rittinger 
begann mit dem derzeitigen Span­
nungsfeld in der bundesdeutschen Po­
litik. Gehört nun der Islam zu Deutsch­
land – so die Bundeskanzlerin – oder 
gehört er nicht zu Deutschland – so der 
Bundesinnenminister. 
Den Einstieg fand der Referent zunächst 
durch Vermittlung von Informationen 
über den Islam. Die Seminarteilnehmer 
diskutierten sachlich – ohne Polemik 
– über das anstehende Thema. Auch 
der Vollzug wird sich zukünftig, so die 
Erfahrungen aus der Praxis, intensiver 
und nachhaltiger mit dem Islam und 
den Muslimen beschäftigen müssen.

Seminarthema Föderalismus
Der Zweite Tag stand im Zeichen des 
Föderalismus. Als Referent konnte 
der ehemalige Justizvollzugsbeamte 
und jetzige Abgeordnete des saarlän­
dischen Landtages Alwin Theobald ge­
wonnen werden. Sein Thema lautete: 

„Der saarländische Weg“, Vereinba­
rung zwischen Landesregierung und 
den Gewerkschaften des Saarlandes 
für die Zukunft 2020. Ziel war und ist: 
Ein Saarland ohne neue Schulden – so 
die Vorgabe – erläuterte Kollege Theo­
bald. Erklärtes Ziel von CDU und SPD 
im Koalitionsvertrag von 2012 war 
es, die Neuverschuldung des bereits 
mit 13 Milliarden Euro verschuldeten 
Saarlandes bis zum Jahr 2020 auf Null 
zu senken. Auf dem steinigen Weg 
dorthin sollen die Betroffenen – auch 
die Mitarbeiter/innen des öffentlichen 
Dienstes
• �einbezogen werden.
• �Niemand kennt eine Materie  

besser als die Betroffenen. Von daher 
ist es schlicht ein Akt der Vernunft, 
denjenigen zu konsultieren, der am 
meisten von der Sache versteht.

• Teilnahme !
• �Es geht nicht darum einfach Regie­

rungsentscheidungen abzunicken. . 
Die Betroffenen sollten vielmehr die 
Möglichkeit haben, sich mit ihrem 
Knowhow einzubringen, wenn die 
beste Lösung gefunden werden muss.

• Zusammenarbeit !
• �Entscheidend ist, dass Entschei­

dungen und Maßnahmen in ihrer 
Umsetzung gemeinsam, von Regie­
rung und Betroffenen, mitgetragen 
werden – als Partner im Gestaltungs­
prozess.

Zunächst wurden Zielvereinbarungen 
formuliert. Der Öffentliche Dienst im 
Jahre 2020 soll nicht nur kleiner, er 

soll auch „feiner“ sein. Unter der Über­
schrift „zukunftssichere Landesverwal­
tung“ erzielten alle Gewerkschaften 
gemeinsam mit der Landesregierung 
eine Einigung. Insgesamt 2.400 Stellen 
werden abgebaut, durch Nichtbeset­
zung bei Pensionierung und Renten­
eintritt. Die Altersgrenze wird bei den 
Beamten auf 67 Jahre angehoben. Für 
den Vollzug gelten andere Regelungen 
(62 Jahre). 

Im Gegenzug hat die Landesregie­
rung die Übertragung der zukünftigen 
Tarifergebnisse für Beamte mit zwei­
monatiger Verzögerung und weitere 
Verbesserungen zugesagt.

Bis Juni 2018 wurden schon 1.400 
Stellen abgebaut. Die Konsolidierungs­
maßnahmen führten zu Mehreinnah­
men von 519 Millionen Euro. 

Der Referent zog das Fazit: Nur wenn 
alle relevante Gruppen mitgenommen, 
beteiligt und transparent eingebunden 
werden, ist eine solche Mammutaufga­
be zu lösen.

Weitere Seminarthemen waren die 
Parteien, insbesondere die AfD, die seit 
2017 im Bundestag und in vielen Land­
tagen vertreten ist. Sehr lebhaft aber 
sachlich wurde darüber diskutiert, wie 
unsere Gewerkschaft mit dieser Partei 
zukünftig umgehen soll. 

Auch viele aktuell anstehende The­
men aus dem bundesdeutschen Vollzug 
wurden erörtert.

Bei sonnigem und warmem Urlaubs­
wetter traten die Seminarteilnehmer 
die Rückreise an.

13 Kolleginnen und Kollegen versammelten sich in der dbb Akademie in Königswinter zu einem zweitägigen Seminar. � Foto: BSBD
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forsa Umfrage im Auftrag des dbb:

Ansehen des öffentlichen Dienstes ungebrochen gut
Justizvollzug beim Ranking im Mittelfeld – Verbesserte Öffentlichkeitsarbeit macht sich bemerkbar
Der dbb Beamtenbund und Tarifuni­
on gaben Ende August diesen Jahres 
das Ergebnis einer in Auftrag gege­
benen und vom Meinungsforschungs­
institut forsa durchgeführten reprä­
sentativen Umfrage bekannt. 

Die Umfrage galt der Wahrnehmung 
des öffentlichen Dienstes durch die 
Bürgerinnen und Bürger der Bundes­
republik, und ein zweiter Teil galt den 
gemachten Erfahrungen in der Privat­
wirtschaft zu Teilzeit, Diskriminierung, 
Benachteiligung im Berufsleben und se­
xueller Belästigung im Umfeld. Sie er­
gab, dass das Ansehen des öffentlichen 
Dienstes ungebrochen gut ist, beson­
ders dann, wenn es um Eigenschaften 
der Zuverlässigkeit, Rechtschaffenheit, 
Hilfsbereitschaft und Kompetenz geht. 
Den Beamten wird nach wie vor eine 

gewisse Sturheit und mangelnde Flexi­
bilität zugesprochen. Allerdings kann 
man sich an dieser Stelle ein Schmun­
zeln nicht verkneifen, so ist bspw. im 
Justizvollzug eine gewisse Sturheit 
durchaus vonnöten, denn eine sichere 
Inhaftierung und die Aufrechterhaltung 
von Sicherheit und Ordnung in einer 
Vollzugsanstalt werden auch zukünftig 
nicht zu vernachlässigen sein und Ein­
schlusszeiten sind nicht verhandelbar.

Insgesamt wird der öffentliche Dienst 
als notwendig und gut funktionierend 
angesehen. Das Ansehen der Beamten 
liegt mit 39 Prozent auf einem ähn­
lichen Niveau wie bereits im letzten 

Jahr und damit deutlich über dem An­
sehen von 2007 (+ 12 Prozentpunkte). 
Die Bürgerbefragung ergab, dass sich 
das Ansehen der Justizvollzugsbeam­
ten im Beruferanking im Mittelfeld eta­
bliert hat. Mit 63 Prozent  hat sich der 
gute Trend von 2017 bestätigt. 

Nachdem der Beruf des Justizvoll­
zugsbeamten erstmals 2015 mit 58 
Prozent erwähnt wurde, hat sich der 
Trend von 2017 mit 63 Prozent auch 
in 2018 bestätigt. Der BSBD Bund geht 

davon aus, dass die verbesserte Öffent­
lichkeitsarbeit und die der Bevölkerung 
vermittelte Notwendigkeit des Straf­
vollzuges für die innere Sicherheit der 
Bundesrepublik diesen Trend auslösten 
und bestätigten. Für die meisten Be­
fragten wird der Beruf des Justizvoll­
zugsbeamten kein Traumberuf werden, 
aber trotz häufiger negativer Schlagzei­
len konnten der Öffentlichkeit gerade in 
den letzten zwei Jahren die Brisanz der 
Aufgaben und die Anstrengungen des 
Berufes besser vermittelt werden. Trotz 
allem wäre ein noch stärkerer Trend zu 
verzeichnen, wenn auch in den öffentli­
chen Debatten der Politik um die innere 

Sicherheit der Strafvollzug seine ent­
sprechende Berücksichtigung finden 
würde. Mit dem Strafvollzug gewinnt 
ein Politiker selten einen Blumentopf, 
anders als mit den Diskussionen und 
Forderungen für unmittelbar helfende 
Berufe. So ist es nicht verwunderlich, 
dass Feuerwehrleute, Ärzte, Kranken­
pflegepersonal und Polizisten die Spit­
ze des Beruferankings einnehmen und  
Mitarbeiter von Telefongesellschaften, 
von Werbeagenturen sowie Versiche­
rungsvertreter die Schlusslichter bil­
den. Insgesamt kann der Justizvollzug 
konstatieren, dass seine Arbeit weitest­
gehend anerkannt wird und die Wert­
schätzung in den letzten zwei Jahren 
gestiegen ist. 

Das Ziel ist es weiterhin das Augen­
merk der Politik auch auf die vorhan­
denen Schwierigkeiten im Justizvollzug 
zu lenken und das Bewusstsein in der 
Bevölkerung für einen sicheren Staat 
mit einem sicheren und resozialisie­
renden Strafvollzug zu stärken. 

Der zweite Teil der Befragung zeigte, 
dass 26 Prozent aller abhängig beschäf­
tigten Frauen in Deutschland schon For­
men sexueller Belästigung oder sexisti­
schen Verhaltens im Arbeitsumfeld sich 
selbst gegenüber erlebt haben. Zudem 
gibt mehr als die Hälfte aller benach­
teiligten Frauen an, wegen ihres Ge­
schlechts am Arbeitsplatz diskriminiert 
worden zu sein. Demnach gaben ledig­
lich 65 Prozent aller befragten Frauen 
an, noch nie Formen von sexueller Be­
lästigung oder sexistischem Verhalten 
im Arbeitsumfeld erlebt zu haben. 26 
Prozent hingegen erlebten sie bei sich 
selbst, 19 Prozent bei Kolleginnen und 
zwei Prozent bei Kundinnen.

„Es ist gut, dass dieses ernste Thema 
nicht weiter totgeschwiegen wird. Ins­
besondere die dbb Bundesfrauenvertre­
tung setzt sich seit Jahren für eine dis­
kriminierungsfreie und Sexismus freie 
Verwaltungskultur ein“, kommentierte 
der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Sil­
berbach die Umfrageergebnisse. (wei­
tere Kommentierung zu den Umfrage­
ergebnissen auf www.dbb.de).
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Tagung zum Thema:

„Justizvollzug – Recht – Ethik“
Liebe Kolleginnen und Kollegen, von der Katholischen Akademie liegt uns der 
nachfolgende Veranstaltungshinweis vor. Bitte beachten Sie, diese Veranstal-
tung ist nicht kostenfrei und wird durch die katholische Akademie und in deren 
Verantwortung durchgeführt. � BSBD Bundesleitung

In der Katholischen Akademie Stapelfeld, Cloppenburg, findet vom 5. bis 7. No­
vember 2018 eine bundesweite, interdisziplinäre Tagung zum Thema „Justiz­
vollzug – Recht – Ethik“ statt. „Zwischen Anspruch und Wirklichkeit“ in Zusam­
menarbeit mit der Katholischen Gefängnisseelsorge in Deutschland e.V. und der 
Professur für Christliche Sozialethik der Universität Würzburg.

Es gibt klare normative Grundlagen – allen voran Rechtsnormen, an denen sich 
das vollzugliche Handeln auszurichten hat. „Zwischen Anspruch und Wirklichkeit“ 
eröffnet sich jedoch mitunter ein weites Spannungsfeld. Es ist Aufgabe der Ethik, 
damit verbundene Fragen zu reflektieren, Wegweiser bei der Vermittlung von An­
spruch und Wirklichkeit zu sein: Was beschäftigt uns in der Praxis? Was leitet un­
ser Handeln wirklich? 
Diese und andere Fragen gilt es zu erörtern im Wechselwirkungsverhältnis von 
Theorie und Praxis und im interdisziplinären Dialog. 
Eingeladen sind Vertreterinnen und Vertreter aus der Vollzugspraxis, der Politik, 
der Wissenschaft, den Gerichten, der Staatsanwaltschaft, der Polizei, den sozialen 
Diensten der Strafrechtspflege, der Anwaltschaft, den Medien, der Gefängnisseel­
sorge, der Gefangenenhilfe sowie Ehrenamtliche und interessierte Bürgerinnen 
und Bürger. 

Leitung:	 Dr. Barbara Kappenberg, 
	 Lothar Dzialdowski, Dettmold,  
	 Prof. Dr. Michelle Becka, Würzburg
Beginn:	 Montag,    05. November 2018, 14.00 Uhr
Ende:	 Mittwoch, 07. November 2018, 14.00 Uhr 
Kosten: 	 298,00 €

Dr. Barbara Kappenberg
Dozentin der Kath. Akademie Stapelfeld
Tel. 04471/1881122 
bkappenberg@ka-stapelfeld.de

Verbandstag des JVB im Juni

Ralf Simon als  
JVB Vorsitzender 
wiedergewählt
Herzlichen Glückwunsch dem neu 
bzw. wiedergewählten Landesvor­
stand des Bayerischen Landesver­
bandes JVB, dem der alte und neue 
Landesvorsitzende Ralf Simon vor­
steht. 

Mit einer überwältigenden Mehrheit 
wurde der Kollege Simon in seinem 
Amt bestätigt. 

In einer sehr gelungenen Veranstal­
tung stellte der JVB einmal mehr unter 
Beweis, dass die BSBD Landesverbän­
de das große Vertrauen unserer Kolle­
ginnen und Kollegen besitzen und dass 
sich Engagement und Hartnäckigkeit 

in der Gewerkschaftsarbeit zum Wohle 
unserer Mitglieder auszahlt. 

Die bisher erreichten Verbesserungen 
in Bayern können sich sehen lassen, was 
für den neuen Landesvorstand jedoch 
kein Anlass zum Ausruhen ist, so Ralf 
Simon in seiner Rede zum Verbands­
tag. Die weiteren Ziele sind bereits klar 
formuliert. 

Die BSBD Bundesleitung freut sich 
weiterhin auf die verlässliche und gute 
Zusammenarbeit mit dem JVB und 
wünscht Ralf Simon und seinem Team 
wie bisher viel Erfolg in der Verbands­
arbeit.

JVB Landesvorsitzender Ralf Simon. � Foto: JVB

Barbara Ostendorf
Sekretariat für Dr. Barbara Kappenberg
Tel. 04471/1881128
bostendorf@ka-stapelfeld.de

Nachruf

Am 10. September 2018
verstarb unser langjähriges Mitglied im Bundeshauptvorstand

Gerd Schulz
Ehrenvorsitzender des BSBD LV Thüringen

Träger der Ehrenmedaille des Thüringer Beamtenbundes

im Alter von 63 Jahren.

Wir trauern mit seinen Angehörigen
und werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Die BSBD Bundesleitung
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KLARE ZIELE – STEINIGE WEGE
Sichtbare Fortschritte durch gegenseitige Unterstützung zwischen Politik, Verwaltung und BSBD

Der BSBD-Landesvorstand hat klare 
Ziele – für Strukturfragen und insbe-
sondere für Personalfragen im ba-
den-württembergischen Justizvollzug 
– stichhaltig definiert und wirksam 
verbreitet. 

Das ist seit langer Zeit so, es kehrt immer 
wieder und wird – solange sich nichts 
bewegt – stetig und hartnäckig wieder-
holt. Auch auf die Gefahr hin, irgend-
wann langweilig zu werden, wird der 
Landesvorstand nicht davon ablassen. 
Wir haben auch keine andere Wahl, als 
mit überzeugenden Argumenten An-
stöße bei Landespolitik und bei Justiz-
verwaltung sowie in der Öffentlichkeit 
zu geben, in nachdrückliche Verhand-
lungen einzutreten und bei der Verfol-
gung unserer Ziele kräftig einzusteigen. 
Andere gewerkschaftliche Mittel stehen 
uns als Landesbeamte nicht zur Verfü-
gung – und wir wollen sie auch nicht.

Nun tut sich was seit einiger Zeit: es 
kommt Bewegung in die Sache, dies 
auch Dank des unermüdlichen Ein-
satzes des Landesvorsitzenden auf allen 
offiziellen und informellen Ebenen von 
Politik, Verwaltung und Medien.

Dies ist alles andere als einfach, denn 
die Wünsche und Forderungen des 
BSBD-LV sind in aller Regel ohne Geld 
nicht zu haben – und dabei handelt es 
sich ebenso regelmäßig nicht um tran-
sitorische, sondern um strukturelle Ko-
sten. Diese dürften den Landeshaushalt 

auf lange Zeit begleiten, selbst wenn 
die Stellen kw-Vermerke tragen sollten. 
Und auf diesem Weg zu den Landesfi-
nanzen liegen auch die mehr oder min-
der großen Steine. Diese glichen bis 
etwa 2014 riesigen Felsbrocken, die sich 
kaum bewegen ließen. Seit der Einbe-
rufung der „Expertenkommission“ und 
der nachfolgenden Arbeitsgruppe „Mo-
derner Justizvollzug“ sowie aufgrund 
von vielen wirksamen Einzelinitiativen 
im Landtag und im Justizministerium 
sind die Steine deutlich geschrumpft 
und es scheint, als könnten sie zu Kie-
seln werden – und bemerkenswert ist, 
dass der BSBD bei all diesen Ereignis-
sen regelmäßig beteiligt war und ist. So 
fußen diese sichtbaren Fortschritte auf 
einer umfassenden gegenseitigen Un-
terstützung zwischen Politik, Verwal-
tung und BSBD, die geprägt ist von ho-
her Sachkompetenz und respektvoller 
Kooperation. Und diese beachtliche po-
litisch-gewerkschaftliche Zusammenar-
beit wird gestaltet von herausragenden 
Persönlichkeiten aus den Regierungs-
fraktionen und auch aus der Oppositi-
on im Landtag, von der obersten Spitze 
des Justizministeriums sowie der dort 
zuständigen Justizabteilung – und auch 
im Finanzministerium wächst offenbar 
die Bereitschaft, beim Wegräumen der 
größten Steine mitzuhelfen. Ebenso 
beteiligt an diesen Problemen des Jus
tizvollzugs sind bei Bedarf auch unser 
Dachverband im Lande sowie andere 

Bedienstetenverbände. Allerdings lie-
gen noch einige Brocken auf dem Weg: 
das ist die Aufstellung und das Ausbrin-
gen des Doppelhaushaltes 2020/2021 
durch die Landesregierung, die Bera-
tungen im mächtigen Haushaltsaus-
schuss des Landtags mit allen Frakti-
onen und schließlich die Abstimmung 
im Landtag, wo jeder Abgeordnete sein 
„Königsrecht“ ausüben kann – und das 
auch tun wird.

Der BSBD hofft und ist auch zuver-
sichtlich, dass die allseits bekannte und 
medial weit verbreitete schwierige Lage 
im Justizvollzug von den Abgeordne-
ten vorbehaltlos aufgenommen und 
anerkannt wird, und dass die schwere 
Arbeit und die Belastungen der Voll-
zugsbediensteten aller Bereiche sowie 
ihre Wertschätzung entsprechend ge-
würdigt werden.

Diese Zuversicht des BSBD wird auch 
getragen von der Ansage von Justizmi-
nister Guido Wolf in einem Pressege-
spräch vom 25. August 2018 mit dem 
Landesbüro Südwest von dpa: dort hat 
er selbst die Argumentation des BSBD 
über den schon lange beklagten Um-
stand bestätigt, wonach es eine uner-
trägliche Zumutung sei, dass „Justiz-
vollzugsbedienstete einen ganzen Stock 
mit 40 bis 60 Häftlingen alleine zu 
überwachen hätten. Jede Polizeistreife, 
jeder Sicherheitsdienst sei in der Regel 
zu zweit unterwegs.“ (s. übernächsten 
Artikel in diesem Heft)� wok

JUSTIZVOLLZUG IM FOKUS
Landeshauptvorstand des BSBD Baden-Württemberg tagte in Gäufelden

Am 27. und 28. Juni 2018 war der 
Landeshauptvorstand des BSBD-Lan-
desverbandes zu Gast im Tagungsho-
tel Aramis in Gäufelden. Zwei arbeits-
intensive, informative und besonders 
kommunikative Tage lagen vor den 
aus dem ganzen Land angereisten 
Delegierten. Im schönen Ambiente 
des Tagungshotels entstand hierbei 
eine tolle inspirierende Atmosphäre, 
die zum guten Gelingen der Veran-
staltung beitrug.

Eine umfangreiche Tagesordnung, die 
durch den Landesvorsitzenden Alexan-
der Schmid vorgestellt wurde, machte 
deutlich, dass sich eine Menge beim 
BSBD bewegt. Neben den üblichen ver-
bandsinternen Punkten wie dem sehr 
positiven Kassenbericht und weiteren 
Beiträgen aus den verschiedenen Ar-
beitsbereichen des BSBD konnte der Die Mitglieder des Landeshauptvorstands im Plenum. � Fotos (4): BSBD-LV BW
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Vorsitzende auch zwei externe Gäste 
begrüßen. Dies waren am ersten Tag 
der Leiter der Abteilung Justizvollzug 
beim Ministerium der Justiz und für Eu-
ropa, Herr Ministerialdirigent Finckh, 
und am zweiten Tag der Beauftragte 
des dbb-Vorsorgewerkes, Herr Zeiss.

Herr Finckh hatte es sich nicht neh-
men lassen, nachdem er bereits bei der 
LHVS vor drei Jahren in Gültstein teil-
genommen hatte, erneut dem Landes-
hauptvorstand des BSBD zu berichten 
und auch auf zahlreiche Fragen einzu-
gehen. 

Herr Zeiss hatte in seinem Beitrag 
die unentgeltlichen Unterstützungsleis
tungen des dbb-Vorsorgewerkes vor-
gestellt und jedem Mitglied des BSBD 
in Aussicht gestellt, bei Bedarf individu-
elle Beratungen durchführen zu lassen. 
Kontaktdaten seien bei den Vorsitzen-
den der Ortsverbände zu erhalten.

Der Bericht des Landesvorsitzenden 
Alexander Schmid war dieses Mal 
sehr umfangreich, weil der BSBD als 
die größte Gewerkschaft in der Justiz 
Baden-Württembergs mittlerweile in 
vielen Gremien vertreten ist und so den 
Anliegen des Justizvollzuges und seiner 
Bediensteten nachhaltig Gehör ver-
schaffen kann. Er machte deutlich, wie 
sehr der BSBD und seine Funktionäre in 
der Politik und in den Ministerien, aber 
auch in den Medien, für den Justizvoll-
zug und seine Beschäftigten „Werbung“ 
machen und die mehr als berechtigten 
Anliegen fast schon gebetsmühlenartig 
vortragen. Aber wir wissen ja alle, dass 
nur der stete Tropfen den Stein auch 
höhlt. 

(In dieser Ausgabe des VOLLZUGS-
DIENST werden wir auf die Berichte und 
Vorträge in gekürzter Fassung eingehen 
und die weiteren Inhalte der LHVS in der 
nächsten Ausgabe behandeln.)

Bericht des Landes-
vorsitzenden
Der Landesvorsitzende unter-
teilte seinen Bericht in drei große 
Schwerpunkte:

• �Personelle Veränderungen in den 
Gewerkschaften dbb, BBW und 
BSBD,

• Kostenfaktor öffentlicher Dienst?
• �Ein bunter Querschnitt aus unserer 

derzeitigen Sacharbeit.

 �Auf gewerkschaftlichen Ebenen 
hat sich einiges ereignet:

Sehr ausgedehnt und sehr positiv war 
das Medieninteresse am Delegierten-
tag des BSBD-LV am 20. Oktober 2017 
in Freiburg. Trotz der Übergabe eines 

neuen Haftgebäudes in der JVA Stutt
gart mit Justizminister Guido Wolf 
galt die Fernsehberichterstattung des 
SWR hauptsächlich dem BSBD. 

Auch im Radio war der BSBD-LV mit 
seinem Delegiertentag über den ganzen 
Tag präsent. Der Vorsitzende sowie die 
Kollegen Schwarz und Rinklin gaben im 
Vorfeld des Delegiertentages dem SWR 
ein Radio-Interview mit dem Titel: 

„Der BSBD spricht Klartext als 
Stimme der Vollzugsbeamten“  
(s. hierzu die ausführliche Berichter-
stattung in den Ausgaben 6/2017 und 
1/2018 im VOLLZUGSDIENST) 

Aber auch in anderen Gremien ist der 
BSBD-Landesverband nun neuerdings 
vertreten. So war Alexander Schmid 

Landesvorsitzender Alexander Schmid bei sei-
nem Arbeitsbericht.

im November 2017 als Teilnehmer beim 
dbb-Gewerkschaftstag in Berlin. Es 
bleibt aber festzustellen: Berlin und 
Bund sind – räumlich und sachlich – 
weit weg. Nach der Föderalismusreform 
ist die Arbeit im Landesverband allein 
entscheidend und hat absolute Priorität 
– denn in den Bundesländern spielt die 
föderale Musik. So können nur mit der 
Landesverbandsarbeit Verbesserungen 
und Weiterentwicklung für den Justiz-
vollzug Baden-Württemberg erreicht 
werden.

Besonders beim BBW bringt sich der 
BSBD zunehmend ein. Beim Gewerk-
schaftstag des BBW Ende des letzten 
Jahres in Ludwigsburg wurde der BBW-
Vorstand frisch aufgestellt. 

Der langjährige und verdienstvolle 
Vorsitzende Volker Stich gab seinen 
Führungsstab aus Altersgründen an 
den neu gewählten Vorsitzenden Kai 
Rosenberg weiter. Auch weitere Per-
sonalstellen wurden neu besetzt. Unge-
wöhnlich für eine eher kleinere Gewerk-
schaft wie den BSBD-LV BW ist, dass es 
sein Vorsitzender Alexander Schmid er-
reicht hat, in die Landesleitung als stell-
vertretender BBW-Landesvorsitzender 
durch die Wahl aufgenommen zu wer-
den. Erstmals überhaupt ist die „Justiz“ 
in der BBW-Landesleitung verwurzelt 
und hat somit einen direkten Zugang 
zum wichtigsten Gewerkschaftsgremi-
um im Lande.
• �Im Anschluss legte Vorsitzender Alex

ander Schmid mit einem Überblick 
die finanzielle Lage in Bund und 
Ländern anhand von Eckdaten dar. 
Er wirft somit die Frage auf, ob Spiel-
räume für Investitionen im öffentli-
chen Dienst vorhanden sind.

Infografik: boerse.de/Quelle Bundesministerium der Finanzen

Länderfinanzausgleich Geber und Empfänger in Mio. Euro
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Baden-Württemberg als eines der we-
nigen Geberländer zahlt nach Bayern 
das Meiste in den Topf des Länderfi-
nanzausgleichs und hilft so solidarisch 
den Empfängerländern auch bei deren 
Beamtenversorgung. Im europaweiten 
Ranking stehen die Personalausgaben 
für den gesamten öffentlichen Dienst 
in der BRD sogar unterhalb des Durch-
schnitts.

Und wie sieht die finanzielle Situa-
tion in Baden-Württemberg aus? 

Nach einem Artikel aus den Stuttgar-
ter Nachrichten vom 15. Mai 2018 „kön-
nen sich Land und Kommunen freuen: 
Bis Ende nächsten Jahres werden sie 
deutlich mehr Steuern einnehmen, als 
sie bei der Planung ihrer Haushalte an-
genommen haben. Nach Berechnungen 
der Steuerschätzer werden voraussicht-
lich 1,37 Milliarden Euro zusätzlich in 
die baden-württembergische Landes-
kasse fließen. Das hat Finanzministerin 
Edith Sitzmann…in Stuttgart bekannt 
gegeben.“ Das Fazit aus den finanzi-
ellen Rahmenbedingungen für weitrei-
chende Verbesserungen und struktu-
relle Reformen – auch im Justizvollzug 
des Landes – kann nur heißen:

Wenn nicht jetzt, wann dann ?

� Bei seinem bunten Querschnitt durch 
die Sacharbeit des Landesvorstands 
rief der Vorsitzende Schmid folgende 
Themen auf: 

• �Die Gefangenenpopulation ist unauf-
haltsam im Wachstum begriffen und 
führt insbesondere im geschlossenen 
Vollzug zu extremen Unterbringungs-
problemen. 

• �Im Land seien 6.147 Haftplätze ver-
fügbar, die Belegung lag jedoch 2016 
bei 6.176 Gefangenen und  2017 bei 
6.431 Gefangenen, also eine Auslas
tung in 2017 bei 104,4 %. 

• �Zurzeit betragen die Gesamtzahlen 
7.500 Gefangenen auf 7.219 Haft-
plätzen (April 2018). Da etwa – zum 
Stichtag 05.04.2018 – 1.210 Gefan-
gene nicht gesetzeskonform unterge-
bracht waren (Unterschreitung der 
Haftraum-Mindestgröße oder nicht 
abgetrennte/belüftete WCs), fehlen 
somit – bei Beachtung der 90-Prozent-
Regel – ca. 700 bis 800 Haftplätze.

• �Hauptgründe für die herrschende 
Überbelegung sind eine ausgeprägte 
U-Haft-Welle im Gefolge der inter-
nationalen Fluchtbewegungen (mit 
einem Plus von rund 450 Insassen), 
ein stetiger Anstieg der durchschnitt-
lichen Haftdauer (von 41 Monaten 
in 2011 auf 50 Monate in 2016) und 
eine deutliche Zunahme um 30 % bei 
den Verbüßungen von Ersatzfreiheits-
strafen. 

Wie könnten Lösungen aussehen?
Als schnelle, aber sehr zweifelhafte 

Lösung gibt es sogenannte Nachver-
dichtungen von Haftplätzen, wonach 
aufgrund des räumlich abgetrennten 
Sanitärbereichs in den Hafträumen die-
se doppelt belegt werden können (z. B. 
in der JVA Offenburg).

Als nicht sinnvoll wird von gewerk-
schaftlicher Seite etwa eine Wieder-
inbetriebnahme von bereits geschlos-
senen Anstalten angesehen. Es bleibt 
nur der – meist langwierige – Weg zu 
neuen zusätzlichen Haftplätzen:

Ort		  zusätzliche Haftplätze

JVA Heilbronn	 60

JVA Stuttgart-
Stammheim	 200 (nach Aufgabe Bau I)

JVA Mannheim
Frauenabt.	 16

JVA Rottweil	 500 – ?

JVKH Neubau	 ?

Frage: 
Erweiterungsbauten
In bestehenden
Einrichtungen?	 ?

Vorsitzender Alexander Schmid spricht 
noch folgende verschiedene Themen 
an und gibt dazu erweiternde Informa-
tionen:
• �Option für freie Heilfürsorge oder 

Beihilfe, auch für Vollzugsbeamte,
• �Gewalttätige und verbale Über-

griffe auf Bedienstete (Problemge-
fangene – Ergebnisse aus der Mitar-
beiterbefragung),

• �Personalvermehrung im DHH 
2018/19 und Probleme der Findung 
geeigneter Bewerber, 

• �Überarbeitung der Stellenober-
grenzen-VO – „mehr Quantität und 
Qualität für den Vollzug“,

• �Landesreisekostengesetz Baden-
Württemberg, 

• �40-Stunden-Woche für Landesbe-
amte – Petition der GdS und des dbb 
an den Bundestag,

• �Gesetzesinitiative zu neuem Straftat-
bestand „Vollzugsgefährdung“ – das 
Einbringen von gefährlichen Gegen-
ständen in den Vollzug soll nicht 
mehr als Ordnungswidrigkeit, son-
dern als Straftat behandelt werden,

• �Handlungsbedarf bei der „Gitterzu-
lage“ (Höhe – Ruhegehaltsfähigkeit 
– Bezugsrahmen),

• �Änderung des Landesbesoldungs-
gesetzes (Zulagensituation im Werk-
dienst und Krankenpflegedienst) 
sowie Erhöhung der Anwärterson-
derzuschläge,

• �Übernahme von titulierten Schmer-
zensgeldansprüchen – Änderung des 
Landesbeamtengesetzes.

Alexander Schmid bedankte sich bei 
den Vertretern der Ortsverbände und 
der Fachgruppen für die Zusammenar-
beit und die Unterstützung im letzten 
Jahr und beendete damit seinen Be-
richt.

Vortrag von Herrn 
Ministerialdirigent 
Martin Finckh
Abt. Justizvollzug im Justizmini-
sterium Baden-Württemberg

Landesvorsitzender Alexander Schmid 
begrüßte Herrn Ministerialdirigenten 
Finckh und bedankte sich, dass er sich 
für den Landeshauptvorstand Zeit ge-
nommen habe und auch für Fragen zur 
Verfügung stehen werde.

Herr Finckh dankte im Gegenzug für 
die Anfrage des BSBD und unterstrich, 
dass er sehr gerne dieser Einladung ge-
folgt sei. Wie auch schon vor drei Jahren 
– kurz nachdem er sein Amt angetreten 
hatte – war er bei der Landeshauptvor-
standssitzung 2015 in Gültstein.
 �Er gibt zunächst einen kurzen Rück-

blick: Im Jahr 2015 beschäftigte den 
Justizvollzug noch der Vorfall vom 
August 2014 in der JVA Bruchsal 
sowie die Ergebnisse der Experten-
kommission, die Planung der Mitar-
beiterbefragung, die Baukonzeption 
der neuen Anstalt in Rottweil und die 
Empfehlungen des Landesrechnungs-
hofes im Dezember 2014 wegen sin-
kender Gefangenenzahlen.

 �Dies hat sich in den letzten drei Jah-
ren mit einem Anstieg der Gefan-
genenzahlen von über 800 Insassen 
drastisch ganz anders entwickelt.

Ministerialdirigent Martin Finckh bei seinem 
Vortrag vor dem Landeshauptvorstand.
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 �Alle Anstalten im Land sind überbe-
legt. Eine normale Vollbelegung ist 
bei 90 % der Haftplätze gegeben. Die 
Zahlen sind besorgniserregend nach 
oben gestiegen. Auch die deutliche 
Zunahme von psychisch auffälligen 
Gefangenen und der Anstieg an aus-
ländischen Inhaftierten (knapp 50 
% der Gesamtbelegung) stellen den 
Justizvollzug und seine Beschäftigten 
in Baden-Württemberg vor ganz neue 
und schwere Herausforderungen.

 �In dieser Hinsicht ist die Zusammen-
arbeit des Justizministeriums mit 
dem BSBD umso wichtiger. Dieses 
Miteinander ist besser aufgestellt als 
noch vor drei Jahren. Die Gewerk-
schaft kann leichter problematische 
Themen in den politischen Raum 
einbringen, was dem Ministerium 
so nicht möglich ist. So wurde von 
Seiten des BSBD zum Beispiel die 
Mitarbeiterbefragung gefordert und 
schlussendlich auch umgesetzt. Nun 
sind erste Maßnahmen zur Entlas
tung von verschiedenen Dienstberei
chen bereits geplant, teilweise er-
probt und sollen in den Anstalten 
umgesetzt werden.

Herr Finckh spricht folgende weitere 
Punkte an:
• �den jederzeitigen Einsatz von Video-

dolmetscher und die Möglichkeit der 
Telemedizin mit einer 24-stündigen 
Betreuung, 

• �die sprachliche Fortbildung für die 
Bediensteten,

• �eine bessere landesweite Vernetzung 
bei der Behandlung von Problemge-
fangenen, 

• �die sehr hilfreichen Vorschläge aus 
der Arbeitsgruppe „Moderner Jus
tizvollzug“ mit Teilnehmern aus 
dem Ministerium und fachkundige 
Kollegen/innen aus verschiedenen 
Bereichen – wie dem BSBD – zu 
Verbesserungen und Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten im Vollzug,

• �Entlastungen durch Baumaßnahmen 
in bestehenden Anstalten, zuletzt in 
Heilbronn und in Stuttgart, 

• �der nunmehr prämierte Architekten-
Entwurf für die neue JVA Rottweil, 
wobei es durch  Bürgerbeteiligungen 
aber immer wieder zu Verzögerungen 
kommt, so dass man hier mit einer 
zeitnahen Entlastung der Haftraum-
problematik noch nicht rechnen 
kann.

 �Die Personalausstattung im baden-
württembergischen Justizvollzug 
hinkt dem Bundesdurchschnitt hin-
terher. Dies ist besonders bemerkbar 
bei der hohen Belastung der Bedien-
steten im Vollzugsalltag, wodurch 
dem gesetzlichen Auftrag zur Reso-

zialisierung kaum noch nachzukom-
men sei. Daher wurde auch von der 
Expertenkommission – mit JuM und 
BSBD – in einem Maßnahmenpaket 
von elf Millionen Euro die Ausbrin-
gung von 200 Neustellen und von 400 
Stellenhebungen empfohlen. Dieses 
Maßnahmenpaket ist zu großen Tei-
len umgesetzt. 

 �Weitere Forderungen des BSBD in 
Sachen Neustellen, Beförderungs-
situation und Stellenhebungen für 
kommende Haushalte können Baden-
Württemberg – als eines der Geber-
länder – an den Bundesdurchschnitt 
im Bereich Personal heranführen.

 �Was auch im Ministerium angepeilt 
wird, wäre die Ausschöpfung der 
Stellenobergrenzen, was den Be-
diensteten dann direkt zugutekom-
men würde. Jedoch ist dies ein 
ressortübergreifendes Problem, bei 
dem sich der Justizvollzug nicht ein-
fach abkoppeln kann. Ein Sonderweg 
ist derzeit nicht in Sicht. Was jedoch 
intern im Ministerium möglich war, 
wurde umgesetzt. So die Erhöhung 
der Zulage für den Krankenpflege-
dienst und die Schaffung der Werk-
dienstzulage. Auch sind im Bereich 
der Personalgewinnung hinsichtlich 
des „Anwärtersonderzuschlags“ Ver-
besserungen geplant. Für die Anwär
ter soll es beim Werkdienst eine 
monetäre Erhöhung und beim Voll-
zugsdienst eine Absenkung oder Auf-
hebung der Altersgrenze geben.

 �Gerade bei ressortübergreifenden 
Fragen – wie z. B. im mittleren und 
gehobenen Verwaltungsdienst – sind 
nur in oft schwierigen und langwie-
rigen Verhandlungen mit den ande-
ren betroffenen Ministerien Lösungen 
möglich. Hier kann die Gewerkschaft, 
da ungebunden, viel freier agieren, 
so dass Verbesserungen eher durch 
kontinuierliche Gewerkschaftsarbeit 
erreicht werden können.

Zum Abschluss dankt der Leiter der 
Abt. IV nochmals ausdrücklich allen 
Kolleginnen und Kollegen für ihre 
alltägliche schwere Arbeit im Jus
tizvollzug und den Anwesenden für 
ihr Engagement im BSBD. Er unter
streicht nochmals die konstruktive 
Zusammenarbeit von Justizministe-
rium und dem BSBD-Landesverband. 
Trotz gelegentlich unterschiedlichen 
Auffassungen geht es allen um einen 
„gesunden“ Justizvollzug in Baden-
Württemberg.

Vorsitzender Schmid bedankt sich 
für die „ausgestreckte Hand“ des Mi-
nisteriums und des Ministers zur Zu-
sammenarbeit und für die Unterstüt-
zung unserer Gewerkschaftsarbeit. 

(Aus den Reihen der Teilnehmer gab 
es noch eine Vielzahl an Fragen, die von 
Herrn Ministerialdirigent Finckh alle 
beantwortet und zum Teil zur weiteren 
Abklärung von ihm „ins JuM mitgenom-
men“ wurden. Dieser Frage-Antwort-
Komplex ist im Protokoll zur LHVS voll-
ständig aufgenommen.) 

Vortrag von Herrn Carsten Zeiss  
zum „dbb-vorsorgewerk“

Die Vorzüge des dbb vorsorgewerks präsentierte Carsten Zeiss.

Landesvorsitzender Alexander Schmid 
begrüßt Herrn Zeiss und bedankt 
sich, dass er sich die Zeit genommen 
hat, um die Serviceleistungen des 
dbb vorsorgewerks vorzustellen. 

Herr Zeiss informiert über das Angebot 
des Vorsorgewerks und steht auch gerne 
für Ortsverbände und andere Sitzungen 
des BSBD zur Verfügung. Es gibt bereits 
Ortsverbände im BSBD, aber auch an-
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Mitteilungen des 
Pressereferenten zur 
Redaktion
Weitere Entscheidungen und Ergeb
nisse aus der Landeshauptvorstands
sitzung ( LHVS ) vom 27. und 28. Juni 
2018 in Gäufelden können wegen 
aktueller Entwicklungen (s. nachfol-
gende Artikel) und aus Platzgründen 
erst in der nächsten Ausgabe von DER 
VOLLZUGSDIENST abgedruckt wer-
den. 

Hierzu gehören zum Beispiel die 
Bestellung aller Fachgruppenvertre-
ter (FGV), die Ernennung eines Da-
tenschutzbeauftragten gem. DSGVO, 
die Rechtsschutzbearbeitungen durch 
die Dienstleistungszentren (DLZ) des 
dbb, Personalratswahlen 2019, neue 
BSBD-Homepage, BSBD-Werbemaß-
nahmen und Prämierung der Werber 
usw. Die Landesredaktion bittet hier-
für um Verständnis. 

Die bei der Landeshauptvorstands-
sitzung vorgetragenen ausführlichen 
Berichte der Fachgruppenvertreter 
umfassen insgesamt zwölf Seiten 
und würden so bei einem Abdruck 
im VOLLZUGSDIENST das zulässige 
Seitenkontingent für den Landesver-
band Baden-Württemberg bei wei-
tem überschreiten. 

Damit die mit viel Sachkunde und 
mit wertvollen Gedanken versehenen 
Beiträge der Fachgruppen nicht ver-
loren gehen und einem breiteren Pu-
blikum zugänglich gemacht werden 
können, werden wir sie mit einem 
Extra-Link auf der neuen BSBD-
Homepage einstellen.� wok

dere BBW-Gewerkschaften, die dieses 
Beratungsangebot angenommen haben 
– mit durchgehend positiven Rückmel-
dungen. 

Durch Einsparungen in verschiede
nen Versicherungsbereichen, die nur 
ein Gewerkschaftsmitglied erhält bzw. 
teilweise auch seine Angehörigen, hat 
sich der Gewerkschaftsbeitrag für jedes 
Mitglied um ein Vielfaches gerechnet. 
Schon dies ist unübersehbarer Grund 
für eine Mitgliedschaft.

Weitere Informationen sind auch un-
ter www.dbb-vorsorgewerk.de einge-
stellt.

Ein kleiner Hinweis geht auch an die 
dbb vorteilswelt, das kostenfreie On-
line-Mitgliedervorteilsportal des dbb 
unter www.dbb-vorteilswelt.de. Auch 
hier kann in vielen Konsumbereichen 
kräftig gespart werden.� lar/wok

Justizminister plant mehr Personal für Südwest-Gefängnisse

Wegen vieler Insassen – Justizvollzugs­
personal soll verstärkt werden

Deutsche Presseagentur – Landesdienst Südwest 

Mitteilung vom 25.08.2018:
Pressegespräch mit Justizminister GUIDO WOLF

Stuttgart (dpa/lsw) – Justizminister Guido Wolf (CDU) will die Zahl der Justiz-
vollzugsbediensteten in den Gefängnissen im Südwesten mittelfristig um 300 
auf 4.300 Stellen ausbauen. „Jede Polizeistreife, jeder Sicherheitsdienst ist in 
der Regel zu zweit unterwegs. Aber in den Justizvollzugsanstalten muten wir 
den Justizvollzugsbediensteten zu, einen ganzen Stock mit 40 bis 60 Häftlin-
gen alleine zu überwachen“, sagte Wolf der Deutschen Presse-Agentur (am 
25.08.2018). Es müsse auch dort das Vier-Augenprinzip gelten.
Das Problem: Die Mitarbeiter gibt es noch nicht. Wolf: „Man muss die Stellen 
erst als Ausbildungsstellen schaffen. Wir können fertig ausgebildete Justizvoll-
zugsbedienstete ja nicht aus der freien Wirtschaft abwerben, deshalb geht es 
nicht so schnell.“ Die Stellen sollen im nächsten Doppelhaushalt (2020/2021) 
eingeplant werden.
Beim Bund der Strafvollzugsbediensteten in Baden-Württemberg (BSBD) zeigte 
man sich erfreut. „Wir haben lange gesagt, dass wir für einen funktionsfähigen 
Vollzug 500 zusätzliche Stellen brauchen“, sagte BSBD-Landesvorsitzender 
Alexander Schmid. „Im jetzigen Doppelhaushalt wurden von der Regierungsko-
alition schon 150 Stellen berücksichtigt. Wenn es funktioniert, dass man weiter 
Schritt für Schritt aufstockt, wäre das gut. Zumal es derzeit in der Landeskasse 
das notwendige Geld dafür gibt.“
Die Zahl der Gefangenen ist im Südwesten auch im Zuge der Flüchtlingskrise 
seit Anfang 2016 stark gestiegen. Gab es in den 17 Justizvollzugsanstalten 
2015 im Schnitt 6560 Gefangene, waren es Ende Juli 2018 fast 7580 Gefan-
gene – bei einer Kapazität von 7580 Haftplätzen. 
Wolf: „Schon bei 90 Prozent Belegung redet man von Vollbelegung, weil immer 
beispielsweise auch Ausweichräume benötigt werden – wir sind bei 100 Pro-
zent und manchmal sogar darüber.“
Von sehr viel höheren Belastungen für die Bediensteten spricht auch Alexan
der Schmid. Sorgen macht er sich darüber, ob der Nachwuchs für neue Stellen 
überhaupt gefunden werden kann. „Die Karrierechancen müssen verbessert 
werden, da hinken wir noch hinterdrein, etwa im Vergleich zur Polizei.“ 
Es gebe im Strafvollzug nur wenige Dienststellen im gehobenen und höheren 
Dienst. Gleichzeitig sei das Tätigkeitsfeld anspruchsvoll und auch nicht 
ungefährlich. … � (Hervorhebungen durch die Redaktion)

Justizminister Wolf beim Pressegespräch. � Foto: Christoph Schmidt/Archiv (Quelle: dpa)
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Der Landesvorsitzende
Landesverband
Baden-Württemberg

Liebe Freunde,
liebe Mitstreiter,
liebe Mitglieder des BSBD Baden-Württemberg,

ich gewinne den Eindruck (s. auch Text der dpa auf Seite 
17), wir vom BSBD hinterlassen zunehmend Einfluss und 
Wirkung – und unsere unaufgeregte Gewerkschaftsarbeit, 
die auch mal gefühlt unangenehme Entscheidungen wie die 
notwendigen und zeitlich befristeten Kontrollen in Heilbronn 
mitträgt, macht sich bezahlt.

Daher will ich gerne hierzu berichten – fassen wir mal spon-
tan und nicht abschließend zusammen:
• �Der Minister macht sich unsere Zahlen nach mehr Personal 

(insgesamt ca. 500 Neustellen!!) zu eigen – und nennt es 
eine Zumutung, wenn er von der Einzelbesetzung auf den 
Stockwerken und in den Werkbetrieben redet. Unsere Ziel-
setzung „Tandem zum Erfolg“ ist doch keine Fata Morga-
na...

• �Die Änderung des Landesbesoldungsgesetzes ist in der un-
mittelbaren Vorbereitung und würde die Anhebung der 
Werkdienstzulage, die Anhebung der Krankenpflegezulage 
und Erhöhungen bei den Anwärtersonderzuschlägen (70 % 
für Werkdienst und Krankenpflegebereich und Wegfall der 
Altersgrenze im Vollzugsdienst) mit sich bringen. Wir for-
dern übrigens weiterhin auch für den Vollzugsdienst eine 
moderate Anpassung auf 60 %. Das Gesetzgebungsverfah-
ren sollte in der 2. Jahreshälfte dazu laufen, so dass schon 
in 2019 die neuen Anwärtersonderzuschläge zum Tragen 
kommen könnten.

• �Die Übernahme der Schmerzensgeldansprüche durch das 
Land durch eine Änderung des Landesbeamtengesetzes, 
welches sich gerade bis 31.08. in der Anhörung der Verbän-
de befindet, steht ebenfalls im Raum. Auch hier darf man 
ein Gesetzesverfahren in der 2. Jahreshälfte erwarten.

• �Die Konzeption des JuM zur Professionalisierung und Über-
arbeitung der Einstellungs- und Werbemaßnahmen steht 
kurz vor der abschließenden Ausarbeitung – die Gedanken 
aus der Tagung „Ziele gemeinsam erreichen“ sind gereift.

• �Das Bildungszentrum Justizvollzug wird in nie gekanntem 
Umfang umgebaut, also personell und konzeptionell deut-
lich besser ausgestattet – ganz sicher auch, weil wir in je-
dem Gespräch im politischen Raum den Finger in genau 
diese Wunde legen und auf Straubing in Bayern verweisen. 
Meine Forderung geht weiterhin in Richtung deutlicher 
Ausbau der Schule an einem einzigen Standort (Stamm-
heim/Stuttgart) mit einem umfassenden Wohn- und Unter-

richtskonzept, welches auch zunehmend die Lücken beim 
Lehrpersonal abdecken kann und die zwar sinnvollen, aber 
auch belastenden Unterrichtsabordnungen an der Schule 
mehr und mehr verringert. Dies bedeutet auch eine ange-
messene Bezahlung der Lehrkräfte und der Beschäftigten 
an der Schule.

• �Die CDU-Fraktion macht sich unsere Forderung nach einer 
Erhöhung der Nachtdienstzulage zu eigen und plant, die 
geforderten 4,50 Euro statt 1,28 Euro in ihr Forderungspa-
ket „Justizvollzug“ zu übernehmen.

• �Unser Forderungskonzept zu den Stellenobergrenzen, ins-
besondere im mittleren Dienst, also Schaffung von Haus-
haltsstellen um 40 % für A 9 und 35 % für A 9 mit Amts-
zulage in allen mittleren Diensten erreichen zu können, 
findet deutlich Gehör und ich erwarte auch hierzu klare 
Schritte im nächsten Doppelhaushalt 2020/21. Im Übrigen 
sind die 40 % nach unserer Auffassung nur ein kleiner 
Zwischenschritt. Eigentlich müsste sofort weitergedacht 
werden und ein Konzept in Richtung von mindestens 50 % 
vorgelegt und eingebracht werden. Wir werden jedenfalls 
ein zukunftsweisendes Konzept vorlegen, welches als Ziel 
in der Stellenobergrenzenverordnung sich im Bereich von 
60 - 70 % in A 9 bewegt und natürlich auch die A 9 mit Zu-
lage entsprechend nachzeichnet. Wer gute Bewerber will, 
muss auch Zukunftsperspektiven aufzeigen können, meine 
ich. Das schönste Prospekt nützt nämlich rein gar nichts, 
wenn der mögliche Bewerber vom Stammpersonal über-
wiegend kritische Anmerkungen vernimmt. Ein Lächeln 
eines zufriedenen Bediensteten ist kostenlos und eine tolle 
Werbemaßnahme.

• �Gleichzeitig gilt es analog dazu, auch die Führungsämter in 
allen Bereichen aufzuwerten. Hier denke ich – nur beispiel-
haft aufgezählt – an die Aufnahme der Anstaltsleiter in der 
B-Besoldung bis hin zu den notwendigen Anpassungen im 
gehobenen Verwaltungsdienst und an die Eingruppierung 
in A 12 für die VDL und WDL.

Dass wir vom BSBD offensichtlich in der Lage sind, solche 
großen Räder mit zu drehen, macht mich stolz und sagt mir 
auch, dass wir auf dem richtigen Weg sind.
Ich bin daher auch lieber Optimist als Pessimist, wenn ich an 
unseren Justizvollzug denke. Nie zuvor gab es eine solche 
Unterstützung im gesamten politischen Raum und nie zuvor 
waren wir so nah dran an allen wichtigen Entwicklungen. 
Und, nie zuvor gab es auch die Gelder – durch  Haushaltsü-
berschüsse – für solche Projekte. Dass es einen Minister gibt, 
der in intensivster Weise den Vollzug stärken und zukunfts-
fest aufstellen will, und eine Arbeitsgruppe Moderner Justiz-
vollzug der Regierungsfraktionen (mit bestem Dank an die 
federführenden Herren Jürgen Filius MdL GRÜNE und Dr. 
Bernhard Lasotta MdL CDU), die sich regelmäßig mit uns 
zum Thema Justizvollzug austauscht, ist etwas, was mich be-
rechtigt auf bessere Zeiten hoffen lässt. Sehr wichtig ist mir 
auch der stete und sehr konstruktive Austausch mit der Ab-
teilung Justizvollzug im JuM, oder glaubt jemand ernsthaft, 
dass echte dauerhafte Fortschritte nicht besser gemeinsam 
auf den Weg gebracht werden können?
Daher bleibe ich auch dabei: ich sehe mehr Licht als 
Schatten für uns – gerade auch aufgrund der aufgezeigten 
Entwicklungen. Pessimismus bringt uns nicht weiter, also 
lassen wir bei aller berechtigten Kritik dem System die 
Chance, sich positiv zu entwickeln. Ich will jedenfalls ger-
ne meinen Teil dazu beitragen. 

Euer Alexander Schmid
Landesvorsitzender
Bund der Strafvollzugsbediensteten
Landesverband Baden-Württemberg

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Landesvorsitzen-
der Alexander 
Schmid beim 
SWR- 
AKTUELL-
Interview am 
25.08.2018.  
 
Foto aus  
SWR-Aktuell
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Was lange währt …
In folgendem kleinen Sonderbeitrag hat der Landesvorsitzende Alexander Schmid nochmals die 
langwierige und oft zähe Vorgeschichte zum Thema Sonderzuschlag für Vollzugsanwärter Revue 
passieren lassen. 
Das ist eine ebenso lange Geschichte wie die Anpassung der „Gitterzulage“ an die Polizeizulage, der 
geradezu „klassische Dauerbrenner“ unseres damaligen Vorsitzenden Ernst Steinbach. 
Dieser „Kampf“ zog sich auch über lange Jahre hin und führte dazu, dass unser engagierter 
Unterstützer – der CDU-Landtagsabgeordnete und Strafvollzugsbeauftragte Karl Zimmermann 
(s. Foto HP CDU) – von seinen Kollegen im Landtag nur noch „Mister Gitterzulage“ gerufen wurde. 
Am Ende aber stand – wie jetzt beim Anwärtersonderzuschlag – der Erfolg, und nur das zählt – 
und zahlt sich aus.                                                                                                                                   wok

BSBD erreicht weitere Verbesserungen für den Justizvollzug

Anwärtersonderzuschläge werden deutlich verbessert
In vielen Gesprächen der letzten Jahre 
hatte der BSBD auf die sich deutlich ab-
zeichnenden Probleme bei der Gewin-
nung von Nachwuchs für den ohnehin 
schon personell arg strapazierten Jus
tizvollzug hingewiesen. 

In keinem der Gespräche, die unter 
anderem mit dem Justizminister, den 
Fraktionen der Grünen, CDU, SPD und 
FDP stattgefunden hatten, hatte es der 
BSBD versäumt, in diesem Zusammen-
hang auch auf die notwendige deut-
liche Anpassung der Anwärtersonder-
zuschläge und der Bezugsregelungen 
hierzu, hinzuweisen. Sowohl auf eine 
Erhöhung des Anwärtersonderzuschla-
ges für Bereiche, die eine besonde-
re vorherige Qualifikation erfordern 
(Werkdienst sowie Krankenpflege- und 
Sozialtherapie-Bereich), als auch auf 
die Notwendigkeit, die Altersbeschrän-

kung für den Bezug im Be-
reich des Vollzugsdienstes im 
Justizvollzug abzuschaffen, 
wurde fortwährend hingear-
beitet. Dass im Zuge der jetzt 
eingehenden Informationen 
auch die Einführung des 
Anwärtersonderzuschlages 
für den Bereich des Abschie-
bungshaftvollzugsdienstes 
kommen soll, freut uns na-
türlich als gewerkschaftliche 
Vertretung der Kolleginnen und Kol-
legen im Abschiebungshaftvollzug in 
Pforzheim sehr. Der BSBD hätte sich 
auch schon jetzt eine moderate Anhe-
bung des Anwärtersonderzuschlages 
für den Vollzugsdienst im Justizvoll-
zug von 55 % auf 60 % gewünscht, 
aber auch da werden wir mit Sicherheit 
weiter am Ball bleiben. Wir danken 

allen Beteiligten, insbeson-
dere aber auch Herrn MdL 
Sascha Binder (s. Foto, HP 
SPD) und dem Arbeitskreis 
Justiz der SPD - Fraktion, 
welche uns bei diesem An-
liegen immer sehr intensiv 
unterstützt haben. Es freut 
uns, dass ganz offensichtlich 
die Worte und die fundierten 
Argumente des BSBD erneut 
auf breite Zustimmung ge-

stoßen sind. Ein weiterer kleiner Schritt 
in der Entwicklung des Justizvollzuges 
hin zu einem zukunftsfähigen elemen-
taren Teil der „Sicherheitsarchitektur 
Baden-Württemberg“ ist getan. Es gilt 
weiterhin der Leitspruch, dass es nicht 
darauf ankommt, die Zukunft vorher-
zusagen, sondern auf sie vorbereitet zu 
sein.� Alexander Schmid

Mirjam Schmidt neue Vorsitzende der BBW-Jugend
Fünf arbeitsreiche und spannende Jahre stehen bevor

Am 4. Mai 2018 fand der Landesdele-
giertentag, das höchste Gremium der 
BBW-Jugend, im Akademiehotel in 
Karlsruhe statt.

Nach vier schwierigen Jahren mit vielen 
personellen Wechseln in der Landesju-
gendleitung übernimmt nun Mirjam 
Schmidt von der „Jungen Polizei“ die 
Führung. Auch der BSBD war mit vier 
Vertretern vor Ort. Dabei war Philipp 
Weimann die Ehre zuteil geworden, 
als Tagungspräsident durch die Sitzung 
führen zu dürfen. 

Ein Grußwort an die Versammlung 
sprachen die stellvertretende Vorsitzen-
de des Beamtenbundes Baden-Württ-
emberg – Michaela Gebele – und der 
Landesgeschäftsführer Peter Ludwig. 

Ein Dank muss auch der alten verblie-
benen Landesjugendleitung ausgespro-
chen werden. Daniel Jungwirth, Lau-

ra Wittmar und Jörg Sobora haben das 
Beste aus der Situation gemacht und 
sind immer mit vollem Einsatz für die 
BBW-Jugend eingestanden. Für Mir-
jam Schmidt und ihr Team werden es 

fünf arbeitsreiche und spannende Jahre 
werden, bei denen der BSBD ihnen viel 
Erfolg wünscht und auch jederzeit un-
terstützend zur Seite stehen wird.

Philipp Weimann 

 
 
 
 
 
 
 
BSBD-Teilnehmer 
(v.l.): Thilo 
Gerdes, Toni 
Sommerfeld, 
Gina Killewald, 
Philipp Weimann. 
 
Foto: FG Junge 
Bed. im BSBD-LV
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Personalräte treffen sich zur jährlichen Schulung 
Themen in der Personalratsarbeit gehen nicht aus

Für jeden Personalrat im Justizvollzug von Baden-Württemberg – vorausge-
setzt er genießt das Privileg, Mitglied des BSBD zu sein – gibt es einen Fixter-
min, der sich seit mehr als zwanzig Jahren herauskristallisiert und etabliert 
hat: die zweitägige Jahrestagung der Personalräte des BSBD im Hotel Roger 
in Hößlinsülz. Nicht zuletzt der tolle Tagungsort, eingebettet in die Hügel der 
„Schwäbischen Toskana“, ist es, der dieser Tagung einen besonderen Rah-
men gibt. So war es selbstverständlich, dass sich am 14. und 15. Mai 2018 auf 
Einladung des Tagungsleiters Michael Schwarz wiederum zahlreiche Perso-
nalräte des BSBD auf den Weg machten. Es erwartete sie ein umfangreiches 
Schulungs- und Informationsprogramm.

Die in Hößlinsülz versammelten Personalrätinnen und Personalräte mit den BSBD-Landesvorsitzen-
den und dem Personalreferenten der Abt. Justizvollzug.�  Fotos (3): BSBD-LV BW

Personalreferent Harald Egerer – inmitten der beiden Landesvorsitzenden Schmid und Schwarz.

Tag eins war vormittags nach der Ab-
wicklung der üblichen organisatori
schen Formalitäten dem Bericht des 
Landesvorsitzenden des BSBD – Alex
ander Schmid – gewidmet. Er nahm 
sich über eine Stunde Zeit für seinen 
umfangreichen Bericht zu den Gewerk-
schaftstagen der letzten sechs Monate, 
die beim BSBD, BBW und dbb für er-
hebliche personelle Veränderungen ge-
sorgt hatten. 

Danach berichtete er unter der Über-
schrift „Zahlen und Fakten“ von der 
aktuellen Situation im Justizvollzug in 
Bezug auf die Brennpunkte Belegungs-
situation, problematische Gefangenen-
gruppen, grenzwertige Belastung der 
Bediensteten, um nur einige Beispiele 
zu nennen. 

Abschließend informierte Alexan-
der Schmid noch zum Sachstand zu 
den Problemanzeigen wie „Beihilfe 
und Heilfürsorge“, Änderung des Lan-
desbesoldungsgesetzes und des Lan-
desbeamtengesetzes, Entwicklung der 
„Gitterzulage“, Zielsetzungen bei den 
Stellenobergrenzen der mittleren Dien-
ste und Perspektiven für einen attrak-
tiven öffentlichen Dienst, insbesonde-

re unter dem Aspekt der drängenden 
Nachwuchsgewinnung.

Der Nachmittag gehörte dann ganz 
dem Leiter des Personalreferates der 
Abteilung Justizvollzug – Leitenden 
Ministerialrat Harald Egerer – der 
sich mehrere Stunden Zeit nahm, einer-
seits einen ausführlichen Bericht, der 

mit Zahlen bestens unterlegt war, abzu-
geben und andererseits sehr gründlich 
auf die im Vorfeld bei allen ÖPR einge-
sammelten „Fragen an den Personal-
referenten“ einzugehen. 34 Fragen zu 
unterschiedlichsten Themen waren der 
Tischvorlage zu entnehmen und LMR 
Egerer beantwortete alle Fragen mit 
Geduld und Detailwissen. Das kam bei 
den Örtlichen Personalräten sehr gut 
an und war allen Anwesenden einen 
großen Dank wert.

Tag zwei stand zuerst im Zeichen 
des Besuchs des Rechtspolitischen 
Sprechers der CDU-Fraktion im baden-
württembergischen Landtag, MdL Dr. 
Bernhard Lasotta, der in Begleitung 
des parlamentarischen Beraters – Herrn 
Ambrosio – bei der Tagung erschien. 
Nachdem der Abgeordnete Dr. Lasotta 
zuerst ein allgemeines Statement ab-
gegeben und dabei besonders die enge 
und konstruktive Zusammenarbeit mit 
dem BSBD und seinen Vertretern her-
vorgehoben hatte, bat er die Personal-
räte, ihm doch mit ihren Worten darzu-
stellen, was ihnen auf dem Herzen liegt. 
Er sei gekommen, um diese „O-Töne“ zu 
suchen und in seine parlamentarische 
Arbeit mit aufzunehmen. Dazu ließen 
sich die Personalräte nicht zweimal 
bitten und so gab es mehr als zwanzig 

Wortbeiträge und viele gute Diskussi-
onen an diesem Morgen. 

Dass dem BSBD der Tarifbereich 
wichtig ist, unterstrich Tagungsleiter 
Michael Schwarz damit, dass er die 
Kolleginnen Sabine Bischof und Sa-
bine Glas gebeten hatte, einen Bericht 
zu aktuellen Entwicklungen im Tarif-
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bereich abzugeben. Sabine Bischof ist 
im HPR Sachbearbeiterin Tarif für den 
vollzuglichen Bereich und Sabine Glas 
aus der JVA Karlsruhe ist Landesfach-
gruppensprecherin Tarif im Landesver-
band Baden-Württemberg. Interessant 
war insbesondere zu hören, wie die 
„Tour“ der Tarifvertreterinnen durch 
viele der Justizvollzugsanstalten ver-
laufen war und welche Erkenntnisse 
dort gewonnen werden konnten. Ein 
erstes Gespräch im JuM hatte dann 
auch schon positive Ansätze erkennen 
lassen. Klar wurde, der Tarifbereich ist 

dem BSBD wichtig und mit den beiden 
Kolleginnen ist der Landesverband gut 
und kompetent aufgestellt.

Nach diesen intensiven zwei Tagen 
war es Michael Schwarz und Alex
ander Schmid eine Freude, allen 
Teilnehmern eine gute Heimreise zu 
wünschen und dies mit der Hoffnung 
auf ein Wiedersehen im kommenden 
Jahr zu verbinden. Dann heißt es mit 
Sicherheit wieder: „Der BSBD lädt 
seine Personalräte ein nach Hößlin-
sülz“.

Alexander Schmid/wok

Die Repräsentantinnen des Tarifbereichs Sabine Bischof (links) und Sabine Glas (2. v. rechts).

Auch im sozialen Netzwerk unterwegs: Facebook-Eintrag von Dr. Lasotta (2. v. rechts) und Berater Am-
brosio (links) zur PR-Tagung. � Foto: facebook

Generalistik in  
der Krankenpflege
Tagung in Wiesloch

Am 8. Juni 2018 nahmen die FG-
Vertreter Hamacher und Haustein-
Mühlstädt im Auftrag des BSBD-LV 
Baden-Württemberg an der Fachta-
gung „Entwicklung generalistischer 
Kompetenz in der Pflegepraxis“ im 
Bildungszentrum „Gesundheit Rhein-
Neckar“ teil. 

Als Referenten waren hochkompetente 
Fachleute eingeladen: Sabine Muths 
(Wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Institut für Public Health und Pflege-
forschung in Bremen), Prof. Dr. Mar-
got Sieger (Professorin für Pflegewis-
senschaft an der SRH Hochschule für 
Gesundheit in Gera), Klaus Tischler 
(Dipl.-Kfm. und Pflegedirektor des Uni-
versitätsklinikums Tübingen) und An-
dreas Westerfellhaus (Staatssekretär 
im Bundesgesundheitsministerium und 
Pflegebevollmächtigter der Bundesre-
gierung). 

Einen ganzen Tag widmete sich  das 
Expertengespräch den zu prognosti-
zierenden Auswirkungen des kom-
menden Pflegereformgesetzes, das  
nicht weniger als einen Paradigmen-
wechsel in der Pflege zur Folge haben 
wird. 

Die Ausbildung der Gesundheits- und 
Krankenpflegerinnen und Pfleger wird 
es ab 2020 nicht mehr geben. Sie wird 
zukünftig mit der Bezeichnung „Pflege-
fachkraft“ abgeschlossen. 

Ein spezialisierter Abschluss als Kin-
derkrankenschwester oder Altenpfle-
ger ist in dieser Ausbildung weiterhin 
möglich – wird aber international nicht 
anerkannt werden. Diese zukünftige, 
nicht spezialisierte, sondern breit auf-
gestellte Ausbildung bezeichnet man 
„generalistische Pflegeausbildung“. Sie 
ist nichts Ungewöhnliches und in jedem 

Tagungsort in Wiesloch. 
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anderen Beruf Standard. Spezialisie-
rungen sind möglich und können im 
Anschluss erworben werden. Bachelor- 
und Masterabschlüsse werden zu festen 
Bestandteilen der Weiterbildungsmög-
lichkeiten. Ähnlich wie bei den Ärzten 
sind eine (Pflege-) Kammer und eigen-
verantwortliches Handeln angestrebt. 
Der politische Prozess zur Einrichtung 
von Kammern läuft. Die baden-württ-
embergische Landesregierung hat sich 
positiv zu deren Einführung geäußert.

Während Frau Prof. Sieger und Frau 
Muths geänderte Anforderungen an 
Lehrende und Lernende der Pflegeschu-
len in den Mittelpunkt ihrer Ausfüh-
rungen stellten, richteten Klaus Tisch-
ler und Andreas Westerfellhaus ihren 
Fokus auf das politische Umfeld bei 
der Entstehung des Gesetzes sowie die 
Einflussnahme verschiedener Verbände 
und Organisationen während des Ent-
stehungsprozesses auf dessen Inhalt. Es 
handele sich um ein „Haifischbecken“ 
voller Lobbyisten, denn der deutsche 
Markt sei für Hedgefonds interessant 
geworden. Mit privaten Krankenhäu-
sern und Pflegeeinrichtungen lasse sich 
gut Geld verdienen.

„Ein Abbau von Krankenhausbetten 
wird prognostiziert“
Für die beiden Vollzugspraktiker im 
Auditorium waren die Aussagen von 
Tischler sicherlich die für ihren Bereich 
bedeutendsten. Er prognostiziert einen 
Abbau von Krankenhausbetten in der 
Größenordnung von 30 %. „Blutige Ent-
lassungen“ aus dem Akutkrankenhaus 
nach kurzer Verweildauer seien bereits 
heute gang und gäbe. Die Pflege werde 
zukünftig verstärkt als Dienstleistung 
in den vier Wänden des Patienten statt-
finden. Der mündige und informierte 
Patient im Zeitalter von Digitalisierung 
4.0 habe dabei andere Ansprüche an 
Versorgung und Pflege als noch heute. 
Dem könne nur mit generalisiert aus-
gebildetem und weiter qualifiziertem 
Personal begegnet werden. Pflege wer-
de sich dabei zu einem eigenständigen 
und eigenverantwortlich handelnden 
Modul in einem veränderten System 
der Versorgung entwickeln. Die gene-

ralistisch ausgebildete Pflegefachkraft 
wird selbstständig komplexe Aufgaben 
lösen, die spezialisierte Pflegefachkraft  
komplexe Probleme mit Steuerung. 
Pflegende werden eigene Praxen eröff-
nen und bei speziellen Fragestellungen 
Konsile einholen.

In seiner Vision der künftigen Gesund-
heitsversorgung entwickelte Tischler 
ein System, in dem zu den Versorgungs-
strukturen und Verantwortlichkeiten 
der kommunalen Daseinsvorsorge wie 
der Kinderbetreuung die pflegerische 
Versorgung hinzukommen wird. Die 
Kommunen koordinieren dabei den Be-
treuungsbedarf, die Sozialarbeit und 
die Pflege. Bei den Kammern registrier-
te Fachpflegekräfte erhalten die Mög-
lichkeit der Verordnung in stationärer 
und ambulanter Pflege. 

„Der Pflegekräftebedarf steigt  
um 40 Prozent“
Fachpflege und Arzt leiten ambulante 
Notfallzentren als Eingangsportal (mit 
telemedizinischer Anbindung), Pflege-
fachkräfte sind dann primär prozess-
verantwortlich für Versorgung und 
Überleitung. Diagnostik und Therapie 
verbleiben in ärztlicher Verantwortung. 
Nach Prognosen von Fachkräften ist 
unter diesen Bedingungen mit einem 
Anstieg des Bedarfs an Pflegekräften 
von 40 % zu rechnen. Hamacher und 
Haustein stellten sich die Frage, was 
dies alles wohl für den Justizvollzug zu 
bedeuten hätte? In den Krankenabtei-
lungen und im JVKH Baden-Württem-
bergs arbeiten Kolleginnen und Kolle-
gen mit verschiedensten Ausbildungen 
eng zusammen und müssen oftmals 
in komplexen Situationen Entschei-
dungen treffen, die sich nicht selten im 
juristischen Graubereich befinden. 

Durch ihre zusätzliche Ausbildung 
im Justizvollzugsdienst mutieren sie in 
solchen Situationen zu „eierlegenden 
Wollmilchsäuen“ der Justiz, auf die 
sich alle verlassen, wie Wachhabende, 
Dienstleitung, Anstaltsleitung. Die Ent-
wicklungen der letzten Jahre lassen 
befürchten, dass die Anzahl der Situ-
ationen, in denen sie besonders gefor-
dert werden, weiter zunehmen. Es liegt 

daher im Interesse des baden-württem-
bergischen Vollzuges, jetzt Konzepte 
zu schaffen, die der geschilderten Pro-
blematik genauso gerecht werden wie 
der kommenden Ausbildung. So wie es 
jetzt Krankenhäuser und Pflegeeinrich-
tungen zu tun haben. 

Zweifel, ob das gelingen wird, sind 
jedoch angebracht. Spätestens seit 
Schließung der justizeigenen Kranken-
pflegeschule wird die Entwicklung des 
Krankenpflegedienstes in Baden -Württ-
emberg nicht mehr durch ein schlüs-
siges  Konzept des Ministeriums beglei-
tet. Das so entstandene Vakuum musste 
durch die  Anstaltsleitungen ausgefüllt 
werden. Von regelmäßigen verpflich
tenden Fortbildungen, wie in Kranken-
häusern üblich, fehlt dabei jede Spur. 
Aus der eklatanten Personalnot heraus 
arbeiten heute im Medizinischen Dienst 
der Justiz in den Vollzugsanstalten ne-
ben examinierten Gesundheits- und 
Krankenpflegern med. Fachangestellte, 
Heilerziehungspfleger, Krankenpflege
helfer, Rettungssanitäter, Rettungsas-
sistenten. 

Sie leisten alle einen hervorragenden 
Job, aber was geschieht mit ihnen bei 
der Weiterentwicklung der Pflegeaus-
bildung? Wer darf oder ist befähigt, 
zukünftig noch Führungsaufgaben im 
Krankenpflegedienst zu übernehmen? 

All dies hat das Potenzial, die betrof-
fenen Bediensteten in hohem Maße zu 
verunsichern und die Akquise neuer 
Kräfte zu erschweren. In einem hart 
umkämpften Markt mit einem mittel-
fristigen Bedarf in Höhe von prognos-
tizierten 110.000 zusätzlichen Pflege-
kräften reicht es nicht mehr aus, nur 
mit einer Verbeamtung zu winken. Für 
zukünftige Fachkräfte, die für Pflege-
planung und Evaluierung verantwort-
lich zeichnen, ist es nicht erstrebens-
wert, über Jahre im Beförderungsstau 
des Vollzugsdienstes zu stecken. Auch 
hier ist Fantasie gefragt. In den Gre-
mien, in denen im Moment in Baden-
Württemberg über die Zukunft des Me-
dizinischen Dienstes im Justizvollzug  
beraten wird, ist der Krankenpflege-
dienst nicht vertreten. Das lässt nichts 
Gutes erwarten. � ham
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Mitteilung der Landtagsfraktion GRÜNE vom 1. August 2018

Jürgen Filius besuchte die Außenstelle  
Hohrainhof der JVA Heilbronn
Am 8. Juni 2018 besuchte der Straf-
vollzugsbeauftragte der Grünen im 
Landtag von Baden-Württemberg – 
Jürgen Filius – die Außenstelle der 
JVA Heilbronn: die Staatsdomäne 
Hohrainhof. 

Die Außenstelle ist eine Einrichtung des 
offenen Vollzugs und besteht seit 1938. 
Hier haben die Gefangenen die Mög-
lichkeit, in dieser landwirtschaftlichen 
Einrichtung zu arbeiten. Dazu stehen 
33 Haftplätze zur Verfügung. 

„Eine Einrichtung wie diese ist im 
Hinblick auf einen modernen Straf-
vollzug, für den ich mich auf vielfältige 
Weise einsetze, von großem Wert“, so 
der Landtagsabgeordnete. 

Die Gefangenen können hier in der 
Viehhaltung mit 85 Rindern (davon 
45 Kühe, darunter auch das Limpurger 
Rind) arbeiten oder sich im Weinbau 
betätigen, wo ca. 60.000 Flaschen Wein 
pro Jahr abgefüllt werden. Daneben 
werden noch Obstbäume gepflegt sowie 
Rüben, Mais und Getreide angebaut. 

Dies wird von den Gefangenen, die zum 
Teil noch nie in diesen Bereichen gear-
beitet haben, sehr gut angenommen. So 
ist in der Nachtzeit nur ein Bediensteter 
zur Überwachung erforderlich. Jürgen 
Filius: „Ich sehe hier nicht nur Vorteile 
für die Gefangenen im Strafvollzug, 
sondern auch für die Bediensteten, 
die hier in vorbildlicher Weise zusam-
menarbeiten und sich unterstützen, 
beispielsweise auch bei krankheitsbe-
dingten Ausfällen von Kollegen.“

Von der Anstaltsleitung und den Be-
diensteten erfuhr der Strafvollzugsbe-
auftragte, dass diese auf jeden Fall die 
Möglichkeit befürworten würden, dass 
auch Gefangene aus anderen Anstalten 
als aus der JVA Heilbronn hier unter-
gebracht werden könnten. Denn damit 
die Arbeit gut funktioniert, sollten min-
destens 20 geeignete Gefangene zur 
Verfügung stehen. Dies ist auf Grund 
der stark schwankenden Gefangenen-
zahlen nicht immer erreichbar. Die hier 
hergestellten Produkte (Wein, Sekt, Ap-
fel- und Traubensaft, Tresterschnaps) 

können im Direktverkauf oder online 
im Internet erworben werden. 

„Die offene Einrichtung hat mir gut 
gefallen. Sehr beeindruckt bin ich von 
der Arbeit der Verantwortlichen und 
der Bediensteten vor Ort“ sagte Jür-
gen Filius anerkennend. „Ich kam auch 
nicht umhin, die eine oder andere Fla-
sche Wein zu erwerben und werde die-
se natürlich genießen“.

Aktiv Mitglieder werben lohnt sich !
Jede erfolgreiche Werbung eines Neumitglieds für den BSBD-Landesverband Baden-Württemberg wird durch den  
Landesverband zukünftig mit einer Prämie von 20.– Euro honoriert. Diese Prämie wird jährlich im ersten Quartal  

rückwirkend für das vergangene Jahr auf das jeweils beim Landesverband hinterlegte Konto des Werbers ausbezahlt.  
(Der Rechtsweg ist für diese Dauerwerbeaktion ausgeschlossen.)

„Werber“ ist, wer auf dem Antrag des Neumitglieds im Feld Werber als solcher bezeichnet wird.
Es lohnt sich also mehr denn je, wenn sie uns als überzeugtes Mitglied des BSBD weiterempfehlen.

Von links: Anstaltsleiter Dickemann, Hofleiter Freigang, Leiter der Landwirt-
schaft Schäfer, Landtagsabgeordneter Filius, Anstaltsbeirätin Landwehr und 
Leiter Weinbau Oppenländer. � Fotos (3): LT-Fraktion der GRÜNEN

Infotafel vor dem Hoftor.

Auch der Kuh
stall gehörte zum 
Besichtigungs-
programm des 
Abgeordneten.
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Die baden-württembergische Top-Mannschaft aus Schwäbisch Hall. 

Ein besonderer Dank gilt den Organisatoren der JVA Bremen um Kollege 
Oliver Nass (s. Foto), welche aus der Not heraus kurzfristig als Veranstalter 
eingesprungen sind. � Fotos (2): BSBD-OV SHA

Ortsverband Schwäbisch Hall:

Fußballer bei der Deutschen Vollzugsmeisterschaft
Nach dem Gewinn der Landesmei-
sterschaft 2017 durften die Fußballer 
der JVA Schwäbisch Hall in diesem 
Jahr erstmals an der Deutschen Mei-
sterschaft für Justizvollzugsbedien-
stete teilnehmen und hatten so die 
große Ehre, den Justizvollzug Baden-
Württemberg vertreten zu dürfen. 

Die Meisterschaft fand vom Freitag 
22. Juni bis Sonntag, 24. Juni 2018 
in Bremen statt. 

Nach der Anreise am Freitag wurde – 
wie es sich für Fußballer gehört – das 
Bremer Weserstadion besichtigt. Der 
Turniertag selbst begann verheißungs-
voll. Die Mannschaft der JVA Hamburg 

wurde deutlich mit 5 : 0 besiegt. Leider 
konnte dieser starke erste Eindruck 
nicht erhalten und bestätigt werden.

Am Ende sprang dann doch ein be-
achtlicher 6. Platz heraus. Dieser wurde 
bei der Abendveranstaltung gemeinsam 
mit den anderen Anstalten gebührend 
gefeiert.

Ortsverband Freiburg

VAW auf der Landesgartenschau in Lahr
Arbeit der Vollzugsbediensteten konnte vielen Besuchern positiv vermittelt werden

Im Rahmen der Ausstellung des VAW 
Baden-Württemberg auf der diesjäh-
rigen Landesgartenschau in Lahr, 
federführend organisiert von den 
Freiburger Kollegen Rothböck und 
Wiedemann, konnten die Produkte 
des VAW sowie der baden-württem-
bergische Justizvollzug einer breiten 
Öffentlichkeit vorgestellt werden.

Viele Kollegen aus den unterschied-
lichsten Anstalten im Ländle haben sich 
eingebracht, sodass die gemeinsame 
Zeit auf der knapp 14-tägigen Ausstel-
lung – in einer „Wahnsinns-Kamerad-
schaft“ – einen riesigen Spaß gemacht 
hat. In einer rund 500 qm großen Aus-
stellung wurde ein Ausschnitt über die 
Produktionsmöglichkeiten vorgestellt, 
was bei den zahlreichen Besuchern 
große Begeisterung auslöste.

An die Fußball-WM wurde ebenfalls 
gedacht, mit der Möglichkeit, gegen 
eine Spende zugunsten der Kinder-
klinik Freiburg auf eine Torwand zu 
schießen. Als Preis für sechs Treffer 
war ein Smoker im Wert von ca. 1.000 
Euro ausgelobt, dieser musste jedoch 

im VAW-Besitz bleiben, da keiner die 
Höchsttrefferzahl erreichte.

Daneben konnte mit einer Musterzel-
le aus Adelsheim und Info-Schautafeln 
über das Leben im Gefängnis informiert 

und sehr viel Aufklärungsarbeit geleis
tet werden. Die wichtige und wertvolle 
Arbeit der Justizvollzugsbediensteten 
konnte den vielen interessierten Besu-
chern positiv vermittelt werden, was 

Die Freiburger Gruppe (v.l.): Dieter Wiedemann, Maria Bohr, Harry Krüger, Andreas Rothböck, Mathi-
as Vogginger, Simon Rohrer. � Fotos (3) BSBD-OV FR
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sich in unzähligen, sehr positiven und 
wertschätzenden Rückmeldungen wi-
derspiegelte.

Ebenso wurde durch die Ausbilder 
der JVA Freiburg Werbung für die Nach-
wuchsgewinnung für alle Bereiche im 
Justizvollzug gemacht.

Zahlreiche Gespräche, wie z. B. mit 
dem Abgeordneten Arnulf Freiherr 
von Eyb (Mitglied des AK 1 – Recht und 
Verfassung – CDU), bei dem auch auf 
die aktuellen Brennpunkte im Vollzug 
– wie Personalmangel, Personalgewin-
nung, Überbelegung, deutliche Mehr-
belastung aller Dienste, Sanierungsstau 
– eingegangen werden konnte, haben 
die Veranstaltung zu einem rundum ge-
lungenen Ereignis abgerundet.

Geschäftsführer Andreas Rothböck beim Kampf 
um den Smoker.

Vollzugskollege Harry Krüger mit Herrn Arnulf 
Freiherr von Eyb MdL.

Familientag in der JVA Ulm
Die mitgebrachten Kuchenspenden fanden reißenden Absatz
Der BSBD und der örtliche Personal-
rat haben am 23. Juni 2018 im Kom-
mandantengarten der Hauptanstalt 
zu einem Familientag für alle Bedien-
steten eingeladen. 

Jeder Kollege und jede Kollegin konn-
te mit seiner oder ihrer Familie einen 
kleinen Rundgang durch die Arbeitsbe-
triebe machen. Für das Mittagessen mit 
Spanferkelbraten und Schnitzel sorgte 
unser großartiges Küchenteam Gerold 
Steiner, Thomas Ege und Rudi Rahn. 
Die mitgebrachten Kuchenspenden der 
Bediensteten fanden nachmittags einen 
reißenden Absatz. Da alle Gäste sehr 
begeistert waren, ist eine Wiederholung 
sicherlich nicht ausgeschlossen.

Franz Huber
Sommerliches Familienfest des BSBD-OV im 
Kommandantengarten der JVA Ulm.

In fröhlicher Runde ... von links: Erster Vorsitzender des Personalrates Gerold Steiner, Schriftführer 
des BSBD-OV Franz Huber, Erste Vorsitzende des BSBD-OV Swantje Weber, Zweiter Vorsitzender des 
BSBD-OV Thomas Ege. � Fotos (2): BSBD-OV Ulm

Nachruf
Der BSBD-Ortsverband Mannheim trauert 

um sein Mitglied

Erika Koch
* 28.07.1941      † 30.06.2018

Plötzlich und unerwartet ist unsere Kollegin 
und langjähriges Mitglied im Alter von 77 Jahren von uns gegangen.

Wir werden sie in bleibender Erinnerung behalten 
und ihr ein ehrendes Gedenken bewahren.

Im Namen aller Kolleginnen und Kollegen 
des BSBD-Ortsverbandes Mannheim

im Juli 2018
Uwe Zielinski, Ortsverbandsvorsitzender
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Am Freitag, 13. Juli 2018, fand 
unser Grillfest statt. Rund 35 
aktive Mitglieder und Pensio-

näre waren der Einladung gefolgt. 

Bei herrlichem Sonnenschein stand 
unser BSBD-Vorsitzender Johann Her-
mann am Grill und brutzelte Steaks 
und Würste. Vielen Dank auch an un-
sere Küche für den feinen Kartoffel-
salat und Nudelsalat. Als besondere 
Gäste durften wir den BSBD-Landes-
vorsitzenden Alexander Schmid und 
vom dbb Vorsorgewerk Carsten Zeiß 
begrüßen. Es fanden sehr informa-
tive Gespräche über weitere Ziele des 
BSBD statt, so z. B. Reduzierung der 
Wochenarbeitsstunden, Erhöhung der 
Zulagen, Wechsel zur freien Heilfürsor-
ge, Schmerzensgeldtitel, Stellenober-
grenzen, Personalgewinnung für Werk-
dienst-AVD-Fachdienste-Verwaltung. 
Herr Zeiß vom dbb Vorsorgewerk 
konnte hinsichtlich der finanziellen Ab-
sicherung in allen Bereichen ebenfalls 
aus erster Hand fachkundige Auskunft 
erteilen. Die Vorstandschaft bedankt 
sich bei allen Mitgliedern sowie bei 
Alexander Schmid und Carsten Zeiß 
für ihr Kommen. � (sl)

„Guten Appetit“ beim Grillfest des BSBD-OV 
Bruchsal. � Foto: BSBD-OV BR

Nachruf
Der BSBD-Ortsverband Mannheim trauert um sein Mitglied

Johann Flicker
* 02.01.1931    † 03.07.2018

Plötzlich und unerwartet ist unser Kollege 
und langjähriges Mitglied im Alter von 87 Jahren von uns gegangen.

Wir werden ihn in bleibender Erinnerung behalten 
und ihm ein ehrendes Gedenken bewahren.

Im Namen aller Kolleginnen und Kollegen des BSBD-OV Mannheim
im Juli 2018  

Uwe Zielinski, Ortsverbandsvorsitzender

Erstes Sommer-Hähnchenfest
Unvergesslicher Vollzugsabend bis spät in die Nacht fröhlich gefeiert

Der OV Freiburg bei seinem Sommerfest auf dem Stöckenhof.

Das erste Sommer-Hähnchenfest des 
Ortsverbands in Freiburg war eine 
rundum gelungene Veranstaltung.

Am Freitag, dem 15. Juni 2018, wurde 
auf dem Vollzugsgelände der Außenstel-
le Stöckenhof, ein landwirtschaftlicher 
Betrieb der JVA Freiburg, bei tropischen 
Temperaturen das Sommerfest gefeiert. 
Organisiert wurde das Fest durch die 
beiden „legendären“ OV-Vorsitzenden 
Daniel Meurer (1. Vorsitzender) und 
Matthias Vogginger (2. Vorsitzender). 
Unterstützung fanden sie mit den rüh-
rigen Kollegen Thomas Heller und 
Alexander Reinhardt (Küche) sowie 
Harry Krüger. Der landwirtschaftliche 
Betrieb wurde durch die Kollegen der 
Außenstelle hervorragend präpariert 
und geschmückt. Es fehlte an nichts, so 
dass man sich einfach wohlfüllen muss-
te –  es war wie im Paradies. Herzlichen 
Dank dafür an Marlies Wagner, die bis 
in die späten Abendstunden für einen 
reibungslosen Ablauf sorgte.

Viele prominente BSBD - Gesichter 
– besonders von Pensionären – sah 
man unter den Gästen: Sir Erich Haag 
(Landes- und Bundeskassierer a. D.), 

Sir Heinz Wintergerst (Ortsverbands-
vorsitzender a.D.), Sir Frank Maertins 
(Landeskassierer), Sir Werner Bürklin 
(OV Schriftführer a.D.) die Herren Pe-
ter und Kurt Scherzinger sowie Klaus 
Dea (langjährige Mitglieder des OV).

Hähnchen satt, hieß die Devise. Zu 
den goldgelb gebratenen Hähnchen 
gab es an der Theke das köstlichste und 
leckerste Salatbüffet, das die Ausbil-
dungsküche mit den Kollegen Heller 
und Reinhard zubereitet hatte.

Am Freitagnachmittag nach Feiera-
bend war der Ansturm groß. Es kamen 
viele BSBD-Mitglieder aus allen Dien-
sten, die sich, nach schwer getaner Ar-
beit in der Justizvollzugsanstalt, ein fri-
sches gebratenes Hähnchen schmecken 
ließen. Auch ein gekühlter Gerstensaft 
sowie köstlich mundender BSBD-Wein 
vom Kaiserstuhl durften diesen wun-
derschönen Abend begleiten.

Bei anregenden und auch tiefsinnigen 
Gesprächen sowie munteren Anekdoten 
aus der „BSBD-Urzeit“ wurde ein unver-
gesslicher Vollzugsabend mit sehr net-
ten Menschen, die bis spät in die Nacht 
fröhlich feierten. So verdient dieses Fest 
das Prädikat „Wiederholung“!

Grillfest beim Orts-
verband Bruchsal
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Klausurtagung 
der JVB Landes-
leitung
Geschäftsverteilung festgelegt

(v.l.) stv. Landesvorsitzender Alexander Sammer, Schriftführerin Elke Völkel, stv. Landesvorsitzender 
Klaus Zacher, Landesvorsitzender Ralf Simon, die stv. Landesvorsitzenden Stefan Greulich und Iris 
Rädlinger-Köckritz, Schatzmeister Jochen Klemenz und stv. Landesvorsitzender Thomas Benedikt.

Seit Juni 2018 befindet sich die Ge-
werkschaft Justizvollzug Bayern 
in neuer Zusammensetzung. Nach 
zweimonatiger Einarbeitungsphase 
wartete die erste Arbeitssitzung auf 
die Mitglieder der JVB Landeslei-
tung. Vom 24. bis 25. August 2018 
kam man in Marktoberdorf zu einem 
ersten Treffen zusammen.

Für die zweitägige Klausurtagung gab 
es mehrere Themenbereiche. Zum ei-
nen wurde die Geschäftsverteilung der 
JVB Landesleitung festgelegt.

Klaus Zacher wird – wie bisher – den 
Bereich Tarif übernehmen. Thomas 
Benedikt leitet als Redakteur die JVB-
Presse und Alexander Sammer den 
Bereich SocialMedia. Daneben vertritt 
Alexander Sammer in seiner Funktion 
als stellvertretender BSBD Bundesvor-
sitzender unseren Verband auf Bundes-
ebene. Iris Rädlinger-Köckritz wurde 
zur neuen Rechtsschutzbeauftragten 
des JVB bestellt. Stefan Greulich über-
nimmt künftig einen Teil der Veranstal-

tungsplanung im JVB. Die Homepage 
betreuen weiterhin gemeinsam Ralf 
Simon und Thomas Benedikt. Weitere 
Tagesordnungspunkte waren die aktu-
ellen Verhandlungen und Gespräche 
zum Doppelhaushalt 2019 / 2020 im 
Bayerischen Landtag, die Wahlen zur 
Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung, Datenschutz im JVB sowie künf-
tige Veranstaltungen der Gewerkschaft 

Justizvollzug Bayern. Wie in der bis-
herigen Tradition des JVB steht das 
Teamwork im Fokus. Eine Klausurta-
gung ist dabei ein wichtiges Element, 
um geschlossen als Team die Interessen 
und berechtigen Anliegen unserer JVB 
Mitglieder gegenüber Ministerium und 
Politik zu vertreten.

Bericht und Bild: 
Thomas Benedikt

Spitzengespräch im Justizministerium
Große Unterstützung der JVB Forderungen zum Doppelhaushalt 2019/2020

Vertreter der neu gewählten JVB Landesleitung trafen sich am 31. Juli 2018 zu einem Spitzengespräch im bayerischen 
Justizministerium. Hierzu eingeladen hatte Staatsminister Prof. Dr. Winfried Bausback. Beim Gesprächstermin in an-
genehmer Atmosphäre nahmen ebenso Abteilungsleiter Ministerialdirigent Peter Holzner, Personalreferent Ltd. Mini-
sterialrat Horst Krä und Ministerialrat Tobias Geiger teil.

(v.l.) Thomas Benedikt (JVB), Klaus Zacher (JVB), Iris Rädlinger-Köckritz (JVB), Staatsminister Prof. 
Dr. Winfried Bausback, Alexander Sammer (JVB), Ralf Simon (JVB Landesvorsitzender), Personalrefe-
rent Horst Krä und Abteilungsleiter Peter Holzner.

Im Vordergrund stand die Haushalts
eingabe des JVB. Die Gewerkschafts
vertreter skizzierten die erheblich 
gestiegenen Belastungen unserer Kol-
leginnen und Kollegen. In den letzten 
Jahren wurde die Klientel in den Jus
tizvollzugseinrichtungen immer pro-
blematischer. Insbesondere die Zahl 
der psychisch auffälligen Gefangenen 
sowie die Zahl der Gefangenen aus an-
deren Kulturkreisen nehmen stetig zu. 
Unsere Kolleginnen und Kollegen sehen 
sich vermehrt Übergriffen ausgesetzt. 
In Amtshilfe vollzieht der Justizvollzug 
die Abschiebungshaft.

Diese Art der Haft stellt eine zusätz-
liche Belastung für die Justizvollzugs-
bediensteten dar. Trotz Stellenmeh-
rungen der letzten Jahre reicht das 
Personal nicht aus. Unsere Kolleginnen 
und Kollegen arbeiten am Limit. Die 
Anzahl an Krankheitstagen ist besorg-
niserregend. Die Zahl der Mehrarbeits-
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stunden ist zwar zurückgegangen, be-
wegt sich aber immer noch auf einem 
hohen Niveau.

Deutlich wurde das hohe Engage-
ment der Justizvollzugsbediensteten 
herausgestellt, wodurch ein beacht-
licher Beitrag zur Sicherheit in unserem 
Land geleistet wird. Auch in Zukunft 
wird die Kompetenz, Leistungsfähig-
keit und Motivation des Personals die 
entscheidende Ressource sein. Der Ge-
werkschaft Justizvollzug Bayern (JVB) 
ist es wichtig, die Forderungen zum 
Doppelhaushalt erst im eigenen Haus, 
dem Justizministerium, zu erläutern. 
Bausback signalisierte den Vertretern 
des JVB seine klare Unterstützung bei 
den Forderungen. Der Justizminister 
und die Spitze der Abteilung F (Justiz-
vollzug) nahmen sich viel Zeit für die 
berechtigten Anliegen des JVB.

Eingangs betonte Bausback, dass bis 
dato knapp 600 zusätzliche Stellen seit 
dem Jahr 2013 erreicht wurden. Das sei 
ein wichtiger Erfolg der vergangenen 
Jahre! 

Gemeinsam mit dem JVB wolle man 
diesen Weg weitergehen, so der Staats-
minister. Aber nicht nur die Personal-
mehrung war Inhalt der Besprechung, 
ebenso die notwendigen Stellenhe-
bungen (Beförderungsmöglichkeiten).

Peter Holzner, Abteilungsleiter für 
den Justizvollzug, sagte: „Wir wollen 
mehr Spitzenstellen ausbringen, ins-
besondere in der 2. Qualifikationsebe-

ne.“ Ein weiteres Augenmerk liege auf 
einem ganzen Maßnahmenpaket im 
Bereich der Nachwuchsgewinnung, sig
nalisierten die Vertreter des Justizminis
teriums. „Die Nachwuchsgewinnung 
ist ein wichtiges Zukunftsthema“, so 
JVB Vorsitzender Ralf Simon. Die ge-
schaffenen Stellen müsse man auch in 
Zukunft mit Bewerbern besetzen kön-
nen. Dabei lege man größten Wert auf 
die Gewinnung von geeignetem Nach-
wuchs.

Besonders die Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt und die massive 
Konkurrenz zwischen den Ressorts im 
Bereich der inneren Sicherheit erfor-
dern enorme Kraftanstrengungen für 
den Justizvollzug, um künftig perso-
nell besser aufgestellt zu sein. Neben 
den klassischen Ausbildungsbereichen 
seien zudem Verbesserungen im Kran-

kenpflegedienst dringend notwendig, 
unterstrich Simon. Mit dem Thema 
Ausbildung verbunden sei ebenfalls der 
Ausbau der Bayerischen Justizvollzugs-
akademie. Für die Bildungseinrichtung 
im Justizvollzug, die sowohl für Aus-
bildung und Fortbildung zuständig ist, 
müsse der Gesamtausbauplan bald-
möglichst umgesetzt werden.

Die Akademie platze aus allen Näh-
ten und sollte daher eine besonde-
re Rolle zukommen, so Simon. Beim 
Spitzengespräch wurde deutlich, wie 
sehr das Justizministerium hinter den 
Forderungen des JVB – auch zum ak-
tuellen Doppelhaushalt – steht. Am ge-
meinsamen Kurs wolle man festhalten, 
darin waren sich beide Seiten einig. 
Nur durch diese beispielhafte Zusam-
menarbeit konnten viele Erfolge in der 
Vergangenheit erzielt werden. Der JVB 
wurde durch den Landesvorsitzenden 
Ralf Simon sowie die stellvertretenden 
Landesvorsitzenden Alexander Sam-
mer, Iris Rädlinger-Köckritz, Klaus 
Zacher und Thomas Benedikt beim 
Meinungsaustausch im Münchner Jus
tizpalast vertreten.

Die Eingabe zum Doppelhaushalt 
2019/2020 des JVB liegt bereits dem 
Bayerischen Landtag vor. Alle Land-
tagsfraktionen sowie die Ausschüsse 
für Staatshaushalt und Finanzfragen, 
für Fragen des öffentlichen Dienstes 
und für Verfassung, Recht und Parla-
mentsfragen wurden angeschrieben. 
Darin konnten inhaltlich sogleich ei-
nige Anträge des 21. JVB Verbandstag 
aufgenommen werden.

Bericht und Bilder: Thomas Benedikt
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Auf Einladung des Personalrates:

Regierender Bürgermeister zu Besuch in der JSA
Einblicke in die vielfältigen Aufgaben der Jugendstrafanstalt

Zu einem Informationsbesuch hat der 
Regierende Bürgermeister, Michael 
Müller, Anfang August die Jugend-
strafanstalt Berlin besucht.

Die Einladung, die der örtliche Perso­
nalrat ausgesprochen hat, wurde ger­
ne angenommen und wurde zu einem 
intensiven Austausch sowohl mit den 
jugendlichen Inhaftierten, als auch mit 
den Beschäftigten und der Anstaltslei­
tung genutzt.

Auf dem Programm stand die Besich­
tigung von zwei Betrieben. Einmal die 
Tischlerei und die Zweiradwerkstatt. 

Zudem wurde als wichtige Einrichtung 
die Sozialtherapeutische Abteilung auf­
gesucht. Der Eintrag in das „goldene 
Buch“ der Anstalt war natürlich Pflicht­
programm. 

Bei dem sehr umfangreichen Pro­
gramm konnte sich der „Regierende“ 
einen guten Eindruck von den vielfäl­
tigen Aufgaben im Jugendstrafvollzug 
verschaffen. Auch konnten die vielen 
Tätigkeiten der Kolleginnen und Kol­
legen, von der Schule bis zu Sicher­
heit dargestellt und auf die besondere 
Bedeutung der Jugendstrafanstalt für 
die Gesellschaft und die Jugendlichen 

hingewiesen werden. Nach der gro­
ßen Geburtstagsparty zum 30-jährigen 
Bestehen der JSA war der Besuch des 
Bürgermeisters sicherlich ein weiteres 
wichtiges Datum in der Geschichte der 
JSA. Dank an den Personalrat und die 
Kolleginnen und Kollegen vor Ort, die 
dies möglich gemacht haben.

V.l.n.r. Herr Borchert (AL), Frau Adolph (LBQ), Frau Gerlach (Staatssekretärin) + Stab, Herr Müller 
(Reg. Bürgermeister von Berlin). � Fotos (2): BSBD Berlin

Michael Müller, Regierender Bürgermeister (l.); 
Thomas Bestmann, Personalratsvorsitzender 
und stellv. Landesvorsitzender BSBD Berlin.

BSBD Berlin verurteilt Brandanschlag aufs Schärfste
Randalierer beschädigten Autos von Vollzugsbediensteten – Großer Sachschaden

Der BSDB Berlin hat den Brandan-
schlag auf das Auto einer Kollegin 
aus dem Justizvollzug Ende Juni auf 
das Schärfste verurteilt.

Nach Informationen der Polizei hat es 
sich um eine gezielte Tat gehandelt, bei 
der das Auto vollständig ausgebrannt 
ist. „Gott sei Dank hat die Kollegin kei­
nen persönlichen Schaden genommen. 
Allerdings ist der Sachschaden sehr 
groß“, äußerte sich der Landesvorsit­
zende des BSBD Berlin, Thomas Goiny, 
zu dem sinnlosen Vorfall. Zu dem An­
schlag hat sich offenbar eine linksex­
tremistische Organisation bekannt, und 
die betroffene Kollegin hatte auf dem 
Weg zur Dienststelle Dienstkleidung 

getragen. Der BSBD Berlin empfiehlt 
deshalb allen Beschäftigten, besondere 
Wachsamkeit beim Fahren in Dienst­

kleidung walten zu lassen und sicher­
heitsrelevante Vorfälle und Beobach­
tungen unverzüglich der zuständigen 
Sicherheitsabteilung in den Vollzugsan­
stalten zu melden. Dagegen warnt der 
BSBD Berlin vor einer „Kapitulation“ 
des Rechtstaats vor den Attacken extre­
mistischer Gewalttäter auf diejenigen, 
die Recht und Gesetz Geltung verschaf­
fen. Der Staat und seine Vollzugsorgane 
müssten weiterhin „Flagge“ zeigen 
und sich der Bevölkerung zu erkennen 
geben. Wie zwischenzeitlich bekannt 
wurde, sind die Autoscheiben eines Kol­
legen vor seiner Vollzugsanstalt einge­
schlagen worden. Täter unbekannt. Es 
zeigt, dass die Beschäftigten des Justiz­
vollzuges auch immer wieder Ziel von 
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Einkommensrunde 2019

BSBD Berlin erwartet  
schwierige Verhandlungen
Berliner SPD für schrittweise Anpassung an die Besoldung des Bundes

Die Einkommensrunde mit den Län-
dern zum TV-L (Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder, TdL) und zum 
TV-H (Land Hessen) wird Anfang 
2019 beginnen und wirft schon jetzt 
seine Schatten voraus. Anfang Sep-
tember hatte daher der dbb zu ei-
ner Streikleiterkonferenz geladen, 
an der auch der Vertreter des BSBD 
teilgenommen haben. Für Berlin ha-
ben der Landesvorsitzende Thomas 
Goiny und der Landestarifvertreter 
Bernd Loran teilgenommen.

Um sich bereits jetzt auf die kommen­
den Tarifverhandlungen vorzubereiten, 
hatte der dbb zu einer Streikleiterkon­
ferenz Anfang September in Berlin 
eingeladen. Dabei wurden die organi­
satorischen Abläufe, von den internen 
Vorbereitungen, über die Forderungs­
findung innerhalb des dbb und seiner 
Fachgewerkschaften, bis zu den Tarif­
verhandlungen besprochen und abge­
stimmt. Auch die Durchführung von 
Streikmaßnahmen wurde dargestellt.
Volker Geyer, dbb Fachvorstand Tarif­

politik, informierte die mehr als 70 Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer zunächst 
über die allgemeine tarifpolitische Lage, 
insbesondere bezüglich der TdL.

Hier spiele der Abbruch der Tarifver­
handlungen über eine Entgeltordnung 
zum TV-L durch die Arbeitgeber eine 
entscheidende Rolle.

Geyer stellte zudem fest, dass durch 
den Abstand der Entgelttabellen des 
TV-L zu den Tabellen des TVöD bereits 
jetzt klar sei, dass ein ganz erheblicher 
Nachholbedarf bestehe. 

Dies sei insbesondere die Folge des 
sehr guten letzten Abschlusses mit 
Bund und Kommunen zum TVöD zu Be­
ginn des Jahres 2018. Der dbb Tarifchef 
betonte außerdem, dass bei Einkom­
mensrunden nicht nur auf Großkund­

Straftaten sind. Das ist nicht hinnehm­
bar. Zudem hat der BSBD Berlin vor 
der Sommerpause im Gespräch mit der 
zuständigen Fachabteilung erneut die 
Forderung gestellt, auch endlich dafür 
Sorge zu tragen, dass die Bediensteten 
in ihrer Dienstkleidung neben der BVG 
auch die S-Bahn und die Deutsche Bahn 
kostenfrei nutzen können. 

Hier bedarf es einer politischen Ent­
scheidung des Senats im Rahmen der 
Vereinbarung mit dem Verkehrsverbund 
Berlin / Brandenburg ( VVB ). Nach Aus­
sagen der DB geht es dabei ausschließ­
lich um die Kostenerstattung innerhalb 
des Verkehrsverbundes. 

Hier erwartet der BSBD Berlin, dass 
sich der Justizsenator für die Umsetzung 
einsetzt.

Wir werden uns weiterhin für einen 
umfangreichen Schutz der Kolleginnen 
und Kollegen und deren Angehörigen 
einsetzen. Das gilt auch für den Schutz 
der persönlichen Daten. Der Justizvoll­
zug ist ein wichtiger Bestandteil unseres 
Rechtsstaates, der bei solchen Anschlä­
gen nicht klein beigeben darf, sondern 
muss mit allen Mitteln dafür Sorgen 
tragen, dass die Täter ermittelt und die 
Beschäftigten geschützt werden. 

„Auch über diesen Weg wird Anerken­
nung und Wertschätzung gegenüber den 
Kolleginnen und Kollegen umgesetzt“, 
forderte Thomas Goiny. Landesvorsitzender Thomas Goiny und Bernd Lo-

ran (JVA Tegel), Tarifvertreter des BSBD Berlin 
haben an der Streikleiterkonferenz teilgenom-
men. � Fotos (2): BSBD Berlin
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Motzstraßenfest

BSBD Berlin wieder vor Ort
Werbung für die vielfältigen Aufgaben des Justizvollzuges

CDU-Generalsekretär Stefan Evers (Bildmitte) am Info-Stand des dbb berlin. � Foto: dbb berlin

Auch in diesem Jahr haben Kolle-
ginnen und Kollegen der Fachge-
werkschaften den Informationsstand 
des dbb berlin beim Motzstraßenfest 
(Nollendorfplatz) aktiv unterstützt. 

Zu den vielen Gästen konnte am zweiten 
Tag auch der CDU-Generalsekretär der 
Berliner CDU, Stefan Evers, am Stand 
begrüßt werden. Wir haben dies zum 
Anlass genommen, um auch hier wieder 
Werbung für die vielfältigen Aufgaben 
des Justizvollzuges anzusprechen.

Auch gaben sich diverse Vorsitzende 
von Fachgewerkschaften des dbb be-
amtenbund und tarifunion berlin (dbb 
berlin) am Info-Stand ein Stelldichein. 
So konnten neben dem Landesvorsit­
zenden des dbb berlin, Frank Becker, 
die Landesvorsitzende der gkl berlin, 
Cornelia Stemmler, der Landesvorsit­
zende der DJG Berlin, Peter Liebheit, 
der Landesvorsitzende des BSBD Berlin 
und gleichzeitig stellv. Landesvorsit­
zender des dbb berlin, Thomas Goiny, 
die stellv. Landesvorsitzende der DPolG 
Berlin, Sabine Schumann sowie der 
Regionalvorsitzende des Regionalver­
bandes der DPVKOM und gleichzeitig 
stellv. Landesvorsitzender des dbb ber­

lin, Torsten Jaehne, und außerdem 
die stellv. Landesvorsitzende der DSTG 
Berlin und gleichzeitig stellv. Landes­
vorsitzende des dbb berlin, Sandra 
Kothe, begrüßt werden. 

Ebenfalls zur Unterstützung am 
Stand kam die Vorsitzende des Gesamt­
personalrates Finanzen, Martina Rie-
del. Darüber hinaus standen weitere 
zahlreiche Kolleginnen und Kollegen 
aus den Fachgewerkschaften für die 
mehreren hundertausend Besucher des 
Motzstraßenfestes zur Information aus 
erster Hand zur Verfügung. 

Besonders gefreut haben wir uns auch 
wieder über die Teilnahme von Vertre­
tern des DBSH (Deutscher Berufsver­
band für Soziale Arbeit), die aus Nord­
rhein-Westfalen und dem Saarland extra 
für diese Veranstaltung angereist waren. 
Vielfach konnte mit Beschäftigten über 
die Situation des öffentlichen Dienstes 
diskutiert werden. Zudem gab es diver­
se Anfragen zu Ausbildungsberufen im 
öffentlichen Dienst. 

Eine weitere große Standaktion, die 
der BSBD Berlin im Rahmen seiner Öf­
fentlichkeitsarbeit unterstützt hat, war 
der „Tag der offenen Tür“ bei der Berli­
ner Polizei am 23. September 2018.

Darlehen für:  Beamte auf Lebenszeit/Probe • Angestellte • Pensionäre bis 58 Jahre • alle Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst

Persönliche Sofortberatung:

Vermittelt: Karin Jaeckel . Am Husalsberg 3 . 30900 Wedemark . Tel. 05130 - 97572-30 . Fax 05130 - 97572-59 . E-Mail jaeckel@beamtendarlehen-center.de

www.beamtendarlehen-center.deTOP - KONDITIONEN
Darlehen für: Beamte auf Lebenszeit/Probe • Angestellte • Pensionäre bis 80 Jahre • alle Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst

Vermittelt: Karin Jäckel · Am Husalsberg 3 · 30900 Wedemark · Tel. 05130/97572-30 · Fax 05130/97572-59 · E-Mail: jaeckel@beamtendarlehen-center.de

gebungen und große Demonstrationen 
gesetzt werden sollte, sondern auch 
viele kleinere Aktionen entsprechende 
Wirkung erzielen könnten.

„Wir müssen den Arbeitgebern klar-
machen, dass wir – Beamte und Ta-
rifbeschäftigte – als ein Block zusam-
menstehen“, gab Friedhelm Schäfer, 
dbb Fachvorstand Beamtenpolitik, den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit 
auf den Weg. Wie in der Vergangenheit 
werde auch in Zukunft vom dbb ein 
ganzheitlicher Ansatz für beide Sta­
tusgruppen bei der Einkommensrunde 
verfolgt. Gerade weil die Übertragung 
des Tarifergebnisses auf die Kommu­
nal- und Landesbeamtinnen und -be­
amten in manchen Bundesländern 
nicht immer gelinge, sei es wichtig, 
dass auch die Beamtinnen und Beam­
ten bei Demonstrationen während der 
Tarifverhandlungen bereits Präsenz auf 
der Straße zeigen. Nur so könne ausrei­
chend Druck aufgebaut werden.

Das handwerkliche Grundgerüst vor 
und während Streiks wurde den Teil­
nehmerinnen und Teilnehmern vom 
dbb Geschäftsbereich Tarif und vom 
dbb Geschäftsbereich Kommunikation 
vermittelt.

Ergebnis wie 2017 ausgeschlossen
Der BSBD Berlin erwartet schwierige 
Verhandlungen. Bereits vor der Som­
merpause hatte Finanzsenator Matthi-
as Kollatz bei einer Personalrätekonfe­
renz klar gemacht, dass es ein ähnliches 
Ergebnis, wie in diesem Jahr beim Bund 
und den Kommunen abgeschlossen 
wurde, nicht geben wird. Einzelne Be­
rufsgruppen sollen aber profitieren.

„Was danach übrig bleibt, wird dann 
auf die Tarifbeschäftigten verteilt. Es 
bleibt spannend, ob das Ergebnis für 
die Beamten/innen dann im kommen­
den Jahr auf den 1. April 2019 vorge­
zogen wird und wie sich dadurch das 
bundesweite Ergebnis neu berechnet“, 
äußerte sich der Landesvorsitzende 
Thomas Goiny. Der Vorschlag inner­
halb der Berliner SPD, schrittweise die 
Besoldung an die des Bundes anzupas­
sen, wird vom BSBD Berlin ausdrück­
lich begrüßt.

Mehr Informationen zum Thema 
unter: https://www.dbb.de/ 
arbeitnehmer.html
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Verfassungswidrige Alimentation nicht beseitigt

Erhöhung Sonderzuwendung Tropfen auf den heißen Stein
Die geplante zusätzliche Anhebung 
der Sonderzahlung für die Beam-
tinnen und Beamten in den Besol-
dungsgruppen A 4 bis A 9 kann die 
längst überfällige Erhöhung der 
Grundbesoldung in Berlin nicht er-
setzen. Das hat der dbb berlin gegen-
über Finanzsenator Matthias Kollatz 
klargestellt. Zwar sei die Maßnahme 
generell zu begrüßen, jedoch als In-
strument zur Beseitigung einer ver-
fassungswidrig zu niedrig bemes-
sener Alimentation ungeeignet. 

Konkret sieht der Entwurf eines Zwei­
ten Gesetzes zur Änderung des Son­
derzahlungsgesetzes (2. SZÄndG) eine 
Anhebung der Sonderzahlung in den 
Besoldungsgruppen A 4 bis A 9 um 250 
Euro auf 1.550 Euro – statt der bislang 
in 2018 vorgesehenen 1.300 Euro vor. 
So weit, so gut – wenn nicht die gera­
dezu realitätsferne Begründung der 
Maßnahme aufhorchen ließe, wonach 
der Besoldungsabstand der unteren 
Besoldungsgruppen des Landes Berlin 
zu denen der anderen Bundesländer 
und des Bundes abgebaut werden soll.

„Das ist allenfalls ein Tropfen auf 
einen heißen Stein“, kommentiert der 
dbb Landeschef Frank Becker. „Offen­
bar will der Senat mit der auf gerade 
einmal 20 Euro brutto im Monat zu 
beziffernden Verbesserung die Ver­

fassungswidrigkeit der Alimentation 
in den unteren Besoldungsgruppen 
auf allerniedrigstem Niveau vermei­
den.“ Ob das gelingt, ist allerdings 
äußerst zweifelhaft. Das Abstands­
gebot wird missachtet, denn mit der 
erhöhten Sonderzahlung ausschließ­
lich für die Besoldungsgruppen A 4 
bis A 9 im Jahr 2018 droht ein neuer 
Konflikt mit der Verfassung, das jetzt 
schon unterschrittene Abstandsgebot 
zwischen den Besoldungsgruppen 
A 9 und A 10 wird noch stärker ver­
nachlässigt. Tatsächlich schmilzt der 
Abstand zwischen A 9 und A 10 allein 
im Eingangsamt von 175 Euro auf 120 
Euro monatlich und bildet damit die 
unterschiedlichen Anforderungen an 
die Ämter besoldungsrechtlich nicht 
verfassungskonform ab.

Dem Ziel der Besoldungsanglei-
chung nicht nähergekommen
Besonders besorgt ist der dbb ber­
lin jedoch darüber, dass das Land 
Berlin seinem Ziel einer Besoldungs­
angleichung an Bund und Länder 
bis zum Jahr 2021 wiederum so gut 
wie gar nicht näherkommt. „Bei ei­
ner Erhöhung von gerade einmal 20 
Euro brutto/Monat muss man kein 
Rechenkünstler sein, um den fortbe­
stehenden Besoldungsrückstand der 
Berliner Beamten auch in den unteren 

Besoldungsgruppen auszumachen.
Denn bereits im Jahr 2017 wurden in 
der Besoldungsgruppe A 8 bei 14 Jah­
ren Berufserfahrung in Brandenburg 
knapp 75 Euro, in NRW ca. 153 Euro, 
in Thüringen über 150 Euro und beim 
Bund und in Bayern sogar ca. 330 
Euro mehr bezahlt“, rechnet Becker 
vor. Dieser Rückstand dürfte sich auch 
2018 – trotz der Besoldungserhöhung 
um 3,0 Prozent – nicht wesentlich ver­
ringert haben, da den diesjährigen Be­
soldungsanpassungen in den zitierten 
Gebietskörperschaften bedeutend hö­
here Grundbeträge zugrunde liegen. 

„Auch dass das Land Berlin die Be­
soldungserhöhung mit zeitlicher Ver­
zögerung erst zum 1. Juni gewährt hat, 
statt wie sonst im Bundesgebiet zum 
1. Januar, ist kontraproduktiv und 
völlig unverständlich in Sachen An­
gleichung gewesen“, erinnert der dbb 
Landeschef. Das Land Berlin ist jetzt 
dringend gehalten, die Dienstbezüge 
insgesamt in einem weiteren Schritt in 
2018 linear zu erhöhen, um der Fest­
stellung einer verfassungswidrigen 
Unteralimentation durch das Bundes­
verfassungsgericht zu entgehen und 
um das selbst gesteckte Ziel bis zum 
Jahr 2021 das Besoldungsniveau des 
Durchschnitts der übrigen Bundeslän­
der und des Bundes zu erreichen und 
zu realisieren.

Wichtig: Überlastungsanzeigen nicht vergessen
Nach dem Arbeitsschutzgesetz besteht die Pflicht, den Arbeitgeber vor dem Eintritt eventueller Schäden zu warnen

In der letzten Ausgabe des Haupt-
stadt Magazins des dbb berlin wurde 
über das Thema Überlastungsanzei-
ge berichtet. Immer wieder erreichen 
auch den BSBD Berlin Anfragen zur 
Arbeitsüberlastung im Justizvollzug 
und wie der oder die Einzelne damit 
umgehen soll. Daher geben wir gerne 
die Informationen weiter.

In vielen Bereichen hat die Arbeitsver­
dichtung dramatische Formen ange­
nommen. Die Gründe hierfür sind viel­
fältig. Aber auch wenn die Aufgabenflut 
zu erdrücken droht, für eines sollten 
die von chronischem Personalmangel, 
mangelhaften Arbeitsbedingungen oder 
organisatorischen Mängeln gebeutelten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich 
auf jeden Fall Zeit nehmen, nämlich für 
eine Überlastungsanzeige. Sie schützt 
die Betroffenen vor den Konsequenzen 

von Flüchtigkeitsfehlern, die in andau­
ern den Stresssituationen fast unver­
meidlich auftreten, und ist ein Weckruf 
für den Dienststellenleiter, für Abhilfe 
zu sorgen. 

Wer überlastet ist, macht Fehler
Tatsache ist, wer überlastet ist, macht 
Fehler und gefährdet sich und andere. 
Leicht kann es dabei auch zu finanzi­
ellen Einbußen beim Arbeitgeber kom­
men, die rechtliche Konsequenzen und 
Schadensersatzansprüche nach sich 
ziehen können. Eine Überlastungs-/
Gefährdungsanzeige schützt vor die­
sen gefährlichen Folgen und zeigt dem 
Arbeitgeber auf, wo Gefahrenquellen 
für Leib oder sogar Leben von Beschäf­
tigten liegen, finanzielle Ausfälle dro­
hen oder im Justizvollzug sogar die 
Sicherheit gefährdet ist. Der Arbeitge­
ber muss dann aufgrund der Anzeige 

in angemessener Reaktionszeit für Ab­
hilfe sorgen. Für den BSBD Berlin ist 
es wichtig, dass die Beschäftigten vor 
Ort durch entsprechende Hinweise, 
das können auch Vermerke oder auch 
dienstliche Meldungen sein, auf ent­
sprechend Gefahren hinweisen.

Nach dem Arbeitsschutzgesetz be­
steht sogar eine Pflicht, den Arbeitgeber 
vor dem Eintritt eventueller Schäden 
zu warnen. Die Überlastungsanzeige ist 
deshalb unverzüglich abzugeben, wenn 
eine Gefährdung durch den Beschäf­
tigten festgestellt wurde.

Leider verstehen viele Vorgesetzte den 
Sinn der Überlastungsanzeige nicht. 
Es ist keine persönliche Anzeige, son­
dern ein wichtiger Hinweis, dass etwas 
im Bereich schief läuft. Dementspre­
chend ist eine Anordnung, keine Über­
lastungsanzeigen zu fertigen, oder gar 
die Androhung von Abmahnungen in 
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jedem Fall rechtswidrig. So wird im­
mer wieder versucht Beschäftigte un­
ter Druck zu setzen, um vermeintlich 
falsches Handeln zu verbergen. In der­
artigen Fällen sollte sofort die Interes­
senvertretung eingeschaltet werden. In 
besonderen Fällen hilft hier auch der 
Rechtsschutz als Mitglied im BSBD Ber­
lin als zuständige Fachgewerkschaft für 
den Justizvollzug.

Bei der Fertigung der Anzeige ist zu 
beachten, dass auf jeden Fall Name 
und Arbeitsbereich des Beschäftigten, 
das Datum, die Beschreibung der Situ­
ation, sowie die Mindestbesetzung und 
die tatsächliche Besetzung der Stelle 
enthalten sein müssen. Außerdem gilt 
es, die Überlastungsmerkmale und per­
sönliche Folgen sowie die Folgen oder 
Gefährdungen inklusiv dadurch nicht 
erledigter Aufgaben aufzuführen. Auch 
bereits erfolgte mündliche Hinweise 
und Abhilfegesuche an den Vorgesetz­
ten/Arbeitgeber sollten nicht fehlen. 
Schließlich muss die Überlastungsan­
zeige noch mit einer Unterschrift verse­
hen werden – und fertig! 

Ein Anzeigenmuster ist unter 
www.dbb.berlin abrufbar.
Der BSBD Berlin hilft: 
Für Rückfragen bitte eine E-Mail an 
mail@bsbd-berlin.de senden

Willkommen im Berliner Justizvollzug
Ausbildungsordner für alle Neueinsteiger
Er hatte einen langen Vorlauf, der 
Ausbildungsordner, mit dem der 
BSBD Berlin jetzt die neuen Beschäf-
tigten im Justizvollzug willkommen 
heißt. Zusammen mit seinen Part-
nern BBBank und Debeka leistet der 
BSBD Berlin damit effektive Hilfe-
stellungen für die Neueinsteiger und 
stellt gleichzeitig seine Kompetenz 
und Einsatzbereitschaft für die Inte-
ressen der Beschäftigten im Berliner 
Strafvollzug unter Beweis.

Der Ordner informiert brandaktuell 
über einschlägige Vorschriften und 
Gesetze, u. a. Beihilfevorschriften, Be­
stimmungen über Vermögenswirksame 
Leistungen und Rechtsgrundlagen, die 
für den Berliner Justizvollzug wichtig 
sind. Die Partner BBBank und Debe-
ka bieten allen Berufseinsteigern ihre 
günstigen Konditionen an. BSBD-Mit­
glieder erhalten sogar noch zusätzliche 
Vergünstigungen.

Leitfaden für Neueinsteiger
Verteilt wird der Willkommensordner 
an die Anwärterinnen und Anwärter 
im allgemeinen Justizvollzugsdienst 
und alle Neueinsteiger in den anderen 
Berufsgruppen im Strafvollzug, so auch 
an Beschäftigte im Werk-, Krankenpfle­
ge, Sozial- und Verwaltungsdienst. 

„Es ist uns wichtig, den vielen neuen 
Kolleginnen und Kollegen im Berliner 

Justizvollzug einen Leitfaden in die 
Hand zu geben, um Ausbildung und 
Einarbeitung in die neue Berufswelt zu 
erleichtern“, erläutert BSBD-Landes­
chef Thomas Goiny den Willkommens­
gruß. „Denn die Tätigkeit im Justizvoll­
zug ist eher eine Berufung als ein Beruf. 
Flexibilität und Einsatzbereitschaft an 
365 Tagen im Schicht- und Wechsel­
dienst verlangen den Beschäftigten viel 
ab.“ 

Der BSBD Berlin will deshalb den 
Neueinsteigern mit Rat und Tat zur Sei­
te stehen. Die Erfahrung habe gezeigt, 
dass neue Aufgaben oft mehr Fragen als 
Antworten aufwerfen und zusätzliche 
Erläuterungen notwendig sind, die in 
dieser Form im Justizvollzug nur der 
BSBD Berlin anbietet. „Besonders wich­
tig ist auch die rechtliche Absicherung, 
wenn einmal nicht alles rund läuft“, 
weiß Goiny. Denn die Erwartungen 
sind hoch, die Ausbildung anspruchs­
voll und besonderes Fingerspitzenge­
fühl im menschlichen Umgang gefragt. 
Auch ist der öffentliche Dienst nicht 
immer ein einfacher Arbeitgeber bzw. 
Dienstherr. 

Dazu Thomas Goiny: „Unsere Auf­
gabe ist es, die Beschäftigten zu schüt­
zen und zu unterstützen. Wir machen 
das gern und gründlich, weshalb der 
Rechtsschutz (inkl. in Strafverfahren) 
ein wichtiger Schutz in der Arbeit des 
BSBD Berlin ist.“

V.l.n.r.: Thomas Goiny (Landesvorsitzender), Thomas Bestmann (stellv. Landesvorsitzender), Silke Fi-
scher (BBBank), Hein-Jörg Schmidt (Debeka). � Foto: BSBD Berlin

Zwei Tage mit den 
Großmeistern der 
Selbstverteidigung
Am 18. und 19. März 2018 hatte die 
DPolG Berlin mehrere WingTsun-
Meister in Berlin, darunter SEK- und 
FBI-Ausbilder und Großmeister Prof. 
Dr. sc. Keith R. Kernspecht. 

Die Mitglieder hatten hier die Chance, 
zu trainieren und die speziellen Fertig­
keiten dieser Verteidigungsart zu erler­
nen oder zu vertiefen. 

Die DPolG Berlin hatte auch den Mit­
gliedern der DSTG und des BSBD Ber­
lin die kostenlose Teilnahme an dem 
Kurs ermöglicht, wofür wir als BSBD 
Berlin recht herzlichen Dank sagen. Das 
Seminar bot den Spezialkräften der Po­
lizei am Samstag einen ganzen Tag zum 
Training an. 

Am Sonntag hatten dann die Kolle­
ginnen und Kollegen aus allen anderen 
Bereichen die Möglichkeit, ihr Wissen 
zu vertiefen. Eine sehr gelungene Ver­
anstaltung, die auch im nächsten Jahr 
wiederholt werden soll. 

Wir werden den Termin wieder recht­
zeitig bekannt geben.

Euer BSBD Berlin
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kömmlich. 
Im Justizvoll-
zug konkret 
bei der Um-
setzung des 
Wohngrup-
penvollzugs, 
der nicht nur 
so heißen 
darf, sondern 
auch gelebt 
werden muss. 
Weiterhin 
das vom 
Gesetzgeber 
geforderte 
intensivierte 
Entlassungs-
management
mit einem erhöhten Bedarf an Vollzugslockerungen. Da das Gespräch auch mit 
Blick auf die Beratung zum Haushalt 2019/2020 geführt wurde, bleibt die Forde-
rung des BSBD Brandenburg bei 1013 Stellen für den Justizvollzug.

Am 20. Juni 2018 folgten neben dem 
BSBD Brandenburg auch Vertreter 
weiterer Fachgewerkschaften von 
Justiz und Justizvollzug einer Einla-
dung in den Landtag. 

Benjamin Raschke, Mitglied im Land-
tag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und im Rechtsausschuss, lud 
ein zum „Grünen Justizpolitischen Ge-
spräch“ im Brandenburger Landtag. 

Im besonderen Fokus dieses Gesprä-
ches standen Themen, die im jeweiligen 
Berufsalltag besonders unter den Nägel 
brennen und weitreichende justizpoli-
tische Themen, die den nächsten Dop-
pelhaushalt betreffen. 

Bereits nach wenigen Redebeiträgen 
wurde klar, das Land spart an der fal-
schen Stelle. Die Personalausstattung 
im gesamten Justizressort ist für die 
zu bewältigenden Aufgaben nicht aus-

Einladung in den Brandenburger Landtag

Kampf ums Geld für Personal vor der Haushaltsdebatte
Keine auskömmliche Personalausstattung im gesamten Justizressort – Aufgabenerfüllung so nicht länger möglich

Landtag Brandenburg. � Foto: Archiv 

Fürsorge im Justizvollzug – möglich oder unmöglich ?
Unterschiedliche Auffassungen einzelner Dienstherren zur Thematik führen zu Unmut
Das Dienstverhältnis zwischen einem 
Beamten und seinem Dienstherren ist 
als ein wechselseitiges Verhältnis zu 
verstehen. Der Beamte unterliegt der 
Dienst- und Treuepflicht, der Dienst-
herr hat eine Fürsorgepflicht gegen-
über seinen Beamten. Grundsätzlich 
dürfte es darüber wohl keine Diskus-
sion geben, wäre da nicht die Unter-
schiedlichkeit der Auffassung einzel-
ner Dienstherren über den Inhalt der 
Fürsorgepflicht so breit gefächert, wie 
es Tage im Jahr gibt.

Der sich dem Ende neigende Som-
mer war durch die langanhaltenden 
hohen Temperaturen für jeden mehr 
oder weniger eine Belastung. Im Justiz-
vollzug gilt auch die Arbeitsstättenver-
ordnung, welche bei besonderen Be-
lastungen, wie hohen Temperaturen, 
zur Anwendung zu kommen hat. 
Raumtemperaturen von bis zu 30° C 
in den Dienstzimmern waren kei-
ne Seltenheit und führten zu extre-
men Belastungssituationen. Ab einer 
Raumtemperatur von 26° C „soll“ der 
Arbeitgeber (Dienstherr) zusätzliche 
Maßnahmen zur Abmilderung ergrei-
fen. Diese können vielfältig sein. Zum 
Beispiel die Nutzung von Lüftungsein-
richtungen, Verwendung von Klima-
geräten und die Bereitstellung von ge-

eigneten Getränken. Auch wenn noch 
keine gerichtlichen Entscheidungen 
hierzu vorliegen, ist jeder Dienstherr 
gut beraten, entsprechende Maßnah-
men zum Schutz der Gesundheit und 
damit auch der Erhaltung der Dienst-

fähigkeit seiner Beamten zu ergreifen. 
Vergleiche, dass die Schutzbefohlenen 
ebenfalls keine Klimageräte nutzen 
können, sind hier wenig hilfreich und 
führen nur zu Demotivation. Auch der 
Hinweis auf eine ausreichende Ali-
mentierung zum Kauf von Mineral-

wasser löst keinen Freudentaumel aus. 
Schlimmer noch, denn Wertschätzung 
geleisteter Arbeit sieht definitiv anders 
aus.

Ein anderer Bereich der Fürsorge-
pflicht ist der Schutz der Stellung als 
Beamter und der Schutz bei amtlicher 
Tätigkeit. Dazu gehört nach Auffas-
sung des BSBD Brandenburg auch das 
konsequente Einfordern der Strafver-
folgung gegenüber den zuständigen 
Staatsanwaltschaften bei Straftaten 
gegenüber seinen Beamten. 

Jede Zustimmung bzw. das Verzich-
ten auf Einwände gegen Einstellungs-
begehren der Staatsanwaltschaften ist 
eine Missachtung seiner Beamtinnen 
und Beamten. Denn die Kollegin oder 
der Kollege vor Ort haben die Herab-
würdigung und Beleidigung persön-
lich erleben, ertragen und verarbeiten 
müssen. Hier darf es keinen indirekten 
Freibrief für die Gefangenen geben, 
der ihnen vermittelt, mir passiert ja 
nichts. Ein Nachdenken oder auch 
Umdenken ist hier wohl notwendig, 
denn unsere Kolleginnen und Kolle-
gen verrichten ihren schweren Dienst 
schon jetzt an der Belastungsgrenze 
infolge einer mangelnden Personal-
ausstattung.

Rainer Krone, Landesvorsitzender

Rainer Krone: „Dienst und Treupflicht einer-
seits, aber auch die Fürsorgepflicht“ bedingen 
sich wechselseitig.� Foto: Archiv
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Haushaltsplanentwurf 2019/2020:

Ein Schlag ins Gesicht der Justizvollzugsbediensteten
Nur noch 936 Stellen für den Justizvollzug vorgesehen

Der Entwurf zum Doppelhaushalt 
2019/2020 liegt auf dem Tisch und 
kann nur enttäuschen. 

Noch vor wenigen Monaten hat der Mi-
nister für Justiz, Europa und Verbrau-
cherschutz in seinem eigenen „Entwick-
lungskonzept für den Justizvollzug des 
Landes Brandenburg“ vom 29. Novem-
ber 2017, auf den Seiten 46 bis 51, recht 
schlüssig und auch für den BSBD Bran-
denburg, als Anfang zur Behebung des 
Personalmangels nachvollziehbar, die 
Situation dargestellt und den Bedarf 
erläutert.

Mehrfach und über viele Jahre hin-
weg hat sich eine Projektgruppe mit 
der aufgabengerechten Personalausstat-
tung der Justizvollzugsanstalten ent-
sprechend ihren individuellen Aufga-
ben und Profilen befasst. Das Ergebnis 
wurde dem Minister, der Fachabteilung 
Strafvollzug, den Anstaltsleitern und 
dem Hauptpersonalrat des MdJEV am 
22. Dezember 2015 vorgestellt. 

Dieses Personalberechnungsmodell 
ermittelte einen Personalbedarf von 
1138,49 Bediensteten. Allerdings stell-
te es auch die Möglichkeit für einen 
Bedarf von 1082,21 Bediensteten bei 
Anwendung der vom Ministerium für 
Justiz, Europa und Verbraucherschutz 
(MdJEV) erbetenen Optimierungsopti-
onen dar.

Infolge einer eigenen Organisati-
onsbetrachtung des MdJEV mit den 
Anstaltsleitungen ist man im „Entwick-
lungskonzept für den Justizvollzug des 
Landes Brandenburg“ vom November 
2017 zu dem „Zwischenergebnis“ eines 
Personalbedarfes von insgesamt 1013 
Stellen, davon 682,5 Stellen für den 
allgemeinen Vollzugsdienst, gekom-
men. Beim intensiven Studium des Ent-
wicklungskonzeptes kann man mit viel 
gutem Willen auch eine Ernsthaftigkeit 
zu dieser Darstellung erkennen. Doch 
ist es so?

Im Haushaltsplanentwurf 2019/2020 
ist davon nichts übriggeblieben. Mehr 
noch sorgt der Haushaltsplanentwurf 
für Verwirrung. Denn die vormals nach 
den Laufbahnen des allgemeinen Voll-
zugsdienstes, des Werkdienstes und des 
Krankenpflegedienstes getrennte Dar-
stellung, erfolgt nun zusammengefasst, 
so dass eine Ausweisung in den einzel-
nen Laufbahnen nicht mehr möglich ist. 

Waren im Doppelhaushalt 2017/2018 
noch 990 bzw. 981 Stellen für den Jus
tizvollzug vorgesehen, so sind im Ent-

wurf für 2019/2020 nur noch 936 Stel-
len veranschlagt.

Immerhin ein MINUS von 77 Stellen. 
Was ist passiert? Kann der Minister sein 
eigenes Konzept nicht verteidigen? Ist 
der Justizvollzug selbst im MdJEV das 
„Stiefkind“ der Regierungspolitik? 

Dieser Vorwurf wurde von mehreren 
Mitgliedern des Rechtsausschusses im 
Brandenburgischen Landtag in seiner 
Sitzung am 6. September 2018 geäu-
ßert. Trotz mehrerer Nachfragen der 
Abgeordneten zu der offensichtlichen 
Unterdeckung der im Entwicklungs-
konzept für den Justizvollzug ange-
meldeten Personalbedarfe, überging 
Staatssekretär Dr. Pienkny den The-
menbereich des Justizvollzuges zwei-
mal, bevor er sich doch noch genötigt 
sah, den Nachfragen zu folgen. Ohne 
konkrete Antworten zu dem MINUS 

erläuterte er doch die „guten Taten“ in 
Form der Anhebung des Eingangsamtes 
für den allgemeinen Vollzugsdienst 
auf A 8. Dass diese halbherzige Maß-
nahme keine Lösung der Personalnot 
bringt, scheint hier nicht zu interessie-
ren. Denn eine „Karriereplanung“ ist 
bei Beibehaltung der bisherigen Ämter-
struktur noch weniger möglich. 

Der Haushaltsentwurf weist auch 
keine Karriereentwicklung für den all-
gemeinen Vollzugsdienst aus. Die Sprei-
zung der Laufbahn des mittleren Voll-
zugsdienstes bis zur Besoldungsgruppe 
A 11 und des gehobenen Dienstes bis 
zur Besoldungsgruppe A 14, ohne Lauf-
bahnwechsel, findet im Haushaltsent-
wurf nicht statt. Vielmehr soll hier ein 
„Soldatenklau“ in den anderen Lauf-
bahnen betrieben werden, wenn man 
doch mal einen Bediensteten auf eines 
der höheren Ämter befördern möchte 
oder gar muss.

Bis zum heutigen Tage ist keine ver-
bindliche Dienstpostenbewertung in 
der Welt, und die mit der Erarbeitung 
beauftragte Arbeitsgruppe ist im We-
sentlichen beim AvD in der Besoldungs-
gruppe A 7 hängengeblieben. 

Wie vereinbart sich das mit der He-
bung des Eingangsamtes auf die Be-
soldungsgruppe A 8 ? Auch stellt diese 
Maßnahme in den Augen des BSBD 
Brandenburg eine Abwertung der an-
deren Ämter dar. Das ist keine Motiva-
tionshilfe bei der Übertragung von hö-
herbewerteten Aufgaben im Bereich der 
mittleren Führungsebene. 

Ein Verstoß gegen das Abstandsgebot 
wird vom MdJEV verneint aber mehr 
auch nicht. Wie soll der Justizvollzug 
attraktiv für Bewerber sein, wenn keine 
Entwicklung aufgezeigt wird und das 
Eingangsamt des mittleren Dienstes nur 

ein Amt unter dem Eingangsamt des ge-
hobenen Dienstes liegt. Ich wage gar 
nicht vom Eingangsamt des mittleren 
Verwaltungsdienstes zu sprechen. Das 
liegt immer noch bei der Besoldungs-
gruppe A 6 bei ebenfalls gestiegenen 
Anforderungen und Leistungsdruck.

Dabei weiß jeder, dass ohne moti-
vierte Verwaltungsbeamte das Leben 
im Vollzug noch schwieriger wird, als 
es so schon ist.

Das Landesbeamtengesetz für Bran-
denburg nennt im § 118 Beamte im Jus
tizvollzugsdienst die drei Laufbahnen 
aus gutem Grund. Denn jede dieser 
Laufbahnen hat besondere Zugangs-
bedingungen. Ohne eine Wertung zwi-
schen den Laufbahnen vorzunehmen, 
sollte doch mindestens das Eingangs
amt für alle im Justizvollzugsdienst 
gleich sein. 

Rainer Krone, 
Landesvorsitzender

Eine „Karriereplanung“ ist bei Beibehaltung der bisherigen Ämterstruktur wenig möglich. 
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Nach der Wahl ist vor der Wahl und 
daher muss sich der Vorstand fragen: 
„Was wollen mir die BSBD-Mitglieder 
sagen?“ – Farbe bekennen geht wohl 
anders.

Aber an dieser Stelle gilt unser beson-
derer Dank allen Mitgliedern die sich 
zum BSBD bekannt haben und somit 
wenigstens zwei Sitze für die gemein-
same Liste BSBD/DJG erkämpft haben:

Dörthe Kleemann für den BSBD 
aus der Gruppe der Beamten 
und
Nadine Leiphold für die DJG aus 
der Gruppe der Arbeitnehmer

Schockstarre und Entsetzen nach der 
Verkündung der Ergebnisse zur Wahl 
des Hauptpersonalrats. Bei 4034 Wahl-
berechtigten und einer Wahlbeteiligung 
von 65 % bekamen die beiden Listen des 
BSBD/DJG nur 662 Stimmen von ihren 
Beamten und Arbeitnehmern. Das hat 
leider nicht gereicht, um die Sitze aus 
der letzten Wahlperiode im HPR zu ver-
teidigen. Somit ist es Realität, dass wir 

Die Personalratswahlen sind Geschichte
Ergebnisse der Liste BSBD/DJG verlangen nach Manöverkritik

Dörthe Kleemann (BSBD). � Foto: BSBD BRB Nadine Leiphold (DJG). � Foto: BSBD BRB

sogar einen Sitz verloren haben. Aber 
für alle, die sich zum BSBD bekannt 
haben noch eine Anmerkung. Für den 
Justizvollzug hat die Kandidatin des 
BSBD Brandenburg mehr Stimmen 
geholt als der gewählte Vorsitzende des 

HPR. Ein großer Teilerfolg ist die er-
reichte zwanzigprozentige Freistellung 
für die Arbeit der Personalvertretung 
vor Ort in Potsdam. Das ist mehr als 
der BSBD Brandenburg in der letzten 
Wahlperiode hatte.

Wanderpokal bleibt in Cottbus
Einladung zu den 18. Deutschen Kegelmeisterschaften der Justizvollzugsbediensteten 

T eilnehmer von 11 Mannschaften 
aus ganz Deutschland folgten 
der Einladung des diesjährigen 

Ausrichters in den Spreewald, denn die 
Mannschaft der JVA Cottbus-Dissen-
chen war in 2018 Ausrichter dieses Tur-
niers auf einer Classic-Kegelbahn. Bei 
heißen 32 ° C gab es für den Ausrichter 
nur ein Ziel, wir wollen wieder gewin-
nen.

Und so starteten die Mannschaften 
Neustrelitz, ItzNeu und Cottbus am 07. 
Juni 2018 in den ersten Wettkampftag. 
Am Freitag folgten dann die Frauen von 
der JVA Vechta mit guter Laune. 

Aus Werl reisten sogar zwei Mann-
schaften mit Fans an, um den Titel zu 
erkämpfen. 

Die Mannschaft aus Laufen Lebenau 
hatte sich mit neuen Gesichtern verstär-

Sie stellten sich sogar mit Verweis auf die DSGVO dem Fotografen.

Die Pokale stehen bereit und warten auf die Sie-
ger. � Fotos: BSBD BRB

Auch eine Kahnfahrt durch den Spreewald stand 
auf dem Programm.
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Der Hamburger Strafvollzug macht 
oft negative Schlagzeilen – zu 
Unrecht. Denn bei diesem häufig 
oberflächlichen Blick wird verges-
sen, dass viele Verbesserungen im 
Gefängnisalltag und in der Unter-
bringungssituation in deutschen 
Anstalten von Hamburg ausgingen – 
und das bereits seit Jahrhunderten. 
Klaus Neuenhüsges, Leiter des 
Gefängnismuseums Hamburg und 
Dozent für das Fach Gefängniskun-
de, hat es unternommen, den Ham-
burger Strafvollzug über 800 Jahre 
nachzuvollziehen. Dabei kommen 
verblüffende Kontinuitäten zum Vor-
schein bei den Versuchen, den Men-
schen zu „verbessern“, aber es zei-
gen sich auch die vielen Änderungen 
in der allgemeinen Ansicht, wie mit 
eingesperrten Menschen umzuge-

hen sei, je nach gesellschaftlichem, wirtschaftlichem oder politischem Zeit-
geist. Die langjährige berufliche Kenntnis des Vollzugsalltags der Gefangenen 
lässt den Autor besonders zwei verdienstvolle Gruppen hervorheben: die 
großen Reformer des Gefängniswesens und die Mitarbeiter des Allgemeinen 
Vollzugsdienstes. Damit bietet dieses Buch einen kompakten Einblick in ein 
Thema, das selten im Rampenlicht 
der Geschichte erscheint, aber umso 
mehr über unser Gemeinwesen aus-
sagt – und nicht zuletzt über unser 
Selbstverständnis als Menschen.

ken müssen und erreichte in dieser Be-
setzung Platz 9. 

Die Mannschaft aus Bruchsal war voll 
im Kampfmodus und auf einen Platz 
unter den Besten fokussiert. Am Ende 
fehlten den Männern nur ganze 4 Holz 
für den 3. Platz. 

Generell war es wegen der DSGVO 
sehr schwer, Fotos für diesen Artikel 
zu bekommen. Daher gibt es auch vom 
Rahmenprogramm anlässlich der Mei-
sterschaft nur ein Stillleben von der 
Kahnfahrt durch den Spreewald. Je-
doch ist aus Berichten der Teilnehmer 
bekannt, dass es definitiv nicht still war.

Am letzten Wettkampftag musste 
dann noch Arnstadt, Untermaßfeld und 
Ulm eine ruhige Kugel schieben. Wo-
bei Ulm nichts von einer ruhigen Kugel 
hielt und aktiv ins Geschehen eingriff. 
Dadurch sicherten sie sich den 2. Platz 
in der Mannschaftswertung und ver-
wiesen Werl I auf den 3. Platz.

Der Staffelstab zur Ausrichtung der 
19. Deutschen Kegelmeisterschaft der 
Justizvollzugsbediensteten wurde an 
die Teilnehmer der JVA Bruchsal über-
geben. Wir freuen uns auf ein Wieder-
sehen vom 17. bis 19. Mai 2019 in Ub-
stadt-Weiher.

Gut Holz bis 2019  
wünscht Dörthe Kleemann

Der erste Platz ging mit 2892 Holz an die Mannschaft der JVA Cottbus, die somit den Titel aus dem 
Vorjahr verteidigen konnte.

Frauen Männer
Platz Name Holz JVA Name Holz JVA
1 C. Meißner 599 Cottbus J. Daratha 594 Ulm
2 B. Meißner 578 Cottbus M. Wittmann 589 Cottbus
3 S. Franz 566 Untermaßfeld R. Rahn 586 Ulm
4 S. Ladwig 549 Neustrelitz L. Herrmann 585 Cottbus

Nachruf
„Es weht der Wind 

ein Blatt vom Baum.
Von vielen Blättern eines.

Das eine Blatt, 
man merkt es kaum, 

denn eines ist ja keines.
Doch dieses 

eine Blatt allein 
war Teil von unsrem Leben.

Drum wird dies 
eine Blatt allein 

uns immer fehlen.“

Der Ortsverband Neuruppin-
Wulkow trauert um seinen 

langjährigen Ortsvorsitzenden

HARRY BATJUTA
der am 26. Mai 2018 
im Alter von 62 Jahren 

viel zu früh verstorben ist.
Wir werden Dich stets in guter 

Erinnerung behalten.

Tobias Koch
Ortsvorsitzender

Rainer Krone
Landesvorsitzender
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dbb hamburg:

Landesvertreter der Tarifkommission wurden gewählt
Jacqueline Schönefeldt (LVHS) neu im Vorstand der LTK

Jacqueline Schönefeldt. � Foto: LVHS

Nachdem im Mai in Hamburg der dbb 
Landesgewerkschaftstag stattfand, 
wurde am 10. September 2018 die 
Landestarifkommission gewählt und 
im Anschluss die konstituierende Sit-
zung durchgeführt.

Zur Wahl für die Landestarifkommissi-
on standen die Tarifvertreter der Mit-
gliedsgewerkschaften des dbb hamburg 
zur Verfügung. Auf dieser Sitzung sind 
Michael Adomat (DPolG) als Vorsit-
zender und Beate Petrou (DPolG) als 
erste Stellvertreterin in ihren Ämtern 
mit deutlicher Stimmenmehrheit bestä-
tigt worden. Neu in den Vorstand der 
LTK wurden als zweite Stellvertreterin 
Jacqueline Schönefeldt (LVHS) und 
als Schriftführer Thomas Nuppenau 

(komba) gewählt. Im weiteren Verlauf 
der Sitzung gab es Gespräche über die 
anstehenden Tarifverhandlungen zum 
TV-L im nächsten Jahr. Hierzu wird 
es im November eine Landestarifkon-
ferenz mit Mitgliedern aller Gewerk-
schaften des dbb hamburg geben. 

Es werden die Forderungen der Ta-
rifbeschäftigten aufgenommen und an-
schließend an den Verhandlungsführer 
des dbb übergeben.

Als LVHS werden wir weiterhin die 
Einführung einer EG 8 für Angestell-
te im Justizvollzug, weitere Verbesse-
rungen des § 47 sowie die Einführung 
der P-Tabelle (Pflege) analog des Tarif-
vertrages für die Kommunen fordern.

Jacqueline Schönefeldt
Tarifbeauftragte LVHS

Amtseinführung des neuen Anstaltsleiters der UHA

Henning Clasen übernimmt Leitung
Herzlichen Glückwunsch und viel Erfolg in der neuen Aufgabe
Henning Clasen übernimmt das 
Amt des Anstaltsleiters der Unter-
suchungshaftanstalt Hamburg. Un-
bekannt ist Herr Clasen nicht. Er ist 
Volljurist und war vor seiner Tätig-
keit in der UHA und nach seinem Stu-
dium der Rechtswissenschaften und 
weiterführenden Studiengängen als 
Wissenschaftlicher Referent für die 
Bereiche Justiz, Inneres und Verfas-
sung bei der CDU-Bürgerschaftsfrak-
tion als Leiter des Präsidialstabs und 
der Stabsstelle Rechtspolitik in der 
Justizbehörde und im Anschluss als 
Leiter der Abteilung Personal- und 
Budgetsteuerung im Strafvollzugs-
amt tätig.

Nach einem kurzen Wechsel in das Z-
Amt als Leiter der Abteilung „Verwal-
tung“ übernahm er die stellvertretende 
Anstaltsleitung der UHA. Am 28. Sep-
tember 2018 erfolgte nun die Amts-
einführung als neuer Anstaltsleiter der 
UHA.

Die Kolleginnen und Kollegen setzen 
großes Vertrauen in den neuen An-
staltsleiter, verbunden mit der Erwar-
tung, dass die Belange der Bediensteten 

stärker berücksichtigt werden als bisher 
und ein vertrauensvoller Dialog jeder-
zeit möglich ist. In seiner bisherigen 
Funktion verdeutlichte er bereits durch 
Gespräche mit den Bediensteten und 
der Teilnahme am Dienstgeschehen des 
AVD sein Interesse an den Belangen der 
Kolleginnen und Kollegen. 

Der LVHS ist erwartungsfroh, mit 
Herrn Clasen eine neue bessere Ära der 
Zusammenarbeit in der UHA einzulei-
ten. 

Eine erste, wenn auch vorerst kleine 
Verbesserung für die Bediensteten ist 
bereits angedacht. Diese besteht aus 
der Neuanschaffung von Wasserspen-
dern als Reaktion auf die aus unserer 
Sicht bestehende Mangelversorgung 
bei der letzten extremen Wetterlage 
dieses Sommers.

Vielen Dank dafür.
Wir freuen uns auf ein gutes und 

vor allem konstruktives Miteinander, 
um die schwierige Zeit, in der sich der 
Hamburger Vollzug befindet, zu mei-
stern und die Arbeitsbedingungen für 
die Bediensteten wieder deutlich zu 
verbessern.

Landesleitung LVHS

Es ist geschafft !
Nach vielen Gesprächen des LVHS 
mit Frau Günter (Staatsrätin), 
Herrn Dr. Schatz (Amtsleiter) und 
Frau Knaack (Abteilungsleiterin) 
ist es nunmehr geschafft. Es gibt 
wieder die Möglichkeit des Auf-
stiegs in die Laufbahngruppe 2 für 
den AVD.
Hier können sich beide Statusgrup-
pen bewerben!
Für die Kolleginnen und Kollegen 
der Verwaltung gibt es die Möglich-

keit des Auf-
stiegs über das 
Zentralamt.
Weiter ist es 
uns gelungen, 
dass die Ab-
läufe für die 
Verbeamtung 
auf Lebenszeit 
in der Behörde 
gestrafft wer-
den und die 

Beurteilungen aus den Anstalten 
bereits vier Wochen vor Ablauf der 
Probezeit im Amt sein können. 
Mit ein wenig Glück könnte es 
dann eine Punktlandung geben !

Die Landesleitung
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LVHS-Informationsveranstaltung

Option Pauschali-
sierte Beihilfe
Rege Diskussion und viele Fragen

Das Thema „pauschalisierte Beihil-
fe“, welche zum 01. August 2018 als 
Option zum jetzigen bekannten Sys-
tem in der FHH angeboten wird, be-
wegt die Kolleginnen und Kollegen 
seit geraumer Zeit. 

Das haben wir zum Anlass genommen, 
in einer Informationsveranstaltung am 
24. und 25. Juli 2018 mit Herrn War-
tenberg von unserem Kooperations-
partner ein wenig Licht ins Dunkel zu 
bringen. Leider gibt es solche Veran-
staltung nicht von der Behörde, man 
hüllt sich in Schweigen und versendet 
der Einfachheit halber eine E-Mail an 
alle, die zu nicht unerheblichen Verwir-
rungen geführt hat!

Herr Wartenberg schilderte zunächst 
die Gesamtsituation, dann konnten die 
teilnehmenden Kolleginnen und Kolle-
gen Herrn Wartenberg ihre Fragen stel-
len, eine rege Diskussion entstand.

Zu guter Letzt wurde festgestellt, dass 
jeder für sich ganz individuell schauen 
muss, ob es für einen selbst passt. Es 
gibt hier tatsächlich einige Fallstricke, 
und wenn man jetzt wechselt, kommt 
man dort nur mit einer einzigen Aus-
nahme, beim Wechsel vom Widerruf- 
zum Probezeitbeamten, wieder raus!

Weitere Fragen zu diesem Thema 
sollten mit Vertretern der Versicherung 
geklärt werden.

Die Landesleitung

Die „pauschalisierte Beihilfe“ flexibilisiert die 
Krankheitsvorsorge von beihilfeberechtigen Be-
amtinnen und Beamten. 
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JVA Billwerder:

Flexibler Fels in der Brandung
Bessere Personalausstattung ist dringend notwendig

Die JVA Billwerder ist immer wieder 
mit neuer Herausforderung konfron-
tiert. Das geht natürlich nicht spurlos 
an der Kollegenschaft vorbei, da das 
gesamte Personal in allen Bereichen 
ohnehin schon gut ausgelastet ist. 

Beispiele aus der jüngsten Vergangen-
heit hierfür sind: Einzug der Teilanstalt 
für Frauen, Aufnahme der halben Un-
tersuchungshaft, Unterbringung der 
G 20 Gegner etc.. Großes Lob an dieser 
Stelle an das gesamte Personal der JVA 
Billwerder, dass es diese Herausforde-
rungen immer wieder lautlos meistert.

Natürlich fordert so viel Wandel auch 
immer Opfer, was sich unter anderem 
auch im Krankenstand niederschlägt 
oder auch, dass das Personal in andere 
Anstalten/Behörden wechseln möchte. 
Denn, wie auch in anderen Anstalten 
machen viele Bedienstete nicht nur 
ihren Job, sondern übernehmen zu-
sätzlich Dienstposten, die nicht besetzt 
sind. Es fehlt an allen Ecken und Kan-
ten an Personal. Wir sind ja froh, dass 
wir zurzeit genügend Auszubildende 
haben.

Für die Zukunft wünschen wir uns ein-
fach nur, dass wir besser mit Personal 
ausgestattet werden, so dass es auch im 
Rahmen des neuen Resozialisierungs-
gesetzes möglich ist, dieses umzuset-
zen. Danke an alle Kolleginnen und 
Kollegen der JVA Billwerder! Ohne Eure 
hohe Einsatzbereitschaft würde der La-
den nicht laufen. 

Ihr seid Billwerder.
Nils-M. Waschewski
Organisationseinheit Billwerder

Haus III nimmt Gestalt an. � Foto: LVHS

Es geht weiter

Ausbau der JVA Glasmoor schreitet voran
In sichtbaren Schritten geht der Ausbau des offenen Vollzuges voran. Das neue 
Haus III nimmt langsam Gestalt an, der Küchenumbau beginnt nun auch. Was lan-
ge währt, nimmt nun greifbare Gestalt an !

Antje Reichenbach ist von Bord gegangen
Die Kollegin Antje Reichenbach hat uns in Richtung der JVA Cottbus verlassen. 
Ihre Engagement, ihre fröhliche Art und ihr stetiger Einsatz für den LVHS werden 
uns fehlen. Wir wünschen Dir liebe Antje alles Gute in der neuen Anstalt und freu-
en uns, wieder von Dir zu hören! � Patrick Zauner, Abteilungsleiter

Foto:© GeorgHH/wikipedia.de
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JVA Hamburg bei der deutschen Fussballmeisterschaft 2018 in Bremen:

Viel Spaß und ein vielversprechendes 
Potenzial in der Truppe

A m 23. Juni 2018 fand in Bremen 
die Deutsche Fußballmeister-
schaft statt, zu der wir Hambur-

ger eine Einladung erhalten hatten. Ich 
habe daraufhin relativ schnell unsere 
Zusage erteilt, trotz der Vorahnung, 
dass es vermutlich Personalprobleme 
geben könnte. Nun gut, in der UHA hat 
sich eine tolle Gruppe zusammenge-
schlossen, die hin und wieder in einer 
Indorhalle zum Kicken geht. Alle waren 
hochmotiviert, bei diesem Event dabei 
zu sein, was auch nicht das eigentliche 
Problem sein sollte. Vielmehr ging es 
darum, dementsprechend „Dienstfrei“ 
zu bekommen. 

Nach diversen Zusagen, folgten dann 
allerdings auch einige Absagen. Trotz-
dem war der Wille an der Deutschen 
Meisterschaft teilzunehmen, immens 
groß. Also wurde der Aktionsradius aus 
der UHA nach Billwerder und Fuhls-
büttel ausgeweitet. Letztlich hatten wir 
dann eine schlagkräftige Truppe aus 
drei Anstalten zusammen. Verletzungs-
bedingt (durch die harte Vorberei-
tung?) sind dann leider doch noch ei-
nige Spieler ausgefallen. Wir hatten uns 
sehr viel vorgenommen, doch am Ende 
reichte es dann doch nur zum letzten 
Platz. Trotzdem hatten wir eine ganze 
Menge Spaß und es ist − wenn dann 
ALLE fit sind − ein vielversprechendes 
Potenzial in der Truppe, denn man darf 
nicht vergessen, dass wir ja noch nie zu-
sammen gespielt haben. 

Alle Mannschaftsteile haben fürein
ander gekämpft, unser Torhüter ZKH-
Tobi hat zudem noch einen Elfmeter 

gehalten. Es fehlte vorne einfach nur 
der Knipser, auch wenn Gregor und 
unsere Eileen sich zerrissen haben. Die 
drei „Fußball-Rentner“ Michi, Michi 
und Franco konnten der Abwehr leider 
nicht die nötige Stabilität geben, da die 
Gegenspieler wohl alle unsere Söhne 
hätten sein können. Tja, und die „Jun-
gen“ waren dann so ziemlich auf sich 
allein gestellt, was im Laufe der Zeit 
natürlich nicht zu kompensieren war. 
Nun haben wir ja aber zwei Jahre Zeit, 
um uns noch intensiver auf die Deut-
sche Meisterschaft 2020 in Zweibrü-
cken vorzubereiten. Für einige wird es 
dann vermutlich (zumindest für mich) 
die letzte Teilnahme sein und ich wür-
de mich freuen, wenn WIR dann dabei 
sein werden. Als langjähriger Kapitän 
dieser Truppe habe ich nach dem letz-
ten Match meine Binde abgegeben. Nun 
trägt unser Yasin die Verantwortung, 
und ich bin davon überzeugt, dass er es 
mit viel Ehrgeiz angehen wird. 

Hier möchte ich mich noch einmal 
ganz herzlich dafür bedanken, dass er 
trotz Verletzung nach Bremen gekom-
men ist und die Truppe hervorragend 
betreut und unterstützt hat und ganz 
nebenbei noch Fotos in Hülle und Fülle 
gemacht hat. 

Ein weiterer Dank geht an die JVA Bre-
men, die diese „improvisierte“ Deutsche 
Meisterschaft ausgerichtet hat. Hierbei 
sei insbesondere Olli Nass erwähnt, der 
alles Menschenmögliche getan hat, da-
mit überhaupt eine Meisterschaft statt-
finden konnte. MEIN ALLERGRÖSSTER 
RESPEKT ! In der Kürze der Zeit (knapp 

ein halbes Jahr) das alles zu organi-
sieren, da gehört schon einiges dazu. 
Ohne Ollis unbändigen Willen hätte es 
mit großer Wahrscheinlichkeit gar kei-
ne Deutsche Fußballmeisterschaft ge-
geben, was dann wohl auch das endgül-
tige Aus für die Veranstaltung bedeutet 
hätte. Wir Hamburger sagen: VIELEN 
DANK JVA BREMEN, DAS HABT IHR 
ALLE KLASSE GEMACHT !

Dem amtierenden Deutschen Fuß-
ballmeister JVA Zweibrücken noch-
mals Glückwunsch aus Hamburg, 
und wir freuen uns, wenn wir uns 
2020 bei euch wiedersehen

Ein Dankeschön auch an die Voll-
zugsdienstleiter, Dienstleiter usw., die 
es ermöglicht haben, dass wir trotz der 
Personalknappheit dienstfrei bekom-
men haben und so an dieser Veranstal-
tung teilnehmen konnten.

Liebe Grüße vom Ex-Kapitän  
der JVA Hamburg
Michael
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In den Ruhestand
verabschiedet
Am 29. Juni 2018 war es soweit, 
der Dienstgruppenleiter Achim 
Goetze-Voelkner wurde offiziell 
in den Ruhestand verabschiedet. 

Für die kleine, aber sehr feine Feier 
war alles gut vorbereitet, und es 
war eine rundum sehr gelungene 
Verabschiedung. 
Eine kleine Aufführung der Kol-
leginnen und Kollegen und die 
vielen kleinen und großen Präsente 
zeugten von Achims großer Beliebt-
heit im Kreise seiner Kolleginnen 
und Kollegen. 
Der Landesvorstand des LVHS 
wünscht einen schönen und vor 
allem gesunden Ruhestand!

Thomas Wittenburg
Landesvorsitzender
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Flexibilität bei außergewöhnlichen Witterungsbedingungen ?
Die Hitzewelle des Sommers hatte 
auch die Hamburger Justizvollzugs-
anstalten fest im Griff. 

Die Leitungsebene in den meisten An-
stalten reagierte auf die hohen Tempe-
raturen: Um die Arbeitsbedingungen 
für unsere Bediensteten zu erleichtern, 
wurden schnell und unbürokratisch 
kleine Erleichterungen in der Trage-
ordnung der Dienstkleidung geschaf-
fen und Getränke in kleinerem Umfang 
oder Wasser bereit gehalten, um die 
negativen Auswirkungen der Hitze auf 
unser Personal zu lindern. Dies geschah 
leider nicht flächendeckend. Die Unter-
suchungshaftanstalt selbst war nicht in 
der Lage, die geringen Mittel für den 
Tee aus der anstaltseigenen Küche auf-
zubringen. Hier musste der LVHS im 
Interesse unserer Kolleginnen und Kol-
legen die Kosten übernehmen, um we-
nigstens ein Minimum an Erleichterung 
zu schaffen. 

Für Entsetzen sorgte auch die Diskussi-
on in Billwerder, ob die Trageordnung 
der Dienstkleidung bei den extremen 
Witterungsbedingungen gelockert wer-

den kann. Zum Verständnis: Es handelte 
sich ausschließlich um das Ablegen des 
Binders beim Tragen von Oberhemden. 
Von unseren Bediensteten wird stetig 
Flexibilität erwartet, zu der man offen-
sichtlich in der höchsten Führungse-
tage nicht in der Lage war. Umso mehr 
gilt unser Dank den Anstalten und dem 
Führungspersonal, das in der Lage war, 
schnell und unkompliziert zum Wohle 
unserer Kolleginnen und Kollegen zu 
handeln und zu entscheiden. Übrigens 
wird auch die Untersuchungshaftan-
stalt unter Führung des neuen Anstalts-
leiters reagieren und mindestens einen 
Wasserspender dauerhaft installieren 
lassen. 

Danke dafür.

Anstaltsleiterin der UH Hamburg  
im Ruhestand
Die Leiterin der Untersuchungshaft-
anstalt Frau Dreyer geht in den Ruhe-
stand. Alles Gute.

Hamburg und die PKV – eine Verbesserung für alle ?
Die wenigsten sind mit der neuen Regelung finanziell bessergestellt

Jetzt ist es Realität: Das Gesetz zur 
PKV ermöglicht neu eingestellten Be-
amtinnen und Beamten den Verbleib 
in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung und regelt die Übernahme des 
Arbeitgeberanteils zum Krankenkas-
senbeitrag für die bereits freiwillig 
in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versicherten Bediensteten. 

Außerdem haben Beamtinnen und 
Beamte die Möglichkeit sich zu 100 
Prozent in der privaten Krankenversi-
cherung zu versichern und bekommen 
augenscheinlich den hälftigen Betrag 
ihrer Versicherungsprämie vom Arbeit-
geber und verzichten auf die Beihilfe-
regelung. Eine gelungene und besser-
stellende Kombination? Mitnichten. In 
zwei vom LVHS initiierten Veranstal-
tungen referierte ein Vertreter unseres 
Versicherungspartners der Debeka über 
Vor- und Nachteile des neuen Systems. 
Die wenigsten Kolleginnen und Kolle-
gen sind mit der neuen Regelung finan-
ziell bessergestellt. 

Die Entscheidung für das bisherige  
System der Beihilfe, der 100-Prozentab-
sicherung in der PKV oder der Verbleib 
in der GKV bleibt eine Einzelfallabwä-
gung und sollte gut durchdacht und mit 
der bisherigen Versicherung bespro-
chen sein, denn einmal gewechselt und 
entschieden, ist der Prozess unumkehr-
bar.

In der Regel überwiegen die finanziellen 
Nachteile, da eine 100-prozentige PKV 
nur über den Basistarif abgedeckt wird. 
Jegliche Zusatzleistungen, ähnlich wie 
in der GKV, müssen eigens abgesichert 
sein und die Regelungen zur Reduzie-
rung des Versicherungsbeitrages in der 
Pension und / oder bei zwei Kindern 
und mehr (Beihilfeberechtigung 70 % 
PKV 30 %) finden dann keine Anwen-
dung und führen in der Regel bereits 
hier zu einer finanziellen Schlechter-
stellung. Bleibt allein die Bequemlich-

keit und der Umstand, sich nicht mehr 
mit der Beihilfe rumzuärgern. Nach wie 
vor erwarten wir als LVHS, dass das 
System der Heilfürsorge als Alternative 
im Strafvollzug Anwendung findet und 
geprüft wird. 

Der LVHS lässt nicht locker bis ge-
klärt ist, ob die Heilfürsorge eine kos-
tenneutrale Alternative für die Behörde 
darstellt und für unsere Kolleginnen 
und Kollegen eine finanziell günstigere 
Alternative schafft.

Die Landesleitung
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Die Entscheidung für das bisherige  System der Beihilfe, der 100 Prozentabsicherung in der PKV oder 
der Verbleib in der GKV bleibt eine Einzelfallabwägung. � Foto: © Thomas Reimer/Fotolia.com
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F luch oder Segen für die Anstalt? Es werden nur 
noch Beschäftigte im Werkdienst eingesetzt, was 
ja nicht unbedingt verkehrt ist, wenn man nur ein 

paar Rahmenbedingungen einhält.
AVD-Kollegen machen eine zweijährige Ausbildung –  
Beschäftigte nicht. 
Sie werden – in allen Anstalten – ohne jegliche Unter-
weisung in den Betrieb gesteckt, 
bekommen einen Schlüssel nach 
dem Motto „Mach mal”. 
Hier stellt sich die Frage, ob das 
alles so richtig und förderlich für 
alle Beteiligten ist. 
Es sei dahingestellt, dass die 
neuen Kollegen mit Sicherheit 
eine gute Berufserfahrung in 
ihrem Handwerk haben. Aber können sie auch ohne 
Erfahrung und Ausbildung, oder zumindest einer grund-
sätzlichen Anleitung mit Gefangenen umgehen?
Man kann sicher davon ausgehen, dass das nicht so gut 
geht. Dort wo die Beschäftigten in einen Betrieb kommen, 
wo schon ausgebildete Kollegen sind, die lange Erfahrung 
mit Gefangenen haben, geht es besser.
In den Betrieben, wo es keine ausgebildeten Kollegen gibt, 
schwimmt sich der Angestellte frei bzw. die Kollegen aus 
anderen Betrieben weisen ihn ein, bügeln Fehler aus und 
müssen sich mit den Gefangenen auseinandersetzen, weil 

er es ja nicht gelernt hat, mit Gefangenen umzugehen. 
Das kann keine Erfahrung sein, die man sich selbst 
wünscht und kann unzufrieden machen. 
Es kann doch nicht sein, dass die Beschäftigten keine 
vernünftige Unterweisung bekommen, was den Umgang 
mit Gefangenen, oder den bei uns genutzten Verwaltungs-
programmen (BASIS Web) angeht. Die ausgebildeten 

Kollegen haben sogar den 
Werkdienstleiter-Lehrgang ab-
solviert, den es heute ja auch 
gewollt nicht mehr gibt.
Besonders hervorzuheben ist, 
dass die Gefangenen zuneh-
mend respektloser gegenüber 
den Bediensteten auftreten. 
Wie soll der Beschäftigte 

damit umgehen? Wie er es in der freien Wirtschaft gelernt 
hat? Kumpelhaft?
Dass man den neuen Kollegen hilft, ist ja keine Frage. 
Aber in der heutigen Zeit kommt es oft vor, dass aufgrund 
von Unterbesetzung und Urlaubszeit in den Betrieben 
oder aus personeller Not heraus wenig Zeit zur 
Verfügung steht. 
Da geht viel Wissen und Unterweisung verloren. 
Hier sollte und muss unbedingt nachgesteuert werden !

Hubert Stoffers
Leiter der Malerei in der JVA Glasmoor

LVHS-Pensionäre trafen sich zum Maiausflug
Ein rundum gelungener Tag führte durch die Vier- und Marschlande
Nach einem „Maiausfluglosem“ Jahr 
2017, trafen sich am 17. Mai 2018 35 
Pensionär(e)innen bzw. deren Beglei-
tung um 11 Uhr am ZOB, um unter 
sachkundiger Führung einen Busaus-
flug durch die Vier- und Marschlande 
zu genießen. 

Kurz nach der Abfahrt stieg in Vierlän-
der-Tracht Frau Dose zu uns ein und 
begann in lockerer und amüsanter Wei-
se einen Überblick über die seit 1150 
besiedelten Baulichkeiten, Menschen 
und Gebräuche zu geben, an denen wir 
mit mäßiger Geschwindigkeit vorbei 
fuhren. Ich könnte darüber an dieser 
Stelle einen eigenen Bericht schreiben 
und beschränke mich daher auf ein 
Beispiel: Frauen hatten kein Erbrecht 
an den Höfen und im Ehevertrag wur-
de ein Termin festgelegt, bis zu dem 
die Braut einen männlichen Erben „zu 
bringen“ hatte, andernfalls konnte der 
Bauer die Ehe rückgängig machen. Da 
die Braut aber Grund hatte diese Pflicht 
zu erfüllen, konnte es passieren, wenn 

der Bräutigam nach der damals üb-
lichen ausgiebigen Hochzeitsfeier auch 
am dritten Tag noch betrunken ins Bett 
kam, zu hören kriegte: „Wenn Du mor-
gen wedder dien Pflicht nich nah kümmst 
verpacht ick mien Acker.

Die nächste Station war der seit 1904 
bestehende „Gasthof zum Elbdeich“. 
Hier erwartete uns ein deftiges Essen, 
bestehend aus Blumenkohl mit weißer 
Soße, Rotkohl, Erbsen und Wurzeln, 
Bratensoße, Schweinebraten und Rin-
derbraten. Das Essen war ausgezeich-
net. Wer aus dem Saal einen Blick in 
die Gaststube warf, konnte sich wie vor 
hundert Jahren fühlen.

Im Verlauf der Weiterfahrt erfuhren 
wir viel über die Entwicklung, dass 
wegen der schlechten Straßen auf den 
Deichen und den nicht ausreichenden 
Wasserstraßen von 1912 bis zur Still-
legung 1953 eine Erschließung durch 
ein dichtes Netz der Vierländer- und der 
Marschenbahn erfolgte. 

Wir sahen, wie das Gelände der ehe-
maligen Anstalt IX und XII jetzt als 

Gedenkstätte aussieht. Nach einer Ein-
führung über die 4 Kirchspiele der Vier- 
und Marslande und deren Entwicklung 
kamen wir zur St. Nicolai Kirche in 
Altengamme. Die Kirche ist die kleins-
te aber schönste im „Bauernbarock“, 
die ihre Existenz seit 1247 nachweisen 
kann. In einer interessanten Führung 
durch Frau Dose erfuhren wir, dass 
zum Beispiel die Kirche erst seit 1600 
über einen Glockenturm verfügt.

Nach der Fortsetzung unserer Rund-
fahrt ging es zum offiziellen Abschluss 
in die Vierländer Bäckerei am Kirchwer-
der Elbdeich. 

Hier wird noch nach eigenen Rezep-
ten Torten und Kuchen gebacken, von 
deren Qualität und Wohlgeschmack wir 
uns selber überzeugen konnten. Wäh-
rend es Richtung ZOB ging konnte Frau 
Dose noch einiges erzählen, sodass ein 
rundum gelungener Tag endete. Ab-
schließend möchte ich Danke sagen an 
alle, die an der Planung und Durchfüh-
rung beteiligt waren, besonders aber an 
Hans-Georg Baatz.� Klaus Rettinger

Beschäftigte im Werkdienst

Fluch oder Segen  
für die Anstalt ?

Mehrfachgeneralagentur Finanzvermittlung 
Andreas Wendholt  
Prälat-Höing-Str. 19 · 46325 Borken-Weseke

0800 - 8664422
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Verbindlichkeit geschaffen

Leitfaden Dienstplanung und Dienstvereinbarung
Betriebliches Eingliederungsmanagement gezeichnet !
Zwei wichtige Dienstvereinbarungen zwischen HMdJ und HPR geschlossen
Geschafft ! Am 6. September 2018 – 
morgens um 8 Uhr – wurde endlich 
die Dienstvereinbarung über die 
verbindliche Einführung des Leitfa-
dens für die Personaleinsatzplanung, 
Zeitwirtschaft und Abrechnung zwi-
schen dem Hessischen Ministerium 
der Justiz und dem Hauptpersonalrat 
Justizvollzug von Staatsministerin 
Kühne-Hörmann und HPR-Vorsitzen-
der Birgit Kannegießer gezeichnet.

Insgesamt fünf Jahre arbeitete eine Ar-
beitsgruppe unter Beteiligung von HPR 
und Gewerkschaften an der Fortschrei-
bung der Version „1.0“. Fünf Jahre zo-
gen ins Land, nicht deshalb, weil die 
Arbeitsgruppe keinen Eifer an den Tag 
legte; nein, es dauerte fünf Jahre, weil 
Rechnungsprüfungsamt, Rechnungs-
hof, Finanzministerium und Innenmi-
nisterium beteiligt werden mussten 
und einzelne Regelungen immer und 
immer wieder abzustimmen waren 
bzw. geltend gemacht wurde, der Ab-
stimmung sei noch nicht genüge getan. 
Da gab es Einen, der sich besonders ver-
bissen hatte in den Gegenwind und es 
uns wahrhaftig schwer machte. Ein be-
sonderes Lob gilt an diesem Punkt mal 
den Sachbearbeitern im Justizministe-
rium, ehemals Kollege Lars Witzel, und 
ihm folgend Kollege Michel Nowak, die 
dauernd und neu jeglichen Schriftver-
kehr, Beteiligungen, Terminfindungen, 
Protokollierungen etc. sachbearbeitend 
zu steuern hatten. Das war Ausdauer auf 
hohem Niveau. Ziel war das stiften von 
Verbindlichkeit und einheitlicher Vor-

gehensweise in den hessischen Justiz-
vollzugsanstalten, der bisherige Leitfa-
den hatte nur Empfehlungscharakter. 
Denn – Zitat aus dem Vorwort des jetzt 
verabredeten Leitfadens – „ein großer 
Teil der Bediensteten des hessischen 
Justizvollzugs arbeitet während des ge-
samten beruflichen Lebens im Schicht- 
und Wechselschichtdienst. Dieser Dienst 
erfordert ein hohes Maß an Flexibilität, 
Einsatzbereitschaft und Engagement. 
Er belastet schließlich die Gesundheit 
und begrenzt das soziale und famili-
äre Leben. Auf der anderen Seite for-
dert der Betrieb einer JVA mit immer 
wieder neuen Herausforderungen eine 

flexible Personaleinsatzplanung, kurz-
fristige Dienstplanänderungen und ge
gebenenfalls die Anordnung von Mehr-
arbeit/Überstunden oder deren Abbau. 
Hier kollidieren folglich fortlaufend 
Interessenlagen miteinander. Es ist die 
Aufgabe aller Bediensteten, den Dienst-
betrieb zu garantieren, auf der anderen 
Seite sind persönliche Bedürfnisse zu 
berücksichtigen und den gesundheit-
lichen Belangen der Betroffenen ist an-
gemessen Rechnung zu tragen.“

Klar ist bereits heute, dass die Dienst-
vereinbarung im kommenden Jahr 
nochmals fortzuschreiben sein wird. 
Dann tritt die bereits überarbeitete Ar-
beitszeitverordnung für den hessischen 
Justizvollzug – auch die war dringend 
zu modernisieren – in Kraft, wodurch 
tatsächlich einzelne Regelungen anzu-
passen sein werden.

Der BSBD hat sich sehr engagiert und 
manchmal auch ungemütlich in allen 
Verhandlungen eingebracht. Besonde-
rer Dank gilt den Kollegen Franz-Josef 
Pfeifer, Reiner Ruf und Matthias Ger-
ber, die das Projekt (neben der Vorsit-
zenden) begleitet haben. 

Darüber hinaus wurde am 6. Sep-
tember 2018 auch die bereits seit 2010 
bestehende Dienstvereinbarung zum 
„Betrieblichen Eingliederungsmanage
ment“ fortgeschrieben. 

Allerdings brauchten HPR und HMdJ 
hierfür nur zehn Tage bis zur Unter-
schriftsreife. Rekordverdächtig !

Hauptvertrauensperson der schwerbehinderten Bediensteten im hessischen Justizvollzug Uwe Dehne 
zeichnet die Dienstvereinbarung BEM mit. � Fotos (2): © HMdJ

Staatsministerin Eva Kühne-Hörmann und HPR-Vorsitzende Birgit Kannegießer zeichnen die Dienst-
vereinbarungen.
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Politisches Abendessen des dbb Hessen

Pakt zur Bekämpfung von Gewalt gegen Beschäftigte geschlossen

Am 21.08.2018 wurde in Wiesbaden 
der Pakt zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Beschäftigte zwischen allen 
im Landtag vertretenen Parteien und 
dem dbb Hessen geschlossen. 

In Anwesenheit von Innenminister 
Peter Beuth zeichnete für die CDU 
MdL Alexander Bauer, die SPD wurde 
durch MdL Nancy Faeser vertreten, für 
die Grünen war Mathias Wagner, für 
die Linken Hermann Schaus und für 
die FDP René Rock dabei. Es herrschte 
große Übereinstimmung darüber, dass 
alle nach Kräften gemeinsam an der Be-
kämpfung dieses Phänomens, das sich 
in den letzten Jahren massiv verstärkt 
hat, beteiligen müssen.

Auch im Justizvollzug spüren wir 
diese Entwicklung. BSBD Landesvorsit-
zende Birgit Kannegießer berichtete 
an diesem Abend von einem Übergriff 
im August 2017. Ein Gefangener, nicht 
einverstanden mit seiner Verlegung in 
eine Kamerazelle, griff einen Kollegen 
an, würgte ihn an der Gurgel. Der Ge-
fangene wurde durch das sofortige Ein-
greifen des zweiten Kollegen gemein-
sam niedergerungen, dabei erlitt der 
zuvor gewürgte Kollege darüber hinaus 
noch einen Rippenbruch. Strafanzei-
ge wurde unmittelbar erstattet. Aller-
dings musste der verletzte Kollege, der 

ein knappes Jahr später als Zeuge zum 
Gerichtsverfahren eingeladen war erle-
ben, wie Richterin und Staatsanwältin 
das Verfahren nach § 154 Abs. 2 StGB 
einstellten. Einstellungsgrund: die Be-
strafung hat keinen weiteren Einfluss 
auf die Gesamthaftdauer – der Gefan-
gene war zu etwas mehr als vier Jah-
ren wegen sexuellen Missbrauchs von 
Kindern verurteilt worden. Man spricht 
auch von Prozessökonomie, weitere 
Zeugen hätten wohl auf Antrag des Ver-
teidigers gehört werden müssen…. Etc. 

„Wenn das Schule macht,“ so Birgit 
Kannegießer, BSBD Landesvorsitzen-
de, „dann sind besonders die Bediens
teten der Anstalten der Sicherheitsstufe 
I demnächst quasi Freiwild für jegliche 
Pöbeleien, Beleidigungen oder gar kör-
perliche Übergriffe in den Anstalten.“ 

Der dbb Hessen beobachtet schon 
sehr lange das Phänomen zunehmen
der Gewalt gegen die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes. Nach dem Sym-
posium im Februar 2018 lud dbb-Lan-
desvorsitzender Heini Schmitt beim 
Gewerkschaftstag im Mai 2018 die 
politischen Vertreter aller im Landtag 
vertretenen Parteien zu einem Pakt ein. 
Nur gemeinsam könne und müsse man 
der zunehmenden Gewalt im Zusam-
menwirken aller relevanten Beteiligten 
und Institutionen mit aller Konsequenz 

begegnen, um die Beschäftigten des öf-
fentlichen Diensten wirksam vor Über-
griffen zu schützen. Der dbb Hessen 
verbindet damit u. a. folgende Forde-
rungen an Politik und Gesellschaft:
• �Verbesserung bei der Ausrüstung,  

der Aus- und Fortbildung und dem 
Gefahrentraining

• �Verbesserung des strafrechtlichen 
Schutzes, insbesondere durch eine 
eigenständige Strafvorschrift für alle 
Beschäftigten im Öffentlichen Dienst

• �Verbesserung des dienstlichen 
Rechtsschutzes

• �Verbesserung der Möglichkeiten zur 
Erlangung von Schadensersatz und 
Schmerzensgeld

• �Verbesserung der Unterstützung und 
Betreuung der Opfer nach einem 
Übergriff

• �Erstattung einer Strafanzeige bei 
jedem relevanten Sachverhalt

• �angemessene Strafforderungen  
seitens der Staatsanwaltschaft

• �angemessene Verurteilungen durch 
die Gerichte

• �generelle Zulassung der Nebenklage 
und des Adhäsionsverfahrens

• �Sensibilisierung und Professionali-
sierung von Führungskräften und 
Kolleginnen und Kollegen der Opfer 
zu deren Unterstützung bei Rückkehr 
an den Arbeitsplatz

• �Verbesserung des Schutzes der  
Privatsphäre der Beschäftigten, ins-
besondere durch Datenschutzmaß-
nahmen (Auskunftssperren pp.)

• �Verbesserung der Personalsituation 
(für mehr Eigensicherung und mehr 
Ressourcen für die Bearbeitung 
durch die Justiz)

• �Betonung des positiven Verständ-
nisses des Begriffs „Staatsdiener“ in 
der Öffentlichkeit

• �Benennung fester Ansprechpartner 
speziell für die Opfer von Übergriffen

• �Prüfung der Einrichtung eines  
„Gewaltbeauftragten“ beim  
Hessischen Landtag.

Der dbb Hessen bleibt am Ball, 
versprochen !

Die Teilnehmer des Politischen Abendessens (v.l.n.r.): Julika Lückel, René Rock, Reinhold Petri, Birgit 
Kannegießer, Alexander Bauer, Heini Schmitt, Mathias Wagner, Nancy Faeser, Michael Volz, Sonja 
Waldschmidt, Hermann Schaus, Heinrich Roßkopf, Helmut Deckert. Nicht auf dem Foto: Peter Beuth, 
Thomas Müller. � Fotos dbb hessen (7): Th. Müller

Alexander Bauer. Nancy Faeser. Mathias Wagner. Hermann Schaus. René Rock. Heini Schmitt.

Bei der Unterzeichnung des Pakts
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Wechsel an der Abteilungsspitze

Ruth Schröder verlässt den hessischen Justizvollzug
Nach fünf Jahren im Hessischen Ministerium der Justiz geht’s ins Berliner Ministerium der Justiz

Fünf Jahre saß Ruth Schröder auf 
einem der ungemütlichsten Stühle 
der hessischen Landesverwaltung, 
auf dem Stuhl der Abteilungsleitung 
IV im Hessischen Ministerium der 
Justiz – kurz: HMdJ – und stand dem 
hessischen Justizvollzug vor. 

Fünf Jahre, in denen einiges errungen, 
einiges bewegt und selbstverständlich 
auch gestritten wurde. Fünf Jahre also 
beständiges Survivaltraining bei fort-
dauerndem Beschuss von stets unter-

schiedlicher Seite. Auch mal von uns, 
dem Hauptpersonalrat Justizvollzug 
bzw. von uns, dem Bund der Strafvoll-
zugsbediensteten Hessen, der Fachge-
werkschaft im Justizvollzug. 

Ständiger Gegenwind von  
Rechnungshof, Innenministerium 
und Finanzministerium
So verhandelten wir in den gesamten 
fünf Jahren über die jetzt endlich unter-
zeichnete Dienstvereinbarung hinsicht-
lich des Leitfadens für Personalbemes-
sung, Dienstplanung und Abrechnung. 
Fünf Jahre mit ständigem Gegenwind 
vom Rechnungshof, aus dem Innenmi-

nisterium, dem Finanzministerium und 
schließlich natürlich im ständigen Aus-
tausch mit uns, HPR und BSBD.

Wir korrigierten die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den AVD, kehrten 
zurück zu zwei fachtheoretischen Aus-
bildungsabschnitten, passten die Lehr- 
und Stoffpläne an, stets unter Betei-
ligung der Ausbildungsleitungen und 
der nebenamtlichen Lehrkräfte.

Die Geschäftsanweisung für das Ver-
sorgungswesen, die Geschäftsanwei-
sung für die Vollzugsanstalten, Nedis 
− hier insbesondere die Ausgestaltung 
der so genannten Beobachtungsbögen, 
Orientierungsrahmen und der Weg-
fall des Beurteilungsdurchschnitts von 
10.49 Punkten für die Anstalten….

Und schließlich die Verhandlungen 
um die Ausgestaltung der hessischen 
Verwaltungsvorschriften (HVV) zu den 
Vollzugsgesetzen. 

Ein Thema folgte dem anderen.
Ruth Schröder kam jedes Jahr zur 

Personalräteschulung in Weilburg und 
stellte sich stets sehr interessiert dem 
Dialog mit den dort anwesenden Perso
nalratsmitgliedern aller hessischen An-
stalten. Für Nichthessen die kurze Info: 
jedes Jahr nehmen 70 Personalratsmit-
glieder teil, dort sind jedes Jahr (fast) 

alle örtlichen Personalräte vertreten. 
Mit ihrer Zugewandtheit und Bereit-
schaft zum Zuhören und zur Ausei-
nandersetzung trug sie ganz wesent-
lich zum spürbaren Klimawechsel im 
hessischen Justizvollzug bei. Dafür sei 
Frau Schröder auch hier im „Vollzugs-
dienst“ ausdrücklicher Dank bekundet.

Es bleibt, alles erdenklich Gute für 
die neue Aufgabe als Abteilungsleiterin 
I (Zivilrecht) im Bundesjustizministeri-
um in Berlin zu wünschen.

Nachfolger Thorsten Kunze  
ist kein Unbekannter
Der Stuhl der Abteilungsleitung Jus
tizvollzug wurde fast nahtlos wieder-
besetzt. Es ist kein Unbekannter. Thor-
sten Kunze gehörte der Fachabteilung 
viele Jahre an, war maßgeblich beteiligt 
an allen hessischen Vollzugsgesetzen 
(sozusagen deren „Vater“) und war zu-
letzt stellvertretender Abteilungsleiter 
Justizvollzug, bevor er als „Vize“ zur 
Generalstaatsanwaltschaft wechselte. Er 
kennt folglich den Justizvollzug, kennt 
ergo uns. 

Wir wünschen einen guten Start in 
die jetzige Aufgabe und das notwendige 
Quäntchen Glück, um im Justizvollzug 
zu „überleben“. 

Stellvertretender Abteilungsleiter Justizvollzug Kämmerer und der Leiter des HBWS Albrecht wün-
schen für die neue Aufgabe im Bundesjustizministerium alles Gute. � Fotos (2): BSBD Hessen.

Scheidende Abteilungsleiterin Justizvollzug Ruth 
Schröder mit Nachfolger Thorsten Kunze.
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Besuch bei der Deutschen Steuergewerkschaft Hessen
Tätigkeitsbericht aus dem Landesvorstand (1)

Im Gespräch mit Kollegen, wird oft 
gefragt, was der Landesvorstand des 
BSBD eigentlich so das ganze Jahr 
über tut. Der aufmerksame Leser der 
Zeitschrift Vollzugsdienst, sieht aus 
einer Vielzahl von Berichten – zu-
meist aus der Feder der Vorsitzenden 
Birgit Kannegießer – ansatzweise, 
was es heißt den Strafvollzug in die 
Öffentlichkeit zu bringen. 

Gewerkschaftsarbeit ist Teamwork. 
Den Mitgliedern des Landesvorstandes 
und den jeweiligen Ortsverbänden ist 
es eine Herzensangelegenheit, für un-
seren Bestand einzutreten, im Dialog 
mit den politischen Entscheidern auf 
Missstände hinweisen, immer wieder zu 
appellieren, wo es hängt und klemmt. 
Im Landesvorstand ist es nicht anders 
als in den Ortsverbänden. Es geht nur 
miteinander. Wir möchten euch die Ge-
werkschaftsarbeit ein wenig näherbrin-
gen. Berichte aus den Ortsverbänden 
sowie aus dem Landesvorstand Hessen 
sollen für euch einen kleinen Einblick 
in die Arbeit eurer Gewerkschaftsver-
tretung gewähren. Der BSBD zeichnet 
sich aus durch Nähe. Jedes Bundesland 
hat ihre Vertretung. Jede Landesver-
tretung entsendet zur Bundesvertre-
tung. Unter dem Dach des DBB sind 
neben dem Strafvollzug auch weitere 
Gewerkschaften vertreten. Unter ande-

rem die Deutsche Steuergewerkschaft 
(DSTG). Am 19. Juni 2018 erhielten 
wir (Landesvorstand BSBD) eine Ein-
ladung zum 24. Gewerkschaftstag der 
Deutschen Steuergewerkschaft Hessen.
Die Veranstaltung fand in Rotenburg 
an der Fulda statt. Zeitgleich lag eine 
Einladung für den Hessischen Landtag 
vor. Im Vorstand wurde die Arbeit auf-
geteilt. 

Der Rotenburger Termin wurde auf 
mich delegiert. Unter den Gästen in 

Rotenburg waren zahlreiche Mitglieder 
des hessischen Landtages. Themenbe-
reiche wie Besoldung; unzureichende 
Personalschlüssel; Schwierigkeiten mit 
der Personalgewinnung; unzeitgemäße 
Ausstattung uvm. wurden vorgetra-
gen. Die Inhalte der Reden hätten auch 
auf den Strafvollzug passen können. 
Diätenerhöhungen auf der einen Sei-
te – Sparopfer der Beamtenschaft auf 
der anderen Seite. Die Rahmenbedin-

gungen der Ausbildung passen auch 
dort nicht. Für die Ausbildungslehr-
gänge steht nicht genügend Raum zur 
Verfügung. Die Altersabgänge können 
kaum mit ausgebildeten Kräften „aufge-
füllt“ werden. Der demografische Wan-
del wird in den nächsten Jahren Einzug 
in jede Amtsstube halten. Jahrelange 
Minuswirtschaft rächt sich. Auch wie 
bei uns! Auch dort haben die Beschäf-
tigten mit vermehrten „Übergriffen“ zu 
tun. Der Tagesordnungspunkt „Gewalt 
im öffentlichen Dienst“ hat auch bei der 
DSTG einen großen und wichtigen Teil 
der Veranstaltung beherrscht. 

39 Mitgliedsgewerkschaften entsand-
ten ihre Delegierten. Auch waren un-
ter den Gästen politische Vertreter wie 
Thorsten Schäfer-Gümbel; Dr. Tho-
mas Schäfer; Lena Arnold uva. vertre-
ten. Den Höhepunkt der Veranstaltung 
krönte Wolfgang Bosbach mit seiner 
Rede „Worauf es jetzt ankommt – 
Deutschland in Zeiten der Globali-
sierung und Digitalisierung“. Ein bril-
lanter Redner zog die Aufmerksamkeit 
des Publikums auf sich. Sein Resümee 
„Demokratie ist keine Staatsform – sie 
ist eine Lebenshaltung“ beendete sei-
nen Ausflug in die Vergangenheit zur 
Gegenwart und blickte in die Zukunft. 
Herzlichen Dank, dass wir im Auftrag 
und im Namen des BSBD dabei sein 
durften!� Wilma Volkenand

Aus den Landesverbänden

Ortsverband Kassel I

…was uns bewegt
Neuwahl der Jugend- und  
Auszubildendenvertretung in der 
JVA Kassel I

Die JVA Kassel I ist eine sehr große 
Anstalt, die regelmäßig eine Vielzahl 
junger Bediensteter ausbildet. Umso 
wichtiger war und ist es uns, als 
Gewerkschaft auch für die Anwär-
terinnen und Anwärter eine starke 
Stimme vor Ort zu haben, die sich um 
die Belange der dienstjungen Kolle-
ginnen und Kollegen kümmert.

Wie bereits in einer Ausgabe des Voll-
zugsdienstes berichtet, bewegt uns 
Nordhessen immer das Thema Abord-
nungen an mittel- und/oder südhes-
sische Anstalten... aber auch andere 
Themen werden von der JAV aufgegrif-
fen und angesprochen. So konnten wir 

BSBD Ortsverband Kassel:  
Eine starke Jugend- und Auszubildendenvertretung vor Ort.

1. Vorsitzender: Alexander Steppan.

Elisa Heyde.

Stellv.  Vorsitzender: Christoph Klapp.

Salina Wächter. � Fotos (4): BSBD OV Kassel I
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auch in diesem Jahr junge, motivierte 
Kolleginnen und Kollegen gewinnen, 
die bereit waren, für die Wahl zur Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung 
auf der Liste des BSBD zu kandidieren.

Zur Wahl haben sich Elisa Heyde,  Sa-
lina Wächter, Alexander Steppan und 
Christoph Klapp gestellt. Die Auszäh-
lung der Stimmen erfolgte durch den 
Wahlvorstand im Mai diesen Jahres. Im 
Anschluss trafen sich die Neugewählten 
zu einer konstituierenden Sitzung und 
wählten Alexander Steppan zum Vor-
sitzenden und Christoph Klapp zum 
Stellvertreter.

Ein besonderer Dank gilt allen Kandi-
datinnen  und Kandidaten, die sich zur 
Wahl gestellt haben. Für die Arbeit in 
der JAV wünschen wir ein gutes Händ-
chen und viel Glück und Erfolg!

Für uns als Ortsverband kann die Ar-
beit in der JAV aber mehr sein als nur 
eine zweijährige Amtszeit. Vielmehr 
betrachten wir sie als Einstieg in die Ge-
werkschaftsarbeit und somit auch in die 
Personalratsarbeit. 

Durch die regelmäßige Teilnahme 
an den PR-Sitzungen können  gerade 
dienstjunge Kolleginnen und Kollegen 
einen Einblick bekommen.

Während ihrer Amtszeit stehen ihnen 
aber auch die Vorstandsmitglieder des 
Ortsverbandes Kassel I mit Rat und Tat 
zur Seite.

Beteiligung am  
Behördentag der 
JVA Kassel I

Am 12. September 2018 fand der dies-
jährige Behördentag der JVA Kassel 
I statt. Diesmal ging es nach Hünfeld. 
Wie auch schon in den vergangenen 
Jahren beteiligte sich der Ortsverband 
Kassel I mit einem kleinen finanziellen 
Beitrag am diesjährigen Betriebsaus-
flug/Behördentag. 

Jedes teilnehmende Mitglied erhielt 
eine Unterstützung in Höhe von 5,00 €. 
Die Auszahlung erfolgt nach den Behör-
dentagen ca. Ende Oktober. 

Wir hoffen, allen Kolleginnen und 
Kollegen damit eine kleine Freude zu 
bereiten und wünschen viel Spaß bei 
den diesjährigen Behördentagen.

Opferschutz und Prävention
Veranstaltung der SPD-Fraktion in Kassel

Günter Rudolph moderierte die Diskussionsrunde. � Foto: BSBD Hessen

Als Fachgewerkschaft für Strafvoll-
zugsbedienstete erhielten wir von 
der SPD-Fraktion eine Einladung zur 
Veranstaltung am 29. August 2018 im 
Philipp-Scheidemann-Haus in Kassel. 

Thema dieser Veranstaltung war der 
effektive Opferschutz in der hessischen 
Innen- und Justizpolitik. Günter Ru
dolph, parlamentarischen Geschäfts-
führer der SPD-Landtagsfraktion, eröff-
nete die Veranstaltung. Anschließend 
hielt der Beauftragte der Bundesregie-
rung für die Anliegen von Opfern und 
Hinterbliebenen von terroristischen 
Anschlägen im Inland Prof. Dr. Edgar 
Franke ein Impulsreferat. Im Anschluss 
folgte eine Diskussionsrunde mit Prof. 
Dr. Edgar Franke, Rechtsanwältin Do-
ris Dierbach, Susanne Zinke v. DVJJ 
und Geschäftsführerin des Kasseler 
Präventionsrates und Stefan Rüppel 
Vorsitzender der GdP-Bezirksgruppe 

Nordhessen unter der Moderation von 
Günter Rudolph.

Insgesamt war der Strafvollzug und 
die Übergriffe auf Bedienstete nur eine 
Randbemerkung in der Veranstaltung. 
Die Ortsverbandsvorsitzende Simone 
Tafel-Höfling meldete sich im Rahmen 
einer Diskussionsrunde dann aber doch 
zu Wort, da der Eindruck entstand, dass 
die Übergriffe auf Polizei- und Vollzugs-
beamte zum Job gehören. Dem wider-
sprach die OV-Vorsitzende deutlich und 
hinterfragte die Forderung nach bes-
serer Ausrüstung für Justizvollzug und 
Polizei, wenn Übergriffe doch schon 
immer zum Job gehören. ... 

Simone Tafel-Höfling stellte klar, 
dass die Übergriffe zugenommen ha-
ben, was den Ruf nach besserer Ausstat-
tung erklärt und auch Strafvollzugsbe-
dienstete Opfer von Straftaten sind und 
beim Thema Opferschutz nicht verges-
sen werden dürfen.

Ortsverband Kassel II

Hauptversammlung beim OV Kassel II
Ehrung langjähriger Mitlieder auf der Tagesordnung
Bereits am 15. Juni 2018 fand die 
Jahreshauptversammlung des BSBD 
Ortsverbands Kassel II statt. 

Kollege Ralf Kiesow, der seit zwei Jah-
ren Vorsitzender dieses Ortsverbands 
ist, hatte zu Beginn der Jahreshaupt-
versammlung zu einer Schweigeminute 
aufgerufen, da am 26. Mai 2018 völlig 
unerwartet der ehemalige, sehr be-
liebte, Kollege und Mitglied des BSBD, 
Oberamtsrat a. D. Axel Schirmer, im 
Alter von 68 Jahren verstorben ist. 

Ralf Kiesow nahm die Jahreshaupt-
versammlung zum Anlass über Vergan-
genes, Gegenwärtiges und Zukünftiges 
aus den Bereichen der gewerkschaft-
lichen Arbeit zu berichten. 

Dass die Gitterzulage erhöht, die wö-
chentliche Arbeitszeit verringert und 
ein LandesTicket an die Bediensteten 
des Landes Hessen ausgegeben werden 
konnte, sind nach Einschätzung von 
Kollege Kiesow ganz wichtige gewerk-
schaftliche Erfolge. Das LandesTicket 
wertet zudem die Tätigkeit im öffentli-
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chen Dienst auf. Auch auf den aktuellen 
Sachstand betreffend der Klage gegen 
die hessische Beamtenbesoldung wur-
de bei der Jahreshauptversammlung 
kurz eingegangen. Hier bleibt es abzu-
warten, wie es weitergehen wird.

Außerdem war das im Juni ergangene 
Urteil des LG Limburg, bei dem zwei 
Bedienstete des rheinland-pfälzischen 
Justizvollzugs wegen fahrlässiger Tö-
tung jeweils zu Freiheitsstrafen von 
neun Monaten verurteilt wurden, The-
ma bei der Jahreshauptversammlung. 
Ralf Kiesow ist entsetzt über dieses Ur-
teil, da seiner Meinung nach die Reso-
zialisierung das wichtigste Vollzugsziel 
ist. Wer will denn jetzt überhaupt noch 
Verantwortung übernehmen und Insas-
sen in den offenen Vollzug verlegen? 

In einem weiteren Tagesordnungs-
punkt kam es dann zu Ehrungen von 
BSBD-Mitgliedern. 

Insgesamt konnten vier Ehrungen 
vom Vorsitzenden durchgeführt wer-
den. Neben den aktiven Kollegen Frank 
Aubel und Karl-Heinz Wurmstein, die 
seit mehr als 25 bzw. 35 Jahre Mitglied 
im BSBD sind, hatte sich Kiesow beim 
Aushändigen der Urkunden besonders 
über die Jubilare Wilfried Heinrich 
und Rudi Nebe gefreut. 

Die ehemaligen Anstaltsleiter der JVA 
Kassel II − Sozialtherapeutischen An-
stalt − sind am 01. Juli 1993 zeitgleich 
beim BSBD Hessen eingetreten. Kiesow 
hat sich bei allen Jubilaren für die Treue 

zum BSBD bedankt. Bei den Urkunden 
für Wilfried Heinrich und Rudi Nebe, 
die jahrelang in ihrer Funktion als An-
staltsleiter selbst Urkunden ausgehän-
digt hatten, konnte sich Kiesow den 
wichtigen Hinweis nicht verwehren, 
„dass diese Urkunden erst am 01. Juli 
des Jahres ihre Wirkung erlangen“. 

Neben den Urkunden und Ansteck-
nadeln des DBB Hessen erhielten alle 
Jubilare einen schönen, prall gefüllten, 
Präsentkorb. 

Ein Kegelturnier zum Abschluss der 
Jahreshauptversammlung
Im Anschluss an die Jahreshauptver-
sammlung fand ab 18:00 Uhr ein Ke-
gelturnier statt, zu dem neben den Mit-
gliedern des BSBD Ortsverbands Kassel 
II alle Bediensteten der Justizvollzugs-
anstalt Kassel II − Sozialtherapeutische 
Anstalt − eingeladen wurden. 

Obwohl das Kegeln sehr viel Spaß 
gemacht hatte, hätte sich Vorsitzender 
Kiesow eine höhere Beteiligung ge-
wünscht. Die zuvor festgelegten Sieger-
prämien 100 Euro, 50 Euro und 25 Euro 
wurden zusammen mit kleinen Pokalen 
an die glücklichen Gewinner ausgehän-
digt.

Dritter wurde Lothar Gerber, ehe-
maliger Geschäftsleiter der SothA und 
Mitglied des BSBD. Erster wurde Vor-
standskollege Karl-Heinz Wurmstein 
und Vorsitzender Ralf Kiesow erzielte 
den zweiten Platz.

V.l.n.r.: Kollegen Aubel, Heinrich, Wurmstein, Nebe, Kiesow. � Foto: BSBD Hessen

Nachruf
Am 26. Mai 2018 verstarb unser hochgeschätzter und sehr beliebter Kollege Oberamtsrat a. D.

Axel Schirmer im Alter von 68 Jahren.
Wir trauern mit seinen Angehörigen und werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Der Vorstand und alle Mitglieder des BSBD Ortsverbands Kassel II

I m Rahmen der Landeshaupt-
vorstandssitzung bedankte 
sich die JVA Limburg für die 

Unterstützung zum Erhalt der 
Dienststelle.

Im Juni 2018 jährte sich das 
Ereignis zur geplanten Umwand-
lung der JVA Limburg in eine 
Abschiebeeinrichtung des Landes 
Hessen. 
Mit tatkräftiger Unterstützung der 
Landesvorsitzenden Birgit Kan-
negießer war es gelungen, dieses 
Vorhaben von der JVA Limburg 
abzuwenden. 
Die Ereignisse am 22. Juni 2017 
und die danach folgenden Akti-
onen ließ man nochmals Revue 
passieren. 

Ortsverband Limburg:

Birgit  
Kannegießer  
mit Präsent  
überrascht

Der Vorsitzende des Ortsverbands,  
Stefan Weber, bedankte sich im Namen 
aller Bediensteten der JVA Limburg mit 
einem Westerwälder Krug und Blumen bei 
Birgit Kannegießer.
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Ganz besonders liegt uns die Bewerbergewinnung 
am Herzen. Leider müssen wir feststellen – wie im 
ganzen Land – dass immer weniger geeignete  

Bewerber auf freie Stellen zu finden sind. Der freie  
Arbeitsmarkt bietet eine Vielzahl guter Arbeitsplätze.  
Das Land Hessen oder auch der Bund steht mit uns im 
engen Wettbewerb um die besten Köpfe. Im Hessentrend 
liegen wir auch, mit vermehrt 
weiblichen Bewerberinnen, die 
im Vergleich zu männlichen Mit-
bewerbern oft eine bessere Quali-
fikation „mitbringen“. 
In Männer- bzw. in unserem Fall 
der Jugendhaftanstalt werden 
wir immer Tätigkeiten haben, die 
ausschließlich nur von Männern 
erledigt werden können. Das Schamgefühl ist zu wahren. 
Zukünftig werden wir aufgrund dieser Tatsache bei der 
Dienstplanung andere Wege gehen müssen. 
Die Herausforderungen unserer Zeit werden nicht weni-
ger. Wir hoffen von der Politik und unserem Dienstherrn 
nicht alleingelassen zu werden. Die Politik ist gefordert. 
In der Konkurrenz mit dem freien Arbeitsmarkt haben wir 

nicht nur im Bereich des allgemeinen Vollzugsdienstes 
Schwierigkeiten offenen Stellen zu besetzen. 
Die Besetzung der Meisterstellen im Handwerk scheitert 
sehr oft an der Anerkennung durch die Bezahlung. 
Seit Jahren wird von uns gefordert die Meister mit einer 
außerordentlichen Zulage und im Eingangsamt mit der 
A 9 anfangen zu lassen. Weiterhin fordern wir die Politik 

auf, endlich eine Perso-
nalaufstockung in allen 
Bereichen vorzunehmen. 
Die Ausfallquote wurde 
anno dazumal errechnet 
oder soll man sagen dik-
tiert. Wir empfinden diese 
als völlig unzureichend. 
Zumal in den letzten Jah-

ren eine Vielzahl an guten Regelungen von der Politik ver-
abschiedet wurden. Lebensarbeitszeitkonten; Eltern- und 
Pflegezeitengesetz und eine Vielzahl von guten und not-
wenigen Fortbildungen müssen „mitgestemmt“ werden. 
Hätten wir die Anwärter nicht, so würden wir den Dienst-
betrieb nicht mehr aufrecht halten können. Eine gute Aus-
bildung sieht anders aus. Wertschätzung ebenfalls.

Ortsverband Wiesbaden:

Wo drückt der Schuh ?
Kommentar von Kollege Pulwer

Tarifvertretung im Landesverband Hessen:

dbb Fortbildung Sommerakademie „Tarifrecht total“
Tätigkeitsbericht aus dem Landesvorstand (2)

Im Landesverband des BSBD Hessen 
habe ich, Wilma Volkenand, die 
Aufgabe der Tarifvertretung über-

nommen. Um stückweise in diese Auf-
gabe hineinzugewachsen, besuchte ich 
im Juli eine Fortbildung des dbb in Ber-
lin. Die Sommerakademie „Tarifrecht 

total“ vom 02. bis 06. Juni hatte für 
mich eine Flut an Informationen im Ge-
päck. Die Referenten der Veranstaltung 
führten uns gekonnt durch das Pro-
gramm. Von Grundlagen und Grundbe-
griffen starten wir über den Beginn des 
Arbeitsverhältnisses über das Entgelt 
zur Arbeitszeit. Neben Befristung waren 
Teilzeitbeschäftigung und Elternzeit/
Mutterschutz ebenso Themenbereiche 
wie Urlaub und Arbeitsbefreiung, sogar 
Zeugnisse und Beendigung des Arbeits-
verhältnisses wurden behandelt. 

„Austausch und Vernetzung  
haben stets Mehrwert !“
Zu jedem Fachgebiet erfolgte anhand 
von „Fällen“ aus der Praxis die Vermitt-
lung der gesetzlichen Grundlagen. Im 
Rahmen der Fortbildungsveranstaltung 
wurde uns umfassendes Lehrmaterial 
ausgehändigt. Die Teilnehmer der Ver-
anstaltung kamen aus den unterschied-
lichsten Bereichen und Ländern des 
öffentlichen Dienstes. Die Kommunen 
und der Bund waren ebenfalls vertre-
ten. Die bunte Mischung des Teilneh-
merkreises brachte einige spannende 
Anekdoten aus den unterschiedlichen 
Fachbereichen zutage. 

Der ein oder andere Kontakt zu an-
deren Einrichtungen und Behörden 
bleibt mit Sicherheit bestehen. Nach 
dem Motto „Austausch und Vernetzung 
haben stets Mehrwert!“ verfolgen wir 

doch alle ein Ziel und kämpfen gemein-
sam für Verbesserungen. 

Wir − der BSBD − treten mit den 
politischen Entscheidern in Kontakt ! 
Wir sprechen Missstände an!

Wilma Volkenand
Stellvertretende Landesvorsitzende
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Aktuelles

Schließung der Justizvollzugsanstalt Neubrandenburg
Noch keine abschließende Klarheit – Ab Oktober keine Insassen mehr – Leerräumung zum 31.12.2018
Aus Sicht des BSBD ist bezüglich der 
Schließung der JVA Neubrandenburg 
für die Kolleginnen und Kollegen über 
alle Laufbahngruppen noch keine ab-
schließende Klarheit vorhanden. Avi-
siert ist es, dass die JVA ab Oktober 
keine Insassen mehr hat. Es werden 
nur noch Bedienstete bis 31.12.2018 
die „Leerräumung“ überwachen oder 
durchführen.

Die Versetzungsbescheide sind rechts-
wirksam mit Rechtsmittelbelehrung 
zugegangen, und Kolleginnen und Kol-
legen „wehren“ sich zum Teil mit an-
waltlicher Hilfe.

Andererseits würden in JVAen Be-
förderungsstellen ausgeschrieben, was 
die Versetzungslisten durcheinander-
bringt, da auch Bedienstete aus NB 
die „Ausschreibungen für Neustrelitz“ 
gewinnen und so vielleicht nicht nach 
Bützow müssen − es kommen also z. T. 

nicht die dort an, wohin sie versetzt 
wurden... Und die eh nach Neustrelitz 
Versetzten gehen nach Neustrelitz oder 
vielleicht auch in attraktive Bundeslän-
der wie Brandenburg! Unser „Endamt A 
8“ ist dort der Einstieg! Dies zum AVD !

In der Laufbahngruppe 2, 1. EA ist 
die Situation nicht zufriedenstellender, 
da Vollzugsabteilungs- sowie Fachbe
reichsleitern Sachbearbeiterstellen  an-
geboten werden. Das ist aber nicht 
okay aus Sicht des BSBD ! Dies führt 
vermutlich bei einigen Bediensteten 
des Gehobenen Dienstes zur Neuorien-
tierung in die Arbeitsbereiche anderer 
Ministerien. Das kann doch niemand 
ernsthaft als einen zufriedenstellenden 
Umgang mit den Landesbediensteten 
beurteilen.

Aber auch für die Anstaltsleiterin, 
Frau RD‘in Hanke, scheint es nicht bes-
ser zu laufen... Keine Klarheit ! Dies ist 
auch vor dem Hintergrund ärgerlich, 

da gerade sie sich früh so intensiv um 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
kümmerte... Schade !

Beförderungen
Stellen sind ausgeschrieben und die 
Verfahren laufen. Es zeichnet jedoch 
aus gewerkschaftlicher Sicht ab, dass 
es Konkurrenzklagen geben wird. Und 
dann prophezeite das dlz Nord des 
dbb, dass dann alles gestoppt würde. 
Vor Gericht würde die Unzulässigkeit 
der doppelten Rückwirkung der Dienst-
postenbewertung deutlich werden.

Ausbildung im AVD
Ab Dezember soll ein Lehrgang mit 23 
Teilnehmern beginnen. Es zeichnet ak-
tuell ab, dass dieser Lehrgang nicht ge-
füllt werden kann. Diesmal jedoch sol-
len deutlich mehr als die sonst üblichen 
1 bis 2 Plätze nicht besetzbar sein...

Hans-Jürgen Papenfuß

Verfügbare Ausbildungsplätze nicht vollständig besetzt
Hauptausschusssitzung in Bützow – Vorbereitungen zum Landesgewerkschaftstag am 8. November 2018

Am 17. September 2018 fand die Lan-
desvorstands- und Hauptausschuss-
sitzung des BSBD Mecklenburg-Vor-
pommern in Bützow statt. 

Einige Mitglieder der Gremien waren 
aus gesundheitlichen oder dienstlichen 
Gründen an der Teilnahme verhindert. 
Zum einen erfolgte die weitere Vorbe-

reitung des Landesgewerkschaftstages 
am 8. November 2018 in Bützow und 
des Weiteren wurden aktuelle Themen 
besprochen.

In den sich anschließenden Diskus-
sionen dominierten immer wieder die 
Belastungen, die durch die geringen 
Personalstärken in allen Justizvollzugs-
anstalten des Landes M-V das Tagesge-

schäft dominieren. Die Dienstposten-
bewertung (vielmehr die Folgen der 
Perspektivlosigkeit in fast allen Lauf-
bahngruppen) und die geringen Beför-
derungsmöglichkeiten in Mecklenburg-
Vorpommern lassen insbesondere die 
jungen Kolleginnen und Kollegen Aus-
schau nach neuen Perspektiven halten.

So wurde in den Diskussionen auch 
deutlich, dass offensichtlich eine grö-
ßere Anzahl von Bediensteten die At-
traktivität der Stellenausschreibungen 
des Zolls für sich wahrgenommen ha-
ben. Jedoch offensichtlich nicht die 
(ehemaligen) Bediensteten aus Neu-
brandenburg im Schwerpunkt !

BSBD Landesvorstand und Haupt
ausschuss M -V haben die Befürchtung, 
eine größere Anzahl von Bediensteten 
zu verlieren. Dies insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass in den Justiz-
vollzugsanstalten, vor allem im AVD 
ein akuter Personalmangel herrscht.

Aktuell steht zudem die Besorgnis im 
Raum, dass die 23 Ausbildungsplätze, 
die ab Dezember 2018 zur Verfügung 
stehen, nicht vollständig besetzt wer-
den (können). Vielleicht wird die Gren-
ze von 50 % geeigneten Bewerberinnen 
und Bewerbern jedoch noch überschrit-
ten.

Helmut Halwahs und  
Hans-Jürgen PapenfußIm Bild Teilnehmer an der Hauptausschusssitzung in Bützow. � Foto: BSBD M-V



M E C K L E N B U R G - V O R P O M M E R N 

51  DER VOLLZUGSDIENST  ·  4-5/2018

Einberufung des
8. Landesgewerkschaftstages des BSBD M-V.

Der Landes-Hauptausschuss des BSBD Mecklenburg-Vorpommern hat in seiner Sitzung am 15.09.2017  
beschlossen, auf der Grundlage des § 9 (4) der gültigen Satzung, den Landesgewerkschaftstag  

für den 08.11.2018 nach Bützow einzuberufen.
Die Einberufung des Landesgewerkschaftstages des BSBD M V gilt hiermit entsprechend § 9 (5)  

der Satzung als in geeigneter Form und Weise rechtzeitig bekannt gegeben.
Anträge an den Landesgewerkschaftstag sind durch die Ortsverbände oder die Mitglieder des Landeshauptaussschusses 

bis zum 10.09.2018 an die Landesgeschäftsstelle einzureichen.
Nähere Informationen erhalten Sie über Ihren Ortsverband bzw. von den Mitgliedern der Landesleitung.

Der Hauptausschuss
i. A. Hans-Jürgen Papenfuß, Landesvorsitzender BSBD M-V

Einladung in die Limes Schlosskliniken
Psychiatrisches Akutkrankenhaus mit umfangreichem Behandlungsangebot
Der Vorstand, Herr von Bergmann-
Korn, hatte eingeladen und der dbb 
Vorsitzende Dietmar Knecht sowie der 
BSBD Landesvorsitzende M - V Hans-
Jürgen Papenfuß konnten diese Ein-
ladung wahrnehmen. Die DPolG und 
die GDL mussten kurzfristig absagen.

„Im Herzen der Mecklenburger Schweiz 
gelegen, ist die Limes Schlossklinik Rosto-
cker Land ein psychiatrisches Akutkran-
kenhaus, das sich auf die Behandlung 
von psychischen und psychosomatischen 
Krankheitsbildern, sowie von stressbe-
dingten Erkrankungen/Stressfolgeerkran
kungen spezialisiert hat.
Es werden Menschen behandelt mit:
• �Affektiven Störungen wie z.B. depres-

siven Episoden, manisch-depressive 
Erkrankungen sowie bipolaren affek-
tiven und rezidivierenden depressiven 
Störungen.

Ein besonderer Schwerpunkt liegt da-
bei auf der Behandlung von mittel- bis 
schwergradigen Depressionen, wobei im 
Speziellen auch geschlechtsspezifische 
Aspekte berücksichtigt werden. (Merk-
male depressiver Episoden bei Männern).
Psychophysische Erschöpfungszustände, 
umgangssprachlich auch als „Ausbren-

Die Limes Schlossklinik Teschow bei Teterow – 
Luftbild.

V.l.: Dietmar Knecht, Vorsitzender dbb Mecklenburg-Vorpommern und Herr von Bergmann-Korn neben 
Objekten der Kunsttherapie. � Foto: H.-J. Papenfuß

nen“ beziehungsweise „Burnout“- Syn-
drom bekannt. Körperliche als auch psy-
chische Symptome sind unter anderem:

• �Schlafstörungen, Müdigkeit und Kon-
zentrationsschwäche

• Verdauungsstörungen

V.l.: Dietmar Knecht, Chefarzt Herr Kressin sowie Herr von Bergmann-Korn. � Foto: H.-J. Papenfuß
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• Verspannungen
• �Grübelneigung und Stimmungs-

schwankungen
• �Niedergeschlagenheit, erhöhte Ängst-

lichkeit und Reizbarkeit
• Geringe Frustrationstoleranz

Was bedeutet dies für uns Beamte:

Herr von Bergmann-Korn erläuterte, 
dass die Klinik einen Schwerpunkt auch 
auf die Behandlung von Beamten (Po-
lizei, Justizvollzug, Lokomotivführer, 
Lehrer, pp.) legen kann, die nach be-
sonderen Ereignissen der umfassenden 
Behandlung bedürfen, da sie bspw. 
nach einem anerkannten Dienstunfall 
momentan nicht (voll)dienstfähig sind. 
Mit einer geeigneten Behandlung gäbe 
es die Möglichkeit, so Herr von Berg-
mann Korn, dass Behandlungsziel zu 
erreichen, um in einer absehbaren Zeit 
wieder voll dienstfähig zu werden.

Grundsätzlich erhält jeder Patient bei 
Limes wöchentlich zwei Einzelpsycho-
therapien sowie zwei Gruppenthera-
peutische Sitzungen. 

Hinzu kommen, auf den jeweiligen 
Patienten zugeschnitten weitere Be-
handlungselemente, wie z. B. Entspan-
nungstraining, Schlafedukation, Sport-
therapie, Kunsttherapie, tiergestützte 
Therapie, Ergotherapie, Physiotherapie 

und Ernährungsberatung u. a. m. Ein aus 
Sicht des Unterzeichners ungewöhnlich 
umfangreiches Behandlungsangebot. 
Auch im Rahmen einer Behandlung als 
Mitglied einer Privaten Krankenkasse 
und Beihilfe gibt es, so erläuterte Herr 
von Bergmann-Korn, Behandlungsan-
gebote in der Limes Schlossklinik. 

Dabei unterstütze die Klinik ihre Pati-
enten von Beginn an: „Die Klinik bietet 
einem ein rundum Sorglospaket. Von der 
Regelung der Kostenübernahme bis zur 
Abreise wird alles übernommen und sorgt 
damit für den Patienten von Anfang an 
für Entspannung!“ (Quelle: klinikbewer-
tungen.de) Unseren persönlichen Service 
erleben Sie von Beginn an. Wir kümmern 
uns vertrauensvoll und professionell um 
all Ihre Aufnahmemodalitäten. Schnell 
und einfach.“� Hans-Jürgen Papenfuß

Limes Schlossklinik Teschow bei Teterow.

Abwerbung durch den Zoll
Jeder Bedienstete im AVD und den anderen Laufbahnen wird gebraucht

D er Zoll in Mecklenburg-Vor-
pommern betreibt aktiv die 
Abwerbung von Vollzugsbe-

diensteten aus dem Justizvollzug und 
der Polizei.

Für den Justizvollzug gilt, dass diese 
Abwerbung Anklang findet, gerade bei 
jüngeren Kolleginnen und Kollegen das 
Interesse weckt, da Perspektiven in der 
Bundesbehörde aufgezeigt und vorhan-
den sind. Anm.: Aus Sicht des BSBD M-V 
gibt es natürlich auch Risiken und Nach-
teile für Bundesbeamte...

Und wie reagiert die Politik?
„Justizministerin Hoffmeister weist da-

rauf hin, dass derartige direkt gerichtete 
Stellenausschreibungen in Mecklenburg-
Vorpommern im Bereich des Justizvoll-
zugs bislang nicht vorgekommen sind. 
„Daher werde ich zusammen mit dem In-
nenminister dem Bundesfinanzminister 
schreiben, solche Abwerbungen künftig 
zu unterlassen“, so die Ministerin.

Innenminister Caffier sagte, die aktu-
elle Ausschreibung des Zolls sehe er aber 
eher gelassen, da sich Polizisten in Meck-
lenburg-Vorpommern mit einem Wechsel 
zum Zoll finanziell verschlechtern wür-
den. Außerdem müssten Mitarbeiter des 
Zolls damit rechnen, im gesamten Bun-
desgebiet eingesetzt zu werden.“

Was soll denn das? Sich beschweren 
anstatt angemessen zu handeln! (Über 
die Abwerbung durch den Zoll). Wir vom 
BSBD M-V haben seit vielen Jahren im-

mer wieder darauf hingewiesen, dass es 
absehbar durch die normalen Abgänge 
in den Ruhestand und die zusätzlichen 
unplanbaren Abgänge durch Krankheit 
Personalprobleme im Justizvollzug M-V 
geben wird. Wir haben Zahlen, Daten 
und Fakten − die objektivierbar sind 
– geliefert. Die Schließung der JVA 
Neubrandenburg ist da nur etwas Kos-
metik und nicht geeignet, die Probleme 
im Justizvollzug, insbesondere im AVD 
oder auch im sogenannten Gehobenen 
Dienst, dauerhaft zu beheben.

Und dann die katastrophale Dienst-
postenbewertung !!!

Der Justizvollzug ist unseres Erach-
tens ein wesentlicher Bestandteil der 
Inneren Sicherheit! Wir sind zustän-
dig für die Sicherung und Behand-
lung von gefährlichen Straftätern !

Ist die Justiz denn überhaupt noch 
sicher? – Das betrifft nicht nur die Rich-
ter und Staatsanwälte, wie vom Justiz-
ministerium fokussiert !

Am Beispiel des AVD, (Allgem. Voll-
zugsdienst, 3-Schicht-Wechseldienst) 
lässt sich dies am besten verdeutlichen. 
Durch diese Laufbahngruppe wird 
die Sicherheit und auch Behandlung 
von gefährlichen Menschen gewähr-
leistet. Diese Dienstgruppe ist vergleich-
bar mit dem Pflegepersonal in Kranken-
häusern – ohne die es bekannterweise 
überhaupt nicht geht. Ärzte alleine kön-
nen es nicht schaffen. Auch der Höhere 
Dienst kann weder im Justizvollzug 

Hauptzollamt Stralsund - Hiddenseer Straße - 18439 Stralsund
Mitarbeiter/in im Sachgebiet C (Kontrollen) 

bei der Zollverwaltung 
Besoldungsgruppe A 6m BBesO

Im Rahmen einer externen Personalverstärkungsmaßnahme der Zollverwaltung 
sucht das Hauptzollamt Stralsund mehrere Mitarbeiter/innen im Sachgebiet C 
(Kontrollen) an den Dienstorten Stralsund, Sassnitz und Wismar. Die Dienstpo-
sten sind nach A 6m bis A 8 BBesO bewertet.
Das Sachgebiet C umfasst − mit Ausnahme der Finanzkontrolle Schwarzarbeit − 
die Kontrolleinheiten der Zollverwaltung. Zu den Schwerpunktaufgaben gehören 
u.a. die Kontrollen der Verkehrswege des Grenznahen Raums und des Reisever-
kehrs sowie die Überwachung des Warenverkehrs.

Wir fordern
• �Sie sind Bundes-/Landes- oder Kommunalbeamtin/-beamter des mitteren 

nichttechnischen Verwaltungsdienstes oder
• �Sie haben eine erfolgreich abgeschlossene Laufbahnausbildung des mittleren 

Vollzugs- oder Verwaltungsdienstes (z. B. mittlerer Justizvollzugsdienst mitt-
lerer Polizeivollzugsdienst) und erfüllen die beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen für die Übernahme in die Zollverwaltung.

• �Sie haben die Bereitschaft zur ständigen fachlichen Fortbildung,
• �die Bereitschaft zur Durchführung von Dienstreisen und Fortbildungsmaß-

nahmen (ggf. auch mehrtägig und bundesweit),
• die Bereitschaft zur Teilnahme am Dienstsport.
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noch in der Allgemeinen Justiz alles 
alleine schaffen.

Aus der Sicht des BSBD ist der AVD 
die wichtigste Dienstgruppe im Justiz-
vollzug ! 

Aber wie schlecht behandelt „man 
von oben“, d. h. aus der Führung des 
Justizministeriums, diese Kolleginnen 
und Kollegen ? Seit Jahren gibt es 
massive Defizite u. a. bei Beförde-
rungen – viel zu wenige Beförde-
rungsstellen im Vergleich mit ande-
ren Bundesländern.

Die Dienstpostenbewertung, die in 
diesem Jahr umgesetzt wurde, mani-
festiert für die Kollegen: keine beruf-
liche Entwicklungsperspektive. 

Nach erfolgreichem Abschluss der 
Ausbildung erfolgt die Einstellung mit 
der Besoldung A 7 und die Karriere en-
det mit hoher Sicherheit in MV mit A 8. 
Es soll zukünftig nur 10 % der Stellen 
mit A 9 und A 9 Z geben.

Der BSBD macht gerade eine Erhe-
bung in allen Bundesländern: es gibt 
Bundesländer in denen 40 % der Stel-
len A 9 und A 9Z sind.

In unseren Nachbarbundesländern 
Schleswig-Holstein und Brandenburg 
beginnt die Laufbahn mit A 8, dort wo 
sie in Mecklenburg-Vorpommern in der 
Regel endet. Aktuell werden auch im-
mer wieder Kollegen mit dem Eingang-
samt A 7 in den Ruhestand geschickt !

Dort hätte Frau Ministerin Hoffmei-
ster ansetzen müssen und Perspektiven 
für die sehr gut ausgebildeten und kom-
petenten Beamten schaffen müssen. 
Dies fordern wir seit Jahren, stellen ihr 
Statistiken zur Verfügung, aber…

Die Dienstpostenbewertung wird 
tolle Perspektiven für Führungskräfte 
schaffen, wie sie auch für Richter und 
Staatsanwälte in der Justiz gesucht 
werden. Aber der sogenannte Höhere 
Dienst ist doch nicht das Herz der 
Justiz ! 

Die Masse der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bewegt sich im Einfachen 
(nur Gerichte und Staatsanwaltschaf-
ten) und Mittleren Dienst !

Der Allgemeine Vollzugsdienst hat 
rund 650 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in Mecklenburg-Vorpommern, 
die, aus unserer Sicht, fast „aktiv ver-
trieben“ werden… und wenn dann 
noch die attraktiven Angebote vom Zoll 
kommen – dürfen wir es ihnen dann 
verdenken ? 

Aus Sicht des BSBD Mecklenburg-
Vorpommern ist es jedoch so, dass wir 
jeden Bediensteten im Allgemeinen 
Vollzugsdienst und auch in den ande-
ren Laufbahnen für die Erfüllung der 
gesellschaftlich wichtigen Aufgaben 
im Umgang mit den zum Teil wirklich 

gefährlichen Straftätern benötigen! 
Eigentlich kann es doch nicht zugelas-
sen werden, dass auch nur einer geht, 
beziehungsweise gehen muss !

Es geht uns vor allem auch um die Si-
cherheit in den Justizvollzugsanstalten 
für die Bediensteten und nach außen 
für die Gesellschaft !

Aktuelle Stimmen aus  
dem Justizvollzug hierzu: 
• �„Oh schön − ich finde es ja lustig,  

dass erst die Bewerbungsfrist ab-
gewartet wird, bis sich was regt ...  
ach und übrigens ist es selbst für die 
A 8er Kollegen im Stabsdienst rein 
finanziell noch durchaus interessant 
zu wechseln... und selbst wenn der 
finanzielle Aspekt nicht mehr aus-
schlaggebend ist und sich Kollegen 
mit Einbußen umorientieren wollen, 
sollten doch nun mal langsam ein 
paar Verantwortliche aufwachen...“

• �„Merkt die Ministerin vielleicht mal, 
dass was in ihrem Ressort nicht 
stimmt?“

• �„Sie wachen ja jetzt auf, nur es ist die 
falsche Richtung, die Fehler werden 
jetzt bei Anderen gesucht, natürlich 
nicht bei sich selbst.“

• �„Sollten aufwachen. Allein mir fehlt 
der Glaube. Wenn das Kind in den 
Brunnen gefallen ist, sind alle ande-
ren Schuld.“

• �„Wenn ich mich richtig erinnere, hat 
sich auch unser Innenministerium 
bei Ausschreibungen direkt an den 
AVD gewandt. Caffier sollte sich da 
mal an die eigene Nase fassen.“

• �„Ich dachte nur die Neubrandenbur-
ger haben seit Wochen Schlafstö-
rungen.“ 

... Anm. hierzu: Wegen mangelnder Per-
spektiven und der Unklarheit, wie es mit 
dem Einzelnen weitergeht…

Und wenn nach unserer Kritik vor 
Monaten (Zur Ungleichbehandlung 
Justizvollzugsdienst und Polizeivoll-
zugsdienst) der rechtspolitische Spre-
cher der CDU, der Abgeordnete Herr 
Ehlers, klar gesagt hat, das Justizmi-
nisterium und die Ministerin hätten 
viel für die Bediensteten im Justizvoll-
zug getan, so ist dies/diese Aussage 
schlichtweg falsch !

Negative Entscheidungen für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sind ein-
fach nichts Positives ! Oder sehen wir 
das falsch ?

Wir haben versucht (in der AG Jus
tiz) mit der CDU und der SPD sowie 
der Ministerin gemeinsam zu reden. 
Das Ergebnis: Die CDU lehnte ein ge-
meinsames Gespräch ab und weder 
unsere Ministerin noch die Staatsse-
kretärin hatten Zeit für die Gewerk-
schaften.

Hans-Jürgen Papenfuß

Der Gesprächstermin der Gewerkschaften der AG Justiz und des dbb Meck
lenburg-Vorpommern im Landtag war von uns so gedacht, um gemeinsam mit 
Vertretern der Regierungsfraktionen über unsere Themen der Dienstposten-
bewertung (insbesondere die Folgen derer im Geschäftsbereich) sowie (die 
mangelhaften) Beförderungsmöglichkeiten im Bereich des Justizministeriums 
zu sprechen. Es erstaunte den BSBD schon sehr, dass seitens der CDU dann 
ein gemeinsames Gespräch mit den Abgeordneten der SPD-Fraktion abgelehnt 
wurde. Wir wollten doch nur gemeinsam mit den Fraktionen und der Justiz-
ministerin ins Gespräch kommen. Dann sagten auch noch Frau Justizministe-
rin Hoffmeister und die Staatssekretärin kurzfristig ab. Für uns als Gewerk-
schaft war dies schon sehr enttäuschend, wenn unsere Chefin nicht mit 
uns reden mag !!!

AG Justiz

Justizministerin Hoffmeister  
sagte Gespräch kurzfristig ab

AG Justiz im dbb teilt Sorgen von Ministerpräsidentin Schwesig

Treffen mit rechts- und innenpolitischen Sprechern  
der Fraktionen von SPD und CDU
Unter dem Motto „Ist M-V’s Justiz noch 
sicher?“ trafen sich Vertreter aller dbb 
Justizgewerkschaften mit den Ab-
geordneten Martina Tegtmeier, Dirk 
Friedriszik, Philipp da Cunha (alle 
SPD) und Sebastian Ehlers (CDU) so-
wie Vertretern des Finanzministeriums 

im Schweriner Schloss zu einem Ge-
spräch über die Situation in der Justiz 
im Lande. Seitens des dbb wurden die 
Sorgen, die Ministerpräsidentin Manu-
ela Schwesig über die Justiz äußerte, 
unterstützt. „Allerdings scheint es in 
der politischen Debatte vorwiegend 
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um Richter und Staatsanwälte, die 
scheinbar eine stärkere Lobby haben, 
zu gehen“, so dbb Landesvorsitzender 
Dietmar Knecht im Verlaufe des Ge-
sprächs, „unsere Sorge geht über die-
sen sicherlich wichtigen Personenkreis 
hinaus und berücksichtigt alle weiteren 
Menschen, von Gerichtsvollziehern bis 
hin zu Strafvollzugsbediensteten, die 
dafür Sorge tragen, dass es im Justiz-
bereich rund läuft. Auch Richter und 
Staatsanwälte brauchen ein tragfähiges 
Fundament. Dass kein Vertreter des 
Justizministeriums der Einladung zum 
heutigen Gespräch gefolgt ist, macht 
sprachlos und beschreibt anschaulich 
das angespannte Verhältnis.“ 

Anhand von Fakten aus ihrer tägli
chen Arbeit konnten die Vertreter 
der Gerichtsvollzieher, Amtsanwälte, 
Rechtspfleger, des Strafvollzugs sowie 
des allgemeinen Justizbereichs den 
Abgeordneten insbesondere auch man-
gelnde Beförderungsaussichten, demo-
tivierende Dienstpostenbewertungen, 
ungenügende Fortbildungen, einge
sparte Stellenzulagen, unzureichende 
Ausstattung mit Sicherheitskleidung, 
kannibalischen Stellenabbau und un-
professionelle Nachwuchsgewinnung 
nachweisen. 

Außerdem wurde deutlich gemacht, 
dass die Leitungsebene des Justizmi-
nisteriums ihrer Fürsorgepflicht ge-
genüber den Mitarbeitern nicht nach-
kommt. „Es brodelt in der Justiz“, war 
ein oft gehörter Satz während des Ge-
sprächs, zudem sei „die Justiz in M-V 
auf Führungskräfte ausgerichtet“, so 
Hans-Jürgen Papenfuß von der Ge-
werkschaft Strafvollzug (BSBD).

Schnell war man sich dagegen darü-
ber einig, dass der Fachbereich Rechts-
pflege an der FHöVPR in Güstrow 
gestärkt werden muss. „Dieser sieht 
einer ungewissen Zukunft entgegen, 
da seit drei Jahren dort keine Rechts-
pflegerausbildung mehr stattfindet“, 
so Carsten Neißner vom Bund Deut-
scher Rechtspfleger (BDR), „in Zeiten 
beginnender negativer demografischer 
Auswirkungen eine extrem unbefriedi-
gende Situation, nicht nur für den Lehr-
körper, sondern auch für junge Leute, 
die sich für den Beruf eines Rechts-
pflegers interessieren“. Vorschläge und 
Strategien des Fachbereichs Rechtspfle-
ge werden vom Justizministerium igno-
riert.

Für Bernd Kammermeier von der 
Deutschen Justiz-Gewerkschaft (DJG) 
ist es ein Unding, „dass die fragwür-
digen Dienstpostenbewertungen in 
der Regel dem Leitungsbereich zugu-
te kommen und den Übrigen jegliche 
Aussicht auf eine Beförderung in ihrem 

gesamten Berufsleben genommen wird. 
Auch wäre eine Verbeamtung des ehe-
maligen mittleren Justizdienstes eine 
motivierende Maßnahme“.

Die Vertreter des Finanzministeriums 
unterstrichen, dass es in den Haushalts-
verhandlungen zum bestehenden Dop-
pelhaushalt beim Thema Sicherheit für 
die Beschäftigten keine Abstriche ge-
geben habe, die Gelder für Sicherheits-
westen für Gerichtsvollzieher und Jus
tizwachtmeister sowie Abwehrsprays 
seien ungekürzt in den Haushalt einge-
stellt worden. 

Die Abgeordneten zeigten sich darü-
ber verwundert, dass es nun offenbar 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
innerhalb des Justizministeriums gibt. 
Karina Arndt vom Deutschen Gerichts-
vollzieherbund (DGVB) ergänzt: „Es 
ist ein Unding, dass es nun Prioritäten 
bei der Ausgabe von Sicherheitswesten 
geben soll. Beispielsweise soll der Amts-
gerichtsbezirk Güstrow lediglich drei 
solcher Westen für die Wachtmeister 
und Gerichtsvollzieher bekommen. Wo 
ist das eingestellte Geld für die Ausstat-
tung aller Betroffenen geblieben?“

Auch der Bereich des Strafvollzugs 
wird durch zweifelhafte Bemessungen 
und fehlende Beförderungsmöglich-
keiten immer unattraktiver. Dies bestä-
tigte auch der eigens für das Gespräch 
angereiste BSBD Bundesvorsitzende 
René Müller. „Leider ist es im Bundes-
vergleich inzwischen so, dass in Meck-
lenburg-Vorpommern oft Kolleginnen 
und Kollegen mit der Besoldungsgrup-
pe in Pension gehen, in der in Nach-
barländern neu eingestellt wird.“ Er 
plädierte außerdem dafür, dass Polizei 

und Strafvollzug gleich behandelt wer-
den. In diesem Zusammenhang wurde 
auch die im Pakt für innere Sicherheit 
enthaltene Erhöhung der Zulage für 
den Polizeivollzug thematisiert. „Wo 
ist hier der Differenzierungsgrund zum 
Strafvollzug, der ja ebenso Teil der in-
neren Sicherheit ist, warum gibt es die 
Erhöhung nicht auch für uns“, fragt 
Hans-Jürgen Papenfuß von der Ge-
werkschaft Strafvollzug (BSBD).

„Wir konnten im Verlauf des Ge-
sprächs alle uns bewegenden Belange 
und Probleme gegenüber den Rechts-
politikern deutlich machen und neh-
men das Angebot, weiter im Gespräch 
zu bleiben, gern an, damit die Justiz in 
M-V sicher bleibt. Schließlich müssen 
wir gemeinsam alles daran setzen, so-
wohl für das Bestandspersonal als auch 
für Schul- bzw. Studienabgänger at-
traktiv zu bleiben“, so Knecht abschlie-
ßend.

Hintergrund:
In der AG Justiz im dbb m-v sind 
die Justizgewerkschaften Bund 
Deutscher Rechtspfleger (BDR), 
Bund der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands (BSBD), Deutsche 
Justizgewerkschaft (DJG), Deutscher 
Gerichtsvollzieherbund (DGVB) und 
Deutscher Amtsanwaltsverein (DAAV) 
zusammengeschlossen. Sie vertre-
ten die Interessen von rund 2.800 
Beschäftigten in der Justiz Mecklen-
burg-Vorpommerns, darunter circa 
800 Strafvollzugsbedienstete, 400 
Rechtspfleger, 80 Gerichtsvollzieher 
und 18 Amtsanwälte.
Hans-Jürgen Papenfuß

Ortsverband Neubrandenburg

Waren – Eine „Perle“ am kleinen Meer
Auf den Spuren von Theodor Fontane
„Ich kann Ihnen auf der ganzen Got-
teswelt keinen besseren Platz emp-
fehlen als Waren am Müritzsee“, 
schrieb einst Theodor Fontane an 
einen Freund. Der Erschaffer vieler 
literarischer Köstlichkeiten, wie z. B 
den Roman „Effi Briest“ oder die Bal-
lade „John Maynard“, arbeitete hier 
an seinem letzten Roman „Der Stech-
lin“ und hat wohl die besten Worte 
gefunden: „Die Müritz und ihre Um-
gebung ist einmalig schön.“

Grund genug also für den BSBD Orts-
verband JVA Neubrandenburg auf eine 
letzte große Fahrt zu gehen, um dieses 
Kleinod im „Land der tausend Seen“ zu 
besuchen. Am 16. Juni rückte unsere 
20-köpfige Reisegruppe in Waren an 

der Müritz ein. Zuvor gestärkt an Leib 
und Seele, durch ein in der Bahn einge-
nommenes üppiges Mahl, trafen wir in-
mitten der Altstadt, am Haus des Gastes 
auf dem neuen Markt auf unsere Stadt-
führerin Frau Krenz. Diese, noch sehr 
rüstige Rentnerin, empfing uns, ganz 
traditionell gekleidet in mecklenbur-
gischer Tracht und geleitete uns durch 
den historischen Stadtkern mit seinen 
Sehenswürdigkeiten.

Hervorgegangen aus einer slawi-
schen Siedlung im frühen 13. Jahrhun-
dert war Waren an der Müritz acht Jah-
re lang Residenzstadt der Fürsten von 
Werle. Sie ist auch heute noch geprägt 
von einer Vielzahl malerischer Straßen 
und Gassen deren historische Bauten 
bis in die Anfänge von Waren zurückge-
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Nachruf 
Der BSBD-Ortsverband Neubran-
denburg trauert um sein Mitglied 

Bernd Reggentin 
der am 11. August 2018 im Alter 
von nur 57 Jahren plötzlich und 

unerwartet verstorben ist. 
Wir werden ihn stets in  

guter Erinnerung behalten. 
Die Mitglieder des  

BSBD-Ortsverbandes 
Neubrandenburg

hen. Dazu gehören vor allem die beiden 
Kirchen St. Marien als ältestes Bauwerk 
der Stadt und St. Georgen. Zu den wei-
teren historischen Sehenswürdigkeiten 
zählen das Alte und das Neue Rathaus 
sowie eine Vielzahl liebevoll im Detail 
restaurierter Fachwerk- und Bürger-
häuser. 

In vielen kleinen Geschäften, Bou-
tiquen und Galerien kann man hier 
nach Herzenslust stöbern und kaufen, 
oder in Gaststätten und Cafés verweilen 
und Speisen und Getränke genießen.

Auf den rund 1½ Stunden dauernden 
Stadtrundgang folgte die Einkehr in das 
„Brauhaus Müritz“, etwas außerhalb 
der Altstadt, zum Mittagessen. Hier 
erprobten wir ausgiebig die einheimi-
schen Biersorten. Einziger Wehrmuts-
tropfen indes war das extrem lange 
Warten auf die bestellten Speisen.

Wer also in Waren Essen gehen möch-
te ist sicher in einem der Restaurants 
der Altstadt oder am Stadthafen besser 
aufgehoben. 

Nach dem Mittagessen blieb uns nun 
nicht mehr viel Zeit für einen kleinen 
Abstecher durch die Einkaufsmeile der 
Innenstadt, denn am Hafen wartete 
bereits ein Schiff, das uns an Bord neh-
men und mit hinaus auf die Müritz neh-
men sollte. 

Die während der letzten Eiszeit ent-
standene Müritz hat ihren Namen dem 
slawischen „morcze“ zu verdanken, das 
so viel bedeutet wie „Kleines Meer“.

Eben dieses „Kleine Meer“ in der groß-
en Mecklenburgischen Seenplatte ist 
mit über 110 Quadratkilometern Flä-
che Deutschlands größter Binnensee 
und grenzt im Osten an den Müritz-
Nationalpark.

Hier kreisen See- und Fischadler am 
Himmel, Kraniche rasten in den Wiesen 
und Ufergebieten und Boote aller Grö-
ßen kreuzen auf dem See.

Wieder an Land zurück, nutzen wir ab-
schließend noch eine der vielen gastro-
nomischen Einrichtungen an der Ufer-
promenade und freuten uns bei einem  
großen Eisbecher und einer guten Tas-
se Kaffee über die strahlende Sonne 
und den herrlich blauen Himmel.

Fontane hatte Recht behalten.
Matthias Nicolai
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VERBAND NIEDERSÄCHSISCHER  
STRAFVOLLZUGSBEDIENSTETER
Fachgewerkschaft im 
niedersächsischen Justizvollzug

Frau Justizministerin
Barbara Havliza
Am Waterlooplatz 1
30169 Hannover

Ihre Pressemitteilung vom 25.06.2018
Sehr geehrte Frau Ministerin,
zunächst möchte ich mich bei Ihnen für Ihre Bemühungen, 
den Justizvollzug zu stärken, bedanken. 
Aus Sicht des Verbandes ist es jedoch kein guter, sondern ein 
fauler Kompromiss, welcher in Ihrer Pressemitteilung mitge­
teilt wird. Auf Grund der stetig zunehmenden Belastungen 
im Aufsichtsdienst auch durch eine veränderte Klientel, wel­
che vermehrt psychische Auffälligkeiten zeigt, suchtmittelab­
hängig ist, gewalttätig gegenüber den Bediensteten auftritt 
und der Umgang mit radikalisierten Insassen, führt die Kol­
leginnen und Kollegen an die Belastungsgrenze. Dies mit ei­
ner Erhöhung der Vollzugszulage zu honorieren, wie sie der 
Verband seit vielen Jahren fordert, ist ein Weg in die richtige 
Richtung, wenn diese dann auch wieder ruhegehaltsfähig 
würde. Aber gleichzeitig die besondere Altersgrenze für die 
Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt zu erhöhen, ist eine Ge­
genfinanzierung der Erhöhung, sowie eine weitere Einspar­
möglichkeit für den Haushalt, welche wieder einmal durch 
den Justizvollzug erbracht wird. Ein 
bisschen geben und viel nehmen, Frau 
Ministerin, trägt nicht zur Anerkennung 
und Wertschätzung der Kolleginnen 
und Kollegen für ihre anspruchsvolle 
Arbeit bei. Auch wenn das in Ihrer Pres­
semitteilung in schöne Worte verpackt 
wurde. 
Für den Verband ist es nicht nachvoll­
ziehbar, dass ständig auf Einsparmög­
lichkeiten im Justizvollzug geachtet 
wird und nicht mehr der Mensch im 
Vordergrund steht, der 365 Tage im 
Jahr mit einer schwierigen Klientel 
arbeiten muss. Die psychischen Bela­
stungen hinterlassen immer deutlicher 
ihre Spuren. Bedienstete müssen sich 
in den Justizvollzugsanstalten ver­
mehrt mit den Themen Kot, Blut, ver­
schmutzten Hafträumen, Sicherung 
der Gefangenen bzw. Anwendung des 
unmittelbaren Zwanges auseinander­
setzen.
Dies führt bereits dazu, dass die Kran­
kentage steigen und viele Kolleginnen 
und Kollegen bereits jetzt schon die 
besondere Altersgrenze nicht mehr er­
reichen und vorzeitig aus dem Dienst 
ausscheiden.
Wer einmal live einen Einsatz unter 
solchen Bedingungen mit allen dazu­
gehörigen Geräuschen und Gerüchen 
erlebt hat, würde nicht auf den Gedan­
ken kommen, die Altersgrenze im Jus­
tizvollzug anzuheben. Davon sind wir 
überzeugt! Auf Grund der Zusammen­

legung der Verwaltungslaufbahn mit der AvD Laufbahn im 
Jahr 1998 sollten Synergieeffekte genutzt werden, um einen 
flexibleren Einsatz beider Laufbahnen zu ermöglichen. In 
vielen Anstalten wird hiervon Gebrauch gemacht. Nach der 
beabsichtigten Neuregelung durch die Fachabteilung werden 
jetzt Kolleginnen und Kollegen massiv benachteiligt und die 
Flexibilität verloren gehen. Und was passiert mit den Kolle­
ginnen und Kollegen, die auf Grund eines Übergriffs auf der 
Station nicht mehr voll dienstfähig sind? Sie gehen in die Ver­
waltung und werden für den Übergriff noch bestraft. 
Im Rahmen der Nachwuchsgewinnung wird uns ein gutes 
Argument verloren gehen, um überhaupt noch ausreichend 
geeignetes Personal zu bekommen.
Auch haben mich die Worte des Herrn Staatssekretärs in un­
serem ersten Gespräch im Justizministerium sehr nachdenk­
lich gemacht. Wie verlässlich sind die Aussagen der Politik 
in Niedersachsen überhaupt noch? Auf der Hauptvorstands­
sitzung des Verbands 2016 hatten alle anwesenden Abge­
ordneten aller Fraktionen im Niedersächsischen Landtag 
sowie Ihre Vorgängerin die Aussage getätigt, dass in 2019 
die Angleichung der Vollzugszulage kommen soll. Ohne eine 
Gegenfinanzierung. In unserem Gespräch sprach ich dieses 
an und war dann sehr erstaunt über die Aussage des Herrn 
Staatssekretärs, dass es jetzt doch eine neue Landesregierung 
gebe. Gelten Aussagen der Politik heute nur noch innerhalb 
der Legislaturperiode und nicht mehr darüber  hinaus?
Bei den in Ihrer Pressemitteilung erwähnten 150 zusätz­
lichen Stellen gehe ich davon aus, dass es sich hierbei um die 
von Ihnen eingeforderte Angleichung des anerkannten Per­
sonalbedarfs zum Beschäftigungsvolumen handelt und nicht 

um zu ersetzende Altersabgänge in den 
nächsten Jahren. Hierbei fehlt die Aus­
sage von Ihnen, ob es sich um durch­
strukturierte Stellen handelt oder nur 
um die Wertigkeit nach A 7.
Sehr geehrte Frau Ministerin, die Kol­
leginnen und Kollegen im Niedersäch­
sischen Justizvollzug sind enttäuscht. 
Enttäuscht, weil wieder einmal mehr 
genommen wird als wir bekommen. 
Die Attraktivität in diesem Beruf wird 
so verloren gehen.
Wenn die Justiz und dazu gehört ins­
besondere der Justizvollzug, eine tra­
gende Säule in unserem Rechtsstaat 
ist, so wie Sie in der Pressemitteilung 
schreiben, dann muss auch in den Jus­
tizvollzug investiert werden, damit er 
auch in den nächsten Jahren funktions­
fähig bleibt!
Nur mit motivierten Kolleginnen und 
Kollegen können wir die im Nieder­
sächsischen Justizvollzugsgesetz fest­
geschriebenen Ziele erreichen. 
Wir bitten Sie, den Justizvollzug zu 
stärken und nicht zu schwächen. Über­
denken Sie Ihr Vorhaben in Bezug auf 
die Erhöhung der besonderen Alters­
grenze. 
Ihr Vorhaben motiviert nicht, sondern 
demotiviert die Kolleginnen und Kolle­
gen.

Mit freundlichen Grüßen

Uwe Oelkers
Landesverbandsvorsitzender
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Landesvorsitzender Uwe Oelkers:

Erhöhung der besonderen Altersgrenze nicht hinnehmbar
Gespräch mit Finanzminister Reinhold Hilbers

Am 13. Juli 2018 führten Oliver Wes­
sels, Vereinigung der Leiter und Leite­
rinnen der Einrichtungen des Justiz­
vollzuges des Landes Niedersachsen 
e.V., und Uwe Oelkers, Vorsitzender 
des Verbands Niedersächsischer Straf­
vollzugsbediensteter, ein Gespräch 
mit Finanzminister Reinhold Hilbers.

Themenschwerpunkte dieses Gesprä­
ches waren die Erhöhung der beson­
deren Altersgrenze, sowie zusätzliches 
Personal um die Belastungsspitzen in 
den Justizvollzugseinrichtungen ab­
zufedern. Im Vorfeld der Themen gab 
der Finanzminister noch einige Infor­
mationen zum Haushaltsverfahren. Zur 
Erhöhung der besonderen Altersgren­
ze berichtete er, dass dieses aus dem 
Justizministerium vorgetragen wurde 
und nicht seine Vorgabe war. Aus seiner 
Sicht wäre hier auch, zumindest in den 
nächsten Jahren durch eine geplante 
Übergangsmöglichkeit, kein Einsparef­
fekt für den Haushalt zu erzielen.

Landesvorsitzender Uwe Oelkers ver­
wies in diesem Zusammenhang noch 
auf die geplante Angleichung der Voll­
zugszulage an die Polizeizulage als 
Ausgleich für die Erhöhung der beson­
deren Altersgrenze, wie es in der Pres­
semitteilung des Niedersächsischen 
Justizministeriums vom 25. Juni 2018 
zu entnehmen war. Bereits im Vorfeld 
war im Regierungsprogramm der CDU 

für 2018 bis 2023 vom 16. Juni 2017 
eine Angleichung der Vollzugszulage 
vorgesehen. Diese jetzt in Verbindung 
mit der Erhöhung der besonderen Al­
tersgrenze ins Gespräch zu bringen, ist 
für die Kolleginnen und Kollegen nicht 
hinnehmbar. Weiterhin gab es bereits 
auf der Hauptvorstandssitzung des Ver­
bandes 2016 von den teilnehmenden 
Fraktionen Zusagen auf die Anpassung 
im Haushalt 2019 ohne eine Gegenfi­
nanzierung.

Zusätzliches Personal, um die Belas­
tungsspitzen abzufedern wurde zu­
nächst abgelehnt. Auf die Frage hin, wo 

denn die Belastungen seien, gaben die 
Vertreter des Justizvollzuges anhand 
von gesetzlichen Veränderungen, sowie 
aus der Praxis, Beispiele. Da Finanzmi­
nister Reinhold Hilbers in seinem Wahl­
kreis auch eine Justizvollzugseinrich­
tung hat und diese kennt, erklärte er 
zum Abschluss des Gespräches, dass er 
mit Frau Justizministerin Barbara Ha­
vliza noch einmal über die Personalsi­
tuation im Justizvollzug sprechen will.

Für das Gespräch mit Finanzminister 
Reinhold Hilbers bedanken wir uns 
und hoffen doch noch auf die ein- oder 
andere positive Nachricht.

Von links nach rechts: Oliver Wessels, Finanzminister Reinhold Hilbers, Uwe Oelkers. � Foto: VNSB

Berufsfeld Justizvollzug:

Wertschätzung seitens der Politik ist notwendig
Gespräch mit Vertretern aus dem Bereich Rechts- u. Verfassungsfragen u. Unterausschuss- u. Straffälligenhilfe 
Am 5. Juni 2018 hatte der Landesvor­
stand ein Gespräch mit den Vertretern 
der CDU aus den Bereichen Rechts- und 
Verfassungsfragen, sowie aus dem Be­
reich Justizvollzug und Straffälligenhilfe. 

Die Themen im Einzelnen:

1. �Besondere Altersgrenze  
nach §116 NBG

Aus Sicht des Landesvorstandes kom­
men auf Grund der stetig zunehmenden 
Belastungen im Aufsichtsdienst die Kol­
leginnen und Kollegen immer mehr an 
ihre Belastungsgrenze. Diese negative 
Entwicklung wird durch eine verän­
derte Klientel verstärkt, welche ver­
mehrt psychische Auffälligkeiten zeigt, 
suchtmittelabhängig ist und gewalttä­
tig gegenüber den Bediensteten auf­
tritt. Auch der Umgang mit radikalisier­

ten Insassen belastet die tägliche Arbeit 
im Justizvollzug erheblich.

Dadurch bedingt scheiden viele be­
reits vor Erreichen der besonderen Al­
tersgrenze aus dem Dienst aus. Eine 
Erhöhung der besonderen Altersgrenze 
auf 62 Jahre verschärft diese Situation 
in unverantwortlicher Weise.

2. �Unterbringung der Anwärte­
rinnen und Anwärter während 
der Grundlehrgänge

In den zurückliegenden Jahren war be­
reits festzustellen, dass Grundlehrgän­
ge nicht mehr beim Bildungsinstitut des 
Justizvollzuges in Wolfenbüttel statt­
finden konnten, sondern ausgelagert 
werden mussten. 

Dem Bildungsinstitut fehlen Unter­
bringungsmöglichkeiten für die Lehr­

gangsteilnehmer. Auf Grund dessen ist 
geplant, einen Grundlehrgang in Ha­
meln im ehemaligen offenen Vollzug 
durchzuführen. 

Grundsätzlich ist das in Ordnung, da 
dann auch diese Lehrgangsteilnehmer 
durch die 75 % Regelung beim Tren­
nungsgeld nicht gegenüber denen, die 
eine Unterbringung erhalten, benach­
teiligt werden. Aus Sicht des Verbandes 
geht das aber nur, wenn diese Unter­
künfte vernünftig saniert und den aktu­
ellen Standards angepasst werden.

3. �Angleichung der Vollzugszulage 
an die Polizeizulage

Diese Forderung des Verbandes besteht 
schon seit Jahren. Auf der VNSB Haupt­
vorstandssitzung 2016 wurde bereits 
von allen anwesenden Fraktionen im 
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Landtag die Anpassung der Vollzugszu­
lage an die Polizeizulage für den Haus­
halt 2019 zugesagt. Hier erwarten wir, 
dass die CDU-Fraktion zu ihrer Aussage 
steht.

4. �Ein anerkannter Stellenbedarf 
gleich ein Beschäftigungs­
volumen

Eine weitere Forderung des Verbands, 
welche Frau Justizministerin Havliza 
sukzessive in den nächsten Jahren um­
setzen möchte. Die durch das Beschäf­
tigungsvolumen fehlenden 204 Stellen 
würden dann eine Entlastung für den 
Vollzug mit sich bringen.

5. �Besoldung und Beförderungs­
möglichkeiten der psychiatri­
schen Fachkräfte in Verbindung 
mit der Zwangsmitgliedschaft  
in der Kammer

Auch diese Forderung nach einer ge­
rechten Besoldung für die psychia­
trischen Fachkrankenpfleger besteht 
schon länger und wurde ebenfalls the­
matisiert. Eine Besoldung nach A 9 ist 
hier auf Grund der Ausbildung und Ver­
antwortung in diesem Bereich längst 
überfällig. Beförderungsmöglichkeiten 
müssen hier zusätzlich zur Verfügung 
gestellt werden und dürfen nicht zu 
Lasten der Kolleginnen und Kollegen im 
AVD gehen. Die Zwangsmitgliedschaft 
in der Pflegekammer wurde hierbei 
ebenfalls angesprochen.

6. �Unterbringung  
der Gefährder

Wo sollen diese zukünftig nach der 
neuen Gesetzeslage zum Ende des Jah­
res untergebracht werden? Im Justiz­
vollzug? Ist das überhaupt möglich? 
Fragen, die nicht beantwortet werden 

konnten. Hier besteht Handlungsbedarf 
seitens des Verbandes.

7. Belegungssituation
Grundlage war hier die Anfrage der 
FDP-Fraktion. Die Auflistung der Bele­
gung der einzelnen Justizvollzugsan­
stalten suggeriert dem Leser, dass noch 
viele freie Haftplätze zur Verfügung 

V.l.n.r. Christian Fühner (WK Lingen), Marcel Scharrelmann (WK Diepholz), Thomas Adasch (WK Cel-
le), Uwe Oelkers, Christian Calderone (WK Bersenbrück), Friedhelm Hufenbach, Volker Meyer (WK 
Syke) und Thomas Gersema. � Foto: VNSB

stehen. Leider wurden hier durch das 
Justizministerium Sondervollzüge und 
Haftarten zusammengefasst, sowie kei­
ne Angaben über Einzel- und Doppelbe­
legung gemacht.

Bei einer differenzierten Auflistung 
wird man schnell zu der Erkenntnis 
gelangen, dass der Justizvollzug in Nie­
dersachsen an seine Grenzen kommt.

8. �Allgemeine Situation  
im Justizvollzug

Unter diesem Punkt gingen die Landes­
vorstandsmitglieder auf die Übergriffe, 
die steigende Belastung durch bestän­
dige Zunahme zusätzlicher Aufgaben 
wie Ausführungen, Krankenhausbewa­
chungen und den familienfreundlichen 
Justizvollzug ein.

Mit weiteren Beförderungsmöglich­
keiten für alle Laufbahnen sollte hier 
seitens der Politik Anerkennung und 
Wertschätzung für das Berufsfeld Jus­
tizvollzug entgegengebracht werden.

In Erwartung auf weitere gute Zusam­
menarbeit bedankte sich der Landes­
vorstand für die Gesprächsbereitschaft 
und Unterstützung der Forderungen 
des VNSB.

Friedhelm Hufenbach
Landesgeschäftsführer

Berechneter Stellenbedarf muss  
zur Verfügung stehen
VNSB Landesvorstand im Gespräch mit „Bündnis 90/Die Grünen“

Am 2. Juli 2018 trafen in Hannover 
der Landesvorstand mit Vertretern 
der Landtagsfraktion „Bündnis 90 /
Die Grünen“ zu einem Austausch zu­
sammen. 

Hauptthemen waren:
• �„Besondere Altersgrenze nach §116 

NBG“
• �„Angleichung der Vollzugszulage an 

die Polizeizulage“
• �„Ein anerkannter Stellenbedarf 

gleich ein Beschäftigungsvolumen“

1. �„Besondere Altersgrenze  
nach §116 NBG“

Hierzu ist zu sagen, dass dieses Thema 
bis dato nie beim Bündnis 90/Die Grü­
nen zur Debatte stand und erst durch 
die jetzige Landesregierung aufgewor­
fen worden ist.

Es wird anerkannt, dass die Anforde­
rungen und Belastungen im Strafvoll­
zug in den letzten Jahren massiv ange­
stiegen sind. 

Hierauf muss Rücksicht genommen 
werden, auch in Punkto Lebensarbeits­
zeit. Eine pauschale Erhöhung dürfe es 

so nicht geben. Allerdings nimmt man 
hier auch die Gewerkschaften und Per­
sonalvertretungen in die Pflicht, ein 
vernünftiges Konzept zu erarbeiten, 
sollte es durch die im Amt befindliche 
Landesregierung zu einer Erhöhung der 
Lebensarbeitszeit kommen.   

Einig waren sich alle Anwesenden 
darüber, dass die Angleichung der Voll­
zugszulage an die Polizeizulage hier 
kein (!) Kompromiss sein kann.

2. �„Angleichung der  
Vollzugszulage an die  
Polizeizulage“

Auf der VNSB Hauptvorstandssitzung 
2016 wurde durch die damalige Justiz­
ministerin Frau Antje Niewisch-Lenn­
artz und den anwesenden Fraktionen 
des Landtages die Anpassung an die 
Polizeizulage versprochen.

Die jetzigen Mitglieder von Bündnis 
90/Die Grünen werden dieses Vorha­
ben weiter unterstützen. 

Sollte es darüber hinaus eine dyna­
mische Erhöhung der Polizeizulage ge­
ben, so ist es für sie selbstverständlich, 
dass diese weiteren Erhöhungen zeit- 
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und wirkungsgleich auch im Strafvoll­
zug umgesetzt werden.

3. �„Ein anerkannter  
Stellenbedarf gleich  
ein Beschäftigungsvolumen“

Das seit Jahren vom VNSB kritisch be­
gleitete Problem des Beschäftigungs­
volumens wird genauso gesehen. Die 
Anstalten müssen das Personal zur 
Verfügung haben, welches ihnen laut 
anerkanntem Stellenbedarf berechnet 
wurde.

Durch die derzeitige Verfahrenswei­
se fehlen im Land Niedersachsen rund 
200 Stellen. 

Hier wäre nun interessant zu erfah­
ren, ob die von Frau Ministerin in ihrer 
Pressemitteilung erwähnten 150 neuen 
Stellen im Strafvollzug wirkliche neue 
sind. Das wäre sehr erfreulich.

Uwe Oelkers, Landesvorsitzender und Oliver Mageney, stellv. Landesvorsitzender, im Gespräch mit 
Anja Piel (2.v.l.), Fraktionsvorsitzende „Bündnis 90/Die Grünen“ sowie Helge Limburg (r.), Parlamen-
tarischer Geschäftsführer und stellv. Fraktionsvorsitzender „Bündnis 90/Die Grünen“.� Foto: VNSB

Ortsverband Uelzen:

Ehrenurkunde für Manfred Hackbarth
Langjährige VNSB Mitgliedschaft gewürdigt

Am 18. April 2018 konnte Manfred 
Hackbarth die Ehrenurkunde für seine 
25-jährige Zugehörigkeit überreicht 
werden. 

Seit dem Jubiläumsjahr 2017 (Man­
fred gehört dem Verband seit dem 1. 
Januar 1992 an), in dem mehrere an­
gestrebte Termine nicht geklappt haben 
– Manfred ist, neben seiner Tätigkeit als 
Werkbetriebsleiter unser Schwerbehin­
dertenvertreter und regelmäßiger Gast 
der Personalratssitzungen, ein vielbe­
schäftigter Kollege – hat sich der OV-

Vorsitzende Ralf Schlütemann eine 
besondere Gelegenheit ausgedacht, um 
einen angemessenen Rahmen zu fin­
den. Unter strengster Geheimhaltung, 
in die lediglich Arbeitsinspektor Kolle­
ge T. Dönitz eingeweiht wurde, „crash­
ten“ der OV-Vorsitzende in Begleitung 
des stellv. Landesverbandsvorsitzenden 
Michael Haustein die gemeinsame 
Dienstbesprechung der Kollegen des 
Werkdienstes. Manfred konnte so im 
Kreise seiner Kollegen die Ehrung ent­
gegennehmen.� Ralf Schlütemann Manfred Hackbarth mit Urkunde. � Foto: VNSB

Rainer Tegtmeier seit 25 Jahren VNSB-Mitglied
Ortsverband Uelzen bedankt sich mit Urkunde und Präsentkorb

24. Juli 2018, 11:00 Uhr, JVA Uelzen: 
der Leiter des allgemeinen Vollzugs­
dienstes, Kollege Rainer Tegtmeier, 
führt wie so oft ein Telefonat. Kolle­
ge Willi Völz, Mitglied des Uelzener 
VNSB-Ortsverbandes, sitzt im Büro des 
LdaV und wartet auf seinen einige Tage 
zuvor anberaumten Gesprächstermin. 

Was Rainer Tegtmeier nicht ahnt 
– dieser Gesprächstermin ist fingiert. 
Was nun folgt lässt selbst unseren ge­
standenen LdaV noch vom seinem Ses­
sel ‚auffahren‘. 

Der gesamte Vorstand des OV Uelzen 
hat sich zusammengefunden, um Rai­
ner anlässlich seines 25-jährigen Jubi­
läums beim VNSB die Ehrung zu erwei­
sen und ‚stürmt‘ das Büro.

Rainer Tegtmeier begann seine 
Vollzugslaufbahn im Januar 1991 in 
Hamburg und trat dort umgehend dem 

„Landesverband Hamburger Strafvoll­
zugsbediensteter (LVHS) bei. Im Ok­
tober 1993 wechselte er bundesländer­

übergreifend nach Niedersachsen und 
setzte dort gleich seit dem 1. November 
1993 sein gewerkschaftliches Engage­
ment beim VNSB fort. Neun Jahre 
durchgehend im Amt – vom 7. Februar 
2003 bis 3. Februar 2012 – führte Rai­
ner Tegtmeier den Uelzener VNSB-OV 
als Vorsitzender. Der Ortsverbandsvor­
sitzende Ralf Schlütemann bedankte 
sich nun gemeinsam mit dem zusam­
mengekommenen Vorstand des OV Uel­
zen bei Kaffee und Kuchen bei Rainer 
Tegtmeier für seine geleisteten Ver­
dienste um den Ortsverband und für die 
25-Jahre andauernde Mitgliedschaft im 
VNSB und überreichte Rainer in einer 
kleinen Zeremonie die Ehrenurkunde 
und einen Präsentkorb.

Rainer hat sich sehr über diese Über­
raschung gefreut!

Ralf Schlütemann

OV-Vorsitzender Ralf Schlütemann (l.) über-
reicht Urkunde und Präsentkorb an Rainer Tegt-
meier. � Foto: VNSB
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Belegung der Vollzugseinrichtungen:

Ausländerquote steigt kontinuierlich
Anpassung der Behandlungskonzepte und -standards erforderlich

Ausländer gab es im bundesdeutschen 
Strafvollzug zu allen Zeiten. In den zu-
rückliegenden Jahrzehnten ist jedoch 
ein starker Anstieg zu beobachten. Mit 
den Auswirkungen des Wegfalls der 
Grenzkontrollen innerhalb der Europä-
ischen Union stieg der Anteil der Aus-
länder in den Vollzugseinrichtungen auf 
etwa 30 Prozent an. Mit dem Fallen der 
Grenzkontrollen hat die Ausländerkri-
minalität nochmals einen Schub erhal-
ten. Für die organisierte Kriminalität, 
den Terrorismus und auch Einzeltäter 
ergaben sich völlig neue Möglichkeiten, 
ihren gegen das Recht gerichteten In-

tentionen nachzugehen. Für die bun-
desdeutsche Bevölkerung vollzog sich 
dieser Prozess zunächst schleichend, so 
dass er nicht sofort ins Auge fiel.

Ursachen der Entwicklung
Da der Wegfall der Grenzkontrollen 
nicht durch andere Sicherheits- oder 
Kontrollsysteme kompensiert wurde, 
war im Laufe der Zeit eine spürbare Be-
einträchtigung der öffentlichen Sicher-
heit festzustellen. In besonderer Weise 
hatte die Bevölkerung in grenznahen 
Bereichen zu leiden. Mit der Gewäh-
rung der Freizügigkeit für Menschen 

osteuropäischer Länder verschärfte 
sich die Entwicklung noch einmal, zu-
mal die Strafverfolgung die nationalen 
Grenzen zu beachten hatte. 

Speziell die von Jahr zu Jahr stei-
gende Zahl der Wohnungseinbrüche 
beunruhigte die Gesellschaft und ver-
änderte das ganz normale Leben. Wo 
früher in ländlichen Gegenden Woh-
nungen und Häuser gar nicht ver-
schlossen wurden, hielt jetzt Sicher-
heitstechnik Einzug. Das bestehende 
Vertrauen, in seinem unmittelbaren 
sozialen Umfeld sicher leben zu kön-
nen, ging für einen beträchtlichen Teil 

der Gesellschaft nach und nach verlo-
ren. Der uns so liebgewordene soziale 
Rechtsstaat, das wurde immer größe-
ren Teilen der Gesellschaft klar, konnte 
seine vorrangige Aufgabe, nämlich als 
Träger des Gewaltmonopols die innere 
Sicherheit zu garantieren, nicht mehr – 
wie es früher selbstverständlich war – in 
dem gewohnten Umfang erfüllen. 

Zwischenzeitlich waren aus Grün-
den der Haushaltskonsolidierung in 
fast allen Gebietskörperschaften die 
Polizeikapazitäten ausgedünnt worden. 
Und auch die Vollzugseinrichtungen 
hatten bei gleichzeitiger Zunahme der 

Aufgaben unter diesen politischen Ent-
scheidungen zu leiden. 

Die Regierungen folgten mit dieser 
Personalpolitik der Logik einer abneh-
menden Bevölkerung und eines unbe-
dingten Sparwillens. Dieser Prozess hat 
sich erst mit der Flüchtlingskrise des 
Jahres 2015 umgekehrt. Seither ist die 
Politik bemüht, das Personal bei Polizei 
und Strafvollzug wieder zu erhöhen. 

Entwicklungen waren selbst  
verursacht oder absehbar
Mit der Flüchtlingskrise nahm der Aus-
länderanteil in den Vollzugsanstalten 
noch einmal sprunghaft zu. Er stieg in 
NRW auf fast 37 Prozent. Nimmt man 
die Deutschen mit Migrationshinter-
grund hinzu, haben gegenwärtig annä-
hernd 50 Prozent der Gefängnisinsas-
sen einen Migrationshintergrund. Dies 
stellt den Vollzug vor zahlreiche prak-
tische Schwierigkeiten.

Die Kriminologie führt dieses Miss-
verhältnis darauf zurück, dass viele 
Ausländer nur zum Begehen von Straf-
taten einreisten und viele junge Män-
ner als Flüchtlinge zugewandert seien, 
deren Kriminalitätsbelastung altersbe-
dingt hoch sei. Insgesamt könne jedoch 
keine höhere Kriminalitätsbelastung 
der Neubürger im Vergleich mit den 
schon länger hier Lebenden festgestellt 
werden. Angesichts der Zahlen darf 
man hieran durchaus Zweifel haben. 
Aber wie dem auch sei, in jedem Fall 
hat die Politik diese Entwicklungen zu 
verantworten. 

Wenn die Sicherheit einer Gesell-
schaft durch Abschaffung der Grenz-
kontrollen heruntergefahren wird, dann 
sind sicherheitstechnische Ausgleichs-
maßnahmen unabdingbar. Und wenn 
eine Gesellschaft viele junge Männer 
aus fremden Kulturen aufnimmt, dann 
hat sie die damit verbundenen Sicher-
heitsrisiken durch eine größere Poli-
zeipräsenz aufzufangen. Die Flücht-
lingskrise ist schließlich nicht über uns 
gekommen wie ein Naturereignis. Seit 
Mitte der 1990er Jahre warnen Exper-

Der Vollzug muss sich gegenwärtig einer Entwicklung stellen, die ihren Endpunkt wohl noch nicht erreicht hat. 
Justizminister Peter Biesenbach (CDU) hat in den zurückliegenden Wochen und Monaten wiederholt darauf 
aufmerksam gemacht, dass der zunehmende Ausländeranteil die Vollzugseinrichtungen in NRW vor erhebliche 

Probleme stellt, den Vollzug entsprechend dem gesetzlichen Auftrag umzusetzen und zu gestalten. Maßgeblich hierfür 
ist wohl die Sozialisation in differierenden Rechts- und Sozialsystemen. Gefangene mit ausländischen Wurzeln für die 
Chancen und Möglichkeiten des Vollzuges zu gewinnen, stellt eine große Herausforderung dar, weil vielfach zunächst 
die Gewährleistung der Sicherheit der Einrichtungen im Vordergrund steht. So werden aus den Einrichtungen Wider-
setzlichkeiten, verbale und körperliche Übergriffe und Vandalismus berichtet, die zwangsläufig zu einer erhöhten Per-
sonalbindung führen und die Kolleginnen und Kollegen bis an die Grenze der Belastbarkeit beanspruchen.

Bei steigenden Gefangenenzahlen wird die Belegung der nordrhein-westfälischen Vollzugseinrich-
tungen während der Ersetzung oder Sanierung maroder Einrichtungen unter Druck geraten. 
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ten vor einem steigenden Migrations-
druck aus dem Nahen Osten und aus 
Afrika, nur hat die Politik hieraus keine 
Schlussfolgerungen gezogen. Für diese 
politischen Versäumnisse zahlt die Ge-
sellschaft jetzt den Preis, ihr gewohntes 
Leben an die veränderten Bedingungen 
anpassen zu müssen.

Herausforderungen für den Vollzug
Der Vollzug ist in den zurückliegenden 
Jahrzehnten sukzessive in die Lage ver-
setzt worden, kriminogenen Faktoren 
durch schulische und berufliche Förde-
rung entgegen zu wirken. Die Einrich-
tungen sind zurecht stolz darauf, was 
sie in der Vergangenheit aufgebaut ha-
ben. Sie stellen jedoch zwischenzeitlich 
fest, dass sie Angebote für eine Klientel 
geschaffen haben, die mehr und mehr 
abnimmt: Menschen, die in dieser Ge-
sellschaft aufgewachsen sind, die die 
kulturellen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen kennen und die über 
eine Basis an schulischer Bildung verfü-
gen, auf der aufgebaut werden kann.

Es wird folglich immer schwerer, die 
verfügbaren Ausbildungs- und Qualifi-
zierungskapazitäten angemessen auszu-
lasten. Und auch die schulische Quali-
fizierung muss immer früher ansetzen, 
weil mit einigen Gefangenen aufgrund 
einer bestehenden Sprachbarriere gar 
nicht ausreichend kommuniziert wer-
den kann. Das Justizministerium hat 
zwischenzeitlich reagiert und zunächst 
ihre Strafvollzugsabteilung organisato-
risch umgestaltet. Eine Vollzugsdirek-
tion soll künftig das operative Geschäft 
koordinieren, während die restliche Ab-
teilung dann für die strategische Aus-
richtung des Vollzuges zur Verfügung 
steht.

Für spezielle Gefangenengruppen 
sollen spezifische Behandlungsansätze 
entwickelt werden, um die Vollzugsein-
richtungen zu entlasten und strategisch 
bedarfsgerecht aufzustellen. Gefangene 
weisen in größerem Umfang als früher 
psychiatrische Vorerkrankungen und 
drogenindizierte Persönlichkeitsverän-
derungen auf. Sie sind deshalb nicht 
von vornherein für Behandlungsange-
bote der schulischen und beruflichen 
Qualifizierung geeignet oder zugäng-
lich, die der Vollzug regelmäßig vorhält.

Etliche Gefangene weisen gravie-
rende Bildungsdefizite auf, so dass nie-
derschwellige Bildungsangebote in das 
Portfolio des Vollzuges aufgenommen 
werden müssen. Daneben sollen die 
Kontakte inhaftierter Eltern zu ihren 
Kindern intensiviert werden und auch 
Suizidprophylaxe soll verstärkt betrie-
ben werden. Justizminister Peter Bie-
senbach (CDU) ist seit gut einem Jahr 

im Amt und erstmals haben die Straf-
vollzugsbediensteten das Gefühl, dass 
ihre berechtigten Interessen politisch 
gehört und berücksichtigt werden. Und 
auch bei der Belegungssituation ver-
weigert er nicht den Blick auf die Rea-
litäten, sondern räumt ein, dass es drin-
genden Handlungsbedarf gibt.

Es gibt einen hohen Sanierungsbe-
darf, etliche Einrichtungen sind in 
ihrer Bausubstanz so beeinträchtigt, 
dass sie ersetzt werden müssen. Der 
Minister räumt ein, dass in den kom-
menden Jahren während der notwen-
digen Baumaßnahmen durchaus Eng-
pässe entstehen könnten. Er würdigte 
in dieser Hinsicht die Arbeitsleistung 
der Strafvollzugsbediensteten, die un-
ter schwierigen Bedingungen hervorra-
gende Arbeit leisteten.

Er belässt es aber nicht nur bei Lob 
und guten Worten, sondern hat für das 
laufende Jahr 230 neue Stellen geschaf-
fen und auch für 2019 sind zusätzliche 
Stellen in den Haushalt eingestellt wor-
den. Um den erhöhten Ausbildungsbe-
darf überhaupt stemmen zu können, 
ist eine Ausweitung der Kapazitäten 
angedacht. Es scheint dem Minister 
offensichtlich ernst zu sein, den Per-
sonalfehlbestand in allen Laufbahnen 
des Vollzuges, den der BSBD mit über 
1.000 Stellen beziffert hat, während 
der laufenden Legislaturperiode nach 
und nach abzubauen.

Dies ist ein sicherlich ambitioniertes 
Vorgehen, das Minister Biesenbach 
deutlich von seinen Vorgängerinnen 
und Vorgängern unterscheidet. Es ist 
aber wohl auch die vorerst letzte Chan-
ce, den Vollzug angesichts einer guten 
Haushaltssituation personell und säch-
lich angemessen aufzustellen. Der Mi-
nister unterstreicht damit zudem die 
Glaubwürdigkeit seiner Intention, mit-
telfristig wieder eine Führungsrolle im 
Bereich des bundesdeutschen Vollzuges 
einnehmen zu wollen.

Strafverbüßung im Heimatland  
intensivieren
Im Hinblick auf mögliche Belegungs-
spitzen sollte nach Einschätzung des 
BSBD-Vorsitzenden Peter Brock auch 
die Möglichkeit der Verbüßung einer in 
Deutschland erkannten Freiheitsstra-
fe im jeweiligen Heimatland verstärkt 
genutzt werden. Dies gilt besonders 
für jene Fälle, in denen die Verurteilten 
keine realistische Bleibeperspektiven in 
Deutschland nach der Strafverbüßung 
haben. Schließlich sollen diese Straf-
täter in die Herkunftsgesellschaft inte-
griert werden. Mit diesen Bemühungen 
kann nicht früh genug begonnen wer-
den, während es für den hiesigen Voll-
zug eine spürbare Entlastung bedeuten 
würde.

Die rechtlichen Grundlagen sind mit 
der Strafprozessordnung und der Ra-
tifizierung des Übereinkommens über 
die Überstellung verurteilter Personen 
geschaffen worden. Bislang wird von 
diesen Möglichkeiten jedoch nur sehr 
zurückhaltend Gebrauch gemacht. Da-
bei ist das Übereinkommen zwischen-
zeitlich von allen Ländern des Europa-
rates ratifiziert worden. Häufiger sind 
Überstellungen nach einer Teilverbü-
ßung. Peter Brock: „Wenn aber eine 
Bleibeperspektive nicht besteht, dann 
macht es mehr Sinn, wenn sich der Ver-
urteilte im Heimatland bereits während 
der Strafvollstreckung auf ein Leben in 
der Herkunftsgesellschaft vorbereiten 
kann.“� Friedhelm Sanker 

Justizminister Peter Biesenbach (CDU) unter-
nimmt große Anstrengungen, um den Vollzug in 
NRW zukunftsfähig aufzustellen.

BSBD-Chef Peter Brock schlägt vor, auslän-
dische Straftäter erkannte Strafen im Herkunfts-
land verbüßen zu lassen, wenn sie keine Bleibe-
perspektive haben. � Fotos (3) BSBD NRW
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JVA Kleve:

Syrer erliegt seinen schweren Brandverletzungen
Der 26-Jährige befand sich unschuldig in Strafhaft

Am Abend des 17. September 2018 brach gegen 19.20 Uhr in einem Haftraum der Klever Vollzugseinrichtung 
ein Feuer aus. Die Kolleginnen und Kollegen wurden erst durch die Rauchentwicklung und die Rufe von Gefan-
genen auf das Ereignis aufmerksam. Das Feuer hatte zu diesem Zeitpunkt bereits ein beträchtliches Ausmaß 

angenommen. Unverzüglich eingeleitete Hilfs- und Rettungsmaßnahmen verliefen erfolgreich. Bei ihren Rettungsver-
suchen nahmen die Kolleginnen und Kollegen keine Rücksicht auf die eigene Gesundheit. Gemeinsam mit der alar-
mierten Feuerwehr gelang schnell, den Brand zu löschen. Der 26-jährige Insasse hatte sich da aber bereits multiple 
Brandverletzungen zugezogen, die seine Unterbringung in einer Bochumer Spezialklinik erforderlich machte. Dort ist 
er trotz aller medizinischer Bemühungen der Ärzte, sein Leben zu retten, zwei Wochen nach dem Brand verstorben.

Die Ursache des Brandes, bei dem sich 
acht Bedienstete teils schwere Rauch-
vergiftungen zuzogen, konnte bislang 
noch nicht eindeutig geklärt werden. 
So ist weiter das vorsätzliche Legen des 
Brandes eine Entstehungsmöglichkeit. 
Möglicherweise ist der Betroffene je-
doch auch nur mit einer Zigarette ein-
geschlafen. Klarheit werden von den 
laufenden Ermittlungen der Brandsa-
chverständigen erwartet. 

Die verletzten Bediensteten wurden 
mit Rauchgasvergiftungen ins Kranken-
haus eingeliefert. Zwei Kollegen muss-
ten kurzzeitig auf der Intensivstation 
untergebracht werden. Nach Auskunft 
der Leitung der Vollzugseinrichtung 
konnten zwischenzeitlich alle Verletz-
ten das Krankenhaus wieder verlassen. 

Folgeschäden sind hoffentlich nicht zu 
erwarten.

26-jähriger Syrer offenbar  
unschuldig in Haft
Am 28. September 2018 wurde be-
kannt, dass der verletzte Insasse der 
Klever Vollzugseinrichtung wohl zu Un-
recht inhaftiert war. Vermutlich, dies 
teilte die zuständige Staatsanwaltschaft 
nunmehr mit, war der 26-jährige Syrer 
aufgrund verwechselter Personalien 
fälschlicherweise festgenommen und 
inhaftiert worden. Unverschuldet die 
Freiheit mit einer Gefängniszelle zu 
tauschen, stellt wohl ein Horrrorszena-
rio dar, das niemand erleben möchte.

Die Papiere des 26-jährigen syrischen 
Flüchtlings waren am 6. Juli 2018 im 

Rahmen einer Polizeikontrolle über-
prüft worden. Die Abfrage im Fahn-
dungssystem ergab einen Treffer. Die 
gesuchte Person mit verschiedenen 
Identitäten verfügte u. a. auch über den 
gleichen Aliasnamen wie der festge-
nommene Syrer. 

Der Verstorbene wurde folglich fest-
genommen und der JVA Geldern zu-
geführt. Von hier aus wurde er später 
zuständigkeitshalber in die JVA Kleve 
überstellt, wo er rund zwei Monate un-
schuldig einsaß. In Kleve ereignete sich 
dann am 17. September 2018 jener fol-
genschwere Zellenbrand, dessen Ursa-
che bislang noch nicht definitiv geklärt 
werden konnte. 

Der Sprecher der Klever Staatsan-
waltschaft betonte, dass es bislang 
keine Hinweise darauf gebe, dass der 
tatsächlich gesuchte Straftäter bewusst 
falsche Personalien angegeben habe. 
Der aus Mali stammende Straftäter war 
durch die Staatsanwaltschaft Hamburg 
wegen einer nicht bezahlten Geldstrafe 
zur Fahndung ausgeschrieben worden.

Staatsanwaltschaft Kleve  
ermittelt wegen Verdachts  
der Freiheitsberaubung
Die Staatsanwaltschaft Kleve hat Ermitt-
lungen wegen des Verdachts der Frei-
heitsberaubung eingeleitet. „Es spricht 
einiges für individuelle Fehler und 
Versäumnisse von Polizeibeamten wäh-
rend der Festnahme“, äußerte sich ein 
Sprecher des NRW-Innenministeriums. 
Gegen die betroffenen Beamten seien 
sowohl Ermittlungs- als auch Diszipli-
narverfahren eingeleitet worden. Ein 
Sprecher der Staatsanwaltschaft Kleve 
erklärte, dass nunmehr dringend ge-
klärt werden müsse, welche Abläufe für 

www.bsbd.nrw
Besuchen  

Sie uns  
im Internet

Notarztwagen vor der JVA Kleve. � Foto: picture alliance/dpa
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die Identitätsverwechselung ursächlich 
waren, zumal eine Routineanfrage der 
Staatsanwaltschaft Hamburg, ob die 
Identität des Festgenommenen zwei-
felsfrei feststehe, seitens der Klever 
Polizei mit einem „Nein“ beantwortet 
worden sein soll. Trotzdem habe dieser 
Umstand nicht zur Freilassung des Sy-
rers geführt, hieß es seitens der Staats-
anwaltschaft.

Dieser tragische Fall dürfte seine Ur-
sache in der seit Jahren anhaltenden 
Praxis haben, Menschen ohne eindeu-
tige Überprüfung ihrer Identitäten ins 
Land zu lassen. Wohl auch hierdurch 
werden Menschen, deren Verhalten 
nicht ganz regelkonform ist, animiert, 
sich unterschiedliche Identitäten zu-
zulegen. Auch wenn die Ursachen des 
vorliegenden Falles zunächst definitiv 
geklärt werden müssen, vermittelt er 
doch eine Vorstellung davon, mit wel-
chen vermeidbaren Risiken, sich die 
Sicherheitsbehörden hierzulande jetzt 
und künftig werden herumschlagen 
müssen. 

Die Bundesregierung hat das Problem 
geschaffen, die Sicherheitskräfte tra-
gen das Risiko von Personenverwechs-
lungen! Ohne biometrischen Nachweis 
ihrer Identität können Straftäter künf-
tig wohl nicht mehr inhaftiert werden. 
Besonders schlimm ist es, wenn die 
Folgen dann noch einen Unschuldigen 
treffen.

Peter Brock bereitet die zuneh-
mende Zahl der Zellenbrände Sorge
Unmittelbar nach der Außerordent-
lichen Sicherheitsstörung hatte sich 
BSBD-Chef Peter Brock besorgt über 
die Häufung von Zellenbränden ge-
zeigt. Für die Insassen, vor allem aber 
auch für die Kolleginnen und Kollegen 
seien solche Ereignisse mit enormen 
gesundheitlichen Risiken verbunden. 
„Wir werden dieses Phänomen intensiv 
weiter beobachten und ggfls. von der 
Administration auch fordern, die übli-
cherweise in Hafträumen vorhandenen 
Brandlasten deutlich zu reduzieren“, 
zeigte der Gewerkschafter einen Weg 
auf, um Risiken zu minimieren. Den be-
troffenen Kollegen wünschte er im Na-
men des BSBD eine vollständige Wie-
derherstellung ihrer Gesundheit.

Zwischenzeitlich ist die Anregung des 
BSBD-Vorsitzenden aufgegriffen wor-
den. Das Ministerium prüft derzeit den 
Umfang der bereits vorhandenen feuer-
hemmenden Ausstattungsgegenstände 
in den Hafträumen der nordrhein-west-
fälischen Vollzugseinrichtungen, um 
auf der Grundlage dieser Erhebungen 
den Brandschutz ggf. weiter zu verbes-
sern.� Friedhelm Sanker

BSBD-Fortbildung für den Psychologischen Dienst:

Dr. Nahlah Saimeh beeindruckte durch 
Kompetenz und geschliffene Rhetorik
Seminar wurde stark nachgefragt

D ierk Brunn, BSBD-Fachschaftsvertreter für den Psychologischen 
Dienst, konnte sich über die Resonanz auf das BSBD-Angebot freuen. 
Die auf seine Initiative hin am 20. Juni 2018 veranstaltete Fortbildung 

kam bei den Psychologinnen und Psychologen des Vollzuges sehr gut an. Dies 
mag sowohl an der Thematik als auch an der aus Rundfunk und Fernsehen 
bekannten Referentin gelegen haben. Jedenfalls gingen weit mehr Bewer-
bungen ein, als Teilnehmerplätze zur Verfügung standen. Mit dieser Veran-
staltung realisiert Dierk Brunn seine Vorstellung von einer sachgerechten 
Interessenvertretung des Psychologischen Dienstes. Neben den vorrangig 
durchzusetzenden Einkommens- und Berufsperspektiven für die Kolleginnen 
und Kollegen, sollen künftig auch die fachlichen Belange nicht zu kurz kom-
men, um einen aufgabenbezogenen kollegialen Austausch zu ermöglichen 
und attraktive Fort- und Weiterbildungsangebote zu eröffnen.

Am 20. Juni 2018 fanden sich in der 
dbb-Akademie in Königswinter 27 Kol-
leginnen und Kollegen des Psycholo-
gischen Dienstes aus allen Teilen des 
Landes ein, um an einem BSBD-Semi-
nar teilzunehmen. Noch vor Ort konnte 
Dierk Brunn aus den spontanen Rück-
meldungen der Teilnehmenden die Er-
kenntnis gewinnen, dass seine Initiative 
gut angekommen war. Aufgrund der 
begrenzten räumlichen Kapazitäten 
und der großen Nachfrage, konnten 
leider nicht alle Bewerbungen der Kol-
leginnen und Kollegen berücksichtigt 
werden.

Für den BSBD eröffnete dessen stv. 
Landesvorsitzender Ulrich Biermann 
die Veranstaltung. Er betonte dabei, 
dass die konkrete Gestaltung des Voll-

zuges schon immer ein wichtiges Anlie-
gen des BSBD gewesen sei. In diesem 
Bereich, so der Gewerkschafter, werde 
der Vollzug künftig mit stetig neuen He-
rausforderungen befasst werden. Daher 
gewinne die fachliche Fort- und Weiter-
bildung für den BSBD zunehmend an 
Bedeutung. Hiervon erhoffe man sich 
allerdings auch eine Wechselwirkung 
auf die Gewerkschaftsarbeit, um die 
Vorstellungen und Einschätzungen der 
Strafvollzugsbediensteten auch im Hin-
blick auf die konkrete Ausgestaltung 
des Vollzuges effektiv vertreten zu kön-
nen. Und insoweit hoffe er auch auf die 
Unterstützung durch die Fachschaft.

Dem BSBD war es gelungen, Frau Dr. 
Nahlah Saimeh, bekannt aus den Me-
dien als Autorin und sachverständige 

Dr. Nahlah Saimeh überzeugte durch Fachkompetenz und geschliffener Rhetorik. Stv. BSBD-Landes-
chef Ulrich Biermann (re.) und Initiator Dierk Brunn (li.) konnten sich über eine gelungene Veranstal-
tung freuen. � Fotos (3): BSBD NRW
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Gutachterin und als eines der aktuell 
bekanntesten Gesichter der deutschen 
Psychiatrie, für eine Fortbildungsver-
anstaltung zu gewinnen. Sie referierte 
drei Stunden über das Thema: Differen-
tialdiagnostik aggressiven Verhaltens 
aus forensisch-psychiatrischer Sicht.

In ihrem Vortrag ging sie zentral auf 
die Lücke zwischen der Forensik und 
dem Vollzug ein, plädierte nachdrück-
lich für einen Schulterschluss und for-
derte vom Dienstherrn und von der Po-
litik die Schaffung eines permanenten 
professionellen Rahmens für die Arbeit 
mit psychisch auffälligen und aggres-
siven Gefangenen.

Psychische Auffälligkeiten sind 
zunehmend auch bei Gefangenen 
im Vollzug anzutreffen
Nach Untersuchungen von Konrad 
(2016) ist die Zahl der psychisch auffäl-
ligen Gefangenen in den letzten Jahren 
deutlich gestiegen. Inzwischen wird 
davon ausgegangen, dass ca. 70 % der 
Inhaftierten psychische Auffälligkeiten 
aufweisen. So erklärte auch Dr. Saimeh, 
dass etwa 4 % der Inhaftierten unter 
Psychosen, mindestens 10 % unter kli-
nisch relevanten affektiven Störungen 
leiden und 65 % bereits im Vorfeld ih-
rer Inhaftierung wenigstens einmal in 
psychiatrischer Behandlung gewesen 
seien.

Weiter verdeutlichte sie durchaus 
nachdrücklich, dass gerade psychisch 
auffällige Gefangene im Allgemeinen 
und insbesondere persönlichkeitsge-
störte Individualkonfigurationen beson-
dere Gefährlichkeit und Aggressivität 
aufweisen und deshalb die Einhaltung 
spezifischer Sorgfaltspflichten erfor-
dern. Dr. Saimeh konkretisierte in die-
sem Kontext das gesteigerte Gewalt-
risiko Schizophreniegestörter, das 
gegenüber der Auftretenswahrschein-
lichkeit innerhalb der Normalbevöl-
kerung fast um den Faktor 5 erhöht 
sei. Das Risiko für Tötungsdelikte ist 
innerhalb dieses Störungsbildes sogar 
um den Faktor 10 gesteigert. Auch bei 
bipolaren Störungen geht man von ei-
ner Erhöhung des potenziellen Gewalt-
risikos um den Faktor 3 aus, bei Intel-
ligenzminderung um den Faktor 5 und 
bei Gefangenen, die die Diagnose einer 
suchtinduzierten Psychose aufweisen, 
ist das Gewaltrisiko um den äußerst be-
denklichen Faktor 26 erhöht und damit 
genauso immens bedeutsam wie der, 
der im Gefüge von persönlichkeitsge-
störten Individualkonzeptionen zu beo-
bachten ist, der ebenfalls den Faktor 26 
erreicht.

Derart psychisch auffällige Gefan-
gene mit vollzuglich und prognostisch 

relevanten psychischen Auffälligkeiten 
bilden seit langem einen Großteil der 
Gefangenenklientel, Tendenz steigend. 
Immer häufiger hört man aus dem 
Kollegenkreis, dass der Vollzug inzwi-
schen eher einer Psychiatrie ähnelt als 
einem Gefängnis. In Zeiten, in denen 
sich überlastete Psychiatrien nachvoll-
ziehbarerweise verweigern, gefährliche 
Patienten aufzunehmen, in denen das 
ebenso überlastete JVK in Fröndenberg 
die auffälligen Gefangenen notgedrun-
gen in den Normalvollzug zurück ver-

legen muss, ob sie sich auf eine Medi-
kation eingelassen haben oder nicht, 
in diesen Zeiten erscheint der Schul
terschluss des psychologischen Dienstes 
zur Forensik und die Fortbildungsbe-
dürftigkeit dringlicher und gebotener 
als je zuvor.

Zumal der Umgang mit einem psy-
chotisch florierenden Gefangenen ohne 
medikamentöse Behandlung gravie-
rende Risiken für das Behandlerteam 
birgt. Patientenübergriffe sind mit 42 
% in Psychiatrien die häufigste Ursache 
von Arbeitsunfällen, was uns im Voll-
zug nicht unbekannt vorkommt. Immer 
wieder hat der BSBD darauf hingewie-
sen, dass die Zahlen der Übergriffe auf 
Kolleginnen und Kollegen steigen, auch 
aus Gründen der zunehmenden psychi-
schen Auffälligkeiten und der Klientel-
überlappung zur Forensik.

„Der Kreis der psychisch Auffälligen 
bindet in diesem Zusammenhang einen 
erheblichen Anteil an vollzuglichen Ka-
pazitäten und behandlerischen Ressour-
cen, zumal in einem therapeutischen 
Setting fast 80 % über die Beziehungs-

arbeit läuft“, erläuterte Dr. Saimeh. 
„Diese Gefangenen sind sehr zeitauf-
wendig und häufig weniger therapie-
bereit, verweigern immer wieder die 
Einnahme ihrer Medikamente mit den 
entsprechend negativen Folgen.“

Eigensicherung ist wichtige  
Komponente der Behandlung
Konsequent forderte Nahlah Saimeh, 
dass Personennotrufgeräte als Pflicht 
im Umgang mit psychisch Auffälligen 
zu betrachten seien und dass das Nicht-

tragen dieser Schutzvorrichtung als ein 
gravierendes Dienstvergehen betrachtet 
werden müsse. Wenn dies so ist, wäre 
doch auch die Frage naheliegend, was 
denn die bisherige ministerielle Verwei-
gerung, diese Sicherheitstechnik nicht 
flächendeckend einzusetzen, wohl für 
ein Vergehen sein könnte? Immerhin 
sind wir auch Dank der Bemühungen 
des BSBD diesbezüglich auf dem Weg 
und entsprechende Investitionen in die 
Sicherheit der Kolleginnen und Kolle-
gen wurden ministeriell zugesagt.

Im weiteren Verlauf des Vortrags wur-
de durch Dr. Saimeh darauf hingewie-
sen, dass Besprechungsräume mit zwei 
Türen (Fluchtweg) ausgestattet sein 
sollten und dieser Sicherheitsaspekt 
zumindest im Rahmen von Neubaupla-
nungen berücksichtigt werden müsse. 
Ausstattungsgegenstände sollten im 
Besprechungsraum möglichst sparsam 
vorgesehen werden. Ein spezielles Er-
fordernis sah die Referentin Deeskalati-
onstrainings vorzusehen. Dies müsse für 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine 
verbindliche Pflicht sein. Dr. Saimeh er-

Das DBB-Forum Siebengebirge in Königswinter bot das angemessene Ambiente für die Fortbildungs-
veranstaltung.
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Der erste Beruf !
Ein Mediziner, ein Architekt und ein 
Jurist streiten sich, wer den ältesten 
Beruf ausübt.
Mediziner: „Natürlich wir. 
Als Gott Eva aus der Rippe des 
Mannes erschuf, war das die erste 
Operation.“
Architekt: „Kann schon sein.  
Aber als Gott die Welt aus dem  
Chaos geschaffen hat, war er der 
erste Architekt.“
Jurist: „Und woher, meint ihr wohl, 
kam das Chaos ?“

läuterte, wie wichtig eine umfassende 
Anamnese und deren Dokumentation 
für jeden anschließenden Kontakt sei. 
Differenzierte, umfassende Kenntnisse 
über Gefangene sollten für jeden aus 
dem Behandlerteam verpflichtend sein. 
Nur wenn jeder Einzelne aus dem Team 
sein Gegenüber kenne, könne man pro-
fessionell und sicher auf ihn einwirken. 
Zudem seien spezielle Fallkonferenzen 
zur Besprechung von Zwischenfällen 
ein wichtiges Instrument, um sich insti-
tutionell weiterzuentwickeln und sich 

zunehmend zu professionalisieren. Auf 
diese Weise, erläuterte die Referentin, 
könnten Risiken minimiert und die Be-
handlung effizienter gestaltet werden.

Datenschutz darf nicht die  
Behandlung beeinträchtigen
Auf völliges Unverständnis stieß bei 
Dr. Nahlah Saimeh der Umstand, dass 
die Daten des medizinischen Dienstes 
aus vorgeblich datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht Grundlage des allge-
meinen innervollzuglichen Kenntnis-
standes sind. Wie solle man adäquat 
auf einen Gefangenen eingehen, seine 
aktuellen Veränderungen ein- und zu-
ordnen, wenn man seine psychiatrische 
Diagnose und die dahinterliegende Me-
dikation und Therapie nicht kennen 
dürfe? Dies sei lächerlich und könne 
nicht Grundlage eines professionellen 
Behandlungsvollzuges und schon gar 
nicht Basis einer verantwortlichen 
Prognostik sein, machte Dr. Saimeh 
ihre Auffassung nachdrücklich klar. 
Angesichts der immer wieder politisch 
vorgetragenen Priorität des Behand-

lungsvollzuges, verwundere es schon, 
dass der Datenschutz höher bewertet 
wird als die Erreichung des Vollzugs-
zieles sowie die Behandlung und Mini-
mierung des Rückfallrisikos. Innerhalb 
eines Behandlungsteams, das notwen-
digerweise den Arzt, den Psychologen 
die Sozialarbeiter und die betreuenden 
Vollzugsbediensteten umfasst, keine 
Transparenz zu schaffen, könne keine 
zukunftsfähige Basis eines vorgeblich 
richtungsweisenden Vollzuges sein. In 
ihrem Referat ging Dr. Nahlah Saimeh 

auch auf die Aggressionsursachen und 
die vermeintlich zunehmende Gewalt-
bereitschaft innerhalb der Gruppe der 
Kriegsflüchtlinge ein. 

Diese Gruppe könne im Zuge epige-
netischer Effekte eine gesteigerte Ge-
waltbereitschaft aufweisen, die zusätz-
lich über Sozialisationseffekte verstärkt 
werden könne. Es sei inzwischen nach-
gewiesen, so Dr. Saimeh, dass die Ge-
walterfahrungen einer werdenden Mut-
ter das Erbgut des ungeborenen Kindes 
verändere und so das ungeborene Le-
ben quasi genetisch auf eine feindliche 
Gesellschaft vorbereitet werde. Ange-
sichts der politischen und strukturellen 
Zustände in den Heimatländern der 
Flüchtlinge und auch der historisch-
kulturell bedingten untergeordneten 
Frauenrolle (inklusive Rechtfertigung 
von Gewalt gegenüber Frauen) dürfte 
auch diese Faktenlage innerhalb un-
serer Diagnostik zukünftig eine zuneh-
mend bedeutsame Rolle einnehmen.

Abschließend ging Dr. Nahlah Sai-
meh kurz auf die Grenzen therapeu-
tischer Möglichkeiten ein und betonte 

noch einmal die traurige Wahrheit, 
dass Therapie und Behandlung nicht je-
den Behandlungsbedürftigen erreichen 
könne und es leider immer wieder Indi-
vidualstrukturen gebe, die beispielswei-
se aufgrund von Intelligenzminderung, 
dementieller Ausfälle, aufgrund von 
Persönlichkeitsstörungen oder sogar 
einer Kombination aus alledem deut-
liche Beeinträchtigungen aufwiesen 
und entsprechend benachteiligt seien. 
Dr. Saimeh verdeutlichte vor diesem 
Hintergrund metaphorisch eindrück-
lich, dass ein persönlichkeitsgestörter 
Gefangener mit unklaren und unspe-
zifischen mehrfachen Tötungsdelikten 
„lediglich mit den Füßen voran“ den 
Vollzug verlassen könne. „Da muss man 
sich gar keinen Illusionen hingeben und 
sich seiner Verantwortlichkeit bewusst 
sein“, schloss die Referentin ihre Aus-
führungen.

Nach einem gemeinsamen Mittages-
sen in der ambitionierten Restauration 
der dbb-Akademie und einem interes-
santen und angeregten Austausch über 
das soeben Gehörte, war im Anschluss 
ein weiteres Highlight vorgesehen. 

Geplant war, bei strahlendem Son-
nenschein das Schloss Drachenburg 
zu besuchen und über die Fortbildung, 
den Vollzug im Allgemeinen und Spe-
ziellen, über Politik und gewerkschaft-
liche Möglichkeiten zu sprechen. Auch 
diesem zweiten Teil folgten etliche 
Kolleginnen und Kollegen. In lockerer 
Atmosphäre wurden im malerischen 
Ambiente des Schlosses die Ideen und 
Vorschläge des BSBD zur Gestaltung 
der Gewerkschaftsarbeit für die Fach-
schaft vorgetragen und konstruktiv dis-
kutiert.

Als sich die Sonne über dem mär-
chenhaft schönen Siebengebirge senkte 
war die erste aber gewiss nicht letz-
te rundum gelungene fachspezifische 
Fortbildung des BSBD beendet.

Dierk Brunn

Im Schloss Drachenburg bestand Gelegenheit zur Besichtigung und zur Teilnahme an einer Abschluss-
diskussion. � Foto: © Phantom3 Bix/wikipedia.de 

Heute schon gelacht ?
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Ämter der Besoldungsgruppe A 10 für stv. LAV:

Wieder ein Schritt hin zu mehr Besoldungsgerechtigkeit !

S eit Jahren ist der BSBD darum bemüht, aufgaben- und leistungsangemessene Besoldungsstrukturen für alle Lauf-
bahnen des Strafvollzuges durchzusetzen. Für die Funktion des stv. Leiters des allgemeinen Vollzugsdienstes je-
ner Vollzugseinrichtungen, in denen die Leitungen der Besoldungsgruppe A 11 zugeordnet sind, werden nun-

mehr Stellen der Besoldungsgruppe A 10 im Wege der Stellenhebung ausgebracht. Damit stehen diese Stellen jetzt in 
den Vollzugseinrichtungen Aachen, Bochum, Bielefeld-Senne, Düsseldorf, Köln, Remscheid und Werl zur Verfügung.

Die Durchsetzung dieser Forderung 
hat erneut bewiesen, dass sich Verbes-
serungen, die zudem noch mit Kosten 
verbunden sind, nicht von selbst erge-
ben. Es war schon ein gehöriges Stück 
Überzeugungsarbeit erforderlich, bis 
die BSBD-Landesleitung sicher sein 
konnte, ihr angestrebtes Ziel auch zu 
erreichen. Bis zur Änderung des Dienst-
rechts im Jahre 2016 waren die Stellen 
kontingentiert. Diese haushaltsrecht-
liche Einhegung ist seither aufgehoben, 
was die gewerkschaftliche Arbeit aller-
dings nicht leichter macht. Jetzt muss 
in jedem Einzelfall argumentiert und 
um die sachgerechte Bewertung der 
Gründe für strukturelle Verbesserungen 
gerungen werden. Dies ist ein langwie-

riges Unterfangen, doch bei Politik und 
Administration sind die BSBD-Vertreter 
zwischenzeitlich für Hartnäckigkeit 
und langem Atem bekannt.

Großer Schritt für den AVD 
Mit dieser Verbesserung der Besol-
dungsstruktur in der Laufbahn des 
allgemeinen Vollzugsdienstes ist ein 
großer Schritt getan. Jetzt arbeitet der 
BSBD daran, bei allen Vollzugseinrich
tungen die Leiter des allgemeinen Voll-
zugsdienstes in Ämter der Besoldungs-
gruppe A 10 und deren Vertreter in 
Ämter der Besoldungsgruppe A 9 mit 
Amtszulage zu bringen, um die Schaf-
fung einer in sich schlüssigen Struktur 
abschließen zu können.

Angesichts der überschaubaren finan-
ziellen Aufwendungen für diese Verbes-
serungen ist BSBD-Chef Peter Brock 
guten Mutes, in absehbarer Zeit Vollzug 
melden zu können. „Der Minister hat 
die Sommerpause genutzt, um seine 
Vorstellungen für den NRW-Strafvoll-
zug öffentlich vorzustellen und dabei 
betont, dass die Nachwuchsgewinnung 
durchaus Probleme bereitet. Da ist eine 
Besoldungsstruktur, die Karrieren ein 
Stück weit planbarer macht, Gold wert, 
um die Attraktivität des Berufes zu för-
dern“, betonte der Gewerkschafter die 
Bedeutung der jetzt durchgesetzten 
Verbesserung der Besoldungsstruktur 
für den allgemeinen Vollzugsdienst.

Friedhelm Sanker

BSBD Jugend:

Jährliche Verteilaktion von Lehrmitteln gestartet

Am 17.09.2018 haben die Nachwuchskräfte des Vollzuges ihre fachtheoretische Ausbildung an der Justizvoll-
zugsschule NRW in Wuppertal aufgenommen. Wie in jedem Jahr besuchte die BSBD Jugend die Ausbildungs-
stätte, um jenen Anwärterinnen und Anwärtern, die bereits den Weg zum BSBD, der gewerkschaftlichen Inte-

ressenvertreten der Strafvollzugsbediensteten, gefunden haben, mit dem bewährten Praxiskompendium „Handbuch 
für den Strafvollzug“ auszustatten.

Sebastian Hamacher als Landesju-
gendsprecher und Kevin Schüpp, Vor-
sitzender der Hauptjugend- und Aus-
zubildendenvertretung, hatten die 
Organisation der Aktion übernommen. 
Zusammen mit weiteren Mitgliedern 
der BSBD-Jugend konnten sie am 19. 
September 2018 fast 200 Exemplare 
des Handbuches an die Frau oder an 
den Mann bringen. Weil gerade der 

Nachwuchsgewinnung seitens der 
BSBD-Landesleitung besondere Auf-
merksamkeit geschenkt wird, hatte es 
sich der stv. Landesvorsitzende Horst 
Butschinek nicht nehmen lassen, die 
Verteilaktion tatkräftig und zupackend 
zu unterstützen. Um sie als Vertreter 
des BSBD erkennbar zu machen, wa-
ren alle Akteure mit einheitlichen Po-
loshirts ausgestattet worden. Sie gaben 

so ein stimmiges Gesamtbild ab, was 
bei den Anwärterinnen und Anwärtern 
augenscheinlich gut ankam. Etliche 
Nachwuchskräfte nutzten die Gelegen-
heit, um sich aus erster Hand über die 
Gewerkschaftsarbeit des BSBD-NRW 
informieren zu lassen. Viele, die die 
Informationen als überzeugend erach-
teten, erklärten sofort ihren Beitritt zur 
Gewerkschaft Strafvollzug.

Diesen Kolleginnen und Kollegen, die 
davon überzeugt sind, dass die Interes-
sen einer Berufsgruppenminderheit, 
wie sie im Strafvollzug anzutreffen 
ist, in Großorganisationen regelmäßig 
durch den Rost bestehender Mehr-
heitsverhältnisse fallen und deshalb 
nur durch eine eigenständige gewerk-
schaftliche Vertretung durchgesetzt 
werden können, ruft die BSBD-Jugend 
zu: „Seid uns ganz herzlich willkom-
men! Wir stehen Euch jederzeit gern 
mit Rat und Tat zur Seite.“ Die Vertreter 
der BSBD-Jugend kündigten zugleich 
einen zweiten Besuch in der Justiz-
vollzugsschule NRW an. Dann sollen 
die beliebten USB-Sticks ausgegeben 
werden, damit das „Handbuch für den 
Strafvollzug“ auch digital verfügbar ist.

Der stv. BSBD-Vorsitzende Horst Butschinek (2. von li.) hatte es sich nicht nehmen lassen, die BSBD-
Jugendvertreter (von li. nach re.) Kevin Schüpp, Ronny Duarte Dos Santos, René Klusmeier, Sebastian 
Hamacher, Sarah Kulmitz und Alina Gey tatkräftig zu unterstützen. � Foto: BSBD NRW
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NRW-Strafvollzug:

Fit machen für künftige Herausforderungen
Justizminister präsentiert Vorstellungen zur künftigen strategischen Ausrichtung des Vollzuges

D ie Wahl des richtigen Zeitpunktes ist im politischen Geschäft eine hohe Kunst. Wenn dann noch ein Schuss 
Fortune hinzutritt, besteht eine gute Chance, auch in diesem Metier erfolgreich zu sein. Das Timing von NRW-
Justizminister Peter Biesenbach (CDU) vermochte jedenfalls zu überzeugen. In der parlamentarischen Som-

merpause hatte er am 8. August 2018 zu einem Pressefrühstück in den Landtag geladen, um seine Vorstellungen für 
die künftige Entwicklung des Vollzuges öffentlich darzustellen. Er konnte in dieser nachrichtenarmen Zeit einigerma-
ßen sicher sein, die gewünschte Aufmerksamkeit für dieses sperrige Thema zu erhalten.

Der Minister wartete gleich zu Beginn 
der Veranstaltung mit einer Neuigkeit 
auf, in dem er symbolisch den Start-
schuss für die „Task Force Justizvollzug“ 
gab. Als Landesjustizvollzugsdirektion 
wird sie sich künftig als Bestandteil der 
Abteilung Justizvollzug um die opera-
tiven Abläufe im Bereich des Vollzuges 
kümmern. 

Die eigenverantwortliche Wahrneh-
mung der Fachaufsicht über die 36 
Vollzugseinrichtungen des Landes wird 

dabei zu ihren Hauptaufgaben zählen. 
Einen weiteren Schwerpunkt bildet die 
Öffentlichkeitsarbeit. Die Vollzugsdi-
rektion wird deshalb über eine eigene 
Pressestelle verfügen, die durch Dr. 
Marcus Strunk geleitet wird. Diese Or-
ganisationseinheit soll das Ziel verfol-
gen, einer interessierten Öffentlichkeit 
Aufgaben, Entwicklungen und Erfolge 
des NRW-Strafvollzuges transparent 
und wahrnehmbar zu machen.

Vollzugsdirektion künftig für das 
operative Geschäft zuständig
Die Geschäftsführung der Vollzugsdi-
rektion ist Gerhard Marx übertragen 
worden. Er wird mit seiner Mannschaft 

dafür sorgen, dass alle anderen Referate 
der Abteilung IV des Ministeriums von 
den vielfältigen Aufgaben des Tages-
geschäfts entlastet werden. Die Abtei-
lung kann sich somit voll und ganz ih-
ren eigentlichen Aufgaben zuwenden, 
nämlich der konzeptionellen und stra-
tegischen Ausrichtung und Weiterent-
wicklung des Vollzuges. Nach Ansicht 
von Justizminister Peter Biesenbach ist 
diese deutschlandweit einmalige orga-
nisatorische Neuausrichtung des NRW-
Vollzuges die Voraussetzung dafür, den 
Vollzug für die Herausforderungen der 
kommenden Jahre effizient aufzustel-
len. Man bleibe jedoch nicht bei reinen 
Formalien stehen, sondern werde auf 
der Grundlage der durch den neuen 
Abteilungsleiter IV, MinDirigent Jakob 
Klaas, vorgenommenen Bestandsana-
lyse sowohl in Infrastruktur als auch 
in das Personal investieren, weil der 
Vollzug nur so angemessen auf künftige 
Herausforderungen vorbereitet werden 
könne.

Minister anerkennt zunehmenden 
Belegungsdruck
Ein besonderes Lob hielt der Minister 
für die Strafvollzugsbediensteten be-
reit, von deren Improvisationstalent er 
zutiefst überzeugt sei. Die noch unter 
der Vorgängerregierung von einen Tag 
auf den anderen notwendig gewordene 
Räumung der JVA Münster sei eine lo-
gistische Meisterleistung der Bedien-
steten gewesen. Diese Verlässlichkeit 
und Flexibilität in der Aufgabenwahr-
nehmung, die hierdurch zum Ausdruck 
gekommen sei, schätze er, Biesenbach, 
ganz besonders.

Seit 2016, führte der Minister aus, sei 
eine Trendumkehr bei den Belegungs-
zahlen festzustellen. Hierauf müsse 
Politik reagieren. Leerstände bei den 
Hafträumen seien nicht mehr akzep-
tabel. Jeder Haftraum werde dringend 
benötigt. Deshalb investiere die Lan-
desregierung in die teilweise marode 
Bausubstanz. Und weil die Belastungen 
der Bediensteten zunähmen, habe 
Schwarz-Gelb auch hier reagiert und 
230 neue Stellen geschaffen. Diesen 
Weg wolle die Landesregierung auch 

2019 fortsetzen, sich aber auch ver
stärkt um die Ausweitung der Ausbil-
dungskapazitäten und die Gewinnung 
geeigneten Personals bemühen.

Gefangenenklientel  
wird schwieriger
Minister Peter Biesenbach verwies da-
rauf, dass die Gefangenen schwieriger 
im unmittelbaren Umgang geworden 
seien. Als Gründe seien bislang ein sin-
kendes Bildungsniveau, psychiatrische 
Vorerkrankungen und drogenindizierte 
Persönlichkeitsveränderungen identi-
fiziert worden. Auch Verständigungs-
schwierigkeiten, so der Minister, stell-
ten die Strafvollzugsbediensteten vor 
enorme Probleme. Die Ausländerquote 
habe sich auf 36,5 Prozent erhöht, da 
bereite bereits die bloße Kommunikati-
on erhebliche Schwierigkeiten.

Minister strebt für NRW Vorreiter-
rolle im Strafvollzug an
Justizminister Peter Biesenbach strebt 
mit den beabsichtigten Investitionen 
und der Strukturerneuerung an, dass 
Nordrhein-Westfalen künftig wieder 
eine Vorreiterrolle eines modernen 
Strafvollzugs in Deutschland einnimmt. 
Deshalb werden Projektentwicklung 
und Projektumsetzung nunmehr in einer 
weiteren Gruppe der Strafvollzugsab-
teilung des Ministeriums konzentriert. 
Ziel ist es, auf aktuelle Entwicklungen 
schnell reagieren und dem Vollzug spe-
ziell im Behandlungsbereich neue und 
wichtige Impulse geben zu können.

Der versammelten Journaille stellte 
der Minister dann die Arbeitsschwer-
punkte dieser Gruppe vor und betonte 
dabei, dass es zunächst um die Ent-
wicklung niederschwelliger Bildungs-
angebote, die bessere Integration von 
ausländischen Strafgefangenen, die 
intensivere psychiatrische Versorgung 
verhaltensauffälliger Gefangener, die 
Stärkung der Kontakte inhaftierter El-
tern zu ihren Kindern, die Verbesserung 
der Suizidprophylaxe und die bessere 
Vernetzung des Vollzuges auch über 
Ländergrenzen hinweg gehe.

Mit der Strukturerneuerung und den 
geplanten Investitionen zielt die Lan-

Justizminister Peter Biesenbach (CDU) präsen-
tierte im August seine strategischen Vorstel-
lungen zur Entwicklung des Vollzuges im Rahmen 
eines Pressegespräches.
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desregierung nach Auffassung des Mi-
nisters darauf ab, den Vollzug für die 
Zukunft und die absehbaren Herausfor-
derungen fit zu machen. Minister Bie-
senbach lud die Presse abschließend 
ein, sich selbst ein Bild von der Arbeit 
der Bediensteten und der Wiederein-
gliederung der Gefangenen zu machen. 
Der Minister wörtlich: „Helfen Sie uns, 
die besondere Bedeutung des Justiz-
vollzugs in der Öffentlichkeit zu ver-
mitteln. Wir wollen den Justizvollzug 
so darstellen, wie er für die Gefange-
nen wirklich ist: Hart, aber fair und mit 
hoch motivierten Beschäftigten, die öf-
fentliche Anerkennung verdienen!“

BSBD-Chef sieht den Vollzug  
mit dem neuen Minister auf dem 
richtigen Weg
Im Anschluss an das Pressegespräch wa-
ren die Einschätzungen des BSBD-Lan-
desvorsitzenden Peter Brock gefragt. 
Er machte darauf aufmerksam, dass 
der BSBD es immer für falsch gehalten 
habe, die Mittelbehörden abzuschaf-
fen. Dies habe in den zurückliegenden 
zehn Jahren doch zu beträchtlichen 
Reibungsverlusten geführt. Mit der 
neuen Struktur trenne der Minister die 
strategische Ausrichtung des Vollzuges 
wieder vom operativen Tagesgeschäft, 
ohne eine neue Mittelbehörde zu schaf-
fen. Dies halte der BSBD für sachgerecht 
und geboten, damit die Konzeptent-
wicklung nicht ständig durch Erfor-
dernisse des allgemeinen Geschäftsbe-
triebs  belastet werde. Und auch bei der 
Schaffung neuer Stellen lasse sich der 
CDU-Minister von jenen Erkenntnissen 

Ausbildung erfolgreich abgeschlossen
Jetzt steht die Bewährung in der Praxis auf der Tagesordnung

Am 29. Juni 2018 konnten sich rd. 250 Anwärterinnen und Anwärter der 
Laufbahnen des mittleren Dienstes über den erfolgreichen Abschluss 
ihrer Ausbildung freuen. Im Beisein des Ministers der Justiz des Landes 

NRW, Peter Biesenbach, konnten die Nachwuchskräfte nicht nur ihre Zeug-
nisse über die in Theorie und Praxis während der zweijährigen Ausbildung 
erbrachten Leistungen, sondern auch die Urkunden in Empfang nehmen, mit 
denen sie in ein Probebeamtenverhältnis übernommen werden.

Der Minister betonte, dass auf die Ab-
solventen der Ausbildung jetzt der Be-
rufsalltag warte, um ihr erworbenes 
Wissen anwenden zu können. Auch die 
Vollzugseinrichtungen seien erpicht 
darauf, die neuen Kräfte einsetzen zu 
können, um die dienstlichen Lasten auf 
mehr Schultern verteilen zu können. 
Minister Biesenbach stellte auch klar, 
dass er sich von der qualitativ hochwer-
tigen Ausbildung des Vollzuges habe 
überzeugen können. 

Die im Prüfungsverfahren erbrachten 
Leistungen stimmten ihn zudem opti-
mistisch, dass der Vollzug sich auch in 
der Zukunft auf leistungsstarkes und 
motiviertes Personal verlassen könne. 
Angesichts der besonderen Heraus-
forderungen, mit denen der Vollzug 

künftig konfrontiert werde, sei er zu-
versichtlich, dass sich der Vollzug die-
ser Situation als gewachsen erweisen 
werde.

Nach dem Sprecher der Lehrkräfte 
überbrachte der Wuppertaler Bürger-
meister die besten Wünsche der Stadt. 
Und auch BSBD-Chef Peter Brock hatte 
es sich in seiner Eigenschaft als Vorsit-
zender des Hauptpersonalrates nicht 
nehmen lassen, der Feierstunde bei-
zuwohnen. Schließlich hat der BSBD 
großes Interesse an einer qualitativ 
hochwertigen Ausbildung, aus der die 
Anwärterinnen und Anwärter mit Kom-
petenzen und Fähigkeiten entlassen 
werden, die ihnen ein eigenständiges 
Arbeiten in den Vollzugseinrichtungen 
des Landes ermöglichen.

Zur Feierstunde in der Vollzugsschule in Wuppertal war erschienen, was im NRW-Strafvollzug Rang 
und Namen hat. � Foto: BSBD NRW

und Überzeugungen leiten, die er noch 
zu Oppositionszeiten für richtig gehal-
ten habe. Hierdurch hebe sich der neue 
Amtsinhaber wohltuend von seinen 
Vorgängern ab. Zudem, so stellte Peter 
Brock klar, verfüge der Justizminister 
im Kabinett augenscheinlich über jenen 
Einfluss und jenes Durchsetzungsver-
mögen, seine Vorstellungen tatsäch-
lich realisieren zu können. Damit seien 
nicht alle Probleme behoben, man mar-
schiere aber in die richtige Richtung. 
Speziell die Gewinnung geeigneter 
Kräfte für die neu geschaffenen Stellen 

bereite Sorge, weil der Arbeitsmarkt 
faktisch leergefegt sei.

Jetzt zeichne sich für den Vollzug 
erstmals die realistische Chance einer 
aufgabenangemessenen Ausstattung 
und einer akzeptablen Infrastruktur ab. 
„Man kann Minister Peter Biesenbach 
aus Sicht des Strafvollzuges und aus 
Sicht der Bediensteten nur wünschen, 
dass es ihm weiter gelingt, seine Vor-
stellungen in praktische Politik umzu-
setzen“, würdigte der BSBD-Chef den 
Einsatz des Ministers für den Vollzug.

Friedhelm Sanker

BSBD-Chef Peter Brock sieht die Entwicklung 
erstmals seit langer Zeit wieder positiv.  
� Fotos (2) BSBD NRW
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Dass ihm ein langes und reiches Le-
ben auf dieser Erde beschieden sein 
würde, hatte Nothelm Steuernagel 
selbst angezweifelt. Sein Herz hatte 
ihm bereits seit Jahrzehnten gesund-
heitliche Probleme bereitet. Hiervon 
ließ er sich jedoch nicht beeindru-
cken. Er nahm seine beruflichen Auf-
gaben mit großem Engagement und 
großer Kompetenz wahr und er hatte 
große Freude, seine Kinder und Enkel aufwachsen zu se-
hen und ihre Entwicklung begleiten und beeinflussen zu 
dürfen.
Nothelm Steuernagel wurde am 19. 02. 1932 in Nieder-
schlesien geboren. Im Alter von 13 Jahren musste er seine 
Heimat kriegsbedingt verlassen, die Familie fand in Württ-
emberg Zuflucht. Dort suchte der Verstorbene Kontakt zu 
amerikanischen Soldaten. Er lehrte sie die deutsche Spra-
che und erhielt dafür Lebensmittel und Zigaretten, was er-
heblich zum Unterhalt der Familie beitrug. In dieser Zeit 
wuchs auch seine Liebe zu Amerika. Deshalb war es nicht 
verwunderlich, dass er sein Jurastudium zum Teil in Indi-
ana absolvierte.
Nach erfolgreichem Studienabschluss trat Nothelm Steu-
ernagel in den Dienst des Strafvollzuges des Landes Nord
rhein-Westfalen. Nachdem er in England Gelegenheit hat-
te, den offenen Strafvollzug kennenzulernen, war er sofort 
überzeugt, dass diese Vollzugsform besondere Chancen 
eröffne, um bei Delinquenten Verhaltensänderungen hin 
zu einer regelkonformen Lebensführung zu bewirken. Im 
Jahre 1968 wurde ihm die Leitung der Jugendstrafanstalt 
Staumühle in Hövelhof übertragen. In dieser Aufgabe ging 
der Verstorbene auf, sie war der Kristallisationspunkt sei-
nes Schaffens. Den offenen Jugendvollzug beeinflusste er 
nachhaltig durch eine konsequent behandlungsorientierte 
Vollzugsgestaltung, die zu dieser Zeit noch nicht obligato-
risch war.
Sein erfolgreiches Wirken als Anstaltsleiter trug ihm die 
Berufung an das Justizvollzugsamt Westfalen-Lippe in 

Hamm ein. Hier stieg er bis zum Ab-
teilungsdirektor auf und war in den 
letzten Jahren vor dem Eintritt in den 
Ruhestand mit der Vertretung des 
Präsidenten betraut. In diesen neu-
en Funktionen eröffneten sich ihm 
Möglichkeiten, über den begrenzten 
Bereich einer Vollzugseinrichtung 
hinaus dem Strafvollzug Impulse zu 
verleihen und neue Gestaltungsele-

mente in die vollzugliche Praxis einzuführen. Mit Nothelm 
Steuernagel, der die gewerkschaftliche Arbeit des BSBD 
durch seine Mitgliedschaft, seine berufliche Kompetenz 
und seine Ideen bereichert hat, verliert der Strafvollzug 
einen ausgewiesenen Experten eines erzieherisch gestal-
teten Jugendvollzuges, der es verstand, die Gestaltungs-
elemente dieser Vollzugsform auch für den Bereich des 
Erwachsenenvollzuges nutzbar zu machen.
Bedächtig abwägend im Habitus, präzise in der Analyse 
war Nothelm Steuernagel allen Problemen gewachsen, die 
sich ihm beruflich wie privat stellten. 
Sein berufliches Wirken als Verfechter eines auf Verhal-
tensänderung angelegten Behandlungsvollzuges, der den 
Menschen in den Mittelpunkt der vollzuglichen Arbeit 
stellt, beeinflusst den Strafvollzug bis auf den heutigen 
Tag. Seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiten war der 
Verstorbene ein empathischer, verständnisvoller Vorge-
setzter.
Nothelm Steuernagel war bereits seit vielen Jahren krank. 
Nach einem Sturz verließ ihn in den letzten Wochen mehr 
und mehr die Kraft. Sein angegriffenes Herz hörte nach 
einem langen, erfüllten Leben am 14. Juli 2018 in seinem 
Haus in Paderborn auf zu schlagen.
Die Strafvollzugsbediensteten trauern mit den Angehöri-
gen des Verstorbenen um eine großartige Persönlichkeit, 
die das Leben vieler Menschen mit ihrem sozialen Engage-
ment im Strafvollzug bereichert hat. 
Wir werden Nothelm Steuernagels Andenken bewahren 
und uns seiner stets in Dankbarkeit erinnern.

Die Strafvollzugsbediensteten trauern  
um Abteilungsdirektor a. D.  

Nothelm Steuernagel

Düsseldorf, im Juli 2018

Der Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands (BSBD)
Landesverband Nordrhein-Westfalen

Peter Brock
Landesvorsitzender

Nothelm Steuernagel †.
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Eine „treue Seele“ geht von Bord – Verdienste gewürdigt
Feierstunde in der Düsseldorfer BSBD-Geschäftsstelle

BSBD-Chef Peter Brock (re.) bedankte sich bei Regine Kunz für die herausragende Arbeit, die sie 
für den BSBD geleistet hat und bezog ihren Ehemann gleich in diesen Dank mit ein, der immer dann 
einspringen musste, wenn Not am Mann war. � Foto: BSBD NRW

BSBD-Chef Peter Brock würdigte die 
herausragenden Verdienste, die sich 
Regine Kunz um den BSBD erworben 
hat, im Rahmen einer kleinen Feier-
stunde in der Düsseldorfer BSBD-Ge-
schäftsstelle. Die offizielle Verabschie-
dung, die auch den Ortsverbänden 
Gelegenheit geben wird, der verdienten 
Kollegin Adieu zu sagen, wird im Herbst 
anlässlich der periodischen Sitzung des 
BSBD-Hauptvorstandes erfolgen.

„Bevor Du zum BSBD gestoßen bist, 
warst Du beim Amtsgericht Duisburg 
tätig. Dessen Chef hat prägnant und 
zutreffend formuliert, was mich an Dir 
immer beeindruckt hat. Er charakteri-
sierte dich als logisch denkende Mitar-
beiterin mit schneller Auffassungsgabe, 
die Empathie entwickelt und mit Fleiß 
und Eifer die ihr übertragenen Aufga-
ben erledigt. Mit den Eigenschaften, 
dies kann ich aus eigener Kenntnis und 
Erfahrung bestätigen, hat Dein dama-
liger Chef den Nagel auf dem Kopf ge-
troffen. Für mich persönlich warst Du 
Vertraute, die mir oft mit Rat und Tat 
zur Seite gestanden hat, Du warst die 
Zuverlässigkeit in Person, die auch in 
stürmischen Zeiten immer die Ruhe be-
wahrte. 

Deine „Alleinherrschaft“ hier in der 
Geschäftsstelle hat es an nichts feh-
len lassen. Für mich war das sehr an-
genehm und wohl auch für die Orts-
verbände, die diesen Service gern in 
Anspruch genommen haben. Diese 
dienende Arbeit kann man gar nicht 
hoch genug würdigen, weil sie oftmals 
als selbstverständlich empfunden wird. 
Für Deine Arbeit, Deinen Einsatz, Deine 
Aufopferung im Dienste des BSBD und 
für die Unterstützung, die Du mir per-
sönlich hast angedeihen lassen, danke 
ich Dir ganz herzlich“, würdigte der Pe-

ter Brock die Verdienste der Geschäfts-
stellen-Chefin. In den Dank bezog Peter 
Brock auch Werner Kunz mit ein, der 
seine Ehefrau nicht nur an ihrem letz-
ten Arbeitstag begleitete, sondern sie 
auch in ihrem beruflichen Engagement 
für den BSBD stets nachhaltig und en-
gagiert unterstützt habe. „Liebe Regi-
ne, auch Dein Werner war immer für 
den BSBD da. Wenn es was zu tun gab 
und wir verhindert waren, kam von Dir 
meist der Hinweis, ich frag Werner. Ob 
es darum ging, Farbe an die Wand zu 
bekommen oder kleinere Reparaturen 
anstanden, Pakete hoch oder runter zu 
schleppen oder die Taschenkalender zu 
vervollständigen waren, Werner war 
immer zur Stelle. Dafür möchte ich Dir, 
lieber Werner, ganz herzlich danken. 
Es ist keine Selbstverständlichkeit das 

sich der Partner einer Mitarbeiterin so 
einbringt,“ drückte Peter Brock seine 
Anerkennung aus.

Als kleines Dankeschön überreichte 
der BSBD-Vorsitzende ein kleines Ta-
schengeld für die nächste Reise. „Ich 
weiß, dass ihr beide unternehmungs-
lustig seid, deshalb haben wir davon 
Abstand genommen, etwas zu überrei-
chen, das lediglich Erinnerungswert 
hat. Wir haben uns für den profanen 
Weg entschieden, der allerdings den 
Vorzug hat, dass Ihr beide profitieren 
könnt. Nochmals herzlichen Dank und 
für die kommenden Jahre und Jahr-
zehnte viel Gesundheit, Neugier auf die 
Überraschungen der Zukunft und viel 
Glück“, beendete Peter Brock seine 
Würdigung, um anschließend zum Büf-
fett einzuladen.

D as Fortschreiten der Zeit erkennt man auch daran, dass Personen ihre Aufgaben wechseln und plötzlich nicht 
mehr in ihrem alten Wirkungskreis zur Verfügung stehen. Von einem solchen Zeitphänomen war jetzt auch 
die BSBD-Geschäftsstelle in Düsseldorf betroffen, deren Leiterin, Regine Kunz, nach fast sechzehn Jahren per-

sönlichen und unermüdlichen Einsatzes für die BSBD-Gewerkschaftsarbeit mit Ablauf des Juni 2018 in den wohlver-
dienten Ruhestand getreten ist.

Lachen ist gesund !

Konflikt zwischen Himmel und Hölle
Aufgrund wilder Quälereien im Fegefeuer geht die große 
Mauer kaputt, die den Himmel von der Hölle trennt. Am ent-
standenen Loch treffen sich Satan und Petrus. Satan: „Ich 
habe mich mit meinen Anwälten abgestimmt und sie sind 
der Meinung, dass ihr die Mauer wieder aufbauen müsst.“
Petrus: „Nun, ich werde mir dann auch mal Rechtsbeistand 
holen. Du hörst von uns.“ Einige Tage später sieht Satan 

verdutzt, wie sich einige Engel daran machen, das Loch zu 
flicken. Erstaunt ruft er Petrus an.
Satan: „Ihr baut die Mauer einfach so wieder auf? Ohne 
euch mit uns zu streiten?“
Petrus: „Naja, die Sache ist die, ich habe versucht, 
jemanden zu finden, der unsere Interessen vertreten kann. 
Ich habe im Himmel aber einfach keinen einzigen Anwalt  
gefunden.“
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Bundesverfassungsgericht bestätigt:

Streikverbot für Beamte ist verfassungskonform
Kontrovers diskutierte Rechtsfrage abschließend geklärt

D er Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe hat mit Urteil vom 12. Juni 2018 (2 BvR 1738/12, 
2 BvR 1395/13, 2 BvR 1068/14, 2 BvR 646/15) vier gegen das Streikverbot gerichtete Verfassungsbeschwerden 
zurückgewiesen. Nach Einschätzung der Richter ist das Streikverbot als eigenständiger hergebrachter Grund-

satz des Berufsbeamtentums vom Gesetzgeber zu beachten. Der Senat stellte klar, dass das Verbot der Arbeitsnieder-
legung durch Beamte mit dem Grundsatz der Völkerrechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes im Einklang stehe und 
zugleich mit der Europäischen Menschenrechtskonvention vereinbar sei.

Der Zweite Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts in Karlsruhe hat mit Ur-
teil vom 12. Juni 2018 (2 BvR 1738/12, 
2 BvR 1395/13, 2 BvR 1068/14, 2 BvR 
646/15) vier gegen das Streikverbot 
gerichtete Verfassungsbeschwerden zu-
rückgewiesen. Nach Einschätzung der 
Richter ist das Streikverbot als eigen-
ständiger hergebrachter Grundsatz des 
Berufsbeamtentums vom Gesetzgeber 
zu beachten. Der Senat stellte klar, dass 
das Verbot der Arbeitsniederlegung 
durch Beamte mit dem Grundsatz der 
Völkerrechtsfreundlichkeit des Grund-
gesetzes im Einklang stehe und zugleich 
mit der Europäischen Menschenrechts-
konvention vereinbar sei.

Verfassungsbeschwerde eingereicht 
hatten beamtete Lehrkräfte an Schulen 
in verschiedenen Bundesländern. Die 
Lehrkräfte hatten in der Vergangenheit 
während der Dienstzeit an Protestver-
anstaltungen und Streikmaßnahmen 
teilgenommen. Durch die zuständigen 
Disziplinarbehörden waren sie daher 
disziplinarisch belangt worden. Be-
gründet wurden die Sanktionen damit, 
dass die Teilnahme an einem Streik ei-
nen Verstoß gegen grundlegende beam-
tenrechtliche Pflichten darstelle. Insbe-
sondere dürfe ein Beamter nicht ohne 
Genehmigung dem Dienst fernbleiben. 
Diese Rechtsauffassung wurde in den 
angestrengten Ausgangsverfahren von 

der Verwaltungsgerichtsbarkeit bestä-
tigt, so dass die Beschwerdeführenden 
das Bundesverfassungsgericht anrie-
fen.

Die Richter des Zweiten Senats ur-
teilten, dass die mit den Verfassungs-
beschwerden angegriffenen Hoheits-
akte von Verfassungs wegen nicht zu 
beanstanden seien. Die zuständigen 
Behörden seien jeweils im Ergebnis 
von dem Bestehen eines Streikverbots 
für deutsche Beamtinnen und Beam-
te ausgegangen. Eine Verkennung der 
maßgeblichen verfassungsrechtlichen 
Vorgaben bestehe daher nicht. Objektiv 
stelle das Streikverbot einen Eingriff in 
den Schutzbereich des Artikels 9 Abs. 
3 des Grundgesetzes dar, doch sei die-
se Beschränkung der Koalitionsfreiheit 
durch gewichtige, verfassungsrechtlich 
geschützte Belange gerechtfertigt.

So stelle das Streikverbot für Beam-
te einen eigenständigen hergebrachten 
Grundsatz des Berufsbeamtentums 
im Sinne des Art. 33 Abs. 5 GG dar. Es 
weise zudem eine enge inhaltliche Ver-
knüpfung mit den verfassungsrecht-
lichen Fundamenten des Berufsbeam-
tentums in Deutschland, namentlich 
der beamtenrechtlichen Treuepflicht 
sowie dem Alimentationsprinzip, auf. 
Das Streikverbot sei folglich Teil der 
institutionellen Garantie des Art. 33 
Abs. 5 GG und vom Gesetzgeber zu be-

achten. Ein Streikrecht, auch nur für 
Teile der Beamtenschaft, griffe in den 
grundgesetzlich gewährleisteten Kern-
bestand von Strukturprinzipien ein und 
gestaltete das Verständnis vom und die 
Regelungen des Beamtenverhältnisses 
grundlegend um. So hebele ein Streik-
recht die Prinzipien der Alimentation, 
der Treuepflicht, der lebenslangen An-
stellung sowie die Regelung der maß-
geblichen Rechte und Pflichten ein-
schließlich der Besoldung durch den 
Gesetzgeber aus.

Könnte die Besoldung von Beamten 
mit den Mitteln des Arbeitskampfes er-
stritten werden, ließe sich die derzeit 
bestehende Möglichkeit des einzelnen 
Beamten, die verfassungsmäßige Ali-
mentation gerichtlich durchzusetzen, 
nicht mehr rechtfertigen. Das Alimen-
tationsprinzip dient aber zusammen 
mit dem Lebenszeitprinzip einer unab-
hängigen Amtsführung und sichert die 
Pflicht des Beamten zur vollen Hingabe 
für das Amt ab.

Gesetzliche Normierung nicht  
ausdrücklich erforderlich
Die Verfassung, so die Richter, fordere 
keine ausdrückliche gesetzliche Nor-
mierung des Streikverbots. Die in den 
Landesbeamtengesetzen enthaltenen 
Regelungen zum Fernbleiben vom 
Dienst und die gesetzlich normierten 
beamtenrechtlichen Grundpflichten 
der uneigennützigen Amtsführung zum 
Wohl der Allgemeinheit sowie der Wei-
sungsgebundenheit stellen – nach Wer-
tung des Gerichts – eine hinreichende 
Konkretisierung des aus Art. 33 Abs. 5 
GG abgeleiteten Streikverbots dar.

Die Zuordnung der Koalitionsfreiheit 
zu den hergebrachten Grundsätzen 
des Berufsbeamtentums verlangt nach 
Einschätzung des Verfassungsgerichts 
auch nicht, das Streikverbot unter Ver-
weis auf Art. 33 Abs. 4 GG auf solche 
Beamten zu beschränken, die schwer-
punktmäßig hoheitsrechtliche Befug-
nisse ausüben. 

Gegen eine solche funktionale Auf-
spaltung des Streikrechts sprechen die 
damit einhergehenden Abgrenzungs-
schwierigkeiten. Ein dergestalt ein-

Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts hat in der Frage des Streikverbots für Beamte für 
Klarheit gesorgt. � Symbolfoto: Uli Deck/picture alliance/dpa
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geschränktes Streikrecht schüfe eine 
Sonderkategorie der „Beamten mit 
Streikrecht“ oder von „Tarifbeamten“, 
die das klar konzipierte zweigeteilte 
öffentliche Dienstrecht in Deutschland 
durchbräche. 

Während im Kernbereich hoheitlichen 
Handelns das Alimentationsprinzip wei-
tergälte, würde den sonstigen Beamten 
die Möglichkeit eröffnet, Forderungen 
zur Gestaltung ihrer Arbeitsbedingun-
gen bei fortbestehendem Beamtensta-
tus gegebenenfalls mit Arbeitskampf-
maßnahmen durchzusetzen.

Streikverbot mit der  
Europäischen Menschenrechtskon-
vention vereinbar
Das Verfassungsgericht betont mit sei-
ner Entscheidung, dass das Streikverbot 
sowohl mit Europarecht als auch mit 
der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte ver-
einbar ist. Artikel 11 Abs. 1 Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK) 
verlangt ein dringendes soziales bezie-
hungsweise gesellschaftliches Bedürf-
nis und die Verhältnismäßigkeit der 
Einschränkung. Wenn eine Einschrän-
kung den Kern gewerkschaftlicher 
Tätigkeit betrifft, ist danach dem nati-
onalen Gesetzgeber ein geringerer Be-
urteilungsspielraum zuzugestehen und 
mehr zu verlangen, um den daraus fol-
genden Eingriff in die Gewerkschafts-

freiheit mit dem öffentlichen Interesse 
zu rechtfertigen. Wird aber umgekehrt 
nicht der Kern, sondern nur ein Ne-
benaspekt der Gewerkschaftstätigkeit 
berührt, ist der Beurteilungsspielraum 
weiter und der jeweilige Eingriff eher 
verhältnismäßig.

Das Streikverbot ist in Deutschland 
im Sinne von Art. 11 Abs. 2 Satz 1 
EMRK gesetzlich vorgesehen. Notwen-
dig hierfür ist eine Grundlage im nati-
onalen Recht. Eine solche Grundlage 
ist gegeben. Die Beamtengesetze des 
Bundes und der Länder enthalten für 
alle Beamtinnen und Beamten konkrete 
Regelungen zum unerlaubten Fern-
bleiben vom Dienst beziehungsweise 
zur Weisungsgebundenheit. Mit diesen 
Vorgaben ist eine nicht genehmigte 
Teilnahme an Streikmaßnahmen unver-
einbar. Im Übrigen ist das Streikverbot 
für Beamte eine höchstrichterlich seit 
Jahrzehnten anerkannte Ausprägung 
des Art. 33 Abs. 5 GG.

Ein Streikverbot für deutsche Beam-
tinnen und Beamte und konkret für 
beamtete Lehrkräfte sieht das Verfas-
sungsgericht nach Art. 11 Abs. 2 Satz 
1 EMRK als gerechtfertigt an. Für die 
Festlegung der Beschäftigungsbedin-
gungen der Beamtinnen und Beamten 
sei allein der Gesetzgeber in Bund und 
Ländern berufen zu entscheiden, ob 
und in welchem Umfang die in Tarifver-
handlungen für Angestellte im öffent-

lichen Dienst erzielten Ergebnisse auf 
Beamtinnen und Beamte übertragen 
werden.

Maßgeblich ist, dass im System des 
deutschen Beamtenrechts mit dem Be-
amtenstatus aufeinander abgestimmte 
Rechte und Pflichten einhergehen und 
Ausweitungen oder Beschränkungen 
auf der einen Seite in der Regel auch 
Veränderungen auf der anderen Sei-
te des Beamtenverhältnisses zeitigen. 
Insbesondere die Zuerkennung eines 
Streikrechts für Beamte wäre unver-
einbar mit der Beibehaltung grundle-
gender beamtenrechtlicher Prinzipien. 
Dies betreffe vor allem die Treuepflicht 
des Beamten, das Lebenszeitprinzip 
sowie das Alimentationsprinzip, zu 
dessen Ausprägungen die Regelung 
der Besoldung durch Gesetz zählt. Die 
Zuerkennung eines Streikrechts für Be-
amte würde das System des deutschen 
Beamtenrechts, eine nationale Beson-
derheit der Bundesrepublik Deutsch-
land, im Grundsatz verändern und da-
mit in Frage stellen.

Mit dieser Entscheidung hat das Bun-
desverfassungsgericht für Klarheit und 
Rechtssicherheit gesorgt und zugleich 
festgestellt, dass die Besonderheiten 
des bundesdeutschen Beamtenrechts 
sowohl mit Europarecht als auch mit 
der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte ver-
einbart sind.� Friedhelm Sanker

Datenschutz im Bereich der Justiz:

Landesregierung plant personalintensive Neuregelungen

D er Datenschutz im Strafvollzug ist derzeit Bestandteil des Strafvollzugsgesetzes NRW. Alle anderen Vollzugs-
gesetze nehmen hierauf Bezug. Nachdem sich die Europäische Union dieser Rechtsmaterie angenommen und 
unter dem 27. April 2016 die EU-Richtlinie 2016/680 erlassen hat, ist diese Rechtssetzung in nationales Recht 

zu überführen. Die schwarz-gelbe Landesregierung hat hierzu einen Gesetzentwurf vorgelegt, zu dem eine Exper-
tenanhörung im Rechtsausschuss des Landtages stattgefunden hat.

Der BSBD wurde durch seinen Landes-
vorsitzenden Peter Brock und dessen 
Stellvertreter Ulrich Biermann ver-
treten. Da selbst die Landesregierung 
einräumt, dass die erhöhten Doku-
mentations-, Mitteilungs- und Aus-
kunftspflichten zu einem personellen 
Mehraufwand in den Verwaltungsab-
teilungen der Justizvollzugsanstalten 
führen werde, war es nicht weiter ver-
wunderlich, dass die BSBD-Vertreter 
hier den Finger in die Wunde legten. 
Sie betonten, dass es nicht sachgerecht 
sei, den Bediensteten des Strafvoll-
zuges diese absehbare Mehrarbeit in 
einer Situation zuzumuten, in der sie 
bereits am Anschlag arbeiteten. Hier 
müsse mit der neuen Aufgabe auch das 
neue und dringend benötigte Personal 
zur Verfügung stehen. Erst, wie es die 
Landesregierung beabsichtige, prak-

tische Erfahrungen zu sammeln, um 
den Mehrbedarf besser bemessen zu 
können, führe zwangsläufig zu einer 
Überforderung der Verwaltungen und 
sei daher nicht akzeptabel.

Wird der Datenschutz zu einer  
Belastung für den Vollzug ?
Zu dem Gesetzesvorhaben hat der 
BSBD eine Stellungnahme abgegeben 
und kritisiert, dass bei dem zweifellos 
hohen Rechtsgut der informationellen 
Selbstbestimmung das Kind nicht mit 
dem Bade ausgeschüttet werden dür-
fe. Schließlich beruhten die Behand-
lungsbemühungen des Strafvollzuges 
in jedem Einzelfall auf einer möglichst 
breiten Datenbasis, die im Rahmen von 
Explorationen und Anamnesen erstellt 
werde. Hier allzu große Restriktionen 
vorzusehen und diese auch noch weit-

Für den BSBD nahmen Peter Brock (li.) und Ul-
rich Biermann an der Anhörung des Rechtsaus-
schusses des Landtags NRW teil.

Foto: BSBD NRW
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Her Majesty‘s Prison (HMP) Birmingham:

Britische Vollzugsverwaltung  
beendet Privatisierung

E nde des 20. Jahrhunderts waren Privatgefängnisse auf dem Vormarsch. 
Ausgehend von Amerika griff diese Spielart des neoliberalen Wirtschaf-
tens auf Großbritannien und Australien über. Auch Deutschland blieb 

nicht verschont. Zum Glück schützte der Funktionsvorbehalt des Artikels 33 
Abs. 4 des Grundgesetzes den bundesdeutschen Vollzug vor der Einrichtung 
von Vollzugseinrichtungen ganz in privater Hand. Die Politik wäre seiner-
zeit wohl durchaus bereit gewesen, sich auf solche Experimente einzulassen. 
Auch dem BSBD ist es zu verdanken, dass Privatunternehmen im Strafvollzug 
nur vereinzelt und das auch nur in einigen Bereichen Fuß fassen konnten. Die 
britische Regierung muss sich jetzt eingestehen, dass ihr Experiment – zumin-
dest am Standort Birmingham – grandios gescheitert ist.

gehend vom Einverständnis der Betrof-
fenen abhängig zu machen, beeinträch-
tige das Kerngeschäft des Strafvollzuges 
substantiell.

Um die Gefährlichkeit von Gefange-
nen richtig einschätzen, ihre Eignung 
für vollzugsöffnende Maßnahmen be-
urteilen und die Risiken einer Strafaus-
setzung zur Bewährung bewerten zu 
können, müssen viele Daten erhoben 
und zusammengeführt werden. Die Da-
tenerhebung dabei von der Mitarbeits-
bereitschaft der Betroffenen abhängig 
zu machen, ist aus Sicht des BSBD nicht 
zielführend, sondern eine schwere Be-
lastung der Behandlungsarbeit.

Werden Belehrungen vor  
jedem Gespräch mit Gefangenen 
erforderlich ?
Die Vorstellung, einen Gefangenen vor 
jedem Gespräch mit dem Abteilungs-
beamten, dem Sozialdienst oder dem 
zuständigen Psychologen umfänglich 
und nachvollziehbar belehren zu müs-
sen, würde nach Meinung der BSBD-
Vertreter zu einer Pervertierung der 
gesamten Vollzugsarbeit führen und 
einem humanen Binnenklima in den 
Vollzugseinrichtungen abträglich sein.

Das menschliche und soziale Mitei-
nander würde großen Schaden nehmen 
und dadurch den Behandlungsbemü-
hungen des Vollzuges in vielen Fällen 
die Grundlage entziehen. Im Vollzug, 
dies ist eine allgemeine Erkenntnis und 
alltägliche Erfahrung, gewinnt die Qua-
lität vollzuglicher Entscheidungen, je 
breiter die verfügbare Datenbasis ist. 
Hier mit dem Datenschutz restriktiv 
einzugreifen wird die Behandlungsqua-
lität mindern und u. U. den Schutz der 
Allgemeinheit vor weiteren Straftaten 
erschweren.

Nach Einschätzung der BSBD-Ver-
treter sei es die Aufgabe der Politik, in 
dieser Hinsicht Augenmaß walten zu 
lassen.

Daten nicht voreilig löschen
Die BSBD-Vertreter rieten dazu, die Lö-
schungsvorschriften mit den geltenden 
Aufbewahrungsrichtlinien kompatibel 
zu halten und nicht ohne Not unter-
schiedliche Fristen vorzusehen. Da Da-
ten von Gefangenen bei spezifischen 
kriminellen Karrieren über einen lan-
gen Zeitraum greifbar sein müssten, so 
die BSBD-Vertreter, solle auf kurze Lö-
schungsfristen verzichtet werden. 

Dem informationellen Selbstbestim-
mungsrecht der Gefangenen könne 
auch durch weitreichende Zugriffsbe-
schränkungen angemessen Rechnung 
getragen werden.

Friedhelm Sanker

In Birmingham hatte es immer wieder 
Sicherheitsstörungen gegeben, die Ende 
letzten Jahres kaum mehr akzeptable 
Ausmaße annahmen. Die Inhaftierten 
revoltierten. Rund 600 Gefangene 
legten Brände, randalierten, zündeten 
Feuerwerkskörper und riefen Rund-
funksender an, um auf die unhaltbaren 
Zustände im Vollzug aufmerksam zu 
machen. Sie beanstandeten schlechtes 
Essen, gravierende Hygienemängel und 
einen eklatanten Mangel an Personal. 
Erst nach vielen Stunden gelang es der 
Anstaltsleitung, die Revolte niederzu-
schlagen und zu beenden.

Aufgeschreckt durch diese Ereignisse 
und permanente Berichte über Gewalt, 
Drogenkonsum und Kontrollverlust der 
privaten Gefängnisbetreiber schickte 
die Regierung staatliche Inspekteure 
nach Birmingham, um ein zutreffen-
des Bild von den Verhältnissen zu ge-
winnen. Chef-Inspekteur Peter Clarke 
berichtete, dass die Haftanstalt in eine 
tiefe Krise gerutscht sei. 

Während der Inspektionen 
seien etliche Gefängnismit-
arbeiter schlafend oder ein-
gesperrt in ihren Büros an-
getroffen worden. An vielen 
Stellen der insgesamt bau-
fälligen Gebäude habe sich 
Ungeziefer breit gemacht, 
Müll sei auf den Fluren und 
Gängen der Haftanstalt ent-
sorgt worden. In den ersten 
sieben Monaten des Jahres 
habe man 1.434 Übergriffe 
registrieren müssen. Ange-
sichts dieser Zustände hätten 
die Inspekteure der Regie-
rung Handlungsvorschläge 
unterbreitet. Diese als chao-
tisch zu bezeichnenden Ver-
hältnisse haben die britische 
Regierung dazu bewogen, 
dass Gefängnis in Birming-
ham wieder unter staatliche 
Kontrolle zu stellen. 

Das Justizministerium hat einen neuen 
Anstaltsleiter und ein neues Leitungs-
team installiert, dreißig zusätzliche 
Vollzugskräfte eingestellt und die Be-
legung reduziert, so dass Ende Juli nur 
noch 1.300 Gefangene in Birmingham 
untergebracht waren. Anfang der Neun-
zigerjahre hatte die britische Regie-
rung 17 der 123 Vollzugseinrichtungen 
privatisiert. Birmingham soll dem Ver
nehmen nach das erste privatisierte 
Gefängnis sein, in dem gravierende 
Sicherheitsmängel und chaotische Zu-
stände aufgetreten sind, so dass Fach- 
und Dienstaufsicht einschreiten und 
die Kontrolle übernehmen mussten. 

Ob die Vorkommnisse in Birmingham 
die britische Regierung veranlassen, die 
Privatisierung grundsätzlich auf den 
Prüfstand zu stellen, bleibt zu hoffen, 
gilt aber nicht als ausgemacht, weil die 
britische Regierung die Beendigung der 
Privatisierung in Birmingham zunächst 
befristet hat.

Friedhelm Sanker

Die Phase der Privatisierung des Vollzuges ist für HMP Bir-
mingham zunächst Geschichte. � Foto: picture alliance/dpa



R H E I N L A N D - P FA L Z 

74    4-5/2018  ·  DER VOLLZUGSDIENST

Zahlreiche Argumente gegen Schließung der JVA Trier
Arbeitskreis „Justiz“ der Landtagsfraktion der SPD zu Besuch in der Justizvollzugsanstalt Trier

Von links: Kollege Adam, Kollege Ernzerhoff, Kollege Kohl, MdL Teuber, MdL Sippel, MdL Rommelfan-
ger, Kollege Ternes. Nicht im Bild MdL´in Sahler-Fessel, AL´in Beckmann, Kollege Stuppy, Kollege 
Philipps. � Foto: BSBD RLP

A m 18. Juni 2018 besuchte der 
Arbeitskreis Justiz der Land-
tagsfraktion sowie die „Trie-

rer“ Landtagsabgeordneten der SPD 
die JVA Trier.

In Anwesenheit der Anstaltsleiterin 
Frau Beckmann sowie den Mitgliedern 
des örtlichen Personalrates wurden all-
gemeine Themen und Problematiken 
des Vollzuges in Rheinland-Pfalz mit 
den Parlamentariern erörtert. Man war 

sich hierbei einig, dass sich der Vollzug 
in Rheinland-Pfalz den neuen Heraus-
forderungen, wie beispielsweise eine 
immer schwerer werdende Nachwuchs-
gewinnung für den mittleren und geho-
benen Vollzugsdienst oder die höhere 
Anzahl an verhaltensauffälligen Gefan-
genen, stellen muss.

Daneben war von Seiten des Perso-
nalrates  mangelnde Wertschätzung des 
Personals durch die Politik ein Thema, 
hier wäre die gewünschte Erhöhung der 

sogenannten „Gitterzulage“ auf das Ni-
veau der „Polizeizulage“ ein wichtiges 
Zeichen der Politik, welches in die rich-
tige Richtung zielen würde. 

Naturgemäß war die „geplante“ 
Schließung der JVA Trier ein weiteres 
Thema der Besprechung. Hier war es 
der Anstaltsleiterin sowie dem Perso-
nalrat ein Hauptanliegen, den politisch 
Verantwortlichen ihre zahlreichen Ar-
gumente, die gegen eine Schließung 
der JVA Trier sprechen, darzulegen. 
Auch wurde den Abgeordneten wäh-
rend eines Rundganges durch die An-
stalt der sehr gute bauliche Zustand 
derselben vor Augen geführt.

Zum Abschluss bedankte sich der Vor-
sitzende des Arbeitskreises Herr MdL 
Heiko Sippel für das offene Gespräch 
und sagte zu, dass man von Seiten der 
Abgeordneten im Falle einer notwendig 
werdenden politischen Entscheidung 
über eine eventuelle Schließung der 
JVA Trier auch die von Seiten der An-
staltsleitung und des Personalrates vor-
gebrachten Aspekte hierin einfließen 
lassen werde.

Aus Sicht des Personalrates sehen wir 
im Besuch der Abgeordneten ein klares 
Zeichen, die Bediensteten der JVA Trier 
sowie deren Sorgen und Nöte ernst zu 
nehmen und ihnen die Hoffnung zu ge-
ben, dass in Trier noch nicht aller Tage 
Abend ist.

Landtag wählt neue Bürgerbeauftragte mit großer Mehrheit
Landesvorsitzender Winfried Conrad überbringt die Glückwünsche des BSBD

Seit Mai des Jahres ist Frau Barbara 
Schleicher-Rothmund die neue Bür-
gerbeauftragte des Landes Rheinland-
Pfalz und hat somit Dieter Burgard ab-
gelöst, der sich in den wohlverdienten 
Ruhestand verabschiedet hat. 

Frau Schleicher-Rothmund wurde im 
Dezember 2017 in geheimer Wahl mit 
großer Mehrheit vom Landtag in dieses 
Amt gewählt. Zuvor war die SPD-Ab-
geordnete aus Germersheim seit 2001 
im rheinland-pfälzischen Landtag und 
dort in den letzten Jahren auch als Vi-
zepräsidentin des Landtages tätig.

Landesvorsitzender Winfried Con-
rad überbrachte die Glückwünsche des 
gesamten Landesvorstandes zu dieser 
neuen verantwortungsvollen Aufgabe. 

An dem in sehr angenehmer Atmo-
sphäre geführten Gespräch nahm auch 
die für den Justizvollzug zuständige 
Referentin Frau Follmann teil. Fast 
ein Viertel aller Eingaben betrifft den 

rheinland-pfälzischen Justizvollzug, so-
mit ist die Bürgerbeauftragte eine wich-
tige Ansprechpartnerin auch für die Ge-
werkschaft. 

Conrad ging zunächst auf die aktu-
elle Situation im Justizvollzug unseres 
Landes ein. Fehlendes Personal, zuneh-
mende Arbeitsverdichtung und eine 

Von rechts nach links: Frau Barbara Schleicher-Rothmund, Landesvorsitzender Winfried Conrad, Frau 
Follmann. � Foto: BSBD RLP
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Schnelle Reaktion der 
Aufsichtsbehörde
Auf Antrag der 
SPD, FDP und 
dem Bündnis 90/
Die Grünen wurde 
eine Gesetzesän-
derung bezüglich 
der Fixierung im 
Justizvollzug und 
Maßregelvollzug noch kurzfristig 
eingebracht. 

Nach Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 24. Juli 2018 war hier 
dringender Handlungsbedarf. Um ein 
langfristiges Gesetzesänderungsverfah-
ren zu vermeiden, wurde der Antrag 
auf Gesetzesänderung noch schnell 
formuliert und am 23. August mit der 
schon geplanten Gesetzesänderung im 
Landtag verabschiedet. Erfreulich ist, 
dass die örtliche Zuständigkeit für die 
Anordnung der Fixierung klar geregelt 
wurde. Somit entfällt die von der Pra-
xis in den Vollzugseinrichtungen schon 
befürchtete sehr zeitaufwendige und 
nervenaufreibende Zuständigkeitsprü-
fung. Die schnelle Reaktion der Auf-
sichtsbehörde – die die Vorarbeiten in 
der Sache leisten musste – wurde von 
den BSBD Gewerkschaftsvertretern aus
drücklich gelobt.

geänderte Klientel führt im Vollzug zu 
großen Problemen. Der geplante Perso-
nalabbau sei zwar vom Tisch, es fehle 
aber an Ausbildungsstellen und zusätz-
liches Personal im Allgemeinen Voll-
zugsdienst sei dringend erforderlich.

Auch die zunehmende Gewalt gegen-
über Bediensteten sei besorgniserre-
gend und erfordere nach Meinung der 
Gewerkschaft schnelles Handeln. 

Die angespannte Personalsituation 
wurde in den letzten Berichten des 
Bürgerbeauftragten auch thematisiert, 
dafür bedankte sich Landesvorsitzen-
der Conrad. Das Angebot der Gewerk-
schaft, mit Vertreterinnen und Vertre-
tern einzelner BSBD Arbeitsgruppen 
die Bürgerbeauftragte und ihre Refe-
rentin über die Schwierigkeiten und 
Probleme des Vollzugsalltags zu infor-
mieren, wurde von Frau Schleicher-
Rothmund gerne angenommen. Im 
Herbst/Winter will man dies angehen.

Weitere Besprechungsthemen waren 
die hohe Krankenquote bei den Bedien-
steten und die Bewerbersituation für 
die einzelnen Laufbahnen. 

Einvernehmen bestand darüber, auch 
zukünftig sich zu Gesprächen und Mei-
nungsaustausch zu treffen.

Geplante Gesetzesänderung begrüßt
Ausdrücklicher Dank des BSBD an Justizminister Herbert Mertin
Nach vorangegangenen Anhörungs-
verfahren – an dem auch der BSBD 
Landesverband eine Stellungnahme 
abgegeben hat – wurden nunmehr 
drei Gesetzesänderung auf den Weg 
gebracht. 

Insbesondere die praxisorientierte Re-
gelung, die zu einer maßvollen und 
situationsangemessenen Reduzierung 
der umfassenden Planungs- und Doku-
mentationspflichten führt – so die Pres-
semitteilung des Ministeriums –, wird 
von unserer Gewerkschaft sehr begrüßt. 

In Gesprächen mit dem Minister und 
mit vielen Landtagsabgeordneten aller 
Fraktionen wurde die Problematik von 
unserer Gewerkschaft intensiv ange-
sprochen. Für diesen Änderungswillen 
dürfen wir uns bei Minister Herbert 
Mertin ausdrücklich bedanken. 

Weiterer Änderungsbedarf
Weiterer Änderungsbedarf wurde schon 
mehrfach von der Gewerkschaft ange-
mahnt, insbesondere nach dem Wegfall 
der Arbeitspflicht und deren Auswir-
kungen, scheint auch hier Handlungs-
bedarf zu sein. Bei einer weiteren Än-

derungsabsicht sind wir noch etwas 
skeptisch, inwieweit sie in der Praxis die 
notwendige Anwendung findet. Dazu 
heißt es in der Presseerklärung des Mi-
nisteriums: „Vorgesehen ist weiterhin 
eine klarstellende Regelung der Abwä-
gungskriterien für Entscheidungen über 
die Unterbringung im offenen Vollzug 
oder der Gewährung von Lockerungen, 
um die Handlungssicherheit der Voll-
zugsbediensteten zu erhöhen. 

Dem Verhalten und der Entwicklung 
der Straf- und Jugendstrafgefangenen 
während der Haft soll größeres Ge-
wicht zukommen, als die Umstände, die 
bereits Gegenstand der Verurteilung 
waren“. Nach dem Urteil des Landge-
richts Limburg gegen zwei rheinland-
pfälzische Bedienstete wegen fahrläs-
siger Tötung mit Haftstrafen von jeweils 
neun Monaten auf Bewährung wird die 
geplante Gesetzesänderung nach un-
serer Meinung nicht zur Beruhigung 
der „Entscheider“ beitragen. 

Hier wäre mal eine öffentliche Stel-
lungnahme unseres Arbeitgebers zu 
dem Ausgang des Verfahrens nicht nur 
zu begrüßen, sondern auch dringend 
notwendig. 

Erst ein paar Tage sind vergangen, als 
Ministerpräsidentin Malu Dreyer und 
ihre Ministerinnen und Minister im 
Kabinett den Haushaltsentwurf für 
den Doppelhaushalt 2019/2020 ver-
abschiedet haben. 

Unser Minister ist mit den Beschlüssen 
zufrieden, wir, die größte Interessen-
vertretung der Vollzugsbediensteten 
in Rheinland-Pfalz verspüren eine ge-
wisse Zufriedenheit mit den geplanten 
Verbesserungen. Insbesondere ist eine 
langjährige Forderung des BSBD in Er-
füllung gegangen, die Anhebung der 
Gitterzulage auf das Niveau der Polizei. 
Auch wenn wir uns alle die Umset-
zung schon im Haushaltsjahr 2019 ge-
wünscht hätten, kommentiert Landes-
vorsitzender Conrad die Entscheidung, 
so ist es dennoch zu begrüßen, dass 
man hier die Anpassung an viele andere 
Bundesländer anstrebt. 

Mit großer Genugtuung haben die Ge-
werkschafter auch die Verbesserungen 
der Beförderungssituation – insgesamt 
über 100 Beförderungen, ein größter 
Teil für den AvD – zur Kenntnis genom-
men. Hier hat sich das Engagement 

und die Hartnäckigkeit der BSBD Ar-
beitsgruppe gelohnt. Auch die zusätz-
lichen 44 Ausbildungsplätze für An-
wärterinnen und Anwärter waren eine 
Forderung der Gewerkschaft. Wie bei 
Wunschlisten so üblich sind nicht alle 
Wünsche in Erfüllung gegangen. Zwar 
ist die nicht nachvollziehbare Idee von 
Stellenstreichungen für diese Legisla-

turperiode vom Tisch, die Praxis sig
nalisiert jedoch aufgrund gestiegener 
Anforderungen und Arbeitsverdichtung 
einen nicht unerheblichen Personalbe-
darf. Hier müssen wir weiter „am Ball“ 
bleiben, sagte Conrad.

Insgesamt und im Rückblick auf die 
Haushaltsaufstellungen der letzten Le-
gislaturperioden sollten wir nicht unzu-
frieden sein. Wir werden uns weiter für 
die Belange der rheinland-pfälzischen 
Vollzugsbediensteten einsetzen.

„Silberstreif am Horizont“
Landesregierung verabschiedet Haushaltsplan 2019/2020 

Foto: BSBD RLP
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Karl Vellen  
verstorben
Am 28. Juni 2018 ist unser Ehrenmit-
glied im Landesvorstand und lang-
jähriger Vorstandskollege Karl Vellen 
im Alter von 75 Jahren verstorben.
Karl Vellen hat in seiner Laufbahn im 
Strafvollzug, die er 1977 begann, in 
seiner dienstlichen Wirkungsstätte 
der Justizvollzugsanstalt in Wittlich 
Spuren hinterlassen. 
Als gelernter KFZ-Meister hat er sehr 
früh versucht, seine Erfahrungen aus 
der freien Wirtschaft in das damals 
noch sehr starre System Strafvollzug 
einfließen zu lassen. Kurze Zeit nach 
seinem Diensteintritt hat Karl Vellen 
die Interessen der Beschäftigten der 
JVA Wittlich als Personalratsmitglied vertreten. Schon zu 
dieser Zeit sah er die Zielsetzung der Personalvertretung 
darin ein fairer und vertrauensvoller Ansprechpartner zu 
sein, der nur ein Ziel verfolgt, Verbesserungen zum Wohle 
der Beschäftigten umzusetzen.
Karl Vellen hat mit seiner gelassenen und beharrlichen, 
von seiner Heimat der Eifel geprägten Art alle Klippen und 
Hürden der Personalratsarbeit  gemeistert.
Aber nicht nur auf örtlicher Ebene, auch auf Landese-
bene hat er sehr früh als Mitglied im Hauptpersonalrat 
die Entwicklung im Strafvollzug begleitet. Er war neben 
dem ehemaligen Vorsitzenden Günter Klöckner der so-
genannte zweite Mann im Hauptpersonalrat. Dort hat er 
mit konstanter Beharrlichkeit und sehr viel Geschick die 
Interessen aller im Land beschäftigten Kolleginnen und 
Kollegen vertreten. Ohne Zögern hat er nach dem frühen 
Tod von Günter Klöckner den Vorsitz im Hauptpersonalrat 
für vier Jahre bis zum Jahr 2001 übernommen und eine 
herausragende Arbeit geleistet. Er war sehr schnell bei al-
len seinen Gesprächspartnern im Ministerium anerkannt 
und akzeptiert. Karl Vellen war es auch, der eine Entschei-

dung immer kritisch beleuchtete und 
hinterfragte, um dann seine Auffas-
sung begründet und konsequent zu 
vertreten. Seine kurze und klare Art 
hat die Sachverhalte immer auf den 
Punkt gebracht. 
Die Belange und Interessen seiner 
Kolleginnen und Kollegen haben ihm 
immer am Herzen gelegen. Diese We-
sensart hat auch seinen Werdegang 
im Berufsverband begleitet. Auch 
hier nur die Interessen seiner im Ver-
band organisierten Kolleginnen und 
Kollegen im Blick, hat er sehr früh 
nach seinem Dienstbeginn im Orts-
verband Wittlich die Funktion des 
Schriftführers bzw. Geschäftsführers 
übernommen. Dieses Amt hat er in 
seiner bescheidenen Art über Jahre 
bestens ausgefüllt, ohne sich in die 

erste Reihe drängen zu wollen. Vielen Ortsverbandsvorsit-
zenden war er in dieser Zeit ein fleißiger und treuer Weg-
gefährte.
So wurde Karl Vellen zum Ehrenmitglied des Ortsverbands 
Wittlich ernannt. Als Bindeglied zwischen Ortsverband 
und Landesverband war Karl Vellen lange Jahre auf Lan-
desebene als Verbandsvertreter tätig. 
Seinem Engagement und seiner Mitstreiter im Landesvor-
stand ist es zu verdanken, dass man manche Verbesserung 
für den Strafvollzug erreichen konnte. 
Karl Vellen hat sich sowohl in seiner Tätigkeit im Haupt-
personalrat als auch in der Verbandsarbeit für alle im 
rheinland-pfälzischen Justizvollzug tätigen Kolleginnen 
und Kollegen eingesetzt.
Es ist wohl selbstverständlich, dass Kollege Vellen we-
gen seiner Verdienste zum Ehrenmitglied des Landesvor-
standes ernannt wurde.
Für seinen Einsatz und seinen persönlichen Zuspruch in 
der Vergangenheit ist ihm der BSBD sehr dankbar.
Er wird unserem Verband fehlen.

� Winfried Conrad, Landesvorsitzender

Bild aus dem Jahr 2005 – Verleihung der  
Ehrenmitgliedschaft im Landesvorstand.  

Foto: BSBD RLP

Permanent am Limit – Burnout im Beruf
Was bereitet Stress ? – Besonders unbeliebt: Anruf der Dienststelle während der dienstfreien Zeit

Der Förderverein des BSBD Rhein-
land-Pfalz veranstaltete und organi-
sierte ein Seminar unter dem Thema 
Burnout im Beruf. Als Tagungsstätte 
stand die dbb Akademie in Königs-
winter zur Verfügung. 

15 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus fast allen Justizvollzugseinrich-
tungen des Landes traten die Reise zur 
Tagungsstätte an. Zunächst wurde nach 
einer kurzen Vorstellungsrunde die 
Thematik – wie entsteht ein Burnout-
Syndrom? – bearbeitet. 

Anhand des Films – die kranke See-
le – erfuhr die Seminargruppe, wie ein 
Burnout entstehen kann. An Beispielen 
von Ex-Nationaltorhüter Robert Enke, Seminargruppe. � Foto: BSBD RLP
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dem ehemaligen Skispringer Sven Han-
nawald und dem Sänger der Gruppe 
PUR Hartmut Engler wurde die Entste-
hung der Krankheit dokumentiert. 

Schon bei der Vorstellungsrunde wur-
de bei den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer abgefragt, was im Dienst Stress 
bereite. Spitzenreiter der Nennung war 
der Anruf der Dienststelle während der 
dienstfreien Zeit. Aber auch die Dienst-
planung selbst und die Vorgesetzten 
wurden als Stressfaktoren genannt. 

Die Ergebnisse griff in seinem Vor-
trag der Referent Mark Schallmo auf. 
Sein Thema: „Macht die Dienstplanung 
krank – Stress im Strafvollzug“. Der 
nächste Tag begann mit dem Referenten 
Matthias Lammert. Herr Lammert 

ist Mitglied der CDU-Landtagsfraktion 
und Mitglied der Strafvollzugskommis-
sion. Der Abgeordnete referierte über: 
„Wie steht die Politik zu der zuneh-
menden Arbeitsdichte und den hohen 
Anforderungen an die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer“. MdL Lammert 
kam sehr schnell in eine sehr lebhafte 
Diskussion mit den Kolleginnen und 
Kollegen. Der Nachmittag wurde vom 
Diplompsychologen und BSBD Lan-
desvorstandsmitglied Michael Bach 
gestaltet. Aus seinem unerschöpflichen 
Erfahrungsschatz beleuchtete Kollege 
Bach die Problematik.

BSBD Landesverband gründet Arbeitsgruppe

Die Probleme der jungen  
Bediensteten stehen im Fokus
Schwerpunktthemen zusammengetragen

Immer mehr sehr junge Bewerbe-
rinnen und Bewerber interessieren 
sich für die Berufe hinter den Mauern 
der rheinland-pfälzischen Gefäng-
nisse.

Früher legte man bei der Auswahl des 
Personals das Augenmerk auf die le-
benserfahren, älteren Bewerber/innen, 
so eine Regelung ist heute nicht mehr 
möglich. 

Zu wenige Interessenten aus dieser 
Personengruppe melden sich für den 
Dienst hinter Gittern. Grund dafür ist 
insbesondere die unzureichende Besol-
dung.

Erstes Treffen der Ortsverbands­
delegierten in Wittlich
Der BSBD Landesverband möchte sich 
zukünftig auch gezielt und nachhaltig 
für die Belange unserer jüngeren Mit-
glieder einsetzen. 

Aus diesem Grund wurde eine Ar-
beitsgruppe „Junge Bedienstete“ in-
stalliert. Welche Probleme und welche 
Forderungen hat unser Nachwuchs an 

seinen Arbeitgeber aber auch an die 
Gewerkschaft. Zu einem ersten Treffen 
reisten die Ortsverbandsdelegierten 
nach Wittlich. Nach einer kurzen Vor-
stellungsrunde wurden Themen für die 
zukünftige Arbeitsgruppentätigkeit zu-
sammengetragen. 

Folgende Schwerpunkte wurden 
genannt: 
• �Ausbildungskonzept für den AvD
• �Engmaschige Betreuung der Anwär-

ter/innen während der gesamten 
Ausbildungszeit

• �Zentrale Stelle für eine landesweite 
Anwärterbetreuung 

• �Zulassung von Körperschmuck  
z.B Tattoos 

• �Erhöhung der DuZ Sätze 
• �Bessere Information über  

den Beruf des Vollzugsbediens- 
teten 

• �Bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Schichtdienst

Die hochmotivierten Arbeitsgruppen-
teilnehmer werden sich zu weiteren Ar-
beitssitzungen treffen.

                www.bsbd-rlp.de

Referent MdL Matthias Lammert, CDU.  
� Foto: BSBD RLP

Ein Teil der AG-Mitglieder. � Foto: BSBD RLP
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Treffen mit dem Antisemitismusbeauftragten des Landes
Ansprechpartner für Rheinland-Pfälzer jüdischen Glaubens

Dieter Burgard, ehema-
liger Bürgerbeauftragter 
des Landes, wurde Ende 
des letzten Jahres von 
der Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer zum Beauf-
tragten gegen Antisemi-
tismus berufen. 

Bundesweit war Rhein-
land-Pfalz das erste Bun-
desland, welches einen 
Beauftragten für Antise-
mitismus installierte. Seit 
seiner Verabschiedung als 
Bürgerbeauftragter erfüllt 
Herr Burgard diese ehren-
amtliche Tätigkeit mit
sehr viel Engagement. 
Er ist in dieser Funktion Ansprechpart-
ner für Rheinland-Pfälzer jüdischen 
Glaubens und koordiniert Projekte zur 
Bekämpfung von Antisemitismus. 

Seit fast 30 Jahren ist er mit sehr 
viel Herzblut und Sachverstand für die 
Erinnerungsarbeit und den Erhalt jü-
dischen Lebens in unserem Bundesland 

eine feste Größe. In seiner achtjährigen 
Funktion als Bürgerbeauftragter, aber 
auch in seiner Zeit als SPD-Landtagsab-
geordneter hatte er immer ein offenes 
Ohr für die Probleme und Belange der 
rheinland-pfälzischen Strafvollzugsbe
diensteten. In seinen alljährlichen Re
chenschaftsberichten beklagte Dieter 

Burgard auch immer wieder die unzu-
reichende Personalausstattung und die 
dadurch resultierende Belastungssitua-
tion der Mitarbeiter.

Landesvorsitzender Conrad, der lei-
der an der offiziellen Verabschiedung 
von Herrn Burgard in Mainz als Bür-
gerbeauftragter nicht teilnehmen konn-
te, traf sich mit ihm in Koblenz, um 
sich auch persönlich für die jahrelange 
vertrauensvolle Zusammenarbeit zu be-
danken. 

Zahlreiche BSBD Arbeitsgruppen tra-
fen sich mit dem Bürgerbeauftragten 
um zu informieren und Probleme anzu-
sprechen. In vielen Seminaren hat Die-
ter Burgard als Referent zur Verfügung 
gestanden und die Arbeit der Gewerk-
schaft unterstützt.

Dafür sei ihm hier noch einmal herz-
lich gedankt.

Der BSBD und Herr Burgard möchten 
die Zusammenarbeit aber auch zukünf-
tig fortsetzen. In seiner neuen Funktion 
wird er als Referent und Unterstützer 
weiterhin den guten Kontakt mit den 
Gewerkschaftern pflegen.

Die Ergebnisse sind aufschlussreich und repräsentativ
Umfrage der gemeinsamen AG der Sozialen Dienste ausgewertet

Mit sehr viel Engagement haben die 
Mitglieder der gemeinsamen Arbeits-
gruppe des BSBD und der LAG Sozi-
alen Dienste die Umfrage der Lauf-
bahnangehörigen ausgewertet. 

Besonderer Dank gilt hier der Kollegin 
Genzlinger und dem Kollegen Enders. 
Diese beiden AG Mitglieder haben die 
Ergebnisse ausgewertet, zusammenge-
fasst und zu einer anschaulichen Prä-
sentation aufbereitet. 

Erfreulich ist auch, dass sich sehr viele 
Angehörige der Laufbahn an der Be-
fragung beteiligt haben und die Ergeb-
nisse somit als repräsentativ eingestuft 
werden können. Bevor die AG jedoch 
die Ergebnisse in der Öffentlichkeit vor-

Von links nach rechts: Kollege Enders, die Kolleginnen Grill, Genzlinger, Schmidt, Buchholz und Kolle-
ge Paulus. � Foto: BSBD RLP

stellt, werden die Angehörigen zeitnah 
über die Ergebnisse der Befragung in-
formiert. 

Die sehr interessanten und aufschluss
reichen Ergebnisse sollen anschließend 
dem Minister, der zuständigen Stelle 

im Ministerium und den Landtagsfrak-
tionen vorgestellt werden. Die Rück-
schlüsse aus der aktuellen Situation der 
Laufbahnangehörigen muss, so die AG 
Mitglieder, im zukünftigen Haushalt 
Berücksichtigung finden.

Antisemitismusbeauftragter Dieter Burgard (r.), BSBD Landes-
vorsitzender Winfried Conrad. � Foto: BSBD RLP

Foto: © Rawpixel.com/AdobeStock
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BSBD Ehrenvorsitzender Theo Wannenmacher:

„Nicht durch Rückschläge entmutigen lassen“
Gewerkschaftsarbeit erfordert viel Geduld, Beharrlichkeit und ein dickes Fell
Mitglieder des Landesvorstandes trafen sich mit dem 
ehemaligen BSBD Landesvorsitzenden und jetzigen Eh-
renvorsitzenden Theo Wannenmacher. 

Der nunmehr 96-jährige Gewerkschafter hat schon seit 
Jahren seinen Alterswohnsitz in das schöne Neustadt an 
der Weinstraße verlegt. Das Ehrenmitglied im Landes-
vorstand Werner Schäfer hatte den Besuch bei Kollegen 
Wannenmacher dankenswerterweise organisiert. Einen 
seinem Alter entsprechenden körperlich fitten und immer 
noch sehr an der gewerkschaftlichen Arbeit interessierten 
Kollegen trafen die Landesvorstandsmitglieder an. Alte 
und neue Geschichten wurden ausgetauscht, und alle Teil-
nehmer stellten fest, dass viele der heutigen Probleme des 
Justizvollzuges auch schon früher Thema in der Gewerk-
schaft waren. Wannenmacher appellierte an die jetzigen 
Verbandsfunktionäre, sich auch nicht durch Rückschläge 
entmutigen zu lassen. Die Interessen der Kolleginnen und 
Kollegen gegenüber dem Ministerium und der Politik zu 
vertreten sei überaus wichtig in unserer Gesellschaft. Er 
wünschte dem Landesvorstand Geduld, Beharrlichkeit und 
ein dickes Fell bei seiner Arbeit. 

Schock über Gewaltexzesse gegenüber Bediensteten
Der Rechtsstaat muss „Flagge zeigen“
Landesvorsitzender Winfried Conrad 
und alle Vollzugsbediensteten des 
Landes sind sehr geschockt über zwei 
besondere Vorkommnisse in rhein-
land-pfälzischen Vollzugseinrichtun
gen, bei denen Bedienstete massiv 
verletzt wurden. 

Zunächst kam es in der JVA Diez zu 
einem Gewaltausbruch gegen Bedien-
stete, bei dem einem der Kollegen of-
fensichtlich mit einer Essenschale bru-

tal ins Gesicht geschlagen wurde. Der 
Bedienstete wurde nach Erkenntnissen 
der Gewerkschaft bei der Aktion schwer 
verletzt und hat Brüche im Gesichtsbe-
reich. Weitere fünf Bedienstete wurden 
anschließend so durch den Gefangenen 
verletzt, dass sie sich dienstunfähig 
melden mussten. Weiter wurde eine 
junge Kollegin der JVA Zweibrücken 
Opfer eines gewalttätigen Inhaftierten. 
Der Gewalttäter versuchte zunächst der 
jungen Frau heißes Teewasser ins Ge-
sicht zu kippen. Diese wurde aber am 
Halsbereich und am Oberkörper getrof-
fen und verbrüht. Sie musste mehrere 
Tage stationär im Krankenhaus behan-
delt werden. Alle rheinland-pfälzischen 

Werner Schäfer (r.), Theo Wannenmacher (l.). � Foto: BSBD RLP

Kolleginnen und Kollegen hoffen, dass 
keine bleibenden Beeinträchtigungen 
bei der jungen AvD-Kollegin zurück-
bleiben. Die Gewerkschaft wünscht 
allen Verletzten gute Besserung und 
hofft, dass die Verursacher zur Rechen-
schaft gezogen werden.

Landesvorsitzender Conrad ist ent-
setzt über die brutalen und rücksichts-
losen Angriffe auf das Vollzugsper-
sonal, die offensichtlich mit großer 
Brutalität ausgeführt wurden.

Es kann nicht sein, dass unsere Be-
diensteten massiv körperlich angegrif-
fen werden. Hier muss der Rechtsstaat 
„Flagge zeigen“, kommentierte der Ge-
werkschaftschef die Lage.
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Nachwuchsgewinnung in allen Dienstbereichen forcieren !
BSJ trägt dem neuen Justizminister seine Forderungen vor – Wichtigster Punkt: „Personal muss her“

Von links nach rechts: Karsten Ritter, Justizminister Strobel, Staatssekretär Theis, Wojciek Piontek, 
Gerhard Schirra, Dr. Kost. � Foto: BSJ

Bei einem Gespräch mit dem neuen 
Justizminister Peter Strobel und dem 
Staatssekretär Roland Theis trug der 
BSJ Landesvorstand die Forderungen 
der Strafvollzugsgewerkschaft BSJ 
vor.

Der wichtigste Punkt vorneweg „Perso­
nal muss her“, um die Personalsituation 
zu verbessern, so die Vertreter des BSJ. 
Die Nachwuchsgewinnung muss in al­
len Dienstbereichen forciert werden, es 
muss auf lange Sicht geplant werden.

Zu diesem Punkt erklärte der Minis­
ter, dass der Strafvollzug von den Ein­
sparungen ausgenommen werden soll. 
Die 26 Stellen, die auf Grund der de­
mographischen Entwicklung in Weg­
fall kommen sollten, werden vorläufig 
nicht gestrichen. Dies erfolgt nur, wenn 
der Gefangenenbestand rapide sinken 
würde. 

Die Beförderungen müssen zum 01. 
April 2018 durchgeführt sein, dies soll 
im Gleichklang mit den anderen Be­
reichen in der Justiz künftig erfolgen, 
so die BSJ Vertreter. 

Die Forderung der Kolleginnen und 
Kollegen nach einer Erhöhung des 
Auszahlungsbetrages für Überstunden 
wurde bekräftigt. Dies wurde − eben­
so wie die Erweiterung der Uniform mit 
einer zweiten Dienstweste − von Justiz­
minister Strobel zugesagt.

Die Erhöhung der Gitterzulage wurde 
vom BSJ erneut gefordert. 

Vergleichslisten mit den anderen Bun­
desländern wurden dazu vorgelegt.
Man befinde sich mittlerweile im un­
teren Bereich, wie bei der Besoldung.

Bei den Neueinstellungen konnte der 
Minister und der Staatssekretär jedoch 
erfreuliches berichten. Ab dem 01. Ja­
nuar 2019 sollen mindestens 20 bis 24 
neue Beschäftigte für den Justizvollzug 
eingestellt werden.

Der BSJ verwies einmal mehr auf sei­
ne Ruhestandsberechnung, wobei jähr­
lich 18 Bedienstete in die Ausbildung 

gehen müssen, um die Ruhestandsver­
setzungen zu kompensieren. Auf kurz­
fristige Ausfälle und unvorhergesehen 
Ruhestandsversetzungen muss schnell 
reagiert werden, um den Dienstbetrieb 
und den gesetzlichen Auftrag zu ge­
währleisten.

Ein weiterer Gesprächstermin soll in 
diesem Jahr noch erfolgen. Die Thema­
tik wird dann der neue Haushalt sein.

BSJ Vorsitzender Markus Wollscheid 
konnte wegen eines Freizeitunfalls lei­
der nicht an dem Gespräch teilnehmen. 

Tag der offenen Tür in saarländischen Justizeinrichtungen
Justizminister Peter Strobel und Kommunalpolitiker besuchten die Justizvollzugsanstalt Ottweiler

Der neue Justizminister nutzte diese 
Gelegenheit, um die JVA Ottweiler 
zu besuchen. Bürgermeister Holger 
Schäfer und weitere Kommunalpoli-
tiker aus Ottweiler schlossen sich der 
Einladung an. 

Anstaltsleiter Marco Bauer führte die 
Gäste durch die Anstalt. Landtagsabge­
ordneter Alwin Theobald (CDU) nahm 
ebenfalls an der Besichtigung seiner 
ehemaligen Dienststelle teil. 

Der BSJ Vorsitzende Markus Woll-
scheid berichtete dem Minister über 
die Situation in der JVA Ottweiler aus 
Sicht der Interessenvertretungen. 

Die Bediensteten nutzten diese Ge­
legenheit zur Diskussion mit den Be­
suchern. Die Gruppe dankte für den 
Einblick in den saarländischen Straf­
vollzug.

Minister Peter Strobel (2.v.l.) gemeinsam mit Anstaltsleiter Marco Bauer (r.) im Gespräch mit Justiz-
vollzugsbediensteten. � Foto: BSJ
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Die Prüfungen verliefen durchweg erfolgreich
„Zeugnisausgabe“ an der Diensthundeschule – oder: Diensthundeführer – die „viel Geprüften“

Diensthundeführer Harry Barth im Einsatz mit Pina. Gelände der Diensthundeschule der Polizei. � Fotos: (2): BSBD Sachsen

Im Zeitraum vom 18. bis 29. Juni 
2018 waren wir Diensthundeführer 
zum ersten der zweijährlichen so-
genannten Praxislehrgänge an der 
Diensthundeschule der Polizei.

Stand die erste Woche noch hauptsäch-
lich unter dem Motto Motivationsar-
beit, Einsatztaktik und Bearbeitung in-
dividueller Probleme, lag der Fokus in 
der zweiten Woche auf dem Bestehen 
der jährlichen Prüfungen in den Ab-
teilungen „Gehorsam“ und „Spezialbe-
reich“ (Rauschgift bzw. Handy). 

Die Prüfungen verliefen durchweg 
erfolgreich und so konnten letztlich am 

28. Juni 2018 Prädikate von „sehr gut“ 
bis „befriedigend“ vergeben werden, 
was den Schulnoten 1 bis 3 entspricht. 
Damit haben wir Mensch/Hund Teams 
nun zum bereits 12-mal (Koll. Barth 
- JVA Torgau; Koll. Siebert - JVA Zeit-
hain) bzw. 9-mal (Koll. Witschas - JVA 
DD; Koll. Sauer - JVA Bautzen; Koll. Si-
mon - JVA Leipzig) bewiesen, dass wir 
unser Handwerk verstehen und zu be-
achtlichen Leistungen in der Lage sind. 

Koll. Nier - JVA Chemnitz, der aus 
dienstlichen Gründen nicht am Lehr-
gang teilnehmen konnte, hat seine Ein-
satzfähigkeit, mit seinem Hund im Au-
gust unter Beweis gestellt. Damit sind 

und bleiben wir die meistgeprüften Be-
diensteten im sächsischen Justizvollzug 
− für uns eine Selbstverständlichkeit, 
für andere vielleicht eine Erklärung für 
die Notwendigkeit unserer regelmä-
ßigen Fort-, Aus- und Weiterbildungen. 
Wir bedanken uns auf diesem Wege bei 
der Diensthundeschule der Landespoli-
zei Sachsen, den Ausbildern und nicht 
zuletzt den Leistungsrichtern, welche 
uns harte, aber faire Prüfungsbedin-
gungen bereitet haben.

Im Namen der Diensthundeführer  
des Justizvollzug Sachsen
Torsten Simon, HS i. JVD
JVA Leipzig m. KH

Zeugnisübergabe an Absolventen der Laufbahnausbildung
Staatssekretärin Andrea Franke gratuliert zur bestandenen Laufbahnprüfung

Am 31. August 2018 wurden am Aus-
bildungszentrum Bobritzsch die Ab-
schlusszeugnisse an 18 Absolventen 
der Ausbildung zum allgemeinen Voll-
zugsdienst durch die Justizstaatsse-
kretärin Andrea Franke, übergeben.

Frau Franke machte in ihren Begrü-
ßungsworten deutlich, wie wichtig 
der Beruf des Justizvollzugsbedien-
steten ist. Die Arbeit mit unterschied-
lichen Menschen erfordere eine gute 
Ausbildung, um die hohen Standards 
im Justizvollzug zu sichern und um-
zusetzen. Sie verdeutlichte vor allem 
den hohen Stellenwert dieser Ausbil-
dung. Die Staatssekretärin sprach in 
diesem Zusammenhang in Anbetracht 
der aktuellen Situation auch den rigo-
rosen Umgang mit Verfehlungen im 
Dienst an. Dieses Fehlverhalten müsse 

verfolgt und gerade bei Straftaten im 
Dienst muss mit entsprechenden Kon-
sequenzen gerechnet werden.

Die Ernennungsurkunden wurden da
bei von der Leiterin der Justizvollzugs-
anstalt Chemnitz sowie den jeweiligen 
Anstaltsleitern oder Vertreterinnen /
Vertretern übergeben. Neben diesen 
waren auch Frau Eulenberger vom 
Sächsischen Staatsministerium der Jus
tiz, die Fachbereichsleiterin Justizvoll-
zug am ABZ, Frau Haßler und die Do-
zentin Frau Kohler anwesend. 

Der Vorsitzende des Hauptpersonal-
rates am Sächsischen Staatsministeri-
um der Justiz, Herr Selle, trug Gruß-
worte vor, als Vertreterin des Bundes 
der Strafvollzugsbediensteten ( BSBD 
Sachsen ) übermittelte Frau Völker-
Eckert im Anschluss ihre Glückwün-
sche. Dem Lehrgangsbesten, Kollegen 

Denis Borzow, wurde ein Buchpräsent 
des BSBD-Sachsen übergeben.

Die Obersekretäranwärterinnen und 
Obersekretäranwärter wurden nun in 
das Beamtenverhältnis auf Probe im 
Justizvollzugsdienst übernommen.

Im Verlauf der zweijährigen Ausbil-
dung konnten sie theoretisches Wissen 
in den Bereichen Sicherheit, Kriminolo
gie, Psychologie, Sozialpädagogik, so
wie Recht und Verwaltung am Ausbil-
dungszentrum Bobritzsch erlangen. 

Die praktische Ausbildung der An-
wärter erfolgte in den verschiedenen 
Justizvollzugsanstalten des Freistaates 
Sachsen.

Wir wünschen den Kolleginnen und 
Kollegen alles Gute und stehen als An-
sprechpartner jederzeit zur Verfügung,

Landesleitung 
des BSBD Sachsen
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„Abstand zum Alltag gewinnen“ war das Ziel
Kolleginnen der JVA Dresden treffen sich in ungezwungenem Rahmen

„Wir sind…“, wir sind Mitarbeite-
rinnen aus der Justizvollzugsanstalt 
Dresden.

Jedes Jahr anlässlich des Internatio
nalen Frauentages organisieren wir 
einen Abend für alle Kolleginnen der 
Justizvollzugsanstalt Dresden mit dem 
Ziel, Abstand vom Alltag zu gewinnen 
und einmal in einem anderen Rahmen 
ungezwungen miteinander Zeit zu ver
bringen. Besonders freuen wir uns im-
mer wieder darauf, bereits in Pension, 
oder in Rente gegangene Kolleginnen 
an diesem Abend wiederzusehen.

Am 6. Juni 2018 trafen wir uns also 
vorab auf ein leckeres Abendessen bei 
schönstem früh-sommerlichem Wetter 
in einem Restaurant in Dresden.

Im Anschluss verbrachten wir zwei 
Stunden in der Comödie Dresden bei 
einem durchweg interessanten, mit lus
tigen Pointen versetzten Theaterstück.

***
„Wir sind die Neuen“
Eine Komödie von Ralf Westhoff
Die fidelen Senioren Anne, Eddi und Jo­
hannes beschließen, aus finanziellen 
Gründen zusammenzuziehen und ihre 
alte Studenten-WG wieder aufleben zu 
lassen. Dabei geraten sie mit ihren stu­

dierenden Nachbarn aneinander. Denn 
während die entspannten Oldies nachts 
trinken, philosophieren und alten Hits 
lauschen, wollen die pflichtversessenen 
Youngster nur eins: Ruhe! Die Nachbar­
schaftskrise scheint vorprogrammiert.

René Heinersdorff („Aufguss“) insze­
niert diesen amüsanten Generationen­
konflikt u. a. mit den TV-Stars Simone 
Rethel („Diese Drombuschs“), Lutz Rei­
chert („Wie Bitte?!“) und dem Vater Bei­
mer aus der „Lindenstraße“ Joachim 

Hermann Luger sowie Katarina Schmidt, 
Julie Stark und Florian Gierlichs.

***
Wir möchten uns an dieser Stelle ger-
ne recht herzlich für die verlässliche 
Finanzspritze von unserem BSBD Orts-
verband Dresden bedanken. 

Jedes Mitglied, welches teilgenom-
men hat, bekam eine finanzielle Unter-
stützung zur Eintrittskarte dazu. Es war 
erneut ein sehr unterhaltsamer Abend.

Fischer/Mrowinski

Gesucht: Leistungsstarke, motivierte Bewerber
Staatsminister der Justiz Sebastian Gemkow startet Nachwuchskampagne

Die Kolleginnen der JVA Dresden hatten viel Spaß an ihrem „Frauentag“. � Foto: BSBD Sachsen

Am 25. Juni 2018 lud Justizminister 
Sebastian Gemkow die Presse zur 
Vorstellung der neuen Nachwuchs-
kampagne „Job mit J ? – Justizvoll-
zugsbeamte“ in die JVA Dresden ein.

Durch diese Nachwuchskampagne will 
das Staatsministerium das dringend 
benötigte Personal für die Arbeit im Jus

tizvollzug gewinnen. Justizminister Se-
bastian Gemkow: „In den kommenden 
Jahren werden wir viele Justizvollzugs-
beamte einstellen. Die Ausbildungska
pazitäten haben wir dafür bereits auf 60 
pro Jahr verdreifacht.

Der Regierungsentwurf für den kom-
menden Doppelhaushalt sieht 88 neue 
Stellen für Anwärter im allgemeinen 

Vollzugsdienst vor. Deswegen möchte 
ich die Ausbildungskapazitäten zukünf-
tig noch weiter erhöhen. Das ist notwen-
dig, um den sächsischen Justizvollzug 
zukunftssicher zu gestalten. Dafür brau-
chen wir leistungsstarke, motivierte Be
werber.“ Geworben wird im Internet, 
mit Plakaten, bei Ausbildungsmessen 
sowie mit den justizeigenen Fahrzeu-
gen. Ziel der Kampagne ist es, die Be-
werberzahlen für eine Ausbildung im 
Vollzugsdienst deutlich zu erhöhen. 

Zum Stichtag 1. März 2018 hatten 
sich laut Ministerium 509 Interessen-
ten gemeldet. Im Jahr davor waren es 
lediglich 376 gewesen. Im sächsischen 
Justizvollzug wird dringend Personal 
benötigt, weil immer mehr altgediente 
Justizvollzugsbeamte in Ruhestand ge-
hen. Zugleich macht sich der demogra-
fische Wandel bei den Bewerberzahlen 
bemerkbar und die Ansprüche an das 
Personal steigen.

Bleibt zu hoffen, dass in den kommen-
den Jahren die Bewerberzahlen stetig 
ansteigen und die sächsische Justiz da-
durch von jungem, motiviertem Perso-
nal profitieren wird.

Anstaltsleiter Göckenjan (links), Justizminister Gemkow (Mitte), Kollege Handke (zweiter von rechts) 
und die Gesichter der Kampagne vor dem Infomobil. � Foto: BSBD Sachsen
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1. �b) AVD (Artikel 1, Nr. 37 zu § 115 
LBG LSA in Verbindung mit § 106 
LBG LSA):

1. �Für die Beamtinnen und Beamten 
der Laufbahnen des allgemeinen 
Justizvollzugsdienstes der Laufbahn­
gruppe 1 und des Werkdienstes im 
Justizvollzug der Laufbahngruppe 
1 gilt § 106 entsprechend, sie errei­
chen die Altersgrenze mit Vollen­
dung des 62. Lebensjahres, die vor 
dem 1. Januar 1959 geborenen er­
reichen die Altersgrenze mit Vollen­
dung des 60. Lebensjahres.

1. �Für die nach dem 31. Dezember 
1958 und vor dem 1. Januar 1969 
geboren sind, wird die bis zum all­
gemeinen Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Änderung dienstrechtlicher Vor­
schriften geltende Altersgrenze wie 
folgt angehoben:

1. �Die Beamtinnen und Beamten der 
Laufbahnen des allgemeinen Jus­
tizvollzugsdienstes der Laufbahn­
gruppe 1 und des Werkdienstes im 
Justizvollzug der Laufbahngruppe 
1 können auf Antrag abweichend 
von der vorgenannten Altersgrenze 
für jedes Dienstjahr, beginnend mit 
dem achten Jahr, in dem sie Schicht- 
oder Wechselschichtdienst geleistet 
haben, einen Monat früher in den 

Das Gesetz ist mit seiner Verkündung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Sachsen-Anhalt (GVBl. LSA Nr. 
9/2018, ausgegeben am 21.06.2018) 
allgemein in Kraft getreten.

Zu den bedeutendsten Änderungen/
Regelungen:

1. �Einstellungsaltersgrenzen 
1. �(Artikel 1 Nr. 4 zu § 8a LBG LSA)

1. �Bei der Einstellung in ein Beamten­
verhältnis auf Probe oder auf Le­
benszeit dürfen Bewerberinnen und 
Bewerber das Lebensjahr, das 22 
Jahre vor dem für die jeweilige Lauf­
bahn gesetzlich festgelegten Zeit­
punkt des Eintritts in den Ruhestand 
wegen Erreichens der Altersgrenze 
liegt, noch nicht vollendet haben. 

1. �In der Praxis bedeutet das, dass die 
Ausbildung zum AVD mit spätestens 
38 Jahren und zum AVVD mit späte­
stens 42 Jahren begonnen werden 
muss (Ausnahmen gibt es z. B. für 
Soldaten)

2. �Altersgrenzen für  
den Ruhestand 

1. �a) AVVD, Verwaltungsdienst, Fach­
dienste etc. (Artikel 1, Nr. 14 zu § 39 
LBG LSA):

1. �Beamtinnen auf Lebenszeit und Be­
amte auf Lebenszeit erreichen mit 
Vollendung des 67. Lebensjahres die 
Altersgrenze, soweit durch Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist. Beam­
tinnen auf Lebenszeit und Beamte 
auf Lebenszeit treten mit Ablauf des 
Monats in den Ruhestand, in dem sie 
die Altersgrenze erreichen.

1. �Soweit gesetzlich nichts anderes be­
stimmt ist, erreichen Beamtinnen 
auf Lebenszeit und Beamte auf Le­
benszeit, die vor dem 1. Januar 1954 
geboren sind, die Altersgrenze mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres. 
Für Beamtinnen auf Lebenszeit und 
Beamte auf Lebenszeit, die nach dem 
31. Dezember 1953 und vor dem 1. 
Januar 1964 geboren sind, wird die 
bis zum allgemeinen Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Änderung dienst­
rechtlicher Vorschriften geltende Al­
tersgrenze, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, wie folgt ange­
hoben:

Geburtsjahr Anhebung  um Monate
1959   2
1960   4
1961   6
1962   8
1963 10
1964 12
1965 14
1966 16
1967 18
1968 21

Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
Bedeutsame Änderungen in den Altersgrenzen bei Einstellung und Ruhestand

Ruhestand versetzt werden. Jedoch 
frühestens mit Ablauf des Monats, in 
dem sie das 60. Lebensjahr vollendet 
haben und die Antragstellung spä­
testens sechs Monate vor dem Zeit­
punkt des beabsichtigten Beginns 
des Ruhestands erfolgt ist.

3. �Weitere Regelungen  
im Einzelnen

• �Zur besseren Vereinbarkeit von Fami­
lie und Beruf wurden die Regelungen 
des Familienpflegezeitgesetzes auch 
für die Beamtinnen und Beamten 
übernommen (Artikel 1, Nr. 23).

• �Gewährung von Urlaub zum Erwerb 
der Zugangsvoraussetzungen zu ei­
ner Laufbahn oder zur Ableistung 
einer Probezeit, um ein „Doppelbe­
amtenverhältnis“ zu regeln (Artikel 1, 
Nr. 26)

• �Das Hamburger Modell (Wiederein­
gliederung nach längerfristiger Er­
krankung) ist nun im Landesbeam­
tengesetz normiert (Artikel 1, Nr. 29).

• �Beamtinnen und Beamte, die in Aus­
übung oder außerhalb des Dienstes 
wegen der Eigenschaft als Beamtin 
oder Beamter, Opfer von Gewalttaten 
geworden sind und einen titulierten, 
aber nicht durchsetzbaren Schmer­
zensgeldanspruch gegen den Schädi­
ger haben, haben unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Anspruch auf 
Zahlung des Schmerzensgeldes durch 
den Dienstherrn (Artikel 1, Nr. 33).

• �Zum 01.01.2019 tritt das Landesbe­
amtenversorgungsgesetz Sachsen-
Anhalt (LBeamtVG LSA) in Kraft, 
welches Regelungen aus dem Be­
amtenversorgungsgesetz und dem 
Besoldungs- und Versorgungsrechts­
ergänzungsgesetz LSA ersetzt und zu­
sammenfasst. Es regelt u. a. das Ru­
hegehalt und den Unterhaltsbeitrag; 
die Unfallfürsorge sowie Familien-, 
Kinder- und pflegebezogene Leistun­
gen; hier: Normierung zum Über­
gangsgeld (§ 57) und den Ausgleich 
bei besonderen Altersgrenzen (§ 59) 
und die Einmalzahlung in Höhe von 
4.091,00 € (Artikel 2).

• �Nach dem 31.12.2018 in den Vorberei­
tungsdienst eingestellte Beamte auf 
Widerruf erhalten keine Ausgleichs­
zulage (in Höhe des Unterschiedsbe­
trages zur Gitterzulage) mehr wäh­
rend der Zuweisung an das AFI oder 
die FH (Artikel 4, Nrn. 7, 11).

• �Gesetz über ein Verbot der Gesichts­
verhüllung für Beschäftigte im öffent­
lichen Dienst (Artikel 13).

Geburtsjahr Anhebung  um Monate
1956   6
1957   8
1958 10
1959 12
1960 14
1961 16
1962 18
1963 21

Geburtsjahr Anhebung  um Monate
1954   2
1955   4
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Hier eine Zuschrift an den BSBD S/A zum Thema Dienstbekleidung:

Wenn es nicht so traurig wäre, könnte ich darüber lachen !
Laut Dienstkleidungsvorschrift sind wir zum Tragen von 
Dienstkleidung verpflichtet. So viel, so gut. Doch wie sieht es 
in der Realität aus?

Ich kann hier nur von meiner Odyssee berichten:
Die Erstausstattung sollte mit einem Zeitvorlauf von fast 

einem Jahr bestellt werden. Zu diesem Zeitraum entsprach 
meine Konfektionsgröße noch zwei Größen kleiner als beim 
Zeitpunkt der Lieferung. Ich muss dazu erwähnen, dass mei-
ne Änderung der Konfektionsgröße einen Krankheitswert 
hat und diagnostiziert wurde.

Also schickte ich die Sachen zurück und bestellte eine neue 
Größe. Da jedoch die Bestellung  für das Folgejahr bereits ab-
geschlossen sein musste, bekam ich wieder Kleidungsgegen-
stände, die nicht meiner Konfektionsgröße entsprachen.

Inzwischen waren die vorhandenen Kleidungsstücke der 
„alten“ Dienstkleidung so weit verschlissen, dass sich eine 
Neubeschaffung dringend erforderlich machte.

WAS NUN?
Ich denke, wir haben nicht nur in der Öffentlichkeit ein 

ordentliches Äußeres zu wahren. Besonders den Gefangenen 
gegenüber sind wir doch zur Vorbildwirkung angehalten und 
sollten dieses Bild auch täglich im Dienst wahren.

Aber wir sind ja nicht dumm. Aus Zeiten, als mein Kind 
noch den Kindergarten besuchte, wusste ich, wie ich es an-
stellen musste, ein attraktives Faschingskostüm zu zaubern. 
Ich  setzte ich mich ans Internet und suchte mir T-Shirts 
und Pullunder heraus, welche in etwa der Dienstkleidung 
entsprechen könnten. Als diese in kürzester Zeit geliefert 
waren, machte ich mich an die Arbeit, Landeswappen von 
alter Dienstkleidung zu entfernen, um sie danach passgenau 
auf die aus eigener Tasche finanzierten Kleidungsgegenstän-
de zu nähen. Eigentlich war ich traurig darüber, dass im 21 
Jahrhundert solche Verfahren noch vonnöten sind, aber der 
Erfolg meiner Mission machte mich auch ein wenig stolz! Um 
die neue „Dienstkleidung“ zu komplettieren kaufte ich mir 
noch schwarze Jeanshosen. Ausgestattet mit all diesen Klei-
dungsgegenständen kann ich es nun mit meinem Gewissen 
vereinbaren, täglich ordentlich zum Dienst zu erscheinen.

Was mit der Beschaffung von Dienstkleidung über das LSA 
geschieht, macht mich immer noch sehr traurig, da es ein 
Armutszeugnis  darstellt, wenn Beamte ihre Kreativität bis 
aufs Letzte herausfordern müssen, um nicht mit übermäßig 
abgetragenen Sachen zum Dienst erscheinen zu müssen.

Autor ist dem Landesverband bekannt

Das leidige Thema Dienstkleidung !
Lieferrückstände noch aus 2015 – fehlende Sachstandsinformation aus dem Ministerium

Wir schreiben das Jahr 2018 und 
immer noch warten einige Kollegen 
auf Umtauschartikel der Grundaus-
stattung aus dem Jahr 2015. Ebenso 
verhält es sich mit der Lieferung der 
Dienstbekleidung 2016. 

Einige haben sie gar nicht bekommen, 
einige warten auf Umtauschware und 
einige haben sowieso nicht alles erhal­
ten. Von der Dienstbekleidung 2017 
wollen wir erst gar nicht reden. Mir 
ist nur eine Anstalt bekannt, die in der 
glücklichen Lage ist, beliefert worden 
zu sein. Woran liegt es?

Es fanden Servicegespräche im Mi­
nisterium für Justiz und Gleichstellung 
statt, es wurde sich im Justizzentrum 
getroffen, Gespräche im TPA mit Mit­
arbeitern des Bekleidungsservicecenter 
(BSC) und des Ministeriums fanden 
statt. Geholfen hat es nicht. 

Angeblich wurde das BSC noch nicht 
mit allen Kleidungsstücken, aus 2017, 
von den Herstellern beliefert. 

Hallooooo, wach werden. Wir ha­
ben mittlerweile 2018 und ich bin es so 
leid, immer wieder vertröstet zu wer­
den. Es kann doch nicht so schwer sein, 
die Kollegen mit vernünftiger Dienst­
bekleidung in angemessener Menge zu 
versorgen. Dazu reicht es eben nicht, 
wie in der Anstaltsleitertagung fest­
gestellt wurde, zwei Hosen und zwei 

Hemden zum Wechseln zu haben. Ganz 
zu schweigen davon, wie die Beklei­
dung nach dem häufigen waschen dann 
aussieht. Dem BSBD Landesvorstand 
liegen zahlreiche Schreiben von Kolle­
gen (siehe Leserbrief) vor, die sich über 
die Qualität nach nunmehr 2,5 Jahren, 
auslassen. 

Die Verlängerung der Übergangsrege­
lung der Dienstkleidungsvorschrift für 
die Justiz des Landes Sachsen-Anhalt 
AV des MJ vom 16.06.2015 – 2044 (V)-
303.1 Nr. 9 ist zwingend notwendig.

Der BSBD fordert ausreichend und 
dauerhaftes Personal beim BSC einzu­
setzen, um die Bediensteten kontinuier­
lich und zeitnah mit Dienstbekleidung 
zu versorgen. Dazu gehört auch die 
Schaffung eines Lagerbestandes, der 
es dem BSC ermöglicht auf Umtausch­
wünsche einzugehen und wir fordern 
die Erhöhung der Grundausstattung. 
Es kann nicht sein, dass ein Anwärter 
zwei Jahre mit zwei Hosen und sechs 
Hemden auskommen muss, wenn Sie 
oder Er sie dann auch noch bekommen.

Fragen, die von Kollegen und Kolle-
ginnen an den BSBD gestellt werden 
und die durch den BSBD an das Mini-
sterium herangetragen wurden:

Frage: �Was wurde aus dem einbehal­
tenen Dienstbekleidungszuschuss 
aus den Jahren 2013 und 2014 ?

Frage: �Wo sind diese Haushaltsmittel 
aus den Jahren 2015 bis ein­
schließlich 2018 die im Haus­
halt angemeldet wurden und 
wofür wurden diese Mittel tat­
sächlich ausgegeben?

Frage: �Wann können die Kollegen mit 
der Auslieferung von noch nicht 
gelieferter Bekleidung bzw. Re­
touren aus der ERSTAUSSTAT­
TUNG aus 2015  rechnen?

Frage: �Wann können die Kollegen mit 
der Auslieferung von noch nicht 
gelieferter Bekleidung bzw. Re­
touren aus dem Jahr 2016 rech­
nen ?

Frage: �Werden die Bekleidungsstücke, 
die die Kollegen 2016 nicht er­
halten haben (Rücksendungen 
oder generell nicht erhaltene Be­
kleidung), noch nachgesendet?

Frage: �Wann können die Kollegen mit 
der Auslieferung von noch nicht 
gelieferter Bekleidung aus dem 
Jahr 2017 und 2018 rechnen ?

Frage: �Warum sollen die Kollegen be­
stellen, wenn sie die Bekleidung 
nach Größe und Beschaffung 
nicht prüfen können? 

Frage: �Eine Rücksendewelle wie bei 
den Lieferungen zuvor ist vor­
programmiert. 

Frage: �Warum kann nicht eine Anprobe 
organisiert werden? Beispiels­
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weise täglich fünf Kollegen, bis 
alle durch sind, um die Bestel­
lungen zu optimieren und Rück­
sendungen zu vermeiden.

Frage: �Wie werden wir mit den Neuein­
stellungen oder von anderen Mi­
nisterien übernommenen Kolle­
gen verfahren?

Frage: �Wann werden Kollegen zur Ver­
richtung der Dienstgeschäfte an 
das BSC abgeordnet oder ver­
setzt um die Auslieferung der 
vorhandenen Dienstbekleidung 
in Angriff zu nehmen?

Frage: �Warum werden keine Jeans 
(ähnlich der alten Lieferfirma) 
zur Verfügung gestellt? Nach 
der Ansicht der Kollegen soll die 

Cargo Hose nicht der im Kata­
log entsprechen?!? In der JVA 
Burg haben sich einige Kolle­
gen mit T-Shirts in schwarz mit 
Aufschrift Justiz eingedeckt, da 
die bisher gelieferte Oberbeklei­
dung nicht ausreichend ist. 

Frage: �Ebenso wurden Cargo Hosen 
ähnlich denen, die der Revisi­
onsdienst trägt geordert. 

Frage: �Wer übernimmt die Kosten?
Frage: �Warum wird das Geld nicht, wie 

in anderen Bundesländern, aus­
gezahlt und die Kollegen können 
über entsprechende Kataloge be­
stellen? Über Hausverfügungen 
könnte der entsprechende Kreis 
festgelegt werden, wer sich wie 

zu kleiden hat. (Pforte, Vorführ­
dienst…)

Frage: �Warum erfährt keiner, dass es 
im April 2016 eine Ausschuss­
lieferung von Hemden gab und 
dass diese auch getauscht wer­
den sollten. Von den Mitarbei­
tern im Justizvollzug erfuhren 
es nur wenige. Warum das?

***
Fragen über Fragen, denen sich der 
BSBD immer öfter stellen muss. Schon 
mehrfach gab es dazu Gespräche. 

Aber im Moment ist nicht zu erken­
nen, dass es zu den Fragen auch Ant­
worten gibt. Die Kollegen und Kolle­
ginnen sind bei diesem Thema nur noch 
genervt.

Herzlich willkommen und Gratulation
Der BSBD Landesverband begrüßt seine neuen Anwärter und gratuliert seinen fertig ausgebildeten Anwärtern zur 

bestandenen Prüfung. Landesvorsitzender Mario Pinkert, ließ es sich nicht nehmen der Veranstaltung beizuwohnen.

Unsere Kollegen und Kolleginnen nach der Überreichung der Ernennungsurkunde zum Beamten auf Probe. � Foto:© MJ LSA

Unsere Anwärter nach der Überreichung der Ernennungsurkunde.� Foto:© MJ LSA
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BSBD Sachsen-Anhalt zu Gast beim 21. Verbandstag des JVB

D er Landesverband des BSBD Sachsen-Anhalt möchte sich nochmals ausdrücklich an dieser Stelle für die freund-
liche Gastfreundschaft bei den Kollegen in Bayern bedanken. Es war eine gute und gelungene Veranstaltung. 
Der BSBD Sachsen-Anhalt, vertreten durch Mario Pinkert, überbrachte die Glückwünsche zur Wiederwahl von 

Ralf Simon zum Landesvorsitzenden von Bayern.

Momentaufnahmen vom Verbandstag in Bayern. � Fotos (4): BSBD S-A: M. Pinkert
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Justizvollzugspersonal in Sachsen-Anhalt ist überaltert
40 Prozent der jetzt Beschäftigten im Justizvollzug gehen in den nächsten 10 Jahren in den Ruhestand
Das Justizpersonal in Sachsen-Anhalt 
ist überaltert: Nach Angaben des Jus
tizministeriums werden in den näch-
sten Jahren 330 von 727 Vollzugsbe-
diensteten die Altersgrenze erreichen. 
Die Fachgewerkschaft der Vollzugsbe-
diensteten beklagt, dass seit Jahren 
am Personal gespart wurde. 

Im Vollzugsdienst werden 40 Prozent 
der Beschäftigten in den nächsten 10 
Jahren in den Ruhestand gehen. In dem 
Bereich Justizvollzug soll aber auch neu 
ausgebildet werden. Allein im Vollzugs­
dienst sind derzeit 53 Anwärter in der 
Ausbildung. In den kommenden Jahren 
sollen es jährlich 45 sein – wenn sich 
Interessenten finden. Doch blieben von 
45 neuen Stellen in diesem Jahr, die 
zum 1. August besetzt werden sollten, 
ca. 30 Prozent unbesetzt. 

Der jahrelange Personalabbau von 
Justizvollzugsbediensteten führt jetzt 
aber dazu, dass die Bediensteten an ihre 
Belastungsgrenze gebracht werden. 

Nach spektakulären Fluchten wird 
immer gleich gefragt, liegt es wirklich 
nur am Personalproblem ? Dass aber 
die Gewerkschaften seit Jahren das Per­
sonalproblem anprangern, dass in allen 
Bereichen Personal fehlt, wird auch 
mittlerweile durch das Land einräumt. 
Richtig ist: Auch in der Justiz wurde der 
Nachwuchsgewinnung seit Jahren nicht 

genug Aufmerksamkeit geschenkt. Das 
Problem liegt tiefer: Wenn Häftlinge 
einfach so fliehen können, dann geht 
es nicht mehr nur um Personalfragen. 
Dann ist die innere Sicherheit berührt, 
das Sicherheitsgefühl vieler Bürger ist 
gestört. Aber ist für Sicherheit in erster 
Linie nur die Polizei zuständig? Hier ein 
deutliches Nein – der Justizvollzug hat 
auch etwas mit der Sicherheit zu tun, 
das sollte man an der Stelle nicht aus 
den Augen verlieren.

Justizvollzug bedeutet Sicherheit
Was die „Gesellschaft“ nicht zu klären 
schafft, fängt die Polizei in kurzer Zeit 
ein, und der Justizvollzug ist dann 24 
Stunden dafür verantwortlich. So lan­
ge nichts passiert im Justizvollzug, ist 
alles gut. Wehe aber es passiert etwas, 

wie zum Beispiel eine Flucht. Dann 
schreit man nach Sicherheit und jeder 
schimpft auf den Vollzug, ohne die Hin­
tergründe zu kennen. Nach Vorfällen 
werden dann immer Fragen aufgerufen, 
die die Justiz betreffen: Ist die Ausbil­
dung und Dienstausübung von Justiz­
beamten  noch zeitgemäß ? Bekommt 
ihr Beruf von ihrem Dienstherrn und in 
der Öffentlichkeit die Anerkennung, die 
er verdient ? In den Medien werden Jus­
tizvollzugsbedienstete gar abfällig als 
„Schließer oder Wärter“ betitelt oder 
als Polizisten zweiter Klasse betrachtet. 
Wie verträgt es sich, dass körperliche 
Fitness ein Einstellungskriterium ist, 
aber Dienstsport, anders als bei der Po­
lizei, keine Pflicht ? Das Justizministe­
rium und die Gewerkschaften müssen 
sich dann den Fragen stellen.

Mario Pinkert, BSBD Sachsen-Anhalt :

„ ... es ist jahrelang gespart worden ...“
... wenn sich dann spektakuläre Fluch­
ten ereignen, werfen sie meistens ein 
Schlaglicht auf die Situation des Voll­
zugspersonals in Gefängnissen und 
auf die Gerichtswachtmeister der Ge­
richte. „Ob im Justizvollzug oder bei 
den Gerichten, es ist jahrelang gespart 
worden“. Nun fehle es schlicht und 
einfach am Personal, kritisiert der Lan­
desvorsitzende des Bundesverbandes 
der Strafvollzugsbediensteten(BSBD).

Wie gegenwirken?..... doch das Per­
sonal ist rar auf dem Arbeitsmarkt: Wir 
stehen im Wettbewerb mit den anderen 
Berufsgruppen und anderen Bundes­
ländern, jeder sucht ebenfalls Berufs­
nachwuchs – wie auf der Berufsmesse 
„Chance“ in Halle (Saale) wurde mit 
einer Kampagne unter dem Motto „Per-
spektive hinter Gittern? MIT SICHER-
HEIT“ auf die Berufsgruppe Justizvoll­
zugsbeamter aufmerksam gemacht.
Damit sollen junge Frauen und Männer 
auf einen attraktiven und anspruchs­

vollen Beruf aufmerksam gemacht wer­
den. Dafür werden neben Messen auch 
die sozialen Medien sowie klassische 
Anzeigen genutzt. Das kann aber nur 
der Anfang sein.

„Demografischer Wandel, 
Überalterung der Gesellschaft 
bereitet vielen Deutschen Sorge.
(Spiegel online)
Immer mehr Ältere, immer 
weniger Jüngere: Die Deutschen 
nehmen den demografischen 
Wandel zunehmend als Risiko wahr 
und richten sich darauf ein, länger 
zu arbeiten.“ 

Und dann kommt die Frage auf: Kann 
die Durchführung von Dienstsport Be-
amte fitter im Justizvollzug machen?

Mit dem Hinweis auf die Überalte­
rung wird meist auch auf die Frage 
nach der körperlichen Fitness der Be­
amten gestellt. „Natürlich sind junge 
Leute fitter“. Körperliche Leistungs­

fähigkeit ist ein Einstellungskriterium. 
So ist ein Sporttest Bestandteil der 
Prüfung für den Vollzugsdienst. Doch 
später fragt niemand mehr danach. Es 
gibt zwar Sportangebote, anders als bei 
der Polizei, aber keinen verpflichtenden 
Dienstsport. 

Aus Sicht des Ministeriums sind auch 
die jüngsten Fluchten kein Anlass, dies 
zu ändern. Dazu seien die Fälle zu un­
terschiedlich. 

Zudem werde bei Fluchten häufig der 
Überraschungseffekt ausgenutzt, da ge­
raten auch jüngere und gut trainierte 
Beamte schnell an ihre Grenzen.

Auf Nachfrage eines Pressevertreters 
zum Thema „Dienstsport“ äußert sich 
das Ministerium wie folgt: „Im Punkt 
Sport zeigen Ministerium und Ge-
werkschaft selten Einigkeit“.

Der Vertreter des BSBD äußert sich da­
hingehend, dass das Dienstsportange­
bot gut angenommen wird und da keine 
Defizite gesehen werden.
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Kommentar von Axel Rojahn

Reaktion auf das Thema Dienstsport
Mangelhaft !!! – Dienstsport in der JVA Burg 
Grundsätzlich gilt: die berufliche Tätigkeit im Vollzug 
stellt an die körperliche Leistungsfähigkeit der Justiz-
vollzugsbediensteten aller Laufbahn- und Altersgruppen 
besonders hohe Anforderungen. Das gilt insbesondere 
für die Beamten und Tarifbeschäftigten des allgemeinen 
Vollzugsdienstes. 
Sie können diesen besonderen beruflichen Anforderungen 
nur gerecht werden, wenn sie auch über die erforderliche 
körperliche Gewandtheit, Ausdauer und Widerstandsfä­
higkeit verfügen. Sie müssen das notwendige körperliche 
Leistungsvermögen besitzen, haben es zu erhalten und 

möglichst zu steigern. Darüber hinaus müssen sie auch 
die Techniken der waffenlosen Selbstverteidigung beherr­
schen, um bei Anwendung unmittelbaren Zwanges nach 
den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeiten vorgehen zu 
können.
Der Begriff Dienstsport ist deutlich, es ist Sport während 
des Dienstes.
Es kann nicht damit gemeint sein, den Dienstsport, aber 
auch Schulungen und Fortbildungen, an den regulären 
Dienst anzuhängen. Es muss möglich sein, alle dienstlichen 
Maßnahmen in den Dienstablauf einzubinden. Im Moment 
werden die Kollegen überwiegend nach einer geleisteten 
Dienstschicht zu Fortbildungen verpflichtet. Es werden 
Überstunden aufgebaut und die Dienstzeit verlängert. Die­
se Überstunden werden durch Freizeit ausgeglichen und 
der personelle Notstand wird weiter verstärkt. 
Durch die Umstrukturierung der Vollzugslandschaft in 
Sachsen-Anhalt ist es zu langen Anfahrtswegen von teil­
weise über einer Stunde gekommen. Es haben sich Fahrge­
meinschaften gebildet, um die Kosten und Zeiten erträglich 
zu gestalten.
Grundlegend sind dabei die Dienstplangestaltung, Abläufe 
in der Anstalt und die Zeiten für Aus- und Fortbildung auf 
den Prüfstand zu stellen.
Eine Abgrenzung und Ausgestaltung von Dienstsport, 
Einsatzgruppentraining, Ausbildung der Anwärter sowie 
Fortbildung von Bediensteten ist unbedingt nötig. Die 

Aufgeschlossenheit und beispielgebende Beteiligung der 
Vorgesetzten tragen wesentlich zur Förderung des Dienst­
sportes bei. Es bedarf einer klaren Abgrenzung zum Ein­
satzgruppentraining, dieses ist für einen ausgewählten und 
von der Anstaltsleitung bestellten Personenkreis bestimmt. 
Dieser Personenkreis trainiert spezielle Einsatzlagen, die 
nur begrenzt auf die Allgemeinheit übertragbar sind.
Daher ist es insbesondere hinsichtlich der Bediensteten 
des allgemeinen Vollzugsdienstes nötig, die sportliche 
Ausbildung der Beamten und Tarifbeschäftigten inten­
siv zu betreiben, die Erhaltung und möglichst Steigerung 

der körperlichen Leistungsfähigkeit durch regelmäßigen 
Dienstsport zu gewährleisten und die außerdienstliche 
sportliche Betätigung dienstlich zu fördern.
Zum Dienstsport zählen nicht nur die Ausbildung am Ein­
satzmehrzweckstock und die waffenlose Selbstverteidi­
gung, wie es in der JVA Burg verstanden wird, auch der 
Spaß, die körperliche Gewandtheit und Ausdauer sind 
nicht zu vernachlässigen.
Dem unterschiedlichen Leistungsvermögen soll beim 
Dienstsport durch Bildung von Leistungs- bzw. Neigungs­
gruppen entsprochen werden. Bei lebensälteren Bediens­
teten ist die altersspezifische Belastbarkeit besonders zu 
berücksichtigen.
Beispielgebend für das Land Sachsen-Anhalt ist die JVA 
Burg nur im Bereich des außerdienstlichen Sports. Sie ist 
die einzige Justizvollzugsanstalt, in der eine Betriebssport­
gemeinschaft genehmigt und unterstützt wird. Danke da­
für dem kürzlich verstorbenen ehemaligen Anstaltsleiter 
Herrn Wurzel.
Eine angespannte Haushalts- und Personalsituation kann 
nicht dafür herangezogen werden, den Dienstsport aufzu­
geben. 
Die außerordentlichen Vorkommnisse in den zurücklie-
genden Monaten sind bezeichnend, wie wichtig ein ge-
sunder und leistungsfähiger Bediensteter ist. Ich möch-
te dringend anraten, zum Grundsatz des Dienstsports 
zurückzukehren. � Axel Rojahn

www.bsbd-lsa.de

Justizvollzugs­
bedienstete  
müssen die  
Techniken der 
Waffenlosen 
Selbstverteidigung 
beherrschen. 

Grafik:  
© Salome/ 
Fotolia.com
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Die Amtszulage sollte einen finanziellen Anreiz bieten

Funktionsstellen werden unattraktiv
Viel Verantwortung und eine Bezahlung, die bei einer 41 Stundenwoche als zu gering erachtet wird

Stellenausschreibung

Ausschreibung der Funktionsstelle für den Laufbahnzweig des Allgemeinen Vollzugsdienstes in der Justizvollzugsan-
stalt XY.

In der Justizvollzugsanstalt ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt die Funktionsstelle 

für den Laufbahnzweig des Allgemeinen Vollzugsdienstes 

neu zu besetzen.
Die Ausschreibung richtet sich an Angehörige des Justizvollzuges der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt des Lauf-
bahnzweiges Allgemeiner Vollzugsdienst. 

Die Funktionsstelle wird zunächst für die Dauer von 18 Monaten zur Erprobung übertragen. Bereits tatsächlich wahrge-
nommene Zeiten in der Funktion können auf die Erprobung angerechnet werden. Die Funktionsstelle ist mit der Besol-
dungsgruppe A 9 mit Zulage SHBesO bewertet. Die Übertragung eines entsprechenden Amtes kann erst nach dauerhafter 
Übertragung der Funktionsstelle und bei Vorliegen aller haushaltsrechtlichen und laufbahnrechtlichen Voraussetzungen 
erfolgen. 

Gesucht wird eine Person, die bereit und auch in der Lage ist, Führungs- und Leitungsverantwortung zu übernehmen. Eine 
hohe ausgeprägte Verantwortungsbereitschaft und Organisationsfähigkeit sind ebenso erforderlich wie Entscheidungs- und 
Durchsetzungsfähigkeit. Eine gute Kommunikationsfähigkeit, schriftliche Ausdrucksfähigkeit sowie eine hohe soziale Kom-
petenz sind weitere wesentliche Voraussetzungen für die Auswahlentscheidung bei der Besetzung der Funktionsstelle.

S o sieht derzeit eine Stellenaus-
schreibung für eine Funktions-
stelle in Schleswig-Holstein aus. 

Es werden noch die zu übertragenen 
Aufgaben aufgelistet. Es können spä-
ter weitere Aufgaben hinzugefügt 
werden. Eine Funktionsstelle, die mit 
der Besoldungsgruppe A 9 mit Zula-
ge SHBesO bewertet wurde, ist schon 
eine Position, mit der eine Menge Ver-
antwortung verknüpft ist. Soweit so 
gut. Oder auch nicht ? 

Um den Nachtdienst wieder attraktiver 
zu gestalten, wurden in den letzten 
Jahren verschiedene Maßnahmen ins 
Leben gerufen. Der § 4 der Landes-
verordnung über die Gewährung von 
Erschwerniszulagen (Erschwerniszula-
genverordnung – EzulVO) wurde ange-
passt. Damit sollte ein finanzieller An-
reiz geschaffen werden, Nachtdienste 
zu übernehmen. Zum 01.01.2019 tritt § 
10 der Landesverordnung über die Ar-
beitszeit der Beamtinnen und Beamten 
(Arbeitszeitverordnung – SH AZVO –) 
für den Justizvollzug in Kraft. Hier soll 
das Wochenstundensoll für Beamtinnen 
und Beamte im Wechselschichtdienst 
um bis zu fünf Stunden reduziert wer-
den. Diese Maßnahmen sind ein guter 
Weg, um den Schichtdienst attraktiv zu 
machen. Im Gegenzug machen diese 
Maßnahmen jedoch zeitgleich die Funk-
tionsstellen unattraktiv. Derzeit liegt 
die Amtszulage der Besoldungsgruppe 
A 9 bei 287,76 Euro Brutto. Für einen 
Dienstposten mit viel Verantwortung 
eine Bezahlung, die man im Hinblick 

auf die verantwortungsvollen Aufga-
ben und Ableistung einer 41 Stunden-
woche als zu gering erachten muss. Mit 
der Dienstpostenbewertung hat man 
einen Einblick in den verantwortungs-
vollen Aufgabenbereich der Dienstpo-
sten gewinnen können.

Bei acht Nachtdiensttagen pro Monat 
übersteigen die Zulagen für den Nacht-
dienst leicht die Amtszulage. Wobei die 
Zulagen für Tagesdienste am Wochen-
ende und Feiertagen in der Berechnung 
noch nicht berücksichtigt worden sind. 
Weiter wurde die Stundenreduzierung 
noch nicht berücksichtigt. In der Woche 
beläuft sich die Stundenreduzierung 
auf bis zu fünf Stunden (bis 2021), bei 
gleicher Besoldung. 

Hierdurch wird eine Funktionsstelle, 
die oft mit dem Verlust der Wechsel-

schicht verbunden ist, weiter unattrak-
tiver.

Für die Funktionsstellen sollen gute 
Kolleginnen und Kollegen gefunden 
werden. Dies wird nicht damit erreicht, 
wenn die Kolleginnen und Kollegen fi-
nanziell und in der Wochenarbeitszeit 
deutlich schlechter gestellt werden als 
die restlichen Kolleginnen und Kol-
legen im AVD. Die Amtszulage muss 
auch einen finanziellen Anreiz bieten, 
dass eine Funktionsstelle übernommen 
wird. Aus Sicht des BSBD Schleswig-
Holstein sollte die Amtszulage der Be-
soldungsgruppe A 9 auf 650,00 Euro 
angehoben werden, um einen angemes-
senen Anreiz für die vielen verantwor-
tungsvollen Aufgaben zu schaffen.

Für den Landesvorstand
Jan Studt

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
am Freitag, den 9. November 2018 findet in der Landesturnschule 
Trappenkamp der BSBD Landesgewerkschaftstag statt.
Interessierte Kolleginnen und Kollegen sind gerne zum öffentlichen Teil der 
Veranstaltung ab 14 Uhr eingeladen. Hilfreich wäre es hierbei, wenn ihr eure 
Teilnahme dem entsprechenden Ortsvereinsvorsitzenden mitteilt, damit wir 
besser planen können. Wir möchten euch im Vorwege des Landesgewerk-
schaftstages darüber informieren, dass der Landesvorstand neu gewählt wird.
Der Landesvorsitzende Michael Hinrichsen wird aus gesundheitlichen 
Gründen nicht mehr zur Wahl antreten. 
Es wird also eine/n neue/n Landesvorsitzende/n geben.

Euer BSBD Landesvorstand

Der BSBD Landesvorstand informiert

BSBD Landesgewerkschaftstag 2018
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Der Neubau des B-Hauses soll Ende 
2021 fertig gestellt werden. Die Kos
ten belaufen sich auf rund 16 Millio-
nen Euro. 

In dem Neubau sollen 42 Haftplät-
ze entstehen. Zudem sollen dort die 
psychiatrische Abteilung, die medi-
zinische Abteilung sowie ein großer 
Besuchsbereich unterkommen. Die 
Bauarbeiten dazu werden in 2019 be-
ginnen.

Auf dem Landesgut Moltsfelde ent-
steht für 33 Gefangene des offenen 

Vollzuges ein neues Unterkunftsge-
bäude direkt neben dem alten Gebäu-
de, das im Anschluss abgerissen wird. 
Die Kosten belaufen sich auf rund 3 
Millionen Euro. Der Einzug ist für Fe-
bruar 2019 vorgesehen.

Das C-Haus, das größte Hafthaus 
der JVA, wurde 2016 für 25 Millio-
nen Euro komplett entkernt und der 
Haftbereich für rund 240 Gefangene 
auf den modernsten Stand gebracht. 
Bereits 2010 wurde die Sporthalle ge-
baut.

Die Sanierung des Küchengebäu-
des und die Instandsetzung des alten 
Pfortengebäudes müssen ebenfalls 
noch erfolgen. Für beide Vorhaben 
gibt es jedoch keinen konkreten Zeit-
plan.

Bildungsurlaub 
für Seminare des 
BSBD absurd ?
Unhaltbarer Zustand sorgt für  
Unverständnis bei den Mitgliedern

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  die 
Mitgliederinnen und Mitglieder neh-
men die Seminarausschreibungen des 
BSBD und dbb sehr gut in Anspruch!

Wir haben in der Regel mehr Anmel-
dungen, als Plätze zur Verfügung ste-
hen. An dieser Stelle möchte ich noch 
einmal um Verständnis bitten, wenn 
wir die Vergabe danach auswählen wie 
oft ein Mitglied an Seminaren teilge-
nommen hat. Eine gerechte Verteilung 
wird immer von uns angestrebt.

Für Unverständnis sorgt das Geneh-
migungsverfahren zur Anerkennung als 
Bildungsurlaub. 

BSBD und dbb Seminare sind als 
Bildungsurlaubsfähig anerkannt
Die BSBD und dbb Seminare werden 
von der Bundeszentrale für politische 
Bildung als Bildungsurlaubsfähig aner-
kannt. Das gilt für Bundesbeamte und 
Richter.

In der Vergangenheit wurde die Be-
scheinigung von den Verwaltungs-
dienstleiterinnen und Leitern in Schles-
wig-Holstein anerkannt. 

Seit zwei Jahren ist dies nicht mehr 
der Fall, weil nur noch Bildungsurlaub 
genehmigt wird, der nach dem WBGSH 
anerkannt ist.

Aus der Praxis: Ein Kollege meldet 
sich zu einem Seminar des dbb an, 
das zum Inhalt eine Studienreise zum 
Europäischen Parlament hat. Die Ver-
waltungsdienstleitung in Schleswig-
Holstein darf diese Studienreise nicht 
als Bildungsurlaub genehmigen obwohl 
eine Bescheinigung der Bundeszentrale 
für politische Bildung vorliegt.

Absurd! 
Die Bundesorganisationen des BSBD 

und dbb sind nicht bereit, in 16 Bun-
desländern für die Kollegen Bildungsur-
laub einzureichen. Das ist verwaltungs-
technisch und auch aus Kostengründen 
nachvollziehbar.

Für den BSBD ist das ein unhaltbarer 
Zustand! Deshalb wurde ein Antrag an 
den dbb Landesgewerkschaftstag ge-
stellt, das Thema mit der Landesregie-
rung zu erörtern und Abhilfe zu schaf-
fen. Es ist ein unhaltbarer Zustand und 
sorgt für Unverständnis bei den Mitglie-
dern.

Andreas Block,
BSBD Landesvorstand

Treffen Arbeitskreis Tarif
Informationen zu aktuellen Themen der Bundestarifkommission

Am 9. und 10. April 2018 trafen sich 
die Tarifvertreter der Bundesländer 
in Wuppertal. Alle wurden sehr herz-
lich von der Bundesleitung René Mül-
ler, Horst Butschinek und Alexander 
Sammer begrüßt.

Nach der Vorstellungsrunde fanden 
sich die Teilnehmer sehr schnell in das 
Thema Tarif ein. Es wurde über die ak-
tuellen Themen der Bundestarifkom-
mission berichtet. Im weiteren Verlauf 
der Sitzung wurde über weitere wich-
tige Themen diskutiert: 
• �Eingruppierung AVD E 7/Justizdienst 

E 9.
• �Erfahrungsstufen erhalten bei Auf-

stieg (stufengleicher Aufstieg)
• �Angleichung der Ausbildungsvoraus-

setzung (Meister/Bachelor)
• �Sachgrundlose Befristung
• �§ 47 bessere Anpassung an Beamte, 

Weiterzahlung der Sozialleistung
• �Ruhezeiten 11 h - 8 h
• �Bereitschaftszeiten Angestellte  

= Bereitschaftszeiten Beamte
• �Altersvorsorge VBL, Anspruch auf 

Zahlung erst bei Zugehörigkeit ab  
60 Monate

Eine angeregte Diskussion und der Aus-
tausch über diese Themen zeigte große 
Unterschiede im Umgang in den Bun-
desländern.

Ein weiterer Umstand einte alle An-
wesenden gleichermaßen, denn die 
Problematik, geeignete Bewerber in den 
unterschiedlichen Laufbahnen (mittle-
rer Dienst, gehobener Dienst, höherer 
Dienst) zu finden, aber auch den Ab-
gang in die freie Wirtschaft zu verhin-

dern, ist wohl in allen Bundesländern 
gleich. Kolleginnen und Kollegen, die 
eine gute Ausbildung haben und über 
besondere Erfahrungen verfügen, wer-
den abgeworben und finden sich in sehr 
viel besseren Eingruppierungen wieder.

Das Thema Krankengeld und die Un-
gleichbehandlung zwischen Beamten 
und Tarifbeschäftigten, bei längerfri-
stiger Erkrankung wurde sehr hitzig dis-
kutiert und am Ende bestand Einigkeit 
darüber, dass eine solche Ungleichbe-
handlung nicht akzeptabel ist.

Die Teilnehmer wünschten sich eines 
ganz besonders: „Wir wollen, mit dem, 
was wir sind, was wir machen und ge-
leistet haben, gesehen und anerkannt – 
eben wertgeschätzt – werden“.

Im weiteren Fortgang des Treffens 
wurde ein/e neue/er Vorsitzende/r für 
den Bereich Tarif gewählt. 

Für den BSBD Landesverband Schles-
wig-Holstein erstmalig, wurde dann 
Kollege Sönke Patzer aus der JVA Neu-
münster zum neuen Vorsitzenden des 
AK Tarif gewählt.

Die Wahl des Vorsitzenden und des-
sen Vertreter wurde mit folgendem Er-
gebnis einstimmig beschlossen:
• �Vorsitzender Sönke Patzer,  

Landesverband Schleswig-Holstein
• �1. Stellvertreterin Sabine Glas,  

Landesverband Baden-Württemberg
• �2. Stellvertreterin Andrea Krehl,  

Landesverband Nordrhein-Westfalen
Daraus ergab sich dann, dass Kollege 
Sönke Patzer auf der einen Tag später 
folgenden Sitzung des BSBD Bundes-
hauptvorstandes als neues Mitglied in 
die Bundesleitung gewählt wurde.

Baumaßnahmen der 
JVA Neumünster
Neubaufertigstellung Ende 2021
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Mit dem Ausflugsboot zu den Heringstagen
Ausflug des BSBD Ortsverband JA Schleswig mit dem Ortsverband JVA Flensburg

Am 12. Mai 2018 reisten die Ortsver-
bände der Jugendanstalt Schleswig 
und JVA Flensburg mit der MS Hein 
zu den Kappelner Heringstagen. Der 
Einladung der Ortsverbände folgten 
21 BSBD-Mitglieder. Um 9 Uhr ging es 
am Schiffsableger Restaurant ODINS 
bei schönstem Schleswig-Wetter am 
international bekannten Wikinger-
Museum Haithabu los.

Nach dem reichhaltigen Willkommens
frühstück erreichten wir 35 km Strom-
aufwärts, nach dreistündiger Anreise, 
Kappeln an der wunderschönen Schlei, 
die ein Ableger der Ostsee bildet und ih-
ren Endpunkt in Schleswig hat, entlang 
der blühenden Rapsfelder und  idyllisch 
verträumten Badebuchten – Entspan-
nung pur für Körper und Seele und eine 

herrliche Abwechslung zu dem sonst so 
anstrengenden Vollzugsalltag. 

Nach dem Anlegen im Kappelner Ha-
fen ging es über die dortige Festmeile 
in die Fußgängerzone, wo beschwingte 
Jazz-Formationen mit ihrem Musikre-
pertoire vom Feinsten die Straßen be-
lebten. 

In guter Atmosphäre wurde in den di-
rekt am Hafen liegenden Lokalen zum 
Mittagsschmaus bei einem kühlem Bier 
das Treiben auf der Festmeile genossen. 
Nach der Mittagsstärkung ging es zu-
rück an Bord der MS Hein.

Die eigens mitgebrachte Musikanlage 
wurde durch den als DJ fungierenden 
ersten Vorsitzenden der JA Schleswig 
Frank Jensen bedient, der es verstand 
die Mitglieder mitzureißen. Es wurde 
kräftig das Tanzbein geschwungen. Mit 

zunehmendem Genuss der Kaltscha
lengetränke und wer wollte mit dem 
typischem Schleswig-Holstein-Gedeck 
(lütt und lütt) kam die Stimmung auf 
ihren Höhepunkt, was sich in Liedern 
zum Mitsingen und Mitschunkeln wi-
derspiegelte. 

Wohlbehalten konnten wir um 18 
Uhr im sicheren Hafen von Haddeby 
festmachen. Ein kleines Team kehrte im 
Anschluss im Restaurant Odin ein. 

Alles in allem, so das Resümee, war es 
ein gelungener Ausflugs-Tag.

Ein ganz herzliches Dankeschön geht 
an den OV Schleswig, Frank Jensen 
und Sascha Lach für die gelungene Or-
ganisation, sowie an das gesamte Team 
um Sven Greve von der MS Hein.

Thomas Bianchi  
Vorsitzender OV Flensburg

Ein Wort dazu

Weihnachtsgeld für Beamte
Während des Gewerkschaftstages des dbb Landesbundes 
Schleswig-Holstein kündigte der Ministerpräsident des 
Landes Schleswig-Holstein Daniel Günther an, dass die 
Schleswig-Holsteinische Landesregierung bis Sommer 
2019 über die Wiedereinführung des Weihnachtsgeldes 
für Beamte entscheiden will. Die Kürzung des Weihnachts-
geldes ging wesentlich schneller. Es war im Jahr 2007 
während des Gewerkschaftstages des dbb Landesbundes in 
Damp, als der damalige Ministerpräsident des Landes Pe-
ter Harry Carstensen in seinem Grußwort erklärte: „Nun 
regen sie sich mal nicht auf. Sie arbeiten ab sofort eine Wo-
chenstunde länger, dafür ist das Weihnachtsgeld für diese 

Legislaturperiode gesichert“. Nach drei Monaten erklärte 
Herr Carstensen: „Es geht dem Land Schleswig-Holstein 
wirtschaftlich nicht gut. Das Weihnachtsgeld muss gestri-
chen werden!“ – und es wurde gestrichen. 
Gegen die Wiedereinführung des Weihnachtsgeldes ist die 
Finanzministerin Frau Heinhold von den Grünen, da ihr 
die Kosten von ca. 120 Millionen zu hoch sind. 
Die Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
sind nicht betroffen. Sie haben bei der Neuordnung ihrer 
Bezüge das Weihnachtsgeld auf 12 Monatszahlungen im 
Jahr aufgeteilt. 
Die Beamtinnen und Beamten des Landes müssen schon 
über 10 Jahre mit der Kürzung ihres Weihnachtsgeldes 
leben.

Wilhelm Schulz, Ehrenvorsitzender BSBD S-H

Gelungenes Sommerfest des BSBD OV Schleswig
Bis in die frühen Morgenstunden das Tanzbein geschwungen – Eine Wiederholung wird gewünscht
In diesem Jahr fand am 1. September 
2018 erstmalig ein Sommerfest des 
BSBD Ortsverband Schleswig mit Gä-
sten des Ortsverband Flensburg so-
wie des BBZ Schleswig statt. 

Als Location diente uns eine Halle der 
Fa. Otto Saar in Busdorf, welche vorab 
durch den Vorstand liebevoll in eine 
echte Festhalle umgebaut und deko-
riert wurde. An dieser Stelle geht der 
Dank des Vorstandes für die tolle Deko-
ration an die Ehefrau unseres Kollegen 
„Strippe“, Sandra Lach.

Bei herrlichstem Sommerwetter fan
den sich ca. 70 Kolleginnen und Kol-
legen sowie Gäste, Freunde und Fa-
milienangehörige in der Festhalle ein. 
Nach Begrüßung der anwesenden Fei-
erwütigen durch den Kollegen „Strip-

pe“ Lach wurde die Veranstaltung 
gegen 19 Uhr offiziell eröffnet. Wie 
gewohnt wurden die Gäste mit allem 
was das leibliche Wohl verlangte, voll-
umfänglich versorgt. 

Vom Grillstand über die Bier- bis zur 
Sektbar blieb kein Wunsch offen. So 
wurde dann bei bester Laune bis in die 

frühen Morgenstunden das Tanzbein 
geschwungen. 

Musikalisch wurde das Fest von der 
Band https://www.ridingadeadhorse.
com/ mit Life-Musik, sowie durch DJ-
Niki mit Musik vom Plattenteller beglei-
tet. Vielen Dank für die wirklich fantas-
tische Stimmung.� Der Vorstand
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Anstaltsleiter Jan Gerd Dose verabschiedet
Der BSBD wünscht seinem langjährigen Mitglied alles Gute zum wohlverdienten Ruhestand

Seit 2010 war Jan Gerd Dose Anstalts-
leiter in der Justizvollzugsanstalt Kiel. 
In einer offiziellen Feierstunde wurde 
er im Kreis seiner Kolleginnen, Kol-
legen und Gästen gebührend verab-
schiedet.

Jan-Gerd Dose wurde 1955 in Schills-
dorf geboren und machte 1975 Abitur 
an der Kantschule in Neumünster. Sei-
ne Ausbildung im Justizvollzug begann 

er nach dem Wehrdienst 1977 als Ver-
waltungsinspektoranwärter in der JVA 
Neumünster. Als Diplom-Verwaltungs-
wirt übernahm er 1980 dort verschie-
dene Aufgaben, unter anderem wurde 
er 1990 Verwaltungsleiter der neu ge-
gründeten Jugendanstalt Neumünster. 
Es folgten ab November 1992 zwei Ab-
ordnungen in das Justizministerium so-
wie zahlreiche Aufgaben in der JVA Lü-
beck, etwa als Verwaltungsdienstleiter, 

als Vollzugsleiter oder als Vertreter des 
Anstaltsleiters. 

2007 erfolgte die Ernennung zum 
ständigen stellvertretenden Leiter der 
JVA Lübeck. Im März 2010 wurde Jan-
Gerd Dose zum Leiter der JVA Kiel be-
rufen.

Jan Gerd Dose ist ein BSBD Mitglied 
seit seinem ersten Tag im schleswig-
holsteinischen Strafvollzug. Es war und 
ist nach wie vor sein ganz persönliches 
Interesse, dass der Strafvollzug einen 
besonderen Stellenwert in der Gesell-
schaft erhält. Die Philosophie von Jan 
Gerd Dose war stets, dass man nie sei-
nen Humor verlieren darf, schon gar 
nicht im Vollzug. Dies hat er auch den 
Kolleginnen und Kollegen vermittelt.
Mit dem Ruhestand von Jan Gerd Dose 
verliert das Land eine umfangreiche 
„Datensammlung“ und viel Erfahrung, 
die er sich in seiner über 40-jährigen 
Dienstzeit erarbeitet hat.

Wir wünschen ihm alles Gute, vor 
allem Gesundheit, für seinen wohlver-
dienten Ruhestand.

Der BSBD Landesvorstand  
Schleswig-Holstein
Der BSBD Ortsverein Kiel

V.l.n.r.: Wilhelm Schulz BSBD Ehrenvorsitzender, Jan Dose Anstaltsleiter Kiel, Michael Hinrichsen 
BSBD Landesvorsitzender. � Foto: BSBD S-H

Der Smut geht von Bord
Verabschiedung des Kollegen JAI Karl Dietrich Wiegand aus der JVA Kiel in den Ruhestand

Am 1. Oktober 2018 
wurde der Kollege JAI 
Karl Dietrich Wiegand 
mit Erreichen der Al-
tersgrenze vom Leiter 
der JVA Kiel, Herrn 
stellv. Anstaltsleiter 
Gludau, in den wohl-
verdienten Ruhestand 
verabschiedet.

Karl Dietrich Wiegand 
hat nach seiner Fahrens-
zeit bei der Bundesmari
ne am 01. März 1986 
als Hilfsaufseher bei der 
Justizvollzugsanstalt Kiel 
angeheuert. 
Am 1. Juli 1986 begann für ihn die Aus-
bildung als Justizassistenten Anwärter, 
die er im Jahr 1988 erfolgreich abge-
schlossen hat.

Kollege Wiegand ist ein BSBD Mit-
glied seit seinem ersten Tag im schles
wig-holsteinischen Strafvollzug. In der 
JVA Kiel hatte der Kollege in den vielen 
Jahren seiner Tätigkeit als Koch in der 
Anstaltsküche der JVA Kiel gute Dien-

ste geleistet. Ihm war die 
Arbeit mit den Kollegen 
und den Gefangenen im-
mer sehr wichtig, so wa-
ren ihm keine Wege und 
keine Mühen zu groß, um 
auch neue Speisen auf die 
Teller der Gefangenen zu 
bringen. Innerhalb der 
BSBD Verbandsarbeit, im 
OV Kiel hat er sich sehr 
eingesetzt, sein Einsatz 
ging auch als Personal-
rat und Mitglied im OV 
Kiel mit dem von ihm be-
kannten Elan bis zum Ru-
hestandsbeginn weiter.
Dafür sei ihm an dieser 

Stelle einmal besonders herzlich ge-
dankt. Der Orts- und Landesverband 
wünscht dem Kollegen Karl Dietrich 
Wiegand alles Gute, Gesundheit und 
Glück für seinen verdienten Ruhe-
stand. 

Da Kollege Wiegand wieder in seine 
ursprüngliche Heimat Bayern, in den 
schönen bayrischen Wald ziehen wird, 
was wir sehr bedauern, wünschen wir 

ihm alles erdenklich Gute und vor allem 
Gesundheit. Wir freuen uns auf Besuche 
aus Bayern durch ihn, für gemeinsame 
Veranstaltungen des BSBD OV Kiel.

Thomas Steen JAI
Für den OV-Kiel und dem 
Landesverband des BSBD S-H

Hilfestellung  
bei Trauerfällen
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir ha-
ben in der Vergangenheit festgestellt, 
dass für die Angehörigen von Kolle-
ginnen und Kollegen, nach einem To-
desfall die Frage im Vordergrund steht, 
was habe ich zu beachten in Bezug auf 
den Arbeitgeber des Verstorbenen ? 
In unserem Fall, das Finanzverwal-
tungsamt Schleswig-Holstein. Der BSBD 
Schleswig-Holstein bietet seine Mithilfe 
an bei der Klärung mit dem Finanzver-
waltungsamt Schleswig-Holstein. 

Wir möchten darauf hinweisen, dass 
wir aus Gründen der Pietät nicht auf die 
Angehörigen zugehen. Der BSBD wird 
nur tätig, wenn es gewünscht wird.

Der BSBD Landesvorstand

Karl Dietrich Wiegand.  
� Foto: BSBD S-H
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Wir trauern um unseren langjährigen Kollegen, Weggefährten und Freund

Gerd Schulz
Ehrenvorsitzender des BSBD LV Thüringen

Träger der Ehrenmedaille des Thüringer Beamtenbundes

Er ist für uns alle unfassbar nach längerer, schwerer Krankheit im Alter von 63 Jahren verstorben.

Mit ihm verlieren wir einen verlässlichen Ratgeber, der wie kein anderer unseren Verband 
und die Arbeit des Hauptpersonalrates geprägt und sich stets für die Entwicklung des Thüringer Vollzuges, 

in erster Linie aber für die Belange der Beschäftigten eingesetzt hat. 

Wir werden ihn stets in guter Erinnerung behalten und ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Unser Mitgefühl gilt seinen Angehörigen.

BSBD Landesvorstand 
Vorstand Thüringer Beamtenbund und Tarifunion (tbb)

BSBD Ortsverband Hohenleuben

BSBD-Ehrenvorsitzender Gerd Schulz  
am 10. September 2018 gestorben – Ein Nachruf

Gerd begann seine dienstliche Tätigkeit 
im Strafvollzug im März 1975 in der 
JVA Regis-Breitingen. Nach dem Ab-
schluss des Grundlehrgangs im dama-
ligen Karl-Marx-Stadt, dem heutigen 
Chemnitz, wurde er am 01.12.1975 zur 
JVA Hohenleuben versetzt und war im 
Vollzugsdienst zu unterschiedlichsten 
Tätigkeiten eingesetzt.

Nach Absolvierung der Fachschule 
des Strafvollzuges in der Zeit von Sep-
tember 1979 bis Ende Juli 1981 war 
er in der Zentrale als ODH eingesetzt. 
Von 1990 bis 1993 war Gerd als Voll-
zugsdienstleiter der JVA Hohenleuben 
tätig und über einen längeren Zeitraum 
als Leiter der Sicherheitsgruppe des 
Landes Thüringen eingesetzt. Danach 
führte ihn der dienstliche Weg zunächst 
zur JVA Gera. Nach etwa fünf Jahren er-
folgte die Rückkehr zur JVA Hohenleu-
ben, wo ihm die Aufgaben des Sicher-
heitsbeamten übertragen wurden. 

Bereits im Jahre 1990 hatte Gerd 
begonnen, sich auch außerhalb des 

Dienstes ehrenamtlich für die Belange 
des Justizvollzuges und vor allem die 
der Beschäftigten einzusetzen. Er ist 
nicht nur Gründungsmitglied des Ver-

bandes der Strafvollzugsbediensteten 
Thüringen e. V., sondern gehört quasi 
zu den Gründungsvätern unseres Ver-
bandes. Maßgeblich seinen Initiativen 
ist es zu verdanken, dass sich der Ver-
band der Strafvollzugsbediensteten zur 
stärksten Interessenvertretung der im 
Strafvollzug tätigen Bediensteten ent-
wickelt hat. 

Dabei hat er einen großen Teil seiner 
Freizeit geopfert, was sicher nur mög-
lich gewesen ist, weil seine Familie je-
derzeit Verständnis aufgebracht und 
ihn unterstützt hat. 

Unser Dank gilt auch insbesondere 
seiner Ehefrau Sigrid, die ebenfalls auf 
Ebene des Ortsverbandes Hohenleuben 
für den BSBD tätig war. 

In diesem Zusammenhang kann nicht 
unerwähnt bleiben, dass sich vor allem 
in ersten Jahren nach 1989 gerade der 
Strafvollzug und dessen Beschäftigte 
mit vielen Änderungen und Problemen 
auseinandersetzen mussten und sich 
insofern auch die Arbeit der berufsstän-Festveranstaltung 20 Jahre BSBD Thüringen. 
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dischen Vertretungen äußerst schwie-
rig gestaltet hat. Gerd hat sich dabei 
immer als verlässlicher Partner und 
verlässlicher Ratgeber für die Beschäf-
tigten eingesetzt und deren Interessen 
vertreten. 

Am 01. 02. 1992 wurde Gerd zum 
stellvertretenden Landesvorsitzenden 
des Verbandes der Strafvollzugsbedien-
steten des Landes Thüringen gewählt. 
Im Oktober 1994 wurde er dann in den 
Hauptpersonalrat und zu dessen Vorsit-
zenden gewählt. 

Bei den nachfolgenden Personalrats-
wahlen wurde Gerd wiedergewählt 
und war ununterbrochen bis 2014 als 
Vorsitzender des Hauptpersonalrates 
tätig. 

Im Frühjahr 2004 wurde Gerd zum 
Vorsitzenden unseres Landesverbandes 
gewählt und somit auch zum Mit-
glied des Landeshauptausschusses des 
Thüringer Beamtenbundes sowie des 
Bundeshauptausschusses des Bundes 

der Strafvollzugsbediensteten Deutsch-
lands. Gerd war aber auch über die 
Grenzen unseres Landes hinaus tätig. 
Zu diesen Aktivitäten gehörte sein En-

gagement bei der Kooperation der Süd-
länder und dort insbesondere bei der 
Zusammenarbeit mit dem Bund der 
Strafvollzugsbediensteten Rheinland-
Pfalz und dem Saarländischen Bund 
der Strafvollzugsbediensteten. 

Aktiv hat Gerd auch bei der Vorberei-
tung und Gestaltung der Kooperations-
vereinbarung der drei Landesverbände 
(Rheinland-Pfalz, Saarland und Thü-
ringen) mit der polnischen Gewerk-
schaft für Strafvollzug mitgewirkt.

Auf Grund seiner bevorstehenden 
Versetzung in den Ruhestand kandi-
dierte Gerd bei den Personalratswahlen 
im Mai 2014 nicht mehr. In der Haupt
ausschusssitzung im November 2014 
hat er dann, verbunden mit dem Hin-
weis, dass er uns auch zukünftig, wenn 
auch nicht als aktives Vorstandsmit-
glied aber als Ratgeber zur Verfügung 

stehen wird, um seinen Rückzug aus 
dem Vorstand und die Entbindung von 
seinen Aufgaben als Vorsitzender gebe-
ten.

Auf unserem 7. Verbandstag im April 
2016 wurde Gerd zum Ehrenvorsitzen-
den gewählt und durch den Vorsitzen-
den des Thüringer Beamtenbundes mit 
der Ehrenmedaille des tbb ausgezeich-
net.

Mit Gerd verliert der BSBD einen ver-
lässlichen Ratgeber, der wie kein ande-
rer unseren Verband von Beginn an und 
die Arbeit des Hauptpersonalrates über 
20 Jahre lang geprägt und sich stets für 
die Entwicklung des Thüringer Voll-
zuges, in erster Linie aber für die Belan-
ge seiner Beschäftigten eingesetzt hat.

Gemeinsam mit seinen Angehörigen 
trauern wir um eine herausragende 
Persönlichkeit, die wir in guter Erinne-
rung behalten und der wir ein ehrendes 
Andenken bewahren werden.

Der Landesvorstand

Treffen der Landesverbände Rheinland-Pfalz, Saarland und Thüringen mit der polnischen Strafvoll-
zugsgewerkschaft. � Fotos (4): BSBD Thüringen

Wahl zum Ehrenvorsitzenden des BSBD Thüringen.

Auszeichnung mit der Ehrenmedaille des tbb.
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Der BSBD fordert konkrete Maßnahmen zur  
Verbesserung der Situation der Beschäftigten
Gespräch zum Personalkonzept am 25. Juni 2018 im Ministerium

F ür den Thüringer Justizvollzug soll ein Personalentwicklungskonzept erarbeitet werden. Dieses sollte nach der 
parlamentarischen Sommerpause dem Landtag vorgelegt werden. Der BSBD hat in einer umfangreichen Stel-
lungnahme die derzeitige Personalsituation beschrieben und seine Erwartungen und Forderungen an und für 

ein Personalkonzept formuliert. Diese Stellungnahme wurde am 25. Juni 2018 dem TMMJV anlässlich eines Gesprä-
ches zu einem Entwurf des Konzepts, zu dem uns Herr Ministerialdirigent Schneider (Abteilungsleiter Justizvollzug im 
TMMJV) eingeladen hatte, übergeben.

An dem Gespräch haben Herr Schnei-
der und Frau Carl (Personalreferen-
tin in der Abteilung Justizvollzug im 
TMMJV) als Vertreter des Ministeri-
ums, und Kollege Allgäuer und ich als 
Mitglieder des BSBD Landesvorstandes 
teilgenommen. Durch das TMMJV wur-
de dargestellt, dass ein Schwerpunkt 
des Konzeptes die von uns seit langem 
geforderte Personalbedarfsberechnung 
sein wird. Im Vorgriff auf das Ergebnis 
dieser Berechnung seien nach Mittei-
lung des TMMJV bereits mehr Stellen 
beim TFM gefordert worden, die Ver-
handlungen dauern noch an, ein Ergeb-
nis läge allerdings noch nicht vor. Wir 
haben darüber hinaus viele konkrete 
Maßnahmen zur Verbesserung der Situ-
ation der Beschäftigten und hinsichtlich 
der Nachwuchsgewinnung gefordert, 
die aus unserer Sicht unerlässlich sind. 
Hierzu gehören vor allem die dringend 
erforderliche Personalverstärkung im 
AVD, die Eröffnung transparenter be-
ruflicher Entwicklungsmöglichkeiten, 
die Bündelung der Dienstposten von A 
7 bis A 9, die Anhebung des Eingangs-
amtes, die Anpassung der Zulagen für 
Dienste zu ungünstigen Zeiten aber 

auch ein faires und transparentes Beur-
teilungssystem. Aus unserer Sicht müs-
sen viele Maßnahmen ergriffen werden, 
um unser Berufsbild und die Lage der 
Beschäftigten insgesamt zu verbessern. 

Hierzu gehört neben den o. g. Maß-
nahmen auch die Wiedereinführung des 
Anwärtersonderzuschlages im mittleren 
und gehobenen Dienst. Das TMMJV hat 
signalisiert, auch künftig in allen Lauf-
bahnen am Einsatz von Beamten fest-
zuhalten. Dies gelte insbesondere auch 
für Fachdienste bei Vorliegen der per-
sönlichen Voraussetzungen. Dies ist aus 
unserer Sicht bereits ein kleiner Etap-
pensieg, weil noch vor kurzem durch 
Arbeitsgruppen ( oder eine einzelne 
Person ? ) ein umfangreicherer Einsatz 
von Tarifbeschäftigten diskutiert und 
als Vorschlag zur Verbesserung der Per-
sonalsituation gesehen und quasi als 
Allheilmittel angesehen wurde. Erwar-
tungsgemäß sind wir insbesondere mit 
den Forderungen nach der Anhebung 
des Eingangsamtes im AvD, aber auch 
anderen Forderungen zur Verbesserung 
der Lage der Beschäftigten, die mit fi-
nanziellen Auswirkungen verbunden 
sind, auf Widerstand gestoßen. 

Wir haben unsere Überzeugung zum 
Ausdruck gebracht, dass Worte der 
Wertschätzung, auch wenn diese durch-
aus ehrlich gemeint sein mögen, nicht 
ausreichen, Wertschätzung kommt ins-
besondere auch durch die Besoldung 
zum Ausdruck. Auf jeden Fall werden 
wir von diesen Forderungen nicht ab-
weichen. Wir haben auch gefordert, 
dass den neuen Erkenntnissen hin-
sichtlich des Baus und Betriebs einer 
gemeinsamen JVA mit Sachsen und 
der Verzögerung bei einer Umsetzung, 
unabhängig von der Frage, ob an dem 
Projekt festgehalten wird, Rechnung 
getragen werden muss. Wir haben uns 
nochmals dafür ausgesprochen, sich 
aus diesem Projekt zu verabschieden, 
auch wenn die Hürden dafür sehr hoch 
– aber nach unserer Auffassung nicht 
unüberwindbar – sind. An anderer Stel-
le dazu mehr, wir bleiben am Ball. ...

Mitglieder unseres Verbandes kön-
nen die komplette Stellungnahme zum 
Personalkonzept im Intranet unserer 
Homepage nachlesen. Für Rückfragen 
stehen wir selbstverständlich zur Ver-
fügung. 

Jörg Bursian, Landesvorsitzender

Gespräche mit Abgeordneten des Thüringer Landtages
Der BSBD setzt sich für die Belange der Beschäftigten im Justizvollzug ein

Über das Gespräch mit Herrn MdL 
Geibert (CDU), der inzwischen zum 
parlamentarischen Geschäftsführer 
der CDU-Fraktion gewählt wurde 
haben wir bereits beim parlamenta-
rischen Abend des tbb im April im 
Vollzugsdienst 3/2018 berichtet. 

Gelegenheit zu weiteren Geprächen 
mit Abgeordneten ergaben sich bei den 
Jahresempfängen der SPD-Fraktion 
(27. Juni 2018), der Fraktion DIE LIN−
KE (22. August 2018) sowie der CDU-
Fraktion (23. August 2018). 

Darüber hinaus waren wir zur Sit-
zung des Arbeitskreises Justiz der Frak-
tion DIE LINKE am 15. Mai 2018 sowie 
zur Sitzung des offenen  Arbeitskreises 
Justiz der SPD am 12. Juni 2018 einge-
laden. 

In diesen Gesprächen haben wir auf die 
desolate Personalausstattung im Justiz-
vollzug und die Probleme der Beschäf-
tigten hingewiesen. In aller Deutlichkeit 
haben wir klar gemacht, dass die Regie-
rung ihrer gesetzlichen Verpflichtung 
(§ 108 ThürJVollzGB), die Anstalten 
mit dem erforderlichen Personal auszu-
statten, wissentlich nicht nachkommt 
und dies mittlerweile zu einer latenten 
Gefährdung der Sicherheit führt. 

Zudem haben wir auch darauf hinge-
wiesen, dass es dringend erforderlich 
ist, die Attraktivität einer Tätigkeit im 
Vollzug und die Lage der Beschäftigten 
deutlich zu verbessern. 

Der Vollzug ist für die meisten Be-
schäftigten mit familienunfreundlichen 
Arbeitszeiten verbunden, was sich na-
turgemäß nur schwer und wenn über-

haupt nur teilweise ändern lassen wird. 
In diesem Zusammenhang muss aber 
insbesondere erwähnt werden, dass 
die Zulagen für solche Erschwernisse, 
die diese zumindest teilweise kompen-
sieren sollen, in Thüringen erheblich 
unter den entsprechenden Zulagen an-
derer Länder und des Bundes liegen, 
obwohl es dafür keine sachliche Recht-
fertigung gibt. Der BSBD fordert, diese 
Zulagen auf das Bundesniveau anzuhe-
ben. Zudem ist es immer noch so, dass 
sich viele Kollegen im AvD trotz langer 
Dienstzugehörigkeit im Eingangsamt 
befinden und auch im Eingangsamt in 
den Ruhestand versetzt werden. Dieser 
Umstand wurde auch vom Vorsitzen-
den der CDU-Fraktion Mohring bei sei-
ner Begrüßung zum Jahresempfang der 
CDU-Fraktion kritisch angesprochen. 
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Die CDU will deshalb sogenannte Beför-
derungskorridore einführen. 

Wir werden uns erkundigen, was dies 
für die Beschäftigten im Vollzug bedeu-
ten würde, wobei wir uns allerdings für 
eine Anhebung des Eingangsamtes im 
AVD einsetzen werden. Hinzu kommt 
nämlich noch, dass die betreffenden 
Kollegen nach Vollendung des 46. Le-
bensjahres die letzte Erfahrungsstufe in 
der Besoldungstabelle A erreichen und 
dann von einer weiteren Besoldungser-
höhung (von allgemeinen Steigerungen 
abgesehen) quasi ausgeschlossen wer-
den. 

Der BSBD hat darauf aufmerksam 
gemacht, dass die genannten Umstände 
aus unserer Sicht auch die, von bloßen 
Lippenbekenntnissen abgesehen, aus-
bleibende Wertschätzung der Politik 
gegenüber den Beschäftigten im Voll-
zug über viele Jahre zum Ausdruck 
bringt. 

Unabhängig davon haben wir auch 
allgemein darauf hingewiesen, dass die 
zu Beginn des nächsten Jahres statt-
findende Einkommensrunde zum Aus-
druck bringen wird, was der Politik die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
wirklich wert sind.

Jörg Bursian, 
Landesvorsitzender
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Steht die Errichtung einer gemein-
samen JVA mit Sachsen vor dem Aus ?
Ein dreistelliger Millionenbetrag über der Kostenschätzung  
führt zur Aufhebung der Ausschreibung
Bereits im Mai/Juni, noch vor den 
Veröffentlichungen in den Medien, 
war zu erkennen, dass dem Staats-
vertrag zur Errichtung der neuen 
JVA Zwickau Mariental wieder mehr 
Aufmerksamkeit der Abgeordneten 
geschenkt wird. 

Hintergrund ist vermutlich, dass im 
Mai die Angebotsfrist für die Auftrags-
erteilung abgelaufen ist. Nach unserem 
Kenntnisstand lag nur ein Gebot vor, 
welches um einen dreistelligen Mil
lionenbetrag über der Kostenschätzung 
gelegen haben soll. Daher wurde der 
Auftrag nicht erteilt und die Ausschrei-
bung aufgehoben.

Nunmehr soll entgegen der frühe-
ren Bestrebungen versucht werden, 
die Bauleistungen in mehrere einzel-
ne Aufträge zu teilen, auch um einen 
längeren Stillstand zu vermeiden. Aus 
dieser Verfahrensweise, die naturge-
mäß bereits mit längeren Projektzeiten 
verbunden ist, ergeben sich aber neue 
Risiken, insbesondere die von Vergabe-
rechtsstreitigkeiten, aber auch weiteren 
Mehrkosten, beispielsweise, wenn Bau-
zeitverzögerungen in einzelnen Gewer-
ken auftreten. 

Die bloße Behauptung, dass es kos
tengünstiger sei eine größere JVA ge-
meinsam mit Sachsen zu errichten und 
zu betreiben, dürfte mittlerweile als 
widerlegt angesehen werden. Unsere 
auch im Vorfeld des Staatsvertrages 
geäußerten Befürchtungen, dass Thü-
ringen mit diesem Vertrag ein unkalku-

lierbares finanzielles Risiko und viele 
Unsicherheiten eingeht, haben sich 
schon jetzt eindrucksvoll bewahrheitet. 
Ein Ende dieser Probleme ist zudem, 
genauso wie die voraussichtlichen Kos
ten oder die Bauzeit, nicht absehbar. 
Der Auffassung, dass das Projekt auf 
Grund der bereits entstandenen Kos
ten und der verstrichenen Zeit jetzt 
alternativlos sei, treten wir beharrlich 
entgegen, auch wenn wir zur Kenntnis 
nehmen müssen, dass der Staatsvertrag 
keine Ausstiegsklausel enthält und es 
deshalb schwierig sein wird, das Projekt 
aufzugeben. Es dürfte aber zumindest 
einleuchten, dass sich an einem Projekt 
mit geringerem Auftragsvolumen, also 
einer kleineren JVA, mehr Unterneh-
men an einer Ausschreibung beteiligen 
würden, als an einem Großprojekt, an 
welchem zudem noch zwei Bundeslän-
der beteiligt sind. 

Zudem würde der Freistaat Sachsen 
nach unserer Kenntnis mehr Haftplätze 
in der neuen JVA als ursprünglich vor-
gesehen benötigen und könnte insofern 
die neue JVA Zwickau Mariental kom-
plett selbst errichten und betreiben. 

Zumindest eine Aufhebung von Ver-
trägen im beidseitigen Einvernehmen 
ist ja prinzipiell möglich. 

Wir sprechen uns jedenfalls dafür 
aus, jetzt alle Möglichkeiten zum Aus-
stieg aus dem Projekt vorbehaltlos zu 
prüfen und zu nutzen, frei nach dem 
Motto „Lieber ein Ende mit Schrecken 
als ein Schrecken ohne Ende“.

Der Landesvorstand

„Wandertag“ JVA Goldlauter
Bei schönem Wetter wandern kann jeder … 
... dachten wir uns und verlegten den 
zweiten Wandertag der JVA Gold-
lauter am 22. Juni 2018 gleich aufs 
Wasser. Kanu fahren war angesagt 
und 15 Kolleginnen und Kollegen so-
wie ein paar Familienangehörige tra-
fen sich pünktlich 9.30 Uhr bei einer 
Kollegin im Garten. 

Da man Kanu bekanntlich auf dem 
Wasser fährt, hatte sich der Wetter-
gott wohl gedacht, er müsse uns auch 
gleich mal von oben nass machen, und 
mit 7,5° C und Nieselregen, dazu böiger 
Wind, hatte er es auch ganz besonders 
gut gemeint. Nur gut, dass sich die 
meisten wetterfest angezogen hatten, 

Badeschuhe und kurze Hosen wurden 
gesichtet, aber auch Wintermütze und 
Handschuhe… Nun ja, die moderne 
Technik macht’s möglich und so wur-
de recht schnell ermittelt, ab 11 Uhr 
regnet es wohl nicht mehr. Mh ..., na 
Hauptsache, das Wetter macht, was die 
„App“ verspricht. Egal, die Jungs von 
Kanureich.de holten uns pünktlich ab 
und es ging erst mal an den Startpunkt, 
in Henfstädt. Einfach mal unter den 
Sonnenschirmen (ja, sie helfen auch ge-
gen Regen) gewartet, bis es „Elfe“ wird 
und dann mit Zähneklappern rein in die 
Boote. Zum Glück war das Wasser der 
Werra wärmer als die Außentemperatur 
und die Paddelei ging los. Trotz einiger 
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Der Bund der Strafvollzugsbediensteten vertritt, unter dem Dach 
des DBB, bundesweit die Interessen der 38.000 Bediensteten im 
Justizvollzug. Er ist mit rund 25.000 Mitgliedern die größte gewerk­
schaftliche Organisation der Beschäftigten im Justizvollzug der Bun­
desrepublik Deutschland. Besonders wegen der seit 1. Januar 2008 
veränderten Länderkompetenzen ist eine länderübergreifende Zu­
sammenarbeit der BSBD-Landesbünde notwendig.
Die Aufgaben der Strafvollzugsbediensteten sind überaus vielfältig, 
anspruchsvoll und herausfordernd. Die Gesellschaft erwartet von 

uns eine effektive Resozialisierung von Straftätern ebenso, wie den 
sicheren Schutz vor weiteren Straftaten. Die Bediensteten des Straf­
vollzuges bewegen sich folglich bei Tag und Nacht und an 365 Tagen 
im Jahr in einem Konflikt- und Spannungsfeld. 
Der BSBD, der rund 70 Prozent aller Strafvollzugsbediensteten ge­
werkschaftlich organisiert, hat es sich zur Aufgabe gemacht, die 
Interessen des Strafvollzuges und die der Kolleginnen und Kollegen 
wirksam zu vertreten, damit diese nicht von der Politik übersehen wer­
den können. Der BSBD tritt für die angemessene Teilhabe der Straf­
vollzugsbediensteten am wirtschaftlichen Erfolg unserer Gesellschaft 
ein, kämpft aber zugleich für angemessene Rahmenbedingungen für 
einen behandlungsorientierten Strafvollzug in Deutschland.
Ein hoher Organisationsgrad und die bundesweite Bündelung und 
Vernetzung der Gewerkschaftsarbeit ist für die effektive Vertretung 
der Belange der Kolleginnen und Kollegen unerlässlich, um öffent­
lich Gehör zu finden. Je mehr Menschen von der Sicherheit schaffen­
den Wirkung des Vollzuges und von den berechtigten Forderungen 
des Strafvollzuges überzeugt werden können, desto eher wird die 
Politik bereit sein, unsere berechtigten Forderungen Stück für Stück 
zu erfüllen. „Um einer interessierten Öffentlichkeit, aber auch den 
Kolleginnen und Kollegen zu vermitteln, dass eine starke und eigen­
ständige gewerkschaftliche Interessenvertretung unverzichtbar ist, 
hat der BSBD einen Imagefilm erstellt, der sowohl einen Einblick in 
den Vollzug gewährt als auch das Erfordernis zur solidarischen Wahr­
nehmung der eigenen Interessen betont. 
Der Imagefilm kann unter www.bsbd.de aufgerufen werden.

Eine starke Gewerkschaft 

kurzer, heftiger Regenschauer konnten 
wir die Fahrt genießen und hatten un-
seren Spaß, mit den Tücken des Flusses 
und unserer Kanus. Besondere Freude 
verbreiteten immer wieder die Wehre, 
wo sich die Frage stellte, drum- herum-
tragen oder fahren ? Logisch, alle sind 
gefahren. Das war schon aufregend, 
manch einer suchte aus sportlichem 
Ehrgeiz auch die schwierigere Route. 

Kurz vorm Ziel wurde uns empfohlen, 
doch mal auszusteigen, besser war’s. 
Obwohl, nach fast zwei Stunden war 
sowieso keiner mehr trocken. Reinge-
fallen ist niemand, und man soll sein 
Glück ja nicht allzu sehr strapazieren. 
Insgesamt ca. 2 ½ Stunden waren wir 
wohl unterwegs und es war wirklich ein 
riesen Spaß. Eiszapfen an der Nase hat-
te auch keiner, wobei, gewundert hät-
te es uns nicht. Ausklingen ließen wir 
diesen wirklich besonderen „Wander-“ 
Tag bei Alexandra im Warmen und Tro-
ckenen, bei Thüringer Bratwürsten und 
ein paar guten Kaltgetränken. Alles in 
allem ein ganz besonderes Erlebnis, das 
man gerne auch bei schönem Wetter 
mal machen könnte… Aber, bei schö-
nem Wetter paddeln kann jeder. Danke 
an dieser Stelle an die Organisatoren, 
Helfer und Sponsoren. 

Falk Notroff, OV GoldlauterFo
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Werben Sie für Ihre  
Fachgewerkschaft ...

... und der dbb belohnt Sie mit  
einem Wertscheck und verlost  
unter allen Werbern zusätzlich  
einen attraktiven Sonderpreis. 
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